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DEN PARTEIEN. 



Vorrede. 



JJas vorKegende Bach habe ich eine Streitschrift ge- 
nannt nicht um damit herauszufordern, sondern um einen 
unvermeidlichen Charakterzug seines Inhaltes zu bezeichnen 
und es an seinen rechten Platz zu stellen. Eine Streit- 
schrift ist es auch nicht im literarischen Sinne. Seine 
Polemik bezieht sich der Absicht nach nicht auf Erschei- 
nungen der politischen Literatur sondern auf Systeme und 
Richtungen des politischen Lebens , und wenn dieselbe sich 
mit einem Schriftsteller beschäftigt , geschieht es nur weil 
dieser in irgend einem Urtheile sich als Vertreter einer 
Ansicht zu erkennen gibt die zur Kennzeichnung wirk- 
licher Zustände und praktischer Bestrebungen gehört. 

Meine Schrift streitet gegen praktische Zeitrichtungen 
und auf der Bühne des wirklichen Lebens sich bewegende 
Parteien. Wenn ich aber dabei einen theoretischen Stand- 
punkt einnehme auf welchem ich mich in der Beurtheilung 
dieser historischen Mächte mehr oder minder isolirt sehe, 
so bin ich weit davon entfernt mich damit überheben zu 
wollen. Mein Standpunkt ist nicht von mir geschaffen. Er 
hat seine philosophischen und naturwissenschaftlichen Be- 
gründer ^ zu denen ich nicht gehöre. Mit dem politischen 
Leben haben sich indessen diese nicht ernsthaft beschäftigt. 
Wenn ich hier den Versuch mache dies zu thun, kann ich 
eine vielfältige Polemik nach den verschiedensten Seiten 
nicht umgehen. Das habe ich andeuten wollen. 
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Was diesen Standpunkt selbst betrifft, so würde ich 
nichts dagegen einzuwenden haben wenn derselbe als poli- 
tischer Darwinismus bezeichnet würde. Nur müsste ich mich 
dagegen verwahren damit eine materialistische Weltansicht 
geltend machen zu wollen. £s gibt einen idealistischen so 
gut wie einen materialistischen Darwinismus. Die Hypothese 
einer fortlaufenden Entwickelung der organischen Welt durch 
Vererbung individueller Lebenserrungenschaften hat ihre 
Anwendung auf die geistigen wie auf die leiblichen Kultur- 
fortschritte. Diese Hypothese ist bekanntlich lange vor 
Darwin denkenden Menschen durch den Kopf gegangen, 
welchen es klar geworden dass ohne dieselbe weder die 
Entstehung noch die aufsteigende Kultur des Menschen- 
geschlechtes ein Gegenstand theoretischer Forschung sein 
kann, und sie hat auch lange vor Darwin ihren Einfluss 
auf die Beurtheilung der Menschengeschichte ausgeübt. Be- 
rühmte Anläufe zur Theorie der Geschichte der Menschheit 
sind nichts anderes als unklarer und schüchterner Dar- 
winismus gewesen. Nachdem aber der englische Natur- 
historiker die Hypothese zum ersten Male scharf in's Auge 
gefasst, zu ihrer Begründung einen werthvoUen Schatz von 
Thatsachen gesammelt, der ganzen Naturforschung einen 
neuen Anstoss gegeben und damit der Urheber einer zum 
ersten Male als Problem klar in das wissenschaftliche Be- 
wusstsein tretenden allgemeinen Biologie geworden, ist die 
kritische Kleinmeisterei in Gesellschaft von Neid und Eifer- 
sucht gekommen, und hat behauptet die wissenschaftliche 
That des Mannes bestehe in einem ungenügenden Versuche 
zur Lösung eben des Problems, welches er doch überhaupt 
zuerst mit wissenschaftlicher Bestimmtheit hingestellt, und 
mit welchem seine Verkleinerer selbst sich nur beschäftigen 
weil er sie dazu angeregt hat. Eine naturwissenschaftliche 
Zelebrität alter Schule hat behauptet „die Darwin'sche 
Lehre" suche „die gesammte Welt als Wirkung unzu- 
sammenhängender Ursachen'^ darzustellen; — der verdiente 
Veteran seinerseits ist im Glauben an „die Zielstrebigkeit 
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in den Wirksamkeiten der Natur'' und in der Selbst- 
täuschung gestorben mit diesem Glauben ein entschiedener 
Gegner Darwin's zu sein. Wenn aber dieser in weiser 
Selbstbeschränkung nur den äusseren Ursachen organischer 
Gestaltungen nachgeforscht hat^ so folgt daraus weder dass 
er diesen Ursachen einen kosmischen Zusammenhang ab- 
spreche, noch dass er die Wirksamkeit innerer Lebenstriebe 
leugne durch welche in jedem einzelnen Falle der Erfolg 
der äusseren Einwirkung bestimmt ist. !Für eine idealistische 
Weltansicht — welche überhaupt keine unzusammenhängen- 
den Ursachen gelten lassen kann — ist der Darwinismus 
eine grosse Eroberung, und in diesem idealistischen Sinne 
verstehe ich den politischen Darwinismus. Er stellt die 
Politik unter den Gesichtspunkt der allgemeinen Biologie, 
macht ihre Aufgaben zu einer bewussten Betheiligung der 
dem sittlichen Organismus der Menschheit unentbehrlichen 
Vielheit suveräner Zweckgemeinschaft an dem biologischen 
Verlaufe der Entwickelung des Menschengeschlechtes. 

Ich lasse nicht ausser Acht dass eine allgemeine Bio- 
logie einer metaphysischen Begründung bedarf Unsere 
Philosophie indessen hat dafür sogar schon früher gesorgt 
als Naturwissenschaft und Kulturwissenschaft in der Lage 
gewesen sind davon Gebrauch zu machen. Erst durch die 
Gedankenarbeit Eduard's von Hartmann sind beide in diese 
Lage gekommen. Erst aus der Unterordnung der Deszen- 
denzlehre unter die Erkenntniss einer nicht sowohl „un- 
bewussten" als vielmehr „überbewussten" Weltvernunft — 
Herbert Spencer hat den besseren Ausdruck gewählt. — 
kann eine allgemeine Biologie Ergebnisse von ethischem 
und politischem Werthe schöpfen, weil erst in diesem Zu- 
sammenhange eine richtige Schätzung der Individualität als 
einer Durchgangsform des allgemeinen Lebensprozesses in 
der Menschenwelt und eine richtige Würdigung der Macht 
als des schlechthin politischen Prinzipes möglich wird — 
eine Schätzung und Würdigung ohne welche gar kein rich- 
tiges politisches Urtheil möglich ist. Ich hebe die grosse. 
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Bedeutung Haxtmaun's in dieser allgemeineren Beziehung 
um so lieber hervor^ je mehr ich Veranlassung gehabt habe 
mich gegen einige seiner Urtheile über politische Dinge zu 
erklären, welche mit nichten nothwendige Folgerungen aus 
seiner Grundansicht sind. 

Dass ich in solchen praktischen Einzelheiten mich mit 
einem um die politische Doktrin so verdienten Manne wie 
Bluntschli vielfach in Uebereinstimmung gelinden , ist mir 
nicht weniger schmeichelhaft gewesen als dass ich in anderen 
von ihm abweiche. Sollten ihm durch einen mir günstigen 
Zufall diese Blätter zu Gesicht kommen^ so möchte ich ihn 
bitten bei einer neuen Auflage seiner ^^Lehre vom modernen 
Stat'^ es zu würdigen dass es nicht recht ist einen Schrift- 
steller wegen dreissig Jahre alter Urtheile neuerdings zu 
tadeln ; ohne zu erwähnen dass der nämliche Schriftsteller 
schon vor sechzehn oder mehr Jahren in einem späteren 
Werke sich selbst sehr eingehend berichtigt hat. Dass 
jedoch der berühmte Gelehrte, wie ich erst neuerlich wahr- 
genommen, sich bewogen gefunden hat einen in früheren 
Auflagen seines „Allgemeinen Statsrechts" gegen mich ge- 
richteten unschönen Ausfall in den späteren Auflagen zu 
unterdrücken, ist mir um so erfreulicher gewesen, als da- 
durch sein verdienstvolles Werk entschieden an Eleganz 
gewonnen hat. 

Es ist eine ungünstige Stellung fiir einen politischen 
Schriftsteller zu keiner der anerkannten Parteien zu ge- 
hören. Ich befinde mich in dieser Stellung und bin mir 
des Nachtheiles bewusst. Möge man es mir darum nicht 
verargen dass ich als allgemeine captatio benevolentiae dieses 
Buch den Parteien widme. 

Algier im November 1877. 

Froebel. 
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Der allgemeine Inhalt der politischen Thätigkeit. — Sie hat nach 
sittlichen Ideen die Welt durch die Welt zu gestalten. Der Stat darin 
kein technisches Mittel, sondern ein ethischer Zweck. Dieser nur in 
einer Mehrheit von Staten zu erreichen. Ein Stat ist kein Stat. Der 
Weltstat keine Hoffnung sondern eine drohende Gefahr. Staten sind 
Kulturmächte mit besonderen historischen Berufen. Berufskonflikte 
und Machtentscheidungen. Das Machtbedürfniss wächst mit den 

Kulturzwecken. 



Oowie der menschliche Qeist sich bis zum Bewusstsein 
gesellschaftlicher BedürMsse erhoben hat^ sind in ihm Vor- 
stellungen Wünschenswerther Zustände der Gesellschaft 
lebendig; welche^ je nach der erlangten Bildungsstufe, einen 
verschiedenen technischen und sittlichen Werth haben, 
immer aber zu den mächtigsten Triebfedern des Willens 
gehören. Für den höher entwickelten praktischen Geist 
gestalten sich diese Vorstellungen zu Forderungen der Ge- 
rechtigkeit und Freiheit; welche, so verschieden der Grad 
ihrer Vemünftigkeit und Reinheit sein mag, innerhalb der 
Grenzen erkannter oder erträumter Möglichkeit eine un- 
bedingte Geltung haben. In einem idealen Zustande der 
Gesellschaft werden sie verwirklicht gedacht, und soweit 
die reale Welt ihnen nicht Genüge leistet, sind sie der un- 

Fröbel, Politik. 1 



abweisbare Massstab politischer Werthschätzung und der 
nie ruhende Antrieb politischer Bewegung. 

Diesen Forderungen stehen auf zweifache Weise die 
Thatsachen der wirklichen Welt entgegen: als unabänder- 
liche Schranken und als überwindbare Hindernisse. Ab 
unabänderliche Schranken gehören sie einer höheren Ord- 
nung der Dinge an^ und beanspruchen eine Unterordnung 
des menschlichen Urtheils und Willens, deren Machtlosig- 
keit in den Idolen und Idealen der Religion eine Er- 
gänzung sucht; — als überwindbare Hindemisse fordern 
sie eine sittliche Arbeit heraus^ welche in ihrer gesellschaft- 
lichen Organisation die allgemeine Aufgabe der Politik ist. 

Diese Arbeit setzt sich das fortlaufende Ziel, innerhalb 
der Grenzen menschlicher Möglichkeit die Welt nach 
menschlichen Idealen und Zwecken zu gestalten. Wie jede 
Arbeit aber braucht sie ausser der leitenden Idee die beiden 
Erfordernisse des Materials und des Werkzeuges, und diese 
stehen ihr nur in den Thatsachen eben dieser Welt zu Ge- 
bote, gegen deren unbefriedigenden Zustand sie dieselben 
benutzen will. Nach leitenden sittlichen Ideen die Welt 
durch die Welt zu gestalten, ist also, etwas näher bestimmt, 
die Aufgabe der Politik. Es ist die Aufgabe der Kultur, 
insofern dieselbe durch den Stat zu lösen ist. 

Die Welt ist kein Zustand, — sie ist die Erscheinung 
eines Vorganges: die in stetem Flusse befindliche Entwicke- 
lung des Lebens, in welcher das ewige Wesen der Dinge 
sich darstellt. Im Verlaufe der grossen kosmischen Pro- 
zesse und der kleinen Menschengeschichte ist die Methode 
derselben zu suchen, deren Erkenntniss fiir uns immer nur 
eine beschränkte und mangelhafte sein wird. An dem all- 
gemeinen Verlaufe aber, sei er begriffen oder nicht be- 



griffen, betheiligt sich die politische Arbeit innerhalb des 
bescheidenen Spielraumes des bewussten menschlichen 
Handelns, und für diese Betheiligung gibt es eine erkennbare 
Methode, — eine Methode welche zwar selbst mit in der 
allgemeinen Entwickelung begriffen ist, aber darum nicht 
minder ihre sich gleichbleibenden Grundregeln hat. Aller- 
dings ist die Welt im Flusse . des sich entwickelnden Lebens 
in jedem Zeitpunkt eine andere ; die politische Arbeit hat 
es darum in jedem Zeitpunkte mit anderen Thatsachen zu 
thun; und da zugleich ihre leitenden Gedanken im Flusse 
sind, müssen ihre Aufgaben sich immer anders gestalten. 
Durch das menschliche Wesen und die allgemeine Natur 
des States jedoch sind Grundformen ihres Verfahrens ge- 
geben, die für das politische Leben sind was die*Natur- 
gesetze für die komischen Vorgänge: — das sich gleich- 
bleibende in der Veränderung. 

Die Theorie dieser Methode hat ein ethisches und ein 
technisches Element : — ein ethisches in der Beziehung auf 
die Zwecke der Politik, welche im letzten Ziele auf die 
Befriedigung der sittlichen Forderungen gerichtet sind; ein 
technisches in der Beziehung auf die dazu dienlichen Mittel. 
In der wirklichen politischen Arbeit lassen sich beide nicht 
auseinander halten, weil Zwecke und Mittel sich gegenseitig 
bedingen. Während politische Zwecke thöricht sind, zu 
deren Erreichung die Mittel fehlen, sind poUtische Mittel 
unsittlich und verwerflich in deren Anwendung der all- 
gemeinere Zweck geschädigt wird oder verloren geht. 

Wenn gegen den Traum eines durch allgemeine Tugend, 

Gerechtigkeit und Liebe möglich werdenden statlosen Zu- 

Btandes der menschlichen Gesellschaft, — einen Traum der 

immerhin als Vorstellung seinen praktischen Einfluss aus- 
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übt, — die Unentbehrlichkeit statlicher Gewalt und Ord- 
nung aus der sittlichen Unvollkommenheit der menschlichen 
Natur herzuleiten unternommen wird, so macht die in 
ihrem innersten Grunde verfehlte Beurtheilung den Stat zu 
einem Nothapparate, welcher zwar einem sittlichen Zwecke 
dient; aber selbst nur einen technischen Werth hat; — 
jBinen Werth der mit der Grösse des Nothstandes und der 
Brauchbarkeit des Auskunftsmittels steigt und fiillt. 

Der ])olitische Individualismus hat vom State ungefähr 
diese Ansicht Vom antipolitischen Sozialismus unterscheidet 
er sich nur durch seinen Unglauben in Bezug auf die Ent- 
behrlichkeit des ihnen beiden gleich widerwärtigen States. 
Mit dem Massstabe gesellschaftlicher Nützlichkeit aber kann 
zwar der verhältnissmässige Werth bestimmter politischer 
Zustände, nicht jedoch die sittliche Bedeutung des States 
überhaupt gemessen werden. Wäre der utilitarische Stand- 
punkt für diese Schätzung der richtige^ dann müsste der 
Stat in den rohesten Zuständen der menschlichen Gesell- 
Schaft den höchsten Werth haben^ und mit der zunehmen- 
den Bildung müsste er immer überflüssiger werden und im 
Werthe sinken. In Wahrheit aber ist es umgekehrt. Die 
Menschheit hat sich aus der Kohheit des statlosen Zustandes 
herausgearbeitet Mit der steigenden sittlichen ^ intellek- 
tuellen und technischen Bildung erhebt sich der Stat zu 
immer höherer Würde und Bedeutung, und stellen sich der 
Politik inmier höhere Stiele und grössere Aufgaben dar. 
Mit der Veredelung des Menschengeschlechtes veredelt sich 
auch der Stat; und je höher die Stufe ist welche die 
Menschheit erreicht; um so weniger sind statlose Zustände 
denkbar. 

Der Stat ist nicht ein technisches Mittel, sondern ein 



sittlicher Zweck. Die Erkenntniss dieser Grrondwahrheit 
der Politik ist die Voraussetzung ihres richtigen Betriebes. 
Die zweckhafte Stellung des States im sittlichen Organis- 
mus der Menschheit ist aber durch die Suveränetät bestimmt. 
Der Stat ist suveräne Zweckgemeinschaft^ und ab solche 
ein sittliches Wesen fUr dessen Leben und Thaten im prak- 
tischen Sinne kein ausser ihm oder über ihm stehender 
Oesetzgeber und Richter vorhanden ist. In seiner Su- 
veränetät verwirklicht sich objektiv und pragmatisch die 
freie sittliche Selbstbestimmung; welche ausserdem nur sub- 
jektiv für das individuelle ürtheil besteht Dieser Vorzug 
ist das was dem State seinen hohen sittlichen Rang 'und 
seine Würde gibt. Der Stat allein ist in diesem objektiv- 
pragmatischen Sinne sein eigner Q-esetzgeber und Richter, 
sowie der Vollstrecker seiner eignen Gesetze und Richter- 
sprüche^ die er nach innen und aussen mit Gewalt geltend 
zu machen berufen ist. Er ist in diesem Sinne nur sich 
selbst verantwortlich; — und diese Stellung kommt so aus- 
schliesslich ihm allein zu, dass jede Gemeinschaft von 
Menschen der es gelingt dieselbe zu gewinnen^ eben da- 
durch die Natur des States annimmt. Der Kritik vcmi 
Standpunkte sei es der Wissenschaft oder des Glaubens^ 
wird damit ihr Recht nicht benommen. Wie die ganze 
Wirklichkeit, muss auch der Stat sich gefallen lassen, nach 
wissenschaftlichen Theorien und religiösen Vorstellungen 
beurtheilt und beziehtmgsweise verurtheilt zu werden. 
Aber diese Kritik kann nur die Bedeutung eines theoreti- 
schen Ausspruches geltend machen, welcher höchstens den 
praktischen Werth eines Gutachtens hat, und welchen der 
Stat berücksichtigen oder unberücksichtigt lassen kann, je 
nachdem er dazu in sich selbst die Beweggründe findet. 



So kann einer kirchlichen Zensur die Berechtigung nicht 
abgesprochen werden; nur kann dieselbe eben auch nicht 
über die Bedeutung hinaus^ ein Gutachten vom Standpunkte 
religiöser und sittlicher Ueberzeugungen zu sein, welches 
beachtet oder nicht beachtet werden mag. Masst sich da- 
gegen die Kirche ein praktisches Richteramt an^ dann über- 
schreitet sie ihre Grenzen^ tritt auf das Gebiet des States 
über und wirft mit mehr oder minder Entschiedenheit, wie 
mit dem ganzen Systeme des kanonischen Rechtes, sich 
zum Gegen- oder Oberstate auf. 

Seines sittlichen Wesens kann der Stat nur in einer 
Gesellschaft von Staten sich bewusst werden und nur in 
solcher Gesellschaft kann er es entwickeln und bethätigen. 
Das Zwecksystem der suveränen Gemeinschaft aus welcher 
der Stat besteht, kann als gemeinsames Lebensprinzip nur 
durch den Gegensatz anderer suveräner Gemeinschaften 
mit eigenen Zwecksystemen in das Bewusstsein treten. Es 
gibt allerdings Zwecke, welche der ganzen Menschheit ge- 
meinsam sind, und die verschiedenen nationalen Zweck- 
systeme sind auch bestimmt, sich einem allgemein mensch- 
lichen Zwecksysteme unterzuordnen, in welchem die sittlich- 
technische Ordnung der Menschenwelt besteht. Soll aber 
in dieser Ordnung das freie ürtheil und die freie Selbst- 
bestimmung zur Geltung kommen, so ist das nur im gegen- 
seitigen Verhältnisse suveräner Gemeinschaften, also nur in 
einer Mehrheit von Staten möglich* An dem der ganzen 
Menschheit gemeinsamen Gegensatze der Kidtur gegen die 
Natur kann sich, so lange ihm keine Gegensätze innerhalb 
des Reiches der Kultur selbst zu Hilfe kommen, nur eine 
technische, nicht aber eine ethische Gemeinschaft und Lebens* 
Ordnung entwickeln. 



Physische Grenzen kann einem State die Natur^ poli- 
tische kann ihm nur ein anderer Stat setzen ; aber gerade 
dieser bedarf er^ um eine politische Aussenwelt um sich zu 
haben mit der er in Wechselwirkung steht und in welcher 
er seine Suveränetät bethätigen kann. Ohne auswärtige 
Politik kann ein Stat so wenig sein Wesen entwickeln und 
darstellen wie der einzelne Mensch ohne Beziehung zu 
anderen Menschen. 

In einem Zustande der Menschenwelt wie der heutige, 
in welchem für einen Stat keine räumliche Isolirung mehr 
bestehen kann^ wäre die Möglichkeit politischer Einsamkeit 
nur im Universalstate gegeben^ wenn eben dieser selbst 
möglich wäre. ^ Der Gedanke aber wirkt, ganz abgesehen 
von der Frage, ob er jemals verwirklicht werden könne, 
als falsches Ideal und stiftet praktisches Unheil. .Wäre 
seine Verwirklichung möglich, so würde durch dieselbe die 
Menschheit als politisches Wesen sich in die wenig wün- 
schenswerthe Lage eines Robinson auf einsamer Insel ver- 
setzt sehen. Unsere Erdkugel wäre fiir sie diese im Welten- 
raume schwinmuende Insel, auf welcher sie zu trost- und 
hoffnungsloser Einsamkeit verdammt wäre. Sie entgeht 
diesem Gefühle, welches den Erdumsegler wie den Astro- 
nomen, und auch schon den Beisenden auf seinen Fahrten 
über mehr als einen Welttheil beschleichen und ungemüth- 
lieh stimmen mag, nur dadurch, dass sie sich in der Politik 
eine Mehrzahl von Wetlen schafft, welche mit einander in 
Verkehr treten. Nur durch die Vielheit der Staten entgeht 
das Menschengeschlecht dieser Lage und diesem Gefühle 
einer trostlosen Oede. 

Dass wichtigste indessen bleibt, dass in der Verwirk- 
lichung des Universalstates der Stat überhaupt sein Wesen 
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vernichten würde. Dieses besteht in der Suveränetät^ welche 
sich nur in der gegensätzlichen Gesellschaft einer Mehrzahl 
wirklicher Suveränetäten bethätigen kann, weil sie dazu 
einer äusseren so gut wie einer inneren politischen Welt 
bedarf. Ein Stat — kann man sagen — ist kein Stat, 
weil eine Suveränetät keine Suveränetät ist. Der Universal- 
stat ist demnach kein politisches Ideal^ — nicht ein Ziel 
und eine Hofihung der Menschheit, sondern eine sie be- 
drohende Gefahr^) und die Vielheit suveräner Zweck- 



]) „Der Weitstat oder das Weltreich*' — sagt Bluntschli — 
„ist das Ideal der fortschreitenden Menschheit'* (die Lehre vom 
modernen Stat, I, S. 27 £f.) und am Schlüsse der Anmerkung S. 36 
äussert er: „Ich weiss, dass die Meisten der Mitlebenden diese Idee 
für einen Traum halten.*' Für mich hätte das an sich gar nichts zu 
sagen, denn es gibt sehr verständige Träume, die auch in Erfüllung 
gehen; nur leider gibt es auch unverständige. 

Uebrigens hat Bluntschli einen Glaubensgenossen, welcher der 
politischen Autorität die philosophische hinzufügt, an Eduard von 
Hartmann. Im föderativen Universalstate sieht auch dieser das Ziel 
der politischen Entwickelung des Menschengeschlechtes. Bei dem 
wohlbegründeten Einflüsse, welchen Hartmann heute auf die Rieh, 
timgen der Geister ausübt, bedaure ich, dass ihm hier, wie in einigen 
anderen Beziehungen auf welche ich zu sprechen kommen muss, ein 
unpolitisches und darum doch wohl auch unphilosophisches Urtheil 
entschlüpft ist. Das Ziel der politischen Entwickelung würde hier- 
nach die Aufhebung der Politik und ihr Uebergang in den univer- 
sellen Sozialismus sein, ein Vorgang von welchem bekanntlich auch 
die Sozialisten träumen, ohne sich klar zu machen, dass die Auf> 
lösung des States in die Gesellschaft nur die Versteinerung der Ge- 
sellschaft im State zur Folge haben könnte, wofür das indische Casten- 
wesen ein annäherndes Beispiel gibt TVas aber wäre dann weiter 
für Hartmann das Ziel der sozialen Entwickelung? — doch wohl am 
Ende auch die Aufhebung des Sozialismus und sein Uebergang in 
den Nihilismus? — Das wäre freUich sehr konsequent pessimistisch, 
und das Ende der Staten wäre schon ein grossier Schritt zum Ende 
der Welt. Der Politiker ist nur eben dazu da die Welt erhalten zu 
helfen, wie der PhUosoph sie zu verstehen. 



gemeinschaften ist die Grundlage des sittlichen Organismus 
der Menschheit. 

Der Widersinn; welcher in dem Gedanken des Uni- 
versaJstates liegt, wird nicht dadurch gemildert, dass man 
sioh denselben als eine Föderation denkt. Viel ist in 
unseren Tagen von einer praktischen * Organisation des 
Völkerrechtes die Rede gewesen, durch welche ein oberstes 
Schiedsgericht der Menschheit geschaffen, zwischen Nationen 
Kecht gesprochen und der Krieg aus der Welt verbannt 
werden soll. Es ist klar, dass damit der föderative Uni> 
versaktat erstrebt wird, in welchem den Partikularstaten 
nur noch die Stellung und der politische Rang von Pro- 
vinzen oder Kantonen mit zugemessener Autonomie bliebe, 
— eine Stellung und ein Rang, auf welchen der Stats- 
begriff (Ow State of New- York u. s. w) in der nordameri- 
kanischen Union allerdings schon herabgesunken ist. Man 
könnte nun versucht sein, es als Analogen geltend zu 
machen, dass doch auch der einzelne Mensch sein Wesen 
innerhalb der staüichen Ordnung darzustellen habe, — 
weshalb nicht der Partikularstat das Statswesen in der 
Unterwerfung unter eine politische Organisation des ganzen 
Menschengeschlechtes, welche als civitas mcmma den uni- 
versellen Statenstat herstellt? — 

Die Analogie ist eine mangelhafte und verleitet zu 
einer falschen Beurtheilung. 

Der einzelne Mensch ist erst innerhalb der statlichen 
Ordnung ein rechter Mensch, wogegen der Stat erst bei 
voller Unabhängigkeit ein rechter Stat ist. Ein suveränes 
Individuum zu sein, ist nicht die Bestimmung des Menschen, 
aber eine suveräne J^acht zu sein, ist die Bestimmung des 
States. Eine mehrfache Suveränetät kann der Stat als 
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reales Wesen nicht in sich brauchen und dulden ; die Mensch- 
heit als ideales Wesen bedarf dagegen zur Entfaltung gerade 
dieses Wesens einer Mehrzahl suveräner Gemeinschafken, 
durch welche die freie sittliche Selbstbestimmung zu prak- 
tischer Bethätigung in objektiver Geltung gelangt. Die 
Suveränetät des Individuums ist ein unpolitischer oder anti- 
politischer Gedanke ; die Suveränetät des States aber ist die 
Grundlage und der Ausgangspunkt aller Politik. Es zeigt 
sich also, dass in Bezug auf das Verhältniss von Vielheit 
und Einheit für die Gesellschaft der Menschen und die Ge- 
sellschaft der Staten entgegengesetzte Bestimmungen gelten, 
und es ist lehrreich zu sehen, wie von einer verkehrten 
Weltansicht dieselben verwechselt werden. Der liberale 
Individualismus, welcher in die Suveränetät des Individuums 
ausläuft, ist zugleich das System in welchem die in den 
Universalstat auslaufende Forderung internationaler Gerichts- 
barkeit am lebendigsten hervortritt. Wir werden auf die 
Logik der Unvernunft in der verkehrten Welt gewisser 
Doktrinen noch öfters stossen. 

Dem Gedanken des Universalstates liegt bei alledem 
ein Bedür&iss zu Grunde: — das Bedürfiaiss, der idealen 
Einheit unseres Geschlechtes einen objektiven Ausdruck zu 
geben und praktische Wirksamkeit zu verschaffen. In dem 
Streben, dieses Ziel durch den Universalstat zu erreichen, 
wird nur der Irrthum begangen, dass die ideale Natur 
dieser Einheit verkannt wird, deren objektive Darstellung 
nur eine symbolische und deren Wirksamkeit nur eine 
theoretische sein kann. Auf realem und praktischem Boden 
konunt dieselbe nur vermittelt durch den Verkehr der In- 
dividuen und einer Mehrheit von Staten zum Ausdrucke, — 
einen Verkehr, in welchem der Mensch den Menschen und 
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der Stat den Stat als Seinesgleichen anerkennt; als ideales 
Prinzip dagegen gehört sie in den Qedanken- und Vor- 
stellungskreis der Religion^ und nur in der religiösen^ nicht 
in der politischen Gemeinschaft kann sie äussere Gestalt 
annehmen^ — nicht als Stat^ sondern nur als Kirche lässt 
sie sich in einem lebendigen Organismus dargestellt denken. 
Das Streben nach Universalität liegt im innersten Wesen 
der Kirche ebenso begründet wie das Streben nach parti- 
kularer Individualität im innersten Wesen des States. Darf 
man sagen: ein Stat ist kein Stat, — so darf man hinzu- 
fiigen: aber viele Kirchen sind keine Kirche, d. h. insofern 
nicht in jeder der vielen Kirchen das Bewusstsein lebendig 
ist, ein Weg zum Ziele der allgemeinen Kirche zu sein. 
Kirchen aber, welche absichtlich sich national beschränken 
wollen, sind ein Widerspruch gegen sich selbst und ein 
Widersinn in der Idee. Auf die koustituirten nationalen 
Religionssysteme von denen die Geschichte weiss, das 
jüdische eingeschlossen, wird darum auch der Begriff der 
Kirche gar nicht angewandt. Die Einheit und Universalität 
der Kirche aber soll eine geistige, eine ideale sein, und nur 
auf dem geistigen Wege idealer Bildung kann die Mensch- 
heit sich dem Ziele nähern. Der Weg gewaltsamer Aus- 
breitung, welcher im allgemeinen dem Wesen des States 
nicht widerspricht, ist fiir die Kirche ein Abfall von der 
Idee, gerade so wie die nationale Beschränkung. Im idealen 
Sinne, und nach der Idee von Stat und Kirche, liegen daher 
alle Staten in der aUgemeinen Kirche der Menschheit, und 
in diesem Sinne — aber auch nur in diesem — ist es nicht 
falsch, in der Kirche die einzig mögliche civitas mcumma zu 
erkennen, deren symbolische Darstellung zu sein auch die 
auf höheren Stufen des kirchlichen Bewusstseins stehenden 
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beschränkten Religionsgemeinschaften in der That beab- 
sichtigen. 

Soweit die kirchlichen Gemeinschaften in die realen 
Verhältnisse des äusseren Lebens treten, also ftir die PoUtik; 
ist das Verhältniss freilich umgekehrt, und es wird dies im 
Verfolge zur näheren Betrachtung kommen. Hier hat nur 
sollen nachgewiesen werden, dass das politische Leben nicht 
der Boden ist, auf welchem die Einheit des Menschen-, 
geschlechtes ^ur Darstellung gebracht werden kann, daas 
also der Gedanke des Universalstates ein verfehlter ist, und 
dass eine Vielheit von Staten, als Voraussetzung des Su-i 
veränetätscharakters, schlechthin die Voraussetzung • de)*' 
Politik ist. 

In dieser Vielheit ist dem einzelnen State durch seine 
geographische Lage, die Ausdehnung und Natur seii^s Ge- 
bietes, die Kopfzahl, das Naturell und den Kulturchaifakter 
seines Volkes, durch sein Schicksal und den Gang seiner 
Geschichte, eine bestimmte Stellung, ein bestimmter politi- 
scher Charakter, ein bestimmter historischer Beruf ange- 
wiesen. Im Zusammenhange der weltgeschichtlichen Vor- 
gänge hat er als Kulturmacht seine besondere Aufgabe zu 
vollbringen, seinen bestimmten Antheil an der politischen 
Arbeit des Menschengeschlechtes zu verrichten. 

Das Bewusstsein eines solchen Berufes gibt die Mög- 
lichkeit einer planmässigen Politik, indem es zum treibenden 
und leitenden Gedanken eines politischen Systemes wird 
und der statsmännischen Thätigkeit ihre Ziele setzt. Nur 
würde es ein Missverständniss sein, den Beruf des States 
jemals in etwas anderem als der Entwickelung, Kultivirung, 
Darstellung und Geltendmachung seines eignen besondere 
Wesens zu suchen, und die ErfttUung desselben als ein 
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äosserliches Geschäft zu verstehen, durch welches ein ihm 
selbst fremder Zweck verwirklicht werden solle. Diese Er- 
föllung geht durch die Bethätigung seines Charakters vor 
sich; und das Berufsbewusstsein ist nichts anderes als das 
aus Selbstkenntniss entspringende politische Selbstbewusst- 
sein. Auch der kleinste und unbedeutendste Stat kann sich 
zu einem solchen erheben^ und sich klar machen, zu welcher 
Mitarbeiterschaft an dem aUgemeinen Werke menschlicher 
Kultur er durch seine besonderen Fähigkeiten^ seine Lebens- 
bedingungen und das Mass seiner Kraft bestimmt ist. In- 
dessen wird vor der Ausbildung eines so klaren politischen 
Selbstbewusstseins in einer Nation ein mehr oder minder 
richtiges Selbstgefühl wirksam sein können ^ und unklare 
politische Triebe werden der bewussten Politik vorausgehen 
und, solange sie lebendig bleiben^ ihr neuen Inhalt zufUhren. 
Die bewusste Thätigkeit ist auch in der Politik zwar die 
kulturmässig höhere^ aber immer die sekundäre Lebensform. 
Die Aufgabe des Statsmannes ist es^ diese Triebe zu ver- 
stehen und zu würdigen, nach gewonnener Erkenntniss und 
Einsicht sie zu diszipliniren und auf die vernünftigen und 
kulturgemässen Zwecke zu lenken. 

In allem dem kann es nicht an Verkennung und Ver- 
irrungen fehlen. Der Verlauf der Geschichte entscheidet 
darüber und lässt weder Selbstüberschätzung noch Ver- 
nachlässigung historischer Pflichten ohne die aus der natür- 
lichen Verkettung der Begebenheiten entspringende Be- 
strafung. Treten in der Gesellschaft der Staten verschiedene 
Eulturcharaktere und Ansprüche einander in den Weg, 
dann hat die Stärke zu entscheiden, welcher von ihnen 
Platz machen muss und welchem die Bahn frei zu lassen 
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ist und ein Qottesurtheil fällt den Bichterspruch über 
suveräne Mächte. 

Die Geschichte des Menschengeschlechtes enthält eine 
fortlaufende Reihe solcher Entscheidungen > in denen der 
Rangstreit der Nationen das Plaidoyer vor dem Richter- 
stuhle des historischen Rechtes ist. Unsere eigenen Tage 
haben dafür grosse und folgenreiche Beispiele gesehen und 
andere stehen ihnen bevor. Man wird nicht falsch urtheilen^ 
wenn man sagt, der kulturhistorische Beruf des erneuerten 
Deutschen Reiches sei für die gegenwärtige Periode der: 
dem modernen Gleichheitsschwindel und der demokratischen 
Unbotmässigkeit gegenüber das Prinzip der Autorität im 
Geiste der heutigen Kultur, der gesellschaftlichen Ordnung 
und Disziplin wieder zur Geltung zu bringen, zwischen den 
Verirrungen des Individualismus und Kommunismus ver- 
nünftigen Anforderungen ihr Recht zu verschaffen oder zu 
wahren, einer in der geistigen Entwickelung vorbedingten 
religiösen Neubildung Stätte und Nahrung zu geben, und 
zur Lösung dieser zusammengesetzten und dennoch einheit- 
lichen Aufgabe in dem zwischen den beiden ausserhalb 
liegenden Kulturkreisen von Amerika und Russland ein- 
geschlossenen europäischen Statensysteme die dazu erforder- 
liche Macht zu erwerben und geltend zu machen. Diesen 
Beruf hat es sich selbst auferlegt durch seine Entstehung. 
Den nämlichen Beruf; nach anderen nationalen und histori- 
schen Bedingungen anders, aber mit Bezug auf die Stellung 
zwischen den beiden ausser dem europäischen Systeme 
liegenden Weltmächten mit voller Klarheit, hat das imperia- 
listische Frankreich für sich in Anspruch genommen gehabt, 
und die Nebenbuhlerschaft mit Preussen, in dessen Politik 
das Bewusstsein seiner deutschen Aufgabe, wenn auch mit 
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Unklarheit über die damit verbundeHen europäischen Pflich- 
ten; im voraus wirksam vor^ hat den Krieg von 1870 her- 
vorgerufen; dessen Sinn auf französischer Seite kein anderer 
als der gewesen ist^ der Entstehung des Deutschen Reiches 
zuvorzukommen^ wobei fiir die kulturhistorische Bedeutung 
des Vorganges die äusseren Veranlassungen gänzlich gleich- 
giltig sind. Aber eben diesen Berufe in noch anderem 
Siime verstanden^ nimmt die römische Kirche für sich in 
Anspruch; indem sie die alleinige und allgemeine Quelle 
aller Autorität^ gesellschafÜichen Ordnung und Disziplin zu 
sein behauptet; und damit als Nebenbuhler jedes zu vollem 
politischen Bewusstsein gelangten States auftritt; vor allem 
aber eines solchen; welchem in Folge dieses Bewusstseins 
die Führerschaft des europäischen Systems zufallen muss. 
Einen solchen Stat hatte sie in einem aus der preussi- 
sehen Politik hervorgehenden neuen Deutschen Reiche 
vorzugsweise zu^ befürchten. Sie ist daher mit histori- 
scher Nothwendigkeit dessen Gegner schon vor seiner 
Entstehung gewesen; und hat es für geboten gehalten; 
sich in der Anstiftung des Krieges gegen Deutschland 
mit Frankreich zu verbinden. Die Erklärung der päpst- 
lichen Unfehlbarkeit und die französische Kriegserklä- 
rung waren die doppelte Eröffnung eines gemeinsamen 
FeldzugeS; den das Papstthum; nach der Niederlage Frank- 
reichs auf sich selbst beschränkt, als kirchlichen Guerilla- 
krieg fortzusetzen für gut befunden hat. Vorher hatte im 
Kriege von 1866 Preussen die Nebenbuhlerschaft Oester- 
reichs in Deutschland aus dem Felde zu schlagen gehabt^ 
ein Vorgang; welcher kulturhistorisch nur einen Sinn hat; 
wenn er als eine Vorbereitung zu dem französischen Kriege 
und der Zurückdrängung Frankreichs betrachtet wird. 
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Für den weiteren Verlauf der Dinge muss es darauf an- 
kommen, bis zu welchem Qrade der Klarheit das Deutsche 
»Reich sich seinen Beruf zum Bewusstsein bringt und mit 
welchem Grade der Sicherheit in den einzelnen daraus her- 
YOi^henden geschichtlichen Anforderungen es demselben 
Genüge leistet. Historische Unzulänglichkeit müsste neue 
Konkurrenten grossziehen oder alten eine neue Berechtigung 
geben. Die Neigungen nationaler Selbstbeschränkung'können 
dabei nicht in Betracht kommen, denn nichts weiter als für 
sich ungestört dasein zu wollen^ hat gar keine Nation das 
Recht. Staten wie einzelne Menschen dürfen Egoisten sein; 
aber nur^ um zu einem kulturgemässen Wirken nach aussen 
die Kräfte an sieh zu ziehen. 

In gleicher Weise sind die Verhältnisse und Vorgänge 
zu beurtheileU; welche die sogenannte orientalische Frage 
ausmachen. Diese Frage ist fiir die Welt eine Kulturmacht- 
frage^ und durch die Macht allein kann ^ sie beantwortet 
werden^ welche falsche Prätensionen beseitigen wird. 

So wird die Macht zur Vorbedingung kulturmässiger 
Politik. Nur wäre es ein Missverständniss^ Machterwerb 
und Kulturarbeit als zwei ganz von einander getrennte Ver- 
richtungen der Politik zu denken, von welchen jener dieser 
vorausgehen könne. Eine gewisse Macht ist dem State mit 
seiner Entstehung gegeben, da er ohne diese gar nicht ent- 
stehen und sich erhalten konnte. Es musste eine Gewalt 
da sein, welche Menschen zu einer Zweckgemeinschaft zu- 
sammenführte und diese Gewalt musste Anerkennung und 
Ermächtigung finden, wenn ihre Wirkung eine dauernde 
sein sollte. Von da an wächst das Machtbedürfniss des 
States mit seinen Kulturzwecken. Aber die Kultur selbst 
ist die Hauptquelle politischer Macht, — vorausgesetzt, dass 
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sie sich nicht in falsche Richtungen verirrt, in welchem 
Falle sie umgekehrt eine machtvermindemde Wirkung aus- 
übt. Die Macht soll kulturerzeugend^ die Kultur macht- 
erzeugend sein, — darin liegt ein Massstab für den Werth 
beider. 

Machtzwecke und Kidturzwecke, die sich mit ihrem 
Inhalte gegenseitig durchdringen, erschöpfen die Au%aben 
der Politik. Beide grosse Zweckgruppen enthalten indessen 
Bestandtheile verschiedener Art, welche, ebenso wie die 
Kultur als Zweck an sich und die Macht als Zweck an 
sich, gesondert in's Auge ge£5u»st werden müssen. 



Pro bei, Polita. 



Zweites Kapitel. 



Die Territori&lpolitik. — Absolute Territorialität jedes State wesens. 
Der Stat lässt sich nicht verlegen. Stat, Nation, Volk und Horde. 
Land, Statsgebiet und Territorium. Die Benennung des Statsober- 
hauptes nach dem Lande oder State ist die korrekte, nicht die nach 
dem Volke. Der Flächenraum und sein Verhältniss zur Macht. Die 
geometrische Figur und die physische Beschaffenheit des Territoriums. 
Die Natur der angrenzenden Räume: Meer, Wüste, Wildniss oder 
Nachbarstat. Rücksicht auf die Bewohner bei Annexionen. 



Uie unabhängige Selbstbestimmung mehrerer mensch- 
licher Zweckgemeinschaften kann nur bei Beschränkung 
auf bestimmt abgegrenzte Räume des Erdbodens bestehen ; 
ein Recht solcher Selbstbestimmung kann also von der 
übrigen Menschheit immer nur innerhalb bestimmter räum- 
licher Grenzen anerkannt werden. Wenn demnach die 
Unabhängigkeit einer solchen Gemeinschaft aus einer blossen 
Thatsache zu einem ausser ihr geltenden Grundsatze ^ das 
ihr zu Grunde liegende Machtverhältniss zu einem Rechts- 
Verhältnisse, die Gemeinschaft zu einem State werden 
soll; muss diese -letztere einen bestimmten, festen, räumlich 
begrenzten Sitz haben. Ein solcher Sitz als ein bestimmtes 
Stück des Erdbodens ist nicht ein äusseres Erfordemiss für 
den Stat, sondern gehört zu den Bestandtheilen seines 
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Wesens. Es ist ein Irrthum, zu welchem ein rerständiger 
Beurtheiler nur durch die Macht der liberalen Phrase ver- 
leitet werden konnte ^ dass der Stat nicht an eine be- 
stimmte Scholle gebunden sei. Freilich: ^^dieselbe Scholle 
macht nicht den Stat," — weil überhaupt die Scholle nicht 
den Stat macht; daraus folgt jedoch nicht, dass der Stat 
sich auf die Wanderschaft begeben könne, ohne sich in 
eine Menschenhorde aufzulösen, welche erst wieder einen 
Stat bilden kann, wenn es ihr gelingt, sich auf einer neuen 
Scholle niederzulassen und darauf ihre Unabhängigkeit 
geltend zu machen. In der Zwischenzeit würde eine solche 
Menschenhorde unter die Suveränetät jedes States fallen, 
dessen Gebiet sie auf der Wanderung betreten würde. 
Aber auch wenn die Wanderung durch herrenlosen Raimi 
— durch die Wüste oder über das Meer ginge, könnte die 
Menschenhorde nicht ihre Suveränetät mit sich nehmen und 
der auf der neuen Scholle begründete Stat könnte nicht als 
die Fortsetzung und ganz gewiss nicht als der Kechtsnach- 
folger des aufgegebenen alten betrachtet werden. Ein wan- 
derndes Volk steht ausser dem Völkerrechte. Praktisch ist 
diese Wahrheit bedeutungslos, denn die Auswanderung ohne 
Rückstand wird niemals vorkommen, und wenn ein Rück- 
stand da ist, setzt dieser, sei er noch so klein, und gleich- 
viel ob er es zu behaupten vermag, das alte Statswesen 
fort. Theoretisch dagegen ist die Erkenntniss der abso- 
luten Territorialität jedes Statswesens von grosser Wichtig- 
keit, und die Unklarheit darüber verleitet zu politischem 
Unsinn und schliesst eine richtige Fassung politischer Grund- 
begriffe aus. Ohne Territorium gibt es nicht nur keinen 
Stat, sondern auch keine Nation und kein Volk im Sinne 

der Politik. Ein Volk in diesem Sinne ist das Menschen- 

2* 
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material ein^s States, mit welchem aber ohne Territorium 
kein Stat gebildet werden kann. Mit seiner Regierung erst 
auf dem bestimmten Territorium bildet es eine Nation und 
einen Stat^). 



« 1) Bluntscbli halttest an der ihrem Ursprünge nach rein doktri- 
nären und einer Schule asgehörigen Ansicht, dass „Nation'* der natur- 
historische, „Volk'* aber der politische Begriff sei. Sie ist bei ihm 
wohl eine demokratische Schweizerreminiscenz , von der er sich nicht 
hat freimachen können. Er legt zur Begründung den Nachdruck auf 
die Etymologie. Naiio von nosci deute auf Geburt und Rasse. Die 
Lehre vom modernen State I, 91. — Was würde er aber entgegnen, 
wenn gesagt würde, „Volk*' sei einerlei mit vulyus und o/Ao;, heisse 
also so viel wie Pöbel, Gesindel? — In Wahrheit sind Nation und 
Volk beides politische Begriffe. Die Naturgeschichte des Menschen- 
geschlechtes weiss nichts von Nationen und Völkern, sowenig wie die 
der Affen etwas davon weiss, j.uf deren Arten, wie auf die aller oni- 
malia doch auch das nasci passt. Die Naturgeschichte des Menschen- 
geschlechtes kennt Rassen, Stämme, Familien, welche vom State zu 
Nationen verarbeitet werden. Es hat seinen sehr guten Grund, dass 
ein von Bluntschli zitirter italienischer Schriftsteller statt nazione das 
Wort nazionalitä gebraucht hat. Auch französische Schriftsteller, 
z. B. Broglie, haben nation und nationaliU sehr wohl unterschieden. 
Eine Nationalität, in so fern darunter nicht der Nationalcharakter, 
sondern eine Menschengruppe bezeichnet werden soll, ist eine poli- 
tische Velle'ität oder Reminiscenz, wogegen eine Nation so gut wie 
ein Volk eine politische Realität ist. Aber zur Nation gehört auch 
der Fürst und die Regierung; dorn Volke stehen Beide gegenüber, — 
selbst in der Demokratie, die auch ihre Fürsten hat. 

Ich muss bei dieser Erörterung zupjleich auf Eduard von Hart- 
manu's Ansichten zurückkommen, welcher die wunderliche Aeusseruug 
thut, „dass die Suveränetät der Nationalstaten eben so sehr ein auf- 
zuhebendes Moment sei, wie die der Territoriaistaten" (Philos. d. 
Unbew. I. das Unbewusste in der Geschichte) und nach einer anderen 
Stelle (a. a. 0. II, 367 der 7. Aufl.), wo er jene „Die zukünftigen 
Gmndelemente des tellurischen Gemeinlebens" nennt, in ihnen die 
einstigen Kantone einer Welteidgenossenschaft, die Glieder der Ver- 
einigten Staten der Erde, zu erkennen scheint. Es herrscht in dieser 
Beurtheilung eine Unklarheit, welche bei einem Denker wie Hart- 
mann überraschen muss. Jeder Stat ist Territoriaistat und National- 
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Der Raum des Erdbodens, welcher den Sitz einer suve- 
ränen Zweckgemeinschaft bildet , heisst als Heimath des 
Volkes und Schauplatz des Volkslebens das Land, — als 
Geltangsbezirk der suveränen Gewalt dieser Gemeinschaft 
das Statsgebiet, — als Grund und Boden, auf welchem die 
Nation ihre politischen Institutionen aufbaut; das Territorium. 
Das Territorium gehört der Nation, das Gebiet dem State, 
das Land dem Volke. In anderer Beziehung aber gehört 
der Stat der Nation und das Volk dem State. Das Terri- 
torium der Nation ist also das Gebiet des States und das 
Land — wir sagen mit einer besonderen Beziehung das 
Vaterland — des Volkes. Es ist der nämliche Raum, 
welcher unter drei verschiedenen Gesichtspunkten den In- 
halt der drei politischen Begriffe bildet. Unter diesen ist 



stat zugleich, weil jeder Stat aus einer Nation auf ihrem Territorium 
besteht und nur durch den Stat ein Stück Menschheit zur Nation 
und ein Stück Erdboden zum Territorium wird, beides aber unauf- 
löslich zusammenhängt, denn — ohne Nation kein Territorium, wie 
ohne Territorium keine Nation. Eine Nationalität, die in der Welt 
herumwohnt oder herumläuft, ist noch keine Nation, wenn sie auch ein- 
mal eine war oder eine werden möchte, und ein Stück Erdboden, welches 
von Menschen einer Rasse oder eines Stammes bewohnt ist, stellt 
noch kein Territorium dar. Der Nationalstat, welcher nicht zugleich 
Territoriaistat sein sollte, wäre der Nationalitätsstat, wie etwa ein 
Stat aller in der Welt zerstreuten Juden. Die Durchführung^ würde 
die Partikularstaten des politischen Weltsystems zu rassen- oder 
stammesmässig abgesonderten Nationalvereinen ohne bestimmtes Do- 
micil machen. Das Ergebuiss wäre die allgemeine Exterritorialität, 
wie sie in der Türkei für die Fremden besteht. Die Türkei würde 
demnach dem idealen Zustande, wie sich Hartmann denselben denkt, 
am nächsten und ein Vorbüd für die Menschheit sein, während in 
Wahrheit die mangelhafte Ausbildung der Territorialidee gerade zu 
den grössten UnvollkonunenHeiten der türkischen Statszustände gehört, 
in denen die Nachwirkungen des Hordenbewusstseins noch nicht ganz 
erloschen sind. 
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der des Territoriums der allgemeinere; der welcher auch 
für die beiden anderen stehen kann. Die Politik^ in so fem 
sie sich mit Territorialbesitz^ Gebietsverhältnissen und Lan- 
desgrenzen beschäftigt^ darf demnach im allgemeinen Terri- 
torialpolitik genannt werden. 

Die Interessen um welche es sich in dieser Beschäfti- 
gung handelt; sind Fundamentalinterressen des States; 
denn im eigentlichen Sinne ist das nationale Territorium 
das Fundament desselben. Je nachdem es grösser oder 
kleiner ist; lässt sich darauf ein grösseres oder kleineres 
Statsgebäude errichten; und seine Naturbeschaffenheit ist 
eine Grundbedingung des politischen Charakters der Nation. 
Es ist nicht ohne richtigen SinU; dass in der zivilisirten 
Welt; mit Ausnahmen die ihren Grund in unentwickel- 
ten politischen 'Verhältnissen haben ; die Staten nach 
den Ländern oder die Länder nach den Staten ge- 
nannt werden. Deutschland gehört zu den Ausnahmen aus 
dem angegebenen Grunde. Eine andere politische Ge- 
schichte hätte bewirken können; dass wir unser Land 
Deutschreich oder das heutige deutsche Reich das Kaiser- 
thum Deutschland nennten. In Benennungen wie Deutsches 
Reich; Deutscher Kaiser, französische Republik, liegen; zum 
Theil unbewusst; die Ideen unfertiger Zustände und weiter 
reichender Streberichtungen ausgedrückt. Die Titel eines 
Königs der Franzosen, der Belgier; der Hellenen; in wel- 
chen der Yolksbegriff sich an die Stelle des Statsbegriffes 
gesetzt hat; gehören in eine politische Terminologie; welche 
theils im statsrechtlichen , theils im völkerrechtlichen Sinne 
revolutionär ist; und sich sehr wohl aus Stimmungen und 
Trieben der Zeit erklärt; aber doch zu sehr an die Völker- 
wanderung erinnert; als dass sie fiir sesshafte und politisch 
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gebildete Nationen passen könnte ^). In einem Namen wie 
dem der Türkei — übereinstimmend mit Mongolei^ Tartarei, 
Mandschurei, Berberei — drückt schon die Wortform nach 
dem Genius der deutschen Sprache nicht sowohl einen 
Stat als ein barbarisches Volkswesen aus, dessen Rück- 
stände auch in der That im osmanischen Reiche noch heute 
vorhanden sind. Es sind hier die Rückstände der An- 
schauungen herumziehender Horden, welche fiir Ansässig- 
keit und feste Territorialyerhältnisse keinen Sinn haben. 
In diesem Lichte muss die Thatsache betrachtet werden 
dass in diesem Reiche religiöse Gemeinschaften ohne Rück- 
sicht auf örtliche Ansässigkeit die Stelle von Provinzial- 
verbänden einnehmen, und dass die Pforte in vielfältigen 
Beziehungen durch die Vorsteher solcher Gemeinschaften 
regiert. Es drückt sich darin eine mangelhafte Entwicke- 
lung und fehlerhafte Richtung des politischen Sinnes aus, 
welcher noch heute ein Hordenrecht an die Stelle des Stats- 
rechtes setzt; und doch gehen Bestrebungen, welche sich 
neuerdings im politischen Leben höher gebildeter Nationen 
geltend zu machen gesucht haben, auf den Rückfall in ähn- 
liche politische Missbildüngen los. Die Forderung einer 
Interessenvertretung in den gesetzgebenden Körpern und 
einer darauf berechneten Umgestaltung des Wahlsystemes 
und Stimmrechtes nach Klassen statt nach dem Domizil 
gehört dahin. Das in unserer Zeit in verschiedenen Be- 



1) Bluntschli (Lehre vom modernen State, I, Anmerkung zu S. 
282) ifit der Meinung, dass die vom Volke genommene Benennung 
im Titel der Fürsten edler sei als die Yom Lande, weil das Volk über 
dem Lande sei. Das ist eine unvermeidliche Konsequenz des falschen 
Volksbegriffes. Was aber zum Beispiel hätte ein Kaiser der Deutschen 
unter den Deutschen in Amerika zu befehlen? — 
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ziehuBgen hervorgetretene Streben^ das Statsleben von den 
Orte- und Territorialverhältnigsen zu emanzipiren, mag einer 
unzulänglichen Beurtheilung als ein edles Streben nach Yer- 
geistigung der politischen Verhältnisse erscheinen ^ — in 
der That ist es eine Erscheinung politischer Verwilderung 
und Desorganisation. 

Um die Territorialinteressen des States in ein klares 
Licht zu stellen^ muss vor allen! das Statsgebiet als blosser 
Baum auf der Erdoberfläche^ als ein Stück Erdboden be- 
trachtet werden, welcher als Bauplatz {iir die gesellschaft- 
lichen Konstruktionen der Politik zu dienen bestimmt ist. 
Unter diesem Gesichtspunkte ist zunächst der Flächenraum 
entscheidend. Ein grosses Land gewährt die Möglichkeit 
für das Dasein eines grossen, d. i. zahlreichen Volkes. Und 
nicht nur als wirklich bewohnter, sondern auch als bewohn- 
barer Raum kann das ausgedehnte Territorium werthvoll 
sein. Bewohnt oder unbewohnt stellt dasselbe den Raum 
dar auf welchem anerkannter Weise die Gesetze des States 
gelten und menschliche Vorgänge seiner Gerichtsbarkeit 
unterworfen sind. Von diesem Räume kann er jeden Frem- 
den ausschliessen. Auf ihm kann er die Natur nach seinem 
Gutdünken behandeln und der Kultur die ihm beliebige 
Form geben. Daß hat J. St. Mill verkannt, indem er den 
Vereinigten Staten das Recht bestritten hat^ gesetzgeberisch 
und gerichtlich der Polygamie der Mormonen entgegenzu- 
treteU; weil diese ihr Gemeinwesen auf einem bis dahin un- 
bewohnten Räume errichtet. Endlich aber können die un- 
bewohnten imd unkultivirten oder schwachbewohnten und 
schwachcultivirten Räimie eines ausgedehnten Territoriums 
einem noch schwachen State zum Schutze gegen äussere 
Feinde dienen und dadurch zu Elementen seiner Defensiv- 
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kraft werden. Das sind unermessliche Vortheile eines 
grossen Flächenraumes^ deren Rassland und die Vereinigten 
Staten von Amerika in ausnehmendem Grade theilhaftig 
sind. 

Auf der anderen Seite kann bei unzulänglicher Kraft 
die unverhältnissmässige G-rösse eines ausgedehnten Stats- 
gebietes zu einer weiteren Ursache der Schwäche werden. 
Denn im Allgemeinen muss die Fähigkeit der Zusammen- 
haltung und Beherrschung des eigenen Volksmaterials wie 
in gewisser Beziehung die der Abhaltung fremder Angriffe 
mit der Entfernung vom politischen Mittelpunkt und der 
Schwäche der Bewohnung abnehmen. Je nach seiner inne- 
ren politischen Durchbildung, nach der Vollkommenheit 
seines Machtapparates, nach der Dichtigkeit seiner Bevöl- 
kerung, nach der Gleichartigkeit, der Loyalität und dem 
Patriotismus seines Volkes, endlich nach seiner geographi- 
schen und politischen Nachbarschaft, wird ein Statswesen 
die grössere oder geringere Ausdehnung seines Gebietes 
vertragen können, ohne seine Integrität zu gefährden. Dass 
dabei die Bevölkerung fraglicher Gebietstheile selbst, nach 
ihrer Beschaffenheit und ihrem Werthe mit in Betracht 
kommt, ist in dem Gesagten schon enthalten. Von diesen 
zum Theü entscheidenden Beziehungen wird indessen hier 
vorläufig abgesehen. Für die reinen Raumesverhältnisse 
ist es dagegen wichtig, dass die nachtheiligen Wirkungen 
grosser Entfernungen durch die neueren Verkehrsmittel 
sehr vermindert sind, in mancher Hinsicht ganz aufgehoben 
werden, während der dadurch gesteigerte und ausgedehnte 
Weltverkehr den Trieb zur Bildung grosser Statskörper 
verstärkt Bei alledem jedoch setzen die Umstände ein 
Mass der räumlichen Ausdehnung eines States odei* Reiches, 
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mit dessen Ueberschreitung der Zerfall durch innere und 
äussere Veranlassungen droht ^ dessen Ueberschreitung also 
das Unternehmen einer unverständigen Politik ist Sowohl 
die Politik Russlands wie die der nordamerikanischen Union 
hat sich darauf zu prüfen : — die erste in Bezug auf die 
Verfügung über die Bestandtheile der Türkei, die zweite 
mit Rücksicht auf die Zukunft Mexiko's und Westindiens. 
Das Reich Peters des Grossen kann sich bis an die chine- 
siche und indische Grenze ausdehnen ; mit der ihm dadurch 
zufallenden riesenhaften Kultnraufgabe auch noch den Be- 
ruf eines neubyzantinischen Reiches zu verbinden, wäre ein 
Versuch, den man weitsehenden Statsmännern nicht zutrauen 
kann. Die Vereinigten Staten aber sind weit davon ent- 
fernt, mit dem sezessionistischen Au&tande der Südstaten 
auch die in tieferen gesellschaftlichen und natürlichen Ver- 
hältnissen liegenden Gründe späterer Zersetzung überwun- 
den zu haben, und durch weitere Annexionen könnten diese 
Gründe nur verstärkt werden. Ein Stat kann sich sogar 
in der Lage befinden, dass der Verlust oder das freiwillige 
Aufgeben eines Gebietstheiles für ihn ein Glück ist, indem 
er dadurch in den Stand gesetzt wird, seine geistigen Kräfte, 
welche dadurch nicht geschwächt zu werden brauchen, auf 
eine engere Aufgabe zu konzentriren, wie es mit der Lebens- 
kraft eines alten Baumes geschieht welchen der Gärtner 
beschneidet, oder wie mit einem wirthschaftlichen Unter- 
nehmen, welches man einschränkt, weil zu dessen ausge- 
dehntem Betriebe kein zureichendes Kapital vorhanden ist. 
So lange bei solchen Veränderungen in der Ausdehnung 
eines Statsgebietes durch Erwerbung oder Verlust die Kon- 
tinuität desTerritorialbesitzes nicht ganz unterbrochen wird, 
erhält sich in der Kontinuität der lokalen Zweckgemein- 
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Schaft das gleiche Staatswesen; und die Oebietsverände- 
rangen sind nichts anderes als Absonderungen oder Assi- 
milationen politischer Substanz. 

Nächst der räumlichen Ausdehnung eines Statsgebietes 
ist bei solchen Vorgängen dessen geometrische Figur von 
Wichtigkeit; wobei mihtärisohe, administrative und öko- 
nomische Bedürfnisse in Betracht kommen. Fasst man das 
rein geometrische Verhältniss in's Auge^ so bedarf es 
keiner ausführlichen Begründung, dass für die Vertheidi- 
gang des Landes ganz im allgemeinen die im Verhältniss 
zum Flächenraume kürzeste Umgrenzung die vortheilhafteste 
sein würde. Auch die Interessen der Volkswirthschaft und 
der internationalen Polizei finden dabei ihren Vortheil. 
Seine Grenzen so viel wie möglich abzurunden, müsste dem- 
nach das Streben eines jeden States sein« Abgesehen aber 
davon dass sich nicht denken lässt, wie kreisrunde Staten 
an einander grenzen sollten, müsste ein seine Grenzlinie 
ausschliesslich fiir die Defensive gestaltender Stat nicht 
nur auf jede aktive Betheiligung an der Weltgeschichte 
verzichtet, er müsste es auch nicht zu der Einsicht gebracht 
haben, dass die Vertheidigung »ich vielfach der Form des 
Angriffes zu bedienen hat, wesshalb Festungen bekanntlich 
nicht kreisrund gebaut werden. Ueber den vortheilhaftesten 
Lauf einer Grenzlinie entscheiden im Zusammenkommen 
von vielerlei Umständen noch ganz andere Verhältnisse als 
geometrische Linien, und es lassen sich daftlr höchstens die 
allgemeinsten Grundsätze au&tellen, denen aller praktische 
Werth abgeht. 

Zu den wichtigsten Territorialverhältnissen gehört so- 
dann die Beschaffenheit der angrenzenden Räume. Ein an- 
grenzender Landstrich kann von einem anderen State, von 
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den Wohnsitzen oder dem Wandergebiete ganz oder halb 
wilder Menschen von einer unbewohnbaren Region^ oder von 
einem Meere oder Landsee eingenommen sein^ dessen ande- 
res Ufer einem anderen State angehört. Stat^ Wildniss; Wüste 
oder Wasser — das sind die vier Hauptbescbaffenheiten; welche 
der an ein Statsgebiet grenzende Raum haben kann. Jede 
dieser Beschaffenheiten enthält für die Territorialpolik be- 
sondere Bestimmungsgründe. Beginnen wir die Betrachtung 
der dadurch bedingten Verhältnisse mit dem Wasser. 

Im Allgemeinen ist es fUr eine Nation ein wiinschens- 
werthes VerhältnisS; an das Meer zu grenzen, und die Vor- 
züge maritimer Lag^ sind vielfältige und grosse. Das Meer 
eröffnet, erleichtert und sichert für eine Nation welche den 
Vortheil zu benutzen weiss, den Weltverkehr, welcher die 
ergiebigste Quelle des Reichthums und die hohe Schule der 
praktischen Bildung ist. Der schwimmende Boden der 
Schiffe stellt in gewissem Sinne eine Ausdehnung des Terri- 
toriums um den ganzen Umfang der Erde her, und in den 
Beschäftigungen der Seefahrt entwickelt sich ein kühner 
und thatkräfdger Nationalcharakter, der an Gefahren, grosse 
Unternehmungen und grosse Massstäbe gewöhnt ist. Den 
politischen Werth maritimer Lage zeigt uns die Vergangen- 
heit und und Gegenwart am Beispiele kleiner Länder, welche 
dieser Lage eine grössere Macht und Bedeutung verdan- 
ken, als ein gleichgrosses im Innern eines Kontinentes je- 
mals erlangen könnte, ' oder welche von ihren Küsten aus- 
gehend grosse und mächtige Reiche gegründet haben. 

Durch die grosse .Vervollkommnung, welche in neuester 
Zeit der Landtransport erfahren- hat, ist zwar die Ungunst 
kontinentaler Lage sehr gemildert worden. Die Eisen- 
bahnen haben der Grenzpolitik veränderte Gesichtspunkte 
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gegeben. Elin Theil des Welthandels ist von der See anf 
verlassene Landwege zurückgekehrt, und die Dampfscbiff- 
fahrt macht dieser Bewegung nur theilweise Konkurrenz 
und unterstätzt dieselbe in anderen Beziehungen. Ohne auf- 
gehoben zu sein^ sind die kommerziellen Beweggrtlnde einer 
an das Meer drängenden Territorialpolitik einigermassen 
geschwächt. Aber die an den Besitz von Meeresküsten und 
Seehäfen sich knüpfenden rein politischen Machtinteressen 
sind in voller Kraft geblieben. Kriegsflotten sind ein hoch- 
wichtiger Theil des Machtapparates der Staten — die Ver- 
längerung ihres Armes bis zu den Antipoden — und um 
über dieses weitreichende Mittel zu gebieten, muss ein Stat 
an das Meer grenzen. Ohne eine Marine kann er an dem 
hohen Berufe der edleren und höher entwickelten Menschen- 
rassen, die Beherrscher, und, soweit sie entwickelungsföhig 
sind, die Erzieher der niederen und zurückgebliebenen zu 
sein, nur unter besonderen Territorialverhältnissen, wie die 
des russischen Reiches an seinen östlichen Grenzen sind, 
sich betheiligen. Dieser Beruf aber wird in der heran- 
nahenden öeschichtsperiode zur vollständigen Theilung der 
von Wilden, Barbaren oder verkommenen Völkern bewohn- 
ten Länder unter die Kulturstaten führen und Nationen, 
welche bei dieser Theilung nicht auf dem Platze sind, wer- 
den von der ersten Rangklasse ausgeschlossen sein. 

Zu besonderen Erwägungen gibt die Lage eines States 
an mehreren nicht in unmittelbarem Zusammenhange stehen- 
den Meeren Veranlassung. Bei näherer Verbindung, wie 
die zwischen Ostsee und Nordsee, oder bei dem unmittel- 
baren Zusammenhange der Meerestheile welche eine nicht 
sehr grosse Insel oder Inselgruppe umgeben, hat das man-' 
time Doppelinteresse keine tief gehenden Folgen. Anders 
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verhält es sich wenn von verschiedenen Küsten eines Lan- 
des der Untemehmungsgeifit nach verfichiedenen Zielen; der 
Blick nach verschiedenen Richtungen; der Verkehr auf ver- 
schiedene Wege gelenkt wird. Ein solches Verhältniss ist 
geeignet innerhalb des Statsgebietes sektionelle Gegensätze 
zu erzeugen oder zu stärken^ welche der Einheit des Natio- 
nalgefühles; den nationalen Sitten und der nationalen Wirth- 
schaft nachtheilig werden können. Aehnliche Wirkungen 
werden freilich auch durch die Grenznachbarschaft ver- 
schiedener Länder ausgeübt; aber das Meer lenkt den Blick 
viel entschiedener hinaus als ein anstossendes Land; von 
dessen Seite auch die abstossenden und die Nation auf sich 
selbst zurück lenkenden Wirkungen nicht fehlen. Von der 
nordamerikanischen Union haben die atlantischen; die pa- 
cifischen und die Golf-Staten auseinanderlaufende Interessen; 
welche später einmal politisch entscheidend werden können. 
In Central-Amerika wird der Stat Nicaragua in engem 
ßaume von zwei verschiedenen Weltmeeren bespült; und in 
der Mitte des kleinen Landes haben sich die Interessen 
dermassen geschieden; dass die beiden Theile mit einander 
in vielfachem Bürgerkriege gestanden haben. Das russische 
Reich — um von Kleinem zu Grossem überzugehen — 
grenzt an das Eismeer; die OstseC; das Schwarze Meer und 
die äussersten nördlichen Glieder des Stillen Meeres. Das 
Eismeer kann ausser Betracht gelassen werden. Sollte sich 
dagegen das Reich weiterhin nach der Levante ausdehnen, 
so würde sicherlich die Zeit nicht ausbleiben; wo die balti- 
saheu; die poniisch-mediterranelfschen und die pacifisch-sibi- 
rischen Interressen ihre zentrifugale Kraft nach drei Rich- 
tungen ausüben. Für Frankreich mag der dezentralisirende 
Einfluss der Lage an zwei Meeren jetzt nicht bedenklich 
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seiiiy obschon der Handel Algiers mit Marseille neuerdings 
ab, der mit den atlantischen Seehäfen des Mutterlandes zu- 
genommen hat, woraus sich ein Gegensatz sektioneller In- 
teressen ergibt, welcher ohne Zweifel auch noch auf andere 
Weise genährt wird und für die Zukunft nicht unterschätzt 
werden darf; denn mit anderei) Konkurrenzverhältnissen im 
Innern der Staten darf man Gegensätze welche einen 
sektionellen Charakter annehmen, nicht verwechseln, am 
wenigsten, wenn dieselben ihren Einfluss von der G-renze 
her ausüben. Jene haben nur eine wirthschaftliche , diese 
eine poUtische Bedeutung. Eine Ausdehnung des deutschen 
Reiches bis an das adriatische Meer würde die vorhanden- 
nen Bedingungen einer volkswirthschaftlichen Mainlinie ver- 
stärken, welche für unsere politische Einheit nicht ohne 
Nachtheile bleiben könnte; und einer sehr künstlichen 
Eisenbahntarif-Politik, unter Voraussetzung einer unter der 
Reichsregierung zentralisirten Verwaltung des ganzen natio- 
nalen Eisenbahnsjstems, würde es bedürfen, um dieser 
Wirkung zu begegnen. 

Die Wüste als Grenze eines Statsgebietes kann für 
uns hier nur in Betracht kommen, in so fern sie ein herren- 
loser Baum ist, was sie dann mit dem Meere gemein hat, 
mit welchem sie so oft verglichen worden ist. Dass ein 
Theil des trockenen Erdbodens unbewohnbar ist oder zu 
sein scheint, macht ihn noch nicht zu einem herrenlosen 
Baume; herrenlos ist er nur soweit kein angrenzender Stat 
seine Herrschaft darüber auszudehnen sich veranlasst fühlt 
und geltend zu machen vermag. Ausgedehnte Wüsten 
machen das schwer oder unmöglich ; doch ist die Unbewohn- 
barkeit keine absolute. Abgesehen von der in Algerien 
praktisch bewiesenen Möglichkeit, durch artesische Brunnen 



32 

künstliche Oasen zu bilden oder natürliche zu erweitern 
und zur Ernährung einer grösseren Menschenzahl geschickt 
zu machen, wäre die Unmöglichkeit, feste Posten fiir poli- 
zeiliche und andere Zwecke in der Wüste zu unterhalten^ 
doch nur eine relative. Es folgt daraus, dass jeder an eine 
Wüste grenzende Stat seine Herrschaft in dieselbe vorzu- 
schieben berechtigt ist so weit er vermag, bis er auf die 
vorgeschobenen Posten eines anderen. States stösst, mit 
welchem er sich dann über eine Qrenzlinie zu verständigen 
hat. Die Naturgrenze, welche durch eine Wüste gebildet 
wird, kann keine feste und scharf gezogene Linie sein, wie 
die einer Meeresküste. Mit dem Meere aber hat die Wüste 
für die angrenzenden Staten die Wirkung gemein, dass aus 
ihrer Herrenlosigkeit völkerrechtUche Grundsätze entspringen^ 
welche ein dem Seerechte ähnliches Wüstenrecht begründen 
und diesen Staten im Wüstenverkehre gewisse Befugnisse 
zusprechen und Verpflichtungen auferlegen. Wäre die 
grosse afrikanische Wüste von zivilisirten Staten umgeben^ 
so würde ein solches Recht zur Ausbildung gelangt und die 
Wüstenpolizei ein Gegenstand der Uebereinkunft zwischen 
diesen Staten geworden sein. 

Ohne Zweifel ist eine Wüstengrenze eine ungünstige. 
Der Karavanenverkehr lässt sich in Lebendigkeit, Leichtig- 
keit und Schnelligkeit nicht mit der Schiffiahrt und noch 
weniger mit dem Verkehre zwischen an einander grenzen- 
den wohlbevölkerten und fruchtbaren Ländern vergleichen. 
Den einzigen Vortheil gewährt eine Wüste dem State wel- 
chen sie begrenzt, dass sie ihn gegen Feindesmacht besser 
deckt als das Meer. Sie macht ihn von ihrer Seite her mehr 
oder minder militärisch unzugänglich. Ohne die Wüste hätte 
Frankreich wohl Algier erobern aber nicht behaupten können. 
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Die Grenznachbarschafk einer "Wildniss oder eines von 
ganz oder halb wilden Menschen bewohnten oder durch- 
streiften Landes gewährt einem State die Freiheit^ sich in 
dieser angrenzenden Begion beliebig auszudehnen. Kolo- 
nialgebiete befinden sich meist in dieser vortheilhaften Lage. 
Von einer festen Grenzlinie kann auch hier nicht die Bede 
sein; denn wo eine solche nicht; wie durch das Meer^ von 
der Natur gezogen ist, kann sie nur durch Vertrag zwi- 
schen Staten bestimmt werden. Die Bildung unserer Zeit; 
so viel sie zu wünschen übrig lassen mag; verlangt eine 
humane Behandlung auch der niedrigsten Menschenrassen; 
soweit diese selbst eine solche möglich machen. Wenn aber 
die höheren Bässen die Vormünder und womöglich die Er- 
zieher der niederen sein sollen; was unzweifelhaft ihre Pflicht 
ist; so gebührt ihnen auch die Herrschaft über dieselben; 
und dem geordneten Statswesen gegenüber sind die Wohn- 
sitze oder Jagdgründe von Wilden oder Barbaren; im poh- 
tischen Verstände herrenloses Land; welches bestimmt ist; 
durch Kolonisation in Besitz genommen zu werden. Die 
unzivilisirbaren Bückstände überschrittener Standpunkte des 
Menschengeschlechtes auf seiner Stufenleiter aus der Thier- 
heit aufwärts fallen dabei der Vernichtung anheim; vor 
welcher sie durch keine Philanthropie geschützt werden 
können. 

Das letzte Grenzverhältniss endlich ist das eigentlich 
politische; in welchem ein Stat durch andere Staten begrenzt 
ist. Die Grenze ist hier überall das Ergebniss zweiseitiger 
Interessen und Macht in ursprünglicher Besitzergreifung oder 
späterem Vordringen oder Zurückweichen. 

Man hat sich während einer kurzen Periode der neue- 
ren europäischen Statengeschichte mit dem Probleme natür- 

Froebel, Politik. 3 
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lieber Grenzen beschäftigt. Der Begriff gebort in ein Sy- 
stem doktrinärer Vorstellungen welcbe, durcb politiscbe Vor- 
gänge veranlasst; in der Scbulstube ausgebildet worden 
sind. Nacb diesem Systeme sollte sieb das Menscben- 
gescblecbt nacb Stanunesverwandtscbaft und Spracbe in 
Nationen gliedern und jede Nation einen von der Natur 
dazu bestimmten' und in gewissem Sinne individaalisirten 
Raum des Erdbodens als ibr Land und Statsgebiet ein- 
nebmen. Mangel an Einsiebt und böser Wille sind bier- 
nacb Scbuld; dass es in Wirklicbkeit nicbt so ist; aber die 
Politik bat die Aufgabe^ sieb dem idealen Zustande so viel 
wie möglieb zu näbern. Die natürlieben Länder sind dann 
selbstverständlicb in natürlicbe Grenzen eingeseblossen. 
Diese ursprünglieb naiven, aber von einer mit der Um- 
gestaltung der Karte Europa's besebäftigten Politik mepbi- 
stopbeliseb benutzten Scbulmeistereien haben jedoch ihre 
Bedeutung verloren und verdienen nicht mehr eine ernst- 
hafte Kritik. In Wahrheit können Naturverhältnisse nicht 
nur Beweggründe der Grenzpolitik sein, sondern physisch- 
geographische Thatsacben, wie Flussläufe und Gebirgzüge, 
werden auch vielfach sich als zweckmässigste Abgrenzungs- 
mittel erweisen. Nur schreibt nicht die Natur die Grenz- 
linie vor, sondern die Politik bedient sich, indem sie die- 
selbe zieht, beliebig eines Naturverhältnisses für ihren 
Zweck. 

Wenn dabei Beweggründe wirken, die aus der alleini- 
gen Wichtigkeit des Raumes für die Macht und das Wohl 
des States entspringen, so ist es doch unmögheb, dass die 
Kücksicht auf die Bevölkerung fraglicher Landstrecken 
nicht auf entscheidende Weise mit in's Gewicht fallen sollte. 
Es kann sein, dass der Stat auf einen fremden Gebietstheil 
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Ansprüche erhebt, weil dessen Bewohner mit seinem Volke 
im Verhältnisse naher Stammesverwandtschaft stehen oder 
durch geschichtliche Erinnerungen mit ihm verbunden sind. 
Es kann umgekehrt sein, dass er eines fremden Gebiets- 
theiles zu bedürfen glaubt^ um eine vortheilhaftere Grenze 
zu gewinnen, dass er aber dessen Bevölkerung nicht 
brauchen kann und darum auf die Erwerbung verzichten 
zu müssen glaubt. Es kann endlich sein, dass er einen 
eignen Gebietstheil im Tausche gegen einen anderen räum- 
lich vortheilhafteren oder gegen andere politische Vortheile 
abtreten möchte, dass aber die Rücksicht auf die Bevölke- 
rung es nicht zulässt. Für alle drei Fälle Hessen sich aus 
der politischen Geschichte der neuesten Zeit Beispiele 
geben ^). 

Sind in einer früheren Periode bei Territorialverände- 
rungen die Menschen als blosse Inv^entarstücke mit ver- 
geben worden, so hat sich als Gegensatz gegen die Rohheit 
der einem solchen Verfahren zu Grunde liegenden politi- 
schen Anschauung die früher schon theoretisch aufgetretene 
Ansicht neuerdings praktisch geltend gemacht, dass die Be- 
völkerung eines Gebietstheiles zu entscheiden habe, ob der- 
selbe zu dem einen oder dem anderen von zwei darüber 
in Streit begriffenen Staten gehöreu solle. Der theoretische 
Standpunkt auf welchem diese Ansicht als begründet er- 
scheinen mag, lässt sich aber nicht halten. Die heutige po- 



1) Napoleon III. hat einige Jahre vor 1870 in einem geheimen 
Rathe, welcher im vertrautesten Kreise gepflogen wurde, die Ansicht 
geltend gemacht, dass Frankreich das linke Rheinufer nicht brauchen 
könne, weil es nicht rathsam sei, das schon im Elsass starke deutsche 
Element in der Bevölkerung des Reiches noch zu verstärken. Dem 
Verfasser ist diese Thatsache aus absolut zuverlässiger Quelle be- 
kannt. 

3* 
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litische Bildung spricht den Bewohnern eines unter andere 
Hoheit übergehenden Gebietstheiles das Becht individueller 
Wahl zwischen alter und neuer Statsangehörigkeit zu, wo- 
bei im Falle der Entscheidung fiir jene die Bedingung der 
Auswanderung gerechtfertigt erscheinen muss, wenn voraus- 
zusetz^en ist dass Zurückbleibende ein dem neuen Verbände 
feindliches Bevölkerungselement bilden würden. Es ist dies 
die richtige Behandlung der Bevölkerung eines eroberten 
Gebietstheiles, wofür von deutscher Seite in Elsass-Lothringen 
ein Beispiel gegeben worden ist. Ueber den Vorgang selbst 
aber können nur die beiden betheiligten Nationen als mit 
Willenseinheit begabte Wesen durch die Organe ihres 
beiderseits einheitlichen Willens entscheiden. Praktisch ver- 
hält es sich damit wie mit der Lehre von den sogenannten 
natürlichen Ländern und Grenzen : eine in ihrem Ursprünge 
naive Ansicht wird zu einem Mittel der im Grossen wirken- 
den politischen Intrigue. Und der Widersinn der. Maxime 
ergibt sich aus der praktischen Logik des ihr zu Grunde 
liegenden Gedankens. Wer kann den mächtigeren Stat 
zwingen, sich dem Ergebniss der Abstimmung eines er- 
oberten Landes oder Landestheiles zu unterwerfen? Die 
Entscheidung durch Abstimmung schliesst die Entscheidung 
durch die Waffen aus, und appellirt an die höchste fried- 
liche Instanz der Autorität eines nicht bestehenden, nicht 
möglichen und nicht wünschenswerthen Universalstates ; 
oder aber es ist damit der Bevölkerung eines Landestheiles 
anheimgestellt, die Nation unter Umständen zur Fortsetzung 
eines Krieges zu zwingen welchen ein allgemeineres und 
höheres Interesse zu beendigen gebietet, wenn diese Be- 
völkerung nicht etwa sich für unabhängig erklären und ihre 
politische Selbständigkeit mit den Waffen in der Hand 
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weiter vertheidigen will. Die Freiheit dies zu thuii; über- 
lässt thatsächlich der abtretende Stat einer abgetretenen 
ProvinZ; welche sich dann nicht gegen ihn^ sondern gegen 
den Stat im Aufstande befindet welchem sie abgetreten 
worden ist. Der Stat welcher einer Provinz das Recht 
einräumt; über ihre Zugehörigkeit abzustimmen ^ hat diese 
Provinz bereits aus seinem Verbände entlassen ^ und wenn 
zwei im Streite begriffene Staten in dieser Entscheidung 
übereinkonmien; setzen logischer Weise beide auch die 
Möglichkeit voraus, dass die Provinz keinem von beiden 
angehöre; sondern ein selbständiges Statswesen bleiben will; 
was sie im Augenblicke der Abstimmung nicht nur that- 
sächUch; sondern auch von beiden sich darum bewerben- 
den Theilen anerkannt; wirklich ist. 



Dkittes Kapitel. 



Die Bevölkerungspolitik. — Menschenzahl und Bewohnungsverhält- 
nisse. Eroberungen im Yerhältniss zu Land und Leuten. Ver- 
mehrung und Verminderung der Bevölkerung. Nationale und inter- 
nationale Freizügigkeit. Anhäufungen und Ausgleichungen. Für und 
wider den Kolonialbesitz. Auswanderung und Einwanderung. Die 
qualitative Zusammensetzung der Bevölkerung. Rasseneinheit und 
Rassenmischung. Die Landsmannschaft als die Form politischer Zu- 
sammengehörigkeit. Wirthschaftliche Vorzüge der gemischten Be- 
völkerungen. Die geschlechtliche Rassenmischung und die Rassen- 
hierarchie. Rassen und Klassen. Die soziale Frage als Rassenfrage. 
Schwierigere aber höhere Kulturaufgabe der Staten mit einer aus 
verschiedenen Rassen zusammengesetzten Bevölkerung. Oesterreich, 
die Türkei und das britische Reich als Aergemiss politischer 

Kleinmeisterei* 



W ie die Politik ein wesentliches Interesse an der rein 
geometrischen Thatsache des blossen Flächenraumes eines 
Statsgebietes ohne Rücksicht auf seine Bewohner hat^ so ist 
für dieselbe auch die rein arithmetische Thatsache der 
blossen Menschenzahl ohne Rücksicht auf die Grösse des 
Landes von Wichtigkeit. Flächenraum und Volkszahl sind 
die beiden untersten substantiellen Grundlagen der natio- 
nalen Macht. 

In der besonderen Bedeutung welche die Dichtigkeit 
der Bevölkerung für den Stat hat, verbinden sich beide 
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Interessen. Eine dichte Bevölkerung bedingt andere wirth- 
schaftliche und gesellschaftliche Zustände » andere Rechts- 
verhältnisse^ andere LebensformeU; als eine zerstreute^ und 
entwickelt andere Kräfte. Sie bedingt einen geringeren 
Grad individueller Freiheit, zwingt zu einer höher ge- 
steigerten wirthschaftlichen Thätigkeit^ macht eine stärkere 
Regierungsgewalt nöthig, verlangt künstlichere Statseinrich- 
langen und gibt dem ganzen nationalen Leben ein rascheres 
Tempo und einen intensiveren Charakter. So hat die dich- 
tere Bevölkerung eine höhere Kulturstufe zur Folge. In 
anderer Beziehung aber ist sie selbst ein Ergebniss höherer 
Kultur. Allerdings hat die verschiedene Natur der Länder 
nach Boden und Klima dafür verschiedene Grund- 
bedingungen, aus denen sich ein verschiedener Massstab 
der Beurtheilung bezüglicher Thatsachen ergibt; im all- 
gemeinen aber gehört, unter sonst ähnlichen Verhältnissen 
die dichtere Bevölkerung — als Wirkung wie als Ursache 
— der höheren Kulturstufe an, wenn sie auch keineswegs 
immer die edleren und gesunderen gesellschaftlichen Zu- 
stände darstellt. Die Höhe der Kultur entscheidet nicht 
über den Werth derselben. 

Unter gegebenen Verhältnissen der Natur und Kultur 
kann ein Stat ebensowohl unter den Nachtheilen der Ueber- 
völkerung wie unter denen des Menschenmangels leiden 
Dabei sind drei Thatsachen zu unterscheiden: die absolute 
Volkszahl der Nation, die relative Volkszahl in Bezug auf 
den Flächenraum, und die Vertheilung der Bevölkerung in 
der Bewohnung des Landes. Stand und Bewegung der 
Bevölkerung werden denmach eine wichtige Angelegenheit 
der Politik, — in theoretischer Beziehung insofern die Er- 
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kenntniss der Thatsacheii; in praktischer insofern die Be- 
einflussung derselben eine politische Aufgabe ist. 

Die heutige zivilisirte Welt erkennt das Recht der Er- 
oberung an^ dessen Bestreitung auch^ solange diese Welt 
aus einer Mehrheit unabhängiger Staten besteht^ nur ein 
Gegenstand theoretischer Kontroverse ohne praktische Be- 
deutung sein könnte. Ob im gegebenen Falle eine Er- 
oberung vor dem sittlichen Urtheile gerechtfertigt erscheint' 
ist eine Sache fiir sich. Dafür mag es allgemeine Grund- 
sätze geben; aber diese sollen uns hier nicht beschäftigen. 
Dagegen bedürfen wir der Klarheit über das Verhältniss 
einer Eroberung zu Land und Leuten. 

Das Land kann im wirthschafüichen Sinne als Eigen- 
thum des Volkes bezeichnet werden; es ist jedoch in 
diesem Sinne nicht Eigenthum des States. Sagen wir^ es 
bilde das Statsgebiet und als solches gehöre es dem State, 
so ist damit kein Eigenthumsverhältniss, sondern die Unter- 
werfung unter die politische Hoheit gemeint. Durch Er- 
oberung also wird ein Land oder Landestheil einer Stats- 
hoheit entzogen und einer anderen unterworfen, dem Volke 
aber kein Land geraubt, insofern der das übergehende 
Stück nationalen Territoriums bewohnende Volkstheil selbst 
mit unter die neue Herrschaft übergeht. Dieser Volkstheil 
bleibt in seinem Besitze und tritt mit demselben nur in ein 
anderes Macht- und Rechtsgebiet ein. Das mag nun aller- 
dings den durch die Veränderung betroffenen Menschen 
nicht gefallen, und die politische Moral der heutigen zivili- 
sirten Welt lässt ihnen die Freiheit der Auswanderung. 
Zöge sich nun die ganze Bevölkerung einer eroberten Pro- 
vinz auf das dem alten State übrig gebliebene Territorium 
zurück, so hätte dessen wieder ergänztes Volk allerdings 
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einen Landverlust^ die Nation einen Territorialverlust, der 
Stat einen Gebietsverlust erlitten , und der Eroberer hätte 
Gebiet, Territorium und Land ohne Menschen erworben. 
Ein solcher Fall wird freilich kaum jemals vollständig ein- 
treten; es fehlt indessen nicht an annähernden Beispielen. 
In Texas und Califomien hat die Hauptmasse der ehe- 
maligen mexikanischen Bevölkerung das Land nach der 
Annexion an die Vereinigten Staten verlassen und sich nach 
dem verkleinerten Mexiko zurückgezogen, wobei nur sehr 
schwache Reste zurückgeblieben sind. In ähnlicher Weise 
hat bei der Eroberung Algeriens durch die Franzosen die 
türkische Bevölkerung bis auf wenige Reste das Land ver- 
lassen und nur die Araber und Berbern sind zurück- 
geblieben, und bei einer Losreissung der europäischen Pro- 
vinzen 'der Türkei würde wohl auch die grössere Zahl der 
Türken allmälig auswandern. Auch ein sehr ansehnlicher 
Theil der Bevölkerung der Krim und später des Kaukasus 
und des östlichen Armeniens hat nach der russischen Er- 
oberung die alte Heimath aufgegeben und in der Türkei ' 
neue Wohnsitze gesucht. So zeigt sich an den verschie- 
densten praktischen Beispielen, dass es sich bei den Er- 
oberungen zivilisirter Nationen nur um die Ausdehnung 
einer Statshoheit auf ein bis dahin anderer Statshoheit 
unterworfenes Stück Erdboden handelt, ohne dass die 
Unterwerfung seiner Bewohner dabei wesentlich mit zur 
Sache gehört. Lässt aber auf diese Weise unsere politische 
Moral die Eroberung von Land ohne Rücksicht auf das 
Volk zu, so gestattet sie nicht die gewaltsame Einverleibung 
von Menschen in das Volk ohne Rücksicht auf das Land. 
Hat die Humanisirung der Politik den Zwang aufgehoben 
welcher Menschen an die Erdscholle band, so hat sie auf 
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der anderen Seite das Recht auf Heimat und Vaterland 
anerkannt; und die gewaltsame Verpflanzung von Menschen 
aus einem Lande in das andere kommt; von Sklavenrauh 
und Sklavenhandel abgesehen^ welche unser sittliches Be- 
wusstsein verdammt und als Verbrechen behandelt, inner- 
halb der Gebietstheile eines und desselben States nur noch 
als Deportationsstrafe, zwischen den Gebieten verschiedener 
Staten aber nur noch als vorübergehende Kriegsgefangen- 
schaft vor. VSTenn ein General-Gouverneur von Algerien 
es gerühmt hat; dass es der Kolonialregierung gelungen sei 
y,de s^armexer des populaUons^\ so hat er damit nur den 
Fortschritt moralischer Eroberung bezeichnen wollen, durch 
welche einheimische Völkerstämme bestimmt worden sind, 
sich der französischen Verwaltung und Kechtspflege zu 
unterwerfen und bis auf einen gewissen Grad Franzosen 
zu wer4en. Amerikanische Indianer adoptiren geraubte 
mexikanische Kinder, um damit ihre abnehmende Zahl zu 
verstärken. Unter zivilisirten Nationen werden, von der 
• freien Ein- und Auswanderung abgesehen, Leute nur mit 
dem Lande gewonnen und verloren, wodurch die Bevölke- 
rungspolitik sich mit der Territorialpolitik verbindet. 

Bei gleichbleibendem Flächenraume eines States kann 
also in der zivilisirten Welt eine Vermehrung oder Ver- 
minderung der Bevölkerung nur durch Ein- und Auswande- 
rung und das Verhältniss der Sterblichkeit zu den Geburten 
vor sich gehen. 

Was zunächst dieses Verhältniss betrifft, so ist bekannt, 
dass unter nicht allzu ungünstigen Umständen und ohne 
Eintritt besonderer Unglücksfälle im natürlichen Verlaufe 
des Lebens mehr Menschen geboren werden als mit Tode 
abgehen. Eine Abweichung von dieser Regel muss ent- 
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weder in einer verstärkten Sterblichkeit oder einer zurück- 
bleibenden Erzeugung; wenn nicht in beiden Thatsachen 
in Verbindung, bestehen. 

Eine gesteigerte Sterblichkeit kann eine vorübergehende 
sein, wie im Falle von Kriegen und Epidemien, oder eine 
andauernde, welche aus bleibenden Ursachen her¥orgeht. 
Diese Ursachen können im Klima des Landes, in der Woh- 
nungsweise, der üblichen Nahrung, der Kleidung, den Ge- 
wohnheiten und Sitten, der Moral und dem Rechtszustande 
der Nation enthalten sein. Das letzte ist der Fall bei dem 
in einigen Ländern stark betriebenen langsamen Kinder- 
morde durch absichtlich schlechte Ernährung und Behand- 
lang, oder bei der Aussetzung zum Tode bestimmter neu- 
geborener Kinder, wie sie in China gebräuchlich ist Dem 
schliesst sich eine in Sitte und Gewohnheit begründete un- 
zweckmässige Behandlung und Ernährung der Kinder und 
deren Vernachlässigung in Folge von Armuth oder auch 
von reicher Gedankenlosigkeit, Bequemlichkeit und Genuss- 
sacht an. Kleidung und Lebensweise können durch Mode 
und schlechte Sitte so unzweckmässig, thöricht und ver- 
kehrt werden, dass dadurch endemische Zeitkrankheiten 
entstehen und das Sterblichkeitsverhältniss erhöht wird. 
Eine ähnliche Wirkung kann durch eine verkehrte Er- 
nährungsweise, durch den gewohnheitsmässigen Genuss 
schädlicher Substanzen, wie des Brantweins und Opiums, 
durch die betrügerische Verfälschung von Nahrungsmitteb, 
durch die Allgemeinheit des Gebrauches vergiftender Küchen- 
geräthe, durch den Zustand der Brunnen und Wasser- 
leitungen, durch die unzweckmässige Einrichtung, herr- 
schende Unreinlichkeit, in der Armuth begründete Ueber- 
fiillung und die Luftverderbniss, der Wohnungen hervor- 
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gebracht werden, — Ursachen erhöhter Sterblichkeit, welche 
von der Unwissenheit und fatalistischen Trägheit nicht 
selten dem Klima zugeschrieben werden. Dieses letztere 
aber kann nicht nur bleibende Ursachen eines hohen Sterb- 
lichkeitsverhältnisses enthalten, es kann sich auch ver- 
schlechtem, wie es bei Rückgängen der Kultur, Verwilde- 
rung von vormals kultivirten Ländern und Versumpfung 
von Thälern und Ebenen geschieht. Die römische Cam- 
pagna, die Umgegend der Ruinen von Ephesus und andere 
in der Vorzeit hoch kultivirte Gegenden sind dafür Bei- 
spiele. Eingeschleppte Epidemien aber finden in allen den 
aufgeführten nachtheiligen Verhältnissen einen fruchtbaren 
Boden. 

Aus diesen verschiedenen nachtheiligen Einflüssen 
schlechter Kulturzustände auf die Sterblichkeit ergibt sich, 
dass gute Kulturzustände das Sterblichkeitsverhältniss ver- 
bessern können, und dass es dem State nicht an Mitteln 
fehlt, darauf hinzuwirken. Justiz, PoUzei, Wirthschafts- 
politik und Schulwesen sind die Wege, auf denen an der 
Hand der Statistik die Absicht erreicht werden kann. 

Die unter einem Durchschnittsverhältniss zurückblei- 
bende natürliche Fortpflanzung eines Volkes ist durch ge- 
sellschaftliche und wirthschaftliche Zustände, durch nationale 
Schicksale und daraus hervorgehende Gemüthsstimmungen, 
durch Kulturrichtungen, Sitten, Gewohnheiten und Naturell 
bedingt. Verirrungen in Laster und Unnatur haben daran 
einen grossen Antheil. Ein ehelicher Umgang welcher auf 
Kinderlosigkeit berechnet ist oder dessen Früchte vor der 
Geburt zerstört werden, ist selbst in gewissen auf ihre hohe 
Kultur stolzen Ländern im Zunehmen begriffen. Bei den 
Türken ist die letztere Praxis ganz allgemein, und sie wird 
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ganz anverhohlen betrieben. Im Harem des Sultans ist sie 
Vorschrift, deren Befolgung im Jahre 1875 von der Mutter 
des Sultans Abd-ul-Aziz durch eine Verordnung neu ein- 
geschärft worden ist. ^) Die der geschlechtlichen Produk- 
tivität nachtheilige Wirkung herrschender Niedergeschlagen- 
heit und Hoffnungslosigkeit ist bei untergehenden Volks- 
stämmen vielfach beobachtet worden, und was den ähn- 
lichen Einfluss einer übernüchtemen Verständigkeit und 
eines von der Natur sich entfernenden Utilitarismus betrifft, 
so haben wenigstens englische und amerikanische Mal- 
thusianer daraus eine Beruhigung ihrer Besorgniss vor 
üebervölkerung geschöpft. 

Der Stat ist auch in dieser Angelegenheit nicht un- 
vermögend einem fehlerhaften und naturwidrigen Gange 
der Kultur entgegenzuwirken; es wird dies aber auf 
manchen Umwegen durch das Gebiet der gesellschaftlichen 
Einrichtungen, der Sitten und der moralischen Bildung ge- 
schehen müssen. Bei einem unmittelbaren Eingreifen des- 
selben in die Bewegung der Bevölkerung durch die Fort- 
pflanzung würde die Politik statt mit Menschenerziehung 
sich mit Menschenzucht beschäftigen. Anläufe zu einer 
solchen Verirrung sind auch ausserhalb der gesellschaft- 
lichen Systeme der Sklaverei und der Leibeigenschaft mit 
den auf eine grosse Kinderzahl gesetzten Statsprämien ge- 
macht worden, zu denen die Vorschläge zum Schutze gegen 
allzugrosse Fruchtbarkeit und daraus entspringende Ueber- 

]) Der Befehl ist nach seinem Wortlaute in einer im türkischen 
Reiche erscheinenden Zeitung publizirt worden und der Verfasser hat 
ihn darin mit eigenen Augen gelesen. Siehe darüber auch : Stambul 
und das moderne Türkenthum S. 192. — Es gibt Länder oder Pro- 
vinzen, in welchen die dienende Klasse häufig aus Eheparen besteht, 
welche aber fast niemals Kinder haben. 
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völkerung einen würdigen Gegensatz gebildet haben. Dem 
kommunistischen State würde allerdings die Menschenzucht 
als öffentliche Angelegenheit ganz angemessen sein. 

Unmittelbar dagegen kann die Politik in die Bevölke- 
rungsverhältnisse durch gesetzliche Bestimmungen über den 
Ab- und Zuzug von Menschen mit bleibender Wohnsitz- 
veränderung eingreifen. Es handelt sich dabei im Innern 
der Staten um die nationale^ zwischen verschiedenen Staten 
um die internationale Freizügigkeit und ihre allfallige Be- 
schränkung. 

Bei der nationalen ist die Vertheilung der Bevölkerung * 
über den Kaum des Statsgebietes in Frage. Eine Erschei- 
nung welche hier die Aufmerksamkeit des Politikers in 
Anspruch nimmt ^ ist die Anhäufung und Zusammen- 
drängang der Menschen in den grossen Städten. Bis auf 
einen gewissen Grad; welcher sich nach den Umständen 
bemisst, entspricht dieser Vorgang den wirthschaftlichen, 
gesellschaftlichen ; geistigen und politischen Bedürfnissen. 
Eine Nation bedarf eines Zentrums der Bildung ^ aus 
welchem ihr gesammtes Leben die einheitlichen Anstösse 
und die gemeinsamen Formen empfangt^ — eines Zentrums^ 
in welchem höheres Urtheil und die Vorbilder nationaler 
Sitte und nationalen Geschmackes ihren Sitz haben. Die 
deutsche Nation empfindet es, dass ihr ein solches Zentrum 
gefehlt hat Handel und Industrie bedürfen gleichfalls 
ihrer Zentralpunkte^ in welchen grosse Mittel sich zu grossen 
Leistungen vereinigen. Diese Zentralisation in den Städten 
hat aber auch ihre Nachtheile und ihre Gefahren. Dem 
Zudrange der Menschen liegen nicht nur richtige, sondern 
auch falsche und fehlerhafte Triebfedern zu Grunde, und 
die das Mass des nationalen Gesammtwohles überschreitende 
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Anhäuiung städtischer Bevölkerungen erzeugt fehlerhafte 
Bildungen und schädliche Kräfte. Das Leben der grossen 
Städte entfremdet der Natur^ und ist eben so sehr eine 
Schule des Lasters und Verbrechens wie der geprüften und 
zuverlässigen Tugend; der verdrehtesten Lebensansichten 
wie der klarsten Einsicht in die Bedingungen gesellschaft- 
licher Ordnung; der schlechten und geschmacklosen wie der 
guten und edlen Sitte. Der Bewegung der Menschen un- 
bedingte Freiheit zu lassen ^ kann in dieser Beziehung so 
wenig wie in irgend einer anderen das allein seelig machende 
Dogma sein, so bequem es einer un&higen und aus Un- 
fähigkeit fatalistischen Statskunst erscheinen mag sich unter 
dem Vorwande liberaler Grundsätze ihrer Sorgen über- 
hoben und ihrer Pflichten entledigt zu sehen. 

Das geringste was der Stat gegenüber dem unverhält- 
nissmässigen Zuströmen nach den Städten sich zur Pflicht 
zu machen hat; ist dass er nicht selbst durch unnöthige 
Zentralisation diese Bewegung über die naturgemässen 
Grenzen hinausfuhren hilft, — das weitere, dass er^ wo es 
heilsam erscheint; dezentralisirt; — das letzte; dass er das 
Zuströmen durch verständige und dem allgemeinen Inter- 
esse entsprechende Aufenthaltsbedingungen mässigt und 
regelt. 

Für einen Stat mit partieller oder allgemeiner Ueber- 
völkerung wird der Abzug von Menschen nach einem 
schwachbevölkerten und der Arbeitskraft bedürftigen Ko- 
lonialgebiete zu einem doppelten Gewinn; indem dadurch 
das Mutterland von unbeschäftigten Menschen und lästigen, 
nicht selten geftlhrlichen Bevölkerungselementen beft'eit, die 
Kolonie gekräftigt und von dieser auf jenes in manchen 
Beziehungen förderlich zurückgewirkt wird. Staten mit 
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Eolonlalbesitzungen und überzähliger Bevölkerung suchen 
desshalb mit Becht einen solchen Abzug zu begünstigen, 
wie es von England in ausgedehntem Masse geschieht. 
Vorzugsweise ist indessen die Rückwirkung in wirthschaft- 
licher Beziehung yortheilhafti; und nur insofern der Handel 
Reichthümer schafft und die Schifffahrt eine Kriegsflotte 
heranzieht, erstreckt sie sich auf die politische Macht im 
genaueren Sinne. Im übrigen sind Kolonien vielfach eine 
Last, und die Rückwirkung derselben auf den gesellschaft- 
lichen und politischen Zustand des Mutterlandes ist, zum 
günstigsten beurtheilt von zweifelhaftem Werthe. Die Roh- 
heit kolonialer Gewohnheiten und Lebensanschauungen wird 
dadurch in das Mutterland eingeführt und untergräbt hier 
allmälig die höhere Kultur und die feinere Bildung, wofür 
sich grosse, der Gegenwart angehörige Beispiele anföhren 
Hessen. 

Es ist indessen nicht in diesem allgemeineren Interesse, 
sondern nur in dem der Bevölkerungsvertheilung dass der 
Vorgang der Uebersiedelung in eine Kolonie hier in Be- 
tracht kommt. Dieser selbst fällt, da die Menschen dabei 
nicht in einen fremden Nationalverband übergehen, im ge- 
naueren Sinne nicht unter den Begriff der Auswanderung. 
Unter dieser im strengen politischen Sinne hat man den 
Menschenabzug mit Ausscheidung aus dem Nationalverbande 
zu verstehen. Die auswandernden Menschen gehen der 
Nation verloren. Ob das ein Unglück ist, wird von den 
Umständen abhängen unter denen die Sache vor sich geht. 
Im allgemeinen sollte man sagen, dass für ein übervölkertes 
Land der Menschenabzug nicht ein Unglück, sondern ein 
Glück und für die Menschheit im Ganzen ein ebenso natur- 
wie kulturgemässer Vorgang sei, während in einer schwachen 
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Bevölkerung der Auswanderungstrieb nur unter ganz be- 
sonderen und fehlerhaften Verhältnissen vorhanden sein 
wird. Es kommen aber für die Beurtheilung noch ver- 
schiedene besondere Rücksichten in Frage. 

Zunächst ist zu erwägen, inwiefern die Auswanderung 
in ein fremdes Land im Verhältniss zur Uebersiedelung auf 
ein der Nation selbst gehöriges Eoloniegebiet einen relativen 
Nachtheil enthält.^ Der letzte Vorgang wird der Auswande- 
rung vorzuziehen sein, wenn die Nation schon die Kolonie 
besitzt; der Vorzug ist aber zweifelhaft;, wenn eine Kolonie 
zu dem Zwecke erst gegründet oder erworben werden soll. 
Die britische Nation hat allen Grund die Uebersiedelung 
der überzähligen Bevölkerung ihrer Inseln nach Canada, 
Australien; Neu-Seeland oder der Capkolonie der Auswande- 
rung nach den Vereinigten Staten vorzuziehen, wo jeder 
irische Einwanderer die Zahl der Feinde Englands um einen 
vermehrt, während den eignen Kolonien in ihm dabei eine 
werthvolle Menschenkraft verloren geht. Zweifelhaft da- 
gegen ist die Richtigkeit der Meinung dass Deutschland sich 
ein eignes Kolonialgebiet verschaffen solle, um diesem die 
jetzt nach fremden Ländern auswandernden und in fremde 
Nationen aufgehenden Landeskinder zuzuführen. Zuerst 
müsste die Frage beantwortet werden, wo sich zur Besitz- 
nahme oder Erwerbung von Landstrecken die zur Besiede- 
lung durch Deutsche geeignet sind, noch eine Gelegenheit 
darböte. Es versteht sich dass dabei nicht von irgend 
einer unbedeutenden Insel oder Inselgruppe die Rede sein 
kann, sondern nur von einem ausgedehnten Gebiete, welches 
Raum für die Hunderttausende hätte, die Deutschland in 
einem Jahrzehnt an fremde Nationen abtritt, und zugleich 
die Bedingungen ihres Gedeihens enthielte, lieber Amerika 
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und Australien ist verfugt. Afrika legt im allgemeinen den 
Ansiedelungen der weissen Rasse schwer überwindbare 
Hindernisse in den Weg, und wo das nicht der Fall ist; 
hat das Land seine Herren. Auch ist es selbst schon stark 
bevölkert, so dass es sich hier, wie in Asien, wohl um Be- 
herrschung, aber nicht mehr um Kolonisation handeln kann. 
Algerien ist im genaueren Sinne so wenig eine französische 
wie Indien eine englische Kolonie. Beide Länder haben 
ihre eigne Bevölkerung, welche nur einer europäischen 
Macht unterworfen ist, und gegen deren Zahl die der über- 
gesiedelten Europäer in Indien gänzlich verschwindet, in 
Algerien sehr zurücktritt. Für den Abzug der Bevölkerung 
aus dem Mutterlande kommen beide nicht wesentlich in 
Betracht Die Einwanderung von Italienern und Spaniern 
wird in Algerien schon als eine Unbequemlichkeit be- 
trachtet, — ein Beweis, dass es hier im Verhältniss zu den 
vorhandenen Kulturbedingungen nicht gerade an Menschen 
fehlt. Die Periode eigentlicher Kolonisation durch Besitz- 
nahme und Besiedelung wilder und wenig bewohnter Länder 
ist in der Hauptsache vorüber. Was den zivilisirten Na- 
tionen als Kulturaufgabe auswärts übrig bleibt, ist die Be- 
herrschung und Führung der untergeordneten Menschen- 
rassen, wozu mehr Soldaten und Beamtete als Kolonisten 
nöthig sind.' England, Bussland und Frankreich haben in 
Indien, der Tatarei und Nordaftika diesen Beruf über- 
nommen. In dem Zustande der nordafrikanischen und 
mehrerer asiatischen Länder liegt die nächste Aufforderung 
auf dem betretenen Wege weiter zu gehen, — eine Auf- 
forderung, welche an alle zur Betheiligung an der Ueber- 
nahme der historischen Arbeit befUhigten Nationen gerichtet 
ist. Diese Nationen haben die Herrschaft über die in 
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ihrer Natur und Kultur zurückgebliebenen Kassen und 
Völkerstämme zwischen sich zu theilen, und es ist mehr 
als wahrscheinlich, dass' diese Theilung einen sehr wesent- 
lichen Inhalt der politischen Geschichte der näheren Zu- 
kunft und die hauptsächUchste Veranlassung bevorstehender 
Kriege bilden wird. Wer möchte zu behaupten wagen 
dass die deutsche Nation nicht befähigt wäre, einen Theil 
der grossen Aufgabe zu übernehmen, vorausgesetzt dass sie 
vorher ihre innere politische Organisation bis auf einen ge- 
wissen Punkt weiter gefuhrt und ihren Machtapparat zur 
Wirkung in die Ferne vervollständigt habe? — dass es 
aber ihre Aufgabe sei als Epigone der Kolonialpolitik 
noch eine verspätete Rolle zu spielen ; muss bezweifelt 
werden. 

Kann ein Stat dem aus dem Lande abziehenden Ueber- 
schusse seiner Bevölkerung keine Wohnsitze in einem ihm 
gehörigen Koloniegebiete zur Verfugung stellen^ so fragt 
sich ob^ und unter welchen Umständen^ die Thatsache dass 
seine Auswanderer zum Wachsthume fremder Nationen bei- 
tragen^ ihm zum Nachtheile gereichen muss. 

Im allgemeinen gehört die Ansicht dass die Macht 
eines States auf der Schwäche anderer Staten beruhen 
müsse, einer niederen Kulturstufe an, auf der sie nicht ganz 
unrichtig ist. lieber diese Stufe hat sich der zivilisirte 
Theil der heutigen Menschheit erhoben. Wir sehen in der 
Feindschaft der Staten nicht mehr einen nothwendigen und 
bleibenden, — nicht mehr den normalen Zustand, jind ver- 
nichten selbst im Kriege nur noch die gegen uns in Wirk- 
samkeit gesetzten oder zur Wirksamkeit bestimmten Macht- 
mittel. Wir sind auch im internationalen Wirthschafts- 

verkehre über die kurzsichtige Meinung hinaus dass der 
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wirthschaftliche Nutzen des einen Volkes sich auf den 
Schaden des anderen gründen müsse^ und dass es also eine 
richtige Handelspolitik sei^ andere Länder auszusaugen und 
ihr wirthschaftliches Gedeihen zu verhindern. In der Be- 
urtheilung der Auswanderung ist dieser Irrthum von wesent- 
lichem Einflüsse gewesen. 

Für ein übervölkertes Land ist^ wie schon gesagt, der 
Abzug überschüssiger Bevölkerung ein Gewinn. Soll aber 
dieser Abzug möglich sein^ so müssen die Abziehenden 
irgendwo Aufnahme finden^ und es ist für das übervölkerte 
Land ein Glück, wenn dies der Fall ist. Auswanderer ge- 
hören in der Regel der ärmeren und nicht selten einer 
moralisch zweifelhaften Volksklasse an, und das Land, 
welches sie sich zur neuen Heimat ausersehen haben, könnte 
sich weigern, sie als Einwanderer aufzunehmen; denn wie 
die Vortheile und Nachtheile der Auswanderung eine frag- 
liche Angelegenheit sind, so auch die der Einwanderung, 
und diese ist leichter zu verhindern als jene. Werden aber 
aus den armen Auswanderern — wie es sehr oft der Fall 
ist — wohlhabende Menschen, welche aus Gewohnheit und 
Anhänglichkeit fortfahren, den Erzeugnissen ihres Geburts- 
landes einen Vorzug vor anderen Mitteln der Befriedigung 
wichtiger Lebensbedürfnisse zu geben, und welche nun aus 
eignen Mitteln von diesen Erzeugnissen das doppelte und 
mehr von dem verbrauchen was sie zu Hause, zum Theil 
aus Mitteln der Wohlthätigkeit, verbraucht haben würden, 
dann ist der Gewinn für das Land welches sie verlassen 
haben und für die Nation aus welcher sie ausgeschieden, 
ein ganz unzweifelhafter und ein so grosser, dass auch die 
kleinen Kapitalbeträge welche sich als Durchschnittsgrösse 
für die vqn Auswanderern mitgenommenen Hilfsmittel er- 
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geben; dagegen verschwinden. Eine Auswanderung in's 
Besondere, welche sich massenhaft einer neuen Heimat zu- 
iwendet, verbreitet in dieser den Geschmack an den Er- 
zeugnissen der alten und macht Propaganda für deren 
Bändel. Der deutsche Handel nach den Vereinigten Staten 
-wird sich nicht verhehlen was ihm die dahin gegangene 
deutsche Auswanderung geleistet hat, vielleicht sogar bei 
einiger Ueberlegung sich sagen müssen dass dies mehr ist 
aIs die Uebersiedelung der nämlichen Menschen in eine 
deutsche Kolonie hätte leisten können, deren Kauffahigkeit 
immer eine viel beschränktere geblieben sein würde. 

Erscheint also näher betrachtet die Auswanderung unter 
dem wirthschaftlichen Gesichtspunkte keinesweges so nach- 
theilig wie ein einseitiges und nicht immer objektives Ur- 
theil sie hat erscheinen lassen wollen, so ist allerdings der 
wirthschaftliche Gesichtspunkt nicht der einzige, unter' 
welchem die Vorzüge und Nachtheile der Abtretung von 
Menschen an eine fremde Nation zu beurtheilen sind. Es 
kommen dabei rein politische Interessen in Betracht. Wenn 
wir auch in der Feindschaft der Staten nicht mehr einen 
allgemeinen, bleibenden und nothwendigen Zustand erkennen, 
80 können wir uns doch nicht mit dem Traume eines ewigen 
Friedens täuschen und können uns den natürlichen histo- 
risch-politischen Gegensatz nicht verbergen, welcher viel- 
fach zwischen den Staten besteht. Es kann also einem 
State nicht gleichgiltig sein ob seine Auswanderer die 
Macht eines Nebenbuhlers und Gegners oder eines natür- 
lichen Freundes und Verbündeten vermehren und ob sie 
mit freundlichen oder feindlichen Gefühlen scheiden. Die 
Vereinigten Staten sind aus vielen Gründen der Gegner 
Englands und die irische Auswanderung verlässt den bri- 
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tischen Statsverband nicht mit freundlichen Gefühlen. £ine 
feindliche Stellung der nordamerikanischen Republik gegen 
Deutschland liegt aber nicht in den Verhältnissen begründet 
und könnte nur das mittelbare Ergebniss einer vorüber- 
gehenden Gemeinsamkeit der Interessen mit Russland und 
Frankreich gegen England , Deutschland und Oesterreich 
sein, in welchem Falle aber die nach den Staten aus- 
gewanderten Deutschen sich als eine ihrem Geburtslande 
treue Partei geltend machen würden, der es nicht an Macht 
fehlt auf die Politik der Union bestimmend einzuwirken. 
In der alten Welt würde sich unter bestimmten politischen 
Voraussetzungen an der unteren Donau und in Kleinasien 
Raum für deutsche Auswanderer darbieten, dessen Be- 
nutzung weitreichende wirthschaftliche und politische Folgen 
in unserem nationalen Interesse haben könnte. Anders ver- 
hält es sich mit einer Auswanderung nach Russland, in 
desseji Verhältniss zu Deutschland Ghründe einer früher 
oder später zum Ausbruche kommenden Gegnerschaft ent- 
halten sind, dessen slavischer Chauvinismus aber auch die 
früher herbeigezogenen deutschen Ansiedler wieder von 
sich treibt. 

So sind die Vortheile und Nachtheile der Auswande- 
rung je nach den Umständen verschieden zu beiurtheilen, 
und je nach dem Ausfalle der Beurtheilung wird der Stat 
dem Vorgange gegenüber sich in verschiedener Weise zu 
verhalten veranlasst sein. Als allgemeiner Grundsatz nur 
wird die Freiheit derselben anzuerkennen sein, weil nicht 
nur das Prinzip politischer Leibeigenschaft, kraft dessen der 
Stat seinen Angehörigen die Ausscheidung zu verweigern 
befugt wäre, der sittlichen Idee widerspricht, sondern auch 
weil die Auswanderung politisch und wirthschaftlich ein 
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riAtur- und kidturgemäss^r Vorgang ist. In wirthschaft- 
licher Beziehung gehört die freie Ortsveränderung der 
Arbeitskräfte als unentbehrliche Ergänzung zur freien Be- 
i^vegung der Waren und des Geldes ^ da eine gesunde 
"Wirthschaft nur bei einem richtigen Verhältniss von Waren, 
Oeld und Menschenkraft möglich ist und jedes Missver- 
hältniss zwischen diesen drei Elementen Uebel stiftet. In 
politischer Hinsicht aber ist es sehr nützlich dass unzu- 
friedene Bestandtheile der Bevölkerung freien Abzug haben; 
denn so nothwendig auch die Unzufriedenheit mit bestehen- 
den Zuständen als politische Triebkraft ist, so sind die Un- 
zufriedenen darum nicht auch die welche am meisten be- 
fähigt sind die Zustände zu verbessern, und es ist darum 
wünschenswerth, dass ihre Zahl nicht zu sehr anwächst. 
Aus dem allgemeinen Grundsatze der Auswanderungsfreiheit 
folgt jedoch nicht dass der Stat sich jeder Einwirkung auf 
dieselbe zu enthalten habe. Er wird in vielen Fällen dazu 
beitragen können, ihr eine wünschenswerthe Richtung zu 
geben, und wenn eine nachtheilige Ausdehnung derselben 
aus politischen, sozialen oder wirthschaftlichen Uebelständen 
entspringt die sich heben lassen, wird deren Beseitigung 
seine Aufgabe sein. Liegt dagegen die letzte Ursache in 
einer wirklichen Uebervölkerung, bei welcher die Hilfs- 
noittel des Landes für seine Volkszahl unzulänglich sind, 
dann wird er wohlthun die Auswanderung . zu befördern, 
indem er mit den ihm zu Gebote stehenden Mitteln ftir das 
Wohl der Auswanderer sorgt. Denn dass der Krieg ein 
besseres Mittel sei der Uebervölkerung abzuhelfen, wird in 
unserer Zeit kaum Jemand zu sagen wagen, welchen Ein- 
fluss auch der militärische Geist auf die Ungunst haben 
mag, mit welcher in der politischen Sphäre die Auswande- 
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rung vielfach betrachtet wird. Wenn besondere Gründe 
des öffentlichen und privaten Rechtes im einzelnen Falle 
gegen die Auswanderungsfreiheit sprechen, so wird damit 
der allgemeine Grundsatz nicht aufgehoben, und die Würdi- 
gung solcher Gründe gehört nicht an diese Stelle. 

Schwächer als die Freiheit der Auswanderung ist die 
der Einwanderung begründet; doch gilt das nur in politi- 
scher nicht aber in wirthschaftlicher Beziehung, denn wenn 
die freie Bewegung der Menschen als Ergänzung zur freien 
Bewegung des Geldes und der Waren im Interesse des 
internationalen wie des nationalen Wirthschaftsverkehres 
liegt, so muss der Vortheil derselben nicht nur der ab- 
gebenden, sondern auch der empfangenden Nation zu Gute 
kommen. So haben auch Staten welche ihren wirthschaft- 
liehen Vortheil verstanden, zu allen Zeiten die Einwande- 
rung geschickter Arbeiter begünstigt, selbst gegen die Eifer- 
sucht und das Widerstreben ihrer eigenen, die Konkurrenz 
furchtenden Volksangehörigen. Der einsichtsvollere Theil 
der Bevölkerung der Vereinigten Staten hat dem der Ein- 
wanderung ungünstigen Nativismus erfolgreichen Wider- 
stand geleistet, so wenig sich verkennen lässt, dass der 
bessere politische Geist der nordamerikanischen Bepublik 
durch das massenhafte Zuströmen fremder Elemente mit 
fremdartigen Anschauungen und Sitten verdorben worden 
ist, und dass der edlere Charakter aus welchem die In- 
stitutionen der Union hervorgegangen sind, sich dadurch 
verwischt hat. Das wirthschaftliche Interesse zu Gunsten 
der Einwanderung ist in den Vereinigten Staten stärker 
gewesen als das politische Interesse gegen dieselbe. Das 
politische Interesse aber hat häufigere und stärkere Bev^ eg- 
gründe der Einwanderung entgegen zu sein als der Aus- 
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Wanderung; und die Berechtigung, erstere zu verhindern^ 
hat einen bessern Grund; als letzterer in den Weg zu 
treten. 

Die Auswanderung hinterlässt im schlimihsten Falle 
eine Lücke und einen Mangel an Arbeitskräften^ während 
die fünwanderung störende^ schädliche und selbst gefähr- 
liche Elemente zufuhren kann, die der Stat von der Nation 
fern zu halten nicht nur berechtigt ^ sondern auch ver- 
pflichtet ist. Auch hat der Stat zwar die individuelle Frei- 
heit seiner eignen Angehörigen zu achten ^ selbst bis zu 
dem Entschlüsse der Ausscheidung , da die Nation nicht 
aus Sklaven oder Gefangenen kann bestehen wollen; ein 
Recht des Eintrittes dagegen können Fremde nicht geltend 
machen. Den Austritt — sagt mit Grund und Recht die 
Nation — gestatten wir Jedem, dem es bei uns* nicht ge- 
fällt; den Eintritt nur denen welche uns gefallen. Ein 
allgemeines Weltbürgerthum als Grundlage internationaler 
Freizügigkeit hat Anspruch auf Beachtung; die Wirbung 
jedoch, welche der allgemeine Grundsatz in seiner An- 
wendung auf bestimmte Staten und Menschen, Menschen- 
klassen und Menschenrassen haben soll, muss dem Ermessen 
dieser Staten anheim gestellt sein und lässt sich nur durch 
Statsverträge zu einem Rechtsverhältnisse gestalten. Die 
dabei wirkenden Bestimmungsgründe fuhren uns auf die 
Bedeutung der qualitativen Zusammensetzung einer Stats- 
bevölkerung. 

Es bedarf im allgemeinen keiner Erörterung, dass durch 
die körperlichen und geistigen Eigenschaften des Volkes 
das Gedeihen und die Macht, die historische Bedeutung und 
der politische Rang des States bedingt sind. 

Diese Eigenschaften können sich verändern — ver- 
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bessern oder verschlechtern, und es kann (Ues durch innere 
Vorgänge; aber auch durch den Abgang eigener und den 
Zugang fremder Bevölkerungselemente geschehen. Durch 
die letzten beiden Vorgänge in Verbindung kann die Be- 
völkerung eines Landes, einer Provinz, einer- Stadt, voll- 
ständig zu einer anderen werden, wie es in Texas und 
Californien geschehen ist, wo die Hispanoamerikaner von 
den Angloamerikanern verdrängt worden sind. Auch kann 
sich ein innerer Vorgang mit einem äusseren zur voll- 
ständigen Umänderung einer Bevölkerung verbinden, wie 
es geschieht, wenn fremde Einwanderer neue Sitten oder 
eine andere Religion einführen, oder wenn eine neue Rasse 
einwandert, während die alte aus Mangel an konkurrirender 
Lebenskraft ausstirbt. 

£s ist klar dass der Politik in diesen Beziehungen 
wichtige Pflichten auferlegt werden müssen. Sie soll die 
Bevölkerung des Landes vor physischer Degeneration, die 
besseren Elemente vor der Verdrängung oder Ueberwälti- 
gung durch schlechtere, die Nation überhaupt vor Rück- 
gang in der Kultur bewahren und auf dem Wege fort- 
schreitender Veredelung erhalten. 

Soweit es sich dabei um innere Vorgänge bandelt, 
reichen ihre aus diesen Pflichten entspringenden Aufgaben 
über das Gebiet der Bevölkerungspolitik hinaus; der Ab- 
und Zugang von Menschen jedoch in seinem Einflüsse auf 
die qualitative Zusammensetzung des eine Nation bildenden 
Menschenmaterials ist eine innerhalb ihres Wirkungskreises 
liegende wichtige Angelegenheit, und wir haben ganz be- 
sonders die Einwanderung unter diesem Gesichtspunkte zu 
betrachten 

Zunächst tritt uns hier die allgemeine Frage entgegen, 
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ob eine möglichst gleichförmige oder eine nach Naturell 
und geistigen Fähigkeiten gemischte Bevölkerung der 
vrünschenswerthere Zustand einer Nation ist. 

Wie sich auch die Historiker von einer gewissen Schule 
oder Partei zu dieser Erkenntniss verhalten mögen: für 
den Geologen und Ethnologen steht es ausser Zweifel; dass 
im Völkerinventare der Menschheit höchstens noch die 
Trünmier und Reste ungemischter Rassen vorhanden sind 
und dass diese nicht unter den Kulturvölkeri^ gesucht 
werden dürfen. Und es ist dies auch sehr erklärlich. Denn 
während der Mischung mit anderen Rassen nur kleine in 
Dunkelheit lebende, an den grossen Vorgängen der Ge- 
schichte nicht betheiligte Rassenfragmente entgehen konnten, 
gehört die Rassenmischung — es ist hier zunächst nur von 
der gesellschaftlichen, nicht von der geschlechtlichen die 
Rede — zu den Ursachen und Grundlagen wahrer Staten» 
bildung, zu den Bedingungen der Entstehung des eigent- 
liche):! politischen Geistes, welcher zwar nicht den rous- 
seauischen Gesellschaftsvertrag, wohl aber die freiwillige 
oder erzwungene Zweckgemeinschaft an die Stelle der Ab- 
Btammungsgemeinschaft setzt. Der politische Geist ist die 
teleologische Idee, welche sich über das Kausalverhältniss 
der Natur erhebt; der Stat ist die Kultur, welche sich der 
l^atur auf den Rücken setzt. So lange die Gesellschaft in 
dem Naturverhältnisse der Abstammungsgemeinschaft ver- 
harrt, ist wohl eine Stammesordnung möglich; aber eine 
Stammesordnung, welche sich, wie das Beispiel nomadischer 
Völker beweist, auch auf der Wanderung erhalten kann, 
ist noch keine Statsordnung, welche nur auf festem Wohn- 
sitze möglich ist Erst der gemeinsame Wohnsitz ver- 
schiedener Rassen — die Landsmannschaft trotz der 
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StammesverBchiedenheit — zwingt zu dem Uebergange von 
einer gewordenen zu einer gewollten Ordnung der zu- 
sammenlebenden Menschen; wobei es unwesentlich ist, ob 
das Zusammenleben freiwillig oder erzwungen. Aus dem 
Stammesangehörigen kann durch keine Ausbildung patriar- 
chalischer Ordnung ein Statsbürger werden^ so lange nicht 
fremde Elemente eintreten^ sei es dass sie von dem Stamme 
aufgenommen werden, sei es dass er sie als Sklaven sich 
unter- oder als Kaste sich nebenordnet. Es ist jedoch klar^ 
dass nicht jede Rassenmischung den Interessen der Kultur 
entspricht oder für die Kultur den gleichen Werth hat. 
Es fragt sich, was gemischt wird und wie es gemischt wird. 
Ob die Haupttypen des Menschengeschlechtes aus ver- 
schiedenen Zweigen des Stammbaumes seiner thierischen 
Vorfahren entsprungen sind; oder sich in einer Periode ge- 
schieden haben welche, obschon noch eine prähistorische; 
doch bereits eine menschliche zu nennen ist: — wir sehen 
unser Geschlecht in eine Vielheit von Rassen und Stämmen 
getheilt; welche eine körperliche und geistige Rangordnung 
darstellt; und die noch heute durch Einwanderung sich fort- 
setzende Rassenmischung muss nach dieser Rangordnung 
beurtheilt werden. Die gesellschaftliche Rassenmischung — 
von welcher hier immer noch allein die Rede ist — hat; 
von ihrer Mitwirkung in der Statenbildung abgesehen; 
grosse Vortheile für die Kultur. Sie vereinigt die zu einer 
vielartigen nationalen Thätigkeit erforderlichen verschieden- 
artigen KräftC; Fähigkeiten und Neigungen; wobei gerade 
diese letzteren von besonderer Wichtigkeit sind. Ueberall 
in Ländern mit Bevölkerungen; die aus verschiedenen Rassen 
zusammengesetzt sind, sieht man dass diese aus freier Wahl 
und natürlicher Liebhaberei gewisse, wirthschaftliche Ver- 
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richtuDgen wählen^ und dass sich auf diese Weise eine sich 
nach der Rasse bestimmende Theilung der nationalen Ar- 
beit herausbildet^ welche ihre grossen sozialen und wirth- 
schaftlichen Vortheile hat. So — um ein Beispiel von all- 
gemeiner kulturhistorischer Bedeutung zu geben — mag 
man immerhin über den Einfluss klagen, welchen die Juden 
auf die Volkswirthschaft ausüben: — in der wirthschaft- 
liehen Bildung des Menschengeschlechtes sind' sie die haupt- 
sächlichsten Bewirker des Fortschrittes welcher sich durch 
die Mobilisirung des Vermögens, mit anderen Worten durch 
die Emanzipation des Werthes von der Werthform, und 
also durch die Vergeistigung des Werthes überhaupt voll- 
zieht. Die dem Judenthume nicht ohne Grund vor- 
geworfene Materialisirung des Geistes ist in ihrer letzten 
Wirkung eine Vergeistigung der Materie, und es ist eine 
hochwichtige Funktion in dem allgemeinen Kulturprozesse 
welche auf diese Weise von einer dazu besonders ge- 
schickten Rasse absichtslos aber aus Neigung verrichtet 
wird. Die Neigung aber, durch welche in diesem Falle der 
scharfe Verstand einer Rasse gerade auf diese wirthschaft- 
liche Verrichtung gelenkt wird, geht — nicht ganz, aber 
zum grossen Theil — aus ihrer gesellschaftlichen Stellung 
als mehr oder minder gesondert und eigenartig bleibendes 
Element der Bevölkerungen unserer Staten hervor — einem 
VerhältnisB welches sich nicht fest an ein Land bindet und 
welchem deshalb das bewegliche Eigenthum vorzugsweise 
entspricht. Niedrigere Verrichtungen, zu denen tiefer 
stehende Rassen geschickt sind, werden mit Vorliebe von 
diesen gewählt, wofür die freien Neger der Vereinigten 
Staten lehrreiche Beispiele liefern, und der aus solcher 
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Thatsache entspringende grosse Gewinn für den allgemeinen 
Fortschritt der Kultur bedarf keiner besonderen Beleuchtung. 
Haben wir soweit nur die mechanische Mischung durch 
die Zusammensetzung der Gesellschaft aus verschiedenen 
sich getrennt haltenden Rassenelementen in's Auge gefasst, 
so gewinnt die Frage durch die organische Mischung in 
Folge geschlechtlicher Verbindungen einen weiteren Inhalt. 
Wo die erste stattgefunden hat; wird auch die zweite nicht 
ausbleiben. Die Gründer des indischen Kastenwesens haben 
die Verhinderung beabsichtigt ohne doch den Zweck er- 
reichen zu können. Darin liegt^ wenn die obersten und 
untersten Glieder der physisch -anthropologischen Rang- 
ordnung in geschlechtliche Verbindung treten und Misch- 
linge erzeugen; ein physisches und moralisches Uebel. Diese 
Mischlinge haben eigenthümliche angeborene Charakter- 
fehler, durch welche sie, indem sie als Zwischenglieder die 
Grenzen gesellschaftlicher Stellung verwischen, bei zu- 
nehmender Anzahl politisch und gesellschaftlich gefahrlich 
werden können, wie es in den spanisch-amerikanischen 
Republiken geschehen ist. Die geschlechtlichen Verbin- 
dungen von Weissen und Negern sind immer, so häufig sie 
in den Kolonien vorgekommen sind, auf Seite des weissen 
Theiles eine rohe Geschmacklosigkeit, welche dem selbst 
bei den Thieren die Fortpflanzung beeinflussenden Schön- 
heitssinne und Veredelungstriebe Hohn spricht. Die Bei- 
spiele solcher rückfalligen Lebensvorgänge sind in den 
Ländern zu Hause, die der Sklavenhandel hat bevölkern 
helfen oder denen er noch heute eine dienstbare Menschen- 
klasse zufuhrt. Auf diesen Schauplätzen wird das ganze 
gesellschaftliche Leben immer neu auf ein tieferes Niveau 
hinabgezogen und die edleren Elemente ertrinken im Meere 
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der ßohheit und Gemeinheit, wie es den Arabern in 
Marokko ergangen ist. Die Zuchtwahl^ welche den einen 
Theil herabsetzt; hebt freilich den anderen Theil hinauf. 
Wenn aber die Negerin den weissen Mann vorzieht, so 
folgt daraus nicht, dass sie auch diesem ebenbürtig und 
reizend erscheinen solle. Die Brücke welche von der 
Thierheit zur Menschheit geführt hat, soll nicht breiter ge- 
macht und eher abgebrochen als rückwärts begangen werden. 
Völker welche ein Recht haben, sich zum Adel der Mensch- 
heit zu rechnen, werden durch ihre Selbstachtung auch 
mehr oder minder wirksam von solchen Vermischungen 
zurückgehalten ; aber verstandlose Gleichheitslehren, die sich 
auf ein fremdes Feld verirren, und denen, wie bei der 
sozialen und politischen Gleichstellung der Neger in den 
Vereinigten Staten, die Demagogie zu Hilfe kommt, wirken 
dem besseren Gefühle entgegen. Das sind mehrfache schäd- 
liche Folgen der Rassenmischung, welchen nur durch die 
Sitte und durch die politische und soziale Unterordnung 
der niedrigeren Rasse entgegengewirkt werden kann. 

Durch die Vorliebe und besondere Beßlhigung für ge- 
wisse Beschäftigungen werden aus den Rassen gesellschaft- 
liche Klassen, und auch dieses Ergebniss hat seine Vor- 
theile, wie sehr auch die herrschenden Ansichten unserer 
Tage sich dagegen auflehnen mögen. Der Charakter einer 
in der Gegenwart übersehbaren Kultarperiode ist nur eine 
vorübergehende Erscheinung, und die Zeit wird kommen, 
in welcher die Gleichheit und Verschiedenheit der Lebens- 
lagen und gesellschaftlichen Stellungen wieder ganz anders 
beurtheilt werden wird als heute. Die thatsächliche Wahr- 
heit wird sich auch in der Einsicht der Menschen wieder 
geltend machen, dass der Fortschritt des Menschen- 
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geschlechtes nicht auf der Gleichheit sondern auf der Un- 
gleichheit beruht, — dass ohne die Gliederung der Gesell- 
schaft in Klassen von verschiedener Hangstellung auf die 
Dauer keine höhere Kultur möglich ist. Nur haben wir es 
als eine Forderung höherer sozialer und politischer Bildung 
begreifen gelernt, dass diese Gliederung und Rangstellung 
keine der Natur widersprechende, keine erzwungene, keine 
starre, sondern eine flüssige, aus der Natur der Menschen 
von selbst sich ergebende sein soll, und man wird auch 
noch zu der £insicht kommen, dass es die Rassenmischung 
ist, welche uns in den Stand setzen muss, dieser Forderung 
zu genügen. Für den Kenner der Weltverhältnisse im 
Grossen unterliegt es keinem Zweifel dass mit der Zeit die 
soziale Frage in die Rassenfrage übergehen und durch Aus- 
und Einwanderung beantwortet werden wird. Die höheren 
Menschenrassen sind berufen, auf allen Schauplätzen der 
Erde die Führung und Herrschaft zu übernehmen. Ihr 
Posten ist überall da wo Unternehmer, Führer, Lehrer, 
Ordner, Aufseher, Befehlshaber, kurz wo Menschen von 
höheren Fähigkeiten nöthig sind. Die niederen sollen von 
den Geschäften der Menschheit diejenigen verrichten zu 
welchen jene — sobald ihre Ablösung möglich geworden — 
zu gut sind. Diese Geschäfte müssen verrichtet werden — 
freiwillig wenn es sein kann, gezwungen wenn es nicht 
anders geht. Die Negersklaverei und die Einrichtung fest 
abgegrenzter gesellschaftlicher Kasten sind barbarische und 
unbeholfene Methoden gewesen nach denen die Kultur- 
geschichte den Zweck zu erreichen gesucht hat. Der heu- 
tige Bildungszustand der höheren Rassen verwirft diese 
Methoden. Es lässt sich aber nicht einsehen, weshalb Zwang 
und Freiwilligkeit im Verhältniss verschiedener Rassen und 
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Stämme nicht eben so gat den Forderungen der Humanität 
und einer höheren sittlichen Bildung entsprechend abge- 
messen und geordnet werden können wie innerhalb einer 
und derselben Rasse. Sowie die Politik in der Beherrschung 
der niederen und untergeordneten Bestandtheile des Men- 
schengeschlechtes durch die höheren fortschreitet, wird es 
ihre Aufgabe, neue Methoden zu finden und auszubilden, 
welche unserem sittlichen Bewusstsein Genüge leisten. Immer 
aber werden diese Methoden von dem Grundsatze der Herr- 
schaft der höheren Bässen über die niederen oder der Füh- 
rung und Leitung dieser durch jene ausgehen müssen, auf 
welcher ganz im Grossen der Fortschritt der Menschheit 
beruht. 

Staten, denen der Beruf zugefallen ist oder zufiLllt, 
einer solchen Herrschaft oder Hegemonie den Wirkungs- 
kreis zu geben, haben in ihrem gemischten Nationalbestande 
die schwierigere aber auch die höhere Aufgabe, und der 
bare Unverstand ist es welcher solche Staten oder Reiche 
weil sie nicht der bequemen Schablone politischer Klein- 
meisterei und Schulfuchserei entsprechen, glaubt herab- 
setzen zu dürfen. Die doktrinären Wortführer des su- 
veränen Provinzialismus, welche über Oesterreich den Stab 
brechen, weil es in seiner Bevölkerung verschiedene Rassen 
vereinigt, werden wohl auch das britische Reich mit dem 
dazu gehörigen Eaiserthum Indien als „Völkermischmasch^^ 
bemitleiden. Es ergeht ihnen damit nur wie dem Armen, 
welcher den Reichen verachtet, weil dieser, wenn er schlecht 
wirthschaftet, Bankrott machen kann, wovor jener aller- 
dings sicher ist. Oesterreich, die Türkei, selbst das bri- 
tische Reich können untergehen, wenn sie auf die Dauer 
nicht fähig sind, eine politische Aufgabe zu vollbringen, 

Froebel, Politik. 5 
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welche höherer Art ist als die; einen einfachen Stat mit 
ungemischter Bevölkerung zu regieren. Wenn sie aber an 
der Unzulänglichkeit der Kraft zu so hoher Leistung unter- 
gehen sollten^ wäre damit die Aufgabe nicht beseitigt, da 
bei ihrer Zertheilung in eine Anzahl kleinerer Staten der 
^, Völkermischmasch*' immer übrig bleibt. Wenn jedoch 
dieses Gemische ein politisches Aergerniss wäre, wer soll 
sich herbeilassen es zu übernehmen? — Soll die Welt 
durch Ausrottung oder gewaltsame Verpflanzungen von dem 
Uebelstande gereinigt werden? — Eine Politik, welche sich 
über den Standpunkt gemeiner Ansichten erhebt, müsste 
die Erhaltung der Türkei wünschen, selbst wenn es nur 
wäre, um so anmassender Albernheit einen dauernden Stein 
des Anstosses zu erhalten. 



VIEETES KAPITEL. 



Die Sozialpolitik. — Stat und Gesellschaft. Auffassungen vom Stand- 
punkte des Liberalismus, des Sozialismus, der Demokratie und der 
Aristokratie. Volk und Gesellschaft. Theorien philosophischer Schulen 
Stat, Kirche, Schule und Gesellschaft. Der Schwindel einer von der 
Politik verschiedenen Gesellschaftswissenschaft. Oeffentliches Leben 
und Privatleben. — Die Gresellschaft besteht durch den Stat, nicht 
umgekehrt. Das gesellschaftliche Leben ist durch die Politik be- 
herrscht. Gleichheit und Ungleichheit in der Gesellschaft. Vernunft 

und Unvernunft des Gleichheitsprinzipes. 



Die Erwägungen mit welchen wir das vorige Kapitel 
beschlossen haben ^ fuhren uns auf die Beschäftigung der 
Politik mit den Problemen der gesellschaftlichen Ordnung. 

Um dafür den sicheren Standpunkt zu gewinnen, muss 
zuerst das Verhältniss der beiden Begriffe Stat und Gesell- 
schaft in das richtige Licht gestellt werden. 

Stat und Gesellschaft werden vielfach als zwei ver- 
schiedene Wesen gleichen Ranges einander entgegen gesetzt^ 
wobei ihre vermeintlichen Beziehungen zu einander von 
politischen Parteien und philosophischen Schulen je nach 
dem praktischen oder theoretischen Standpunkte einer jeden 
verschieden beurtheilt werden. 

Für den Liberalismus ist der Stat der Diener der Ge- 

Bellßchaft, — ein Diener aber, welcher weiss dass er un- 

5* 
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entbehrlich ist und nicht entlassen werden kann, und wel- 
' eher darum geneigt ist; sieh anmassend und ungebührlich 
zu benehmen. Das Verhältniss der Gesellschaft zum State 
wird beurtheilt; wie das eines Frincipals zu seinen Commis 
oder Arbeitern, welche ihr Geschäft zu verrichten, aber 
nichts zu befehlen und sich keine Freiheiten herauszimehmen 
haben. Die Auffassung entspricht der ganzen Weltansicht 
des Liberalismus, welche wesentlich die merkantilisch-in- 
dustrielle ist. Die Gesellschaft ist danach die Geschäfts- 
welt, deren Leben im freien Spiele der Konkurrenz besteht 
und also keine Eingriffe und Beschränkungen brauchen kann. 
Politisch gesprochen ist für den Liberalismus die Gesell- 
schaft der Suverän, von welchem angenommen wird dass 
er vor dem State da war und sich diesen für seinen Dienst 
geschaffen hat. 

Für den Sozialismus ist das Verhältniss zum Theil 
ein ähnliches , zum Theil ein entgegengesetztes. Er 
verlangt Beseitigung der Konkurrenz durch eine posi- 
tive gesellschaftliche Ordnung, welche jedem einzelnen 
Menschen seinen Platz und seine Verrichtungen an- 
weist. Eine solche Ordnung scheint den Stat überflüssig 
zu machen und ganz in die Gesellschaft au&ulösen. Die 
organisirte Gesellschaft braucht keinen Diener, denn sie be- 
dient sich selbst; sie braucht keinen Herren, denn sie be- 
herrscht sich selbst. Der Sozialismus bedenkt dabei nur 
nicht immer dass seine Gesellschaft wieder nichts anderes 
ist als der Stat, wenn auch eine andere Art von Stat als 
der mit welchem er jetzt sich im Widerstreit sieht; — 
bedenkt er es aber, dann will er eben diese andere Art von 
Stat und dann umgekehrt das ganze gesellschaftliche Leben 
dem einheitlichen Statswillen unterwerfen. 
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Für die Demokratie gibt es überhaupt keine Gesell* 
schafL An die Stelle dieses Begriffes setzt sie den des 
Volkes. yfisLS Volk^^ ist ihr^ was dem Liberalismus und 
dem Soidalismus „die Gesellschaft^^ ist: Der Suverän, — 
sei es dass dieser sich vom State bedienen lässt oder dass 
er sich selbst bedient. Und in der That hat auf ihrem 
Standpunkte die Demokratie xucht Unrecht, den Begriff der 
Gesellschaft zu verwerfen und den des Volkes an seine 
Stelle zu setzen. Zu den Merkmalen des Begriffes der Ge- 
sellschaft gehört, wie wir bald genauer sehen werden, die 
Ungleichheit seiner Bestandtheile, während im Begriffe des 
Volkes als mystischen Suveräns von jeder Ungleichheit ab- 
gesehen ist. 

Von der Aristokratie werden darum auch Volk und 
Gesellschaft von einander getrennt. Die Gesellschaft im 
aristokratischen Sinne ist derjenige Theil der Nation in 
dessen Zusammensetzung ungleiche Bestandtheile von be- 
achtenswerther Bedeutung wahrzunehmen sind und sich 
geltend zu machen wissen, während das Volk als Rückstand 
eine unterschiedslose Masse darstellt. Der aristokratische 
und der demokratische Volksbegriff treffen darin zusammen, 
dass in beiden das Volk ein mystisch - elementarisches 
Wesen aufgefasst ist, mit dem Unterschiede, dass für die 
Demokratie ausser diesem Wesen politisch nichts, für die 
Aristokratie aber daneben noch die Gesellschaft besteht, zu 
welcher das Volk nicht gehört. Diese Anschauung kann 
man besonders bei der vornehmen Scheindemokratie oder 
demokratischen Aristokratie Russlands ausgebildet finden. 
Beide aber, Gesellschaft und Volk, werden. von der Aristo- 
kratie dem State gegenübergestellt, mit welchem die Gesell- 
schaft im aristokratischen Sinne in so fern riyalisirt, als sie 
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durch die Macht selbständiger Ehrenstellung das Ehren- 
monopol des States niederhält. Es ist klar, dass dies, in- 
dem es den gefährlichen Rückwirkungen demokratischer und 
sozialistischer Irrthümer entgegenwirkt, einen wichtigen Ge- 
sichtspunkt ftir die Sozialpolitik bildet. 

Ueber die Einseitigkeiten praktischer Parteistandpunkte 
sucht sich das theoretische Urtheil philosophischer Schulen 
zu erheben; es lässt sich aber nicht sagen ; dass dies mit 
Qlück geschehen sei. Da stossen wir bei neueren und 
neuesten Philosophen auf den ideellen Gegensatz von Stat 
bürgerlicher Gesellschaft, — auf die ideelle Dreiheit von 
Stat, Barche und Gesellschaft, — oder auf die ideelle Drei- 
heit von Stat, Kirche und Schule als Gliederung der Ge- 
sellschaft. Wir müssen jede dieser drei Schematisirungen 
etwas näher in's Auge fassen. 

Nach der letzten wäre die Gesellschaft das was wir 
um auf konkreten Boden zurückzukehren, lieber das Men- 
schengeschlecht nennen wollen. Wenn nur nicht ein grosser 
Theil des Menschengeschlechtes ausser der Gesellschaft 
lebte! — Doch, davon abgesehen, ist doch klar dass, wenn 
Stat, Kirche und Schule, was nicht ganz leifeht sein kann, 
friedlich mit und neben einander in der Gesellschaft leben 
sollen, diese letztere ihnen einen modus vivendi vorsghreiben, 
und die Gewalt haben muss, sie zur Beobachtung desselben 
zu zwingen. Dazu aber braucht sie Autorität, Macht und 
politische Organisation, d. h. sie muss, um Stat, Kirche und 
Schule in das richtige Verhältniss setzen und in diesem Ver- 
hältniss erhalten zu können, selbst Stat sein. Der Stat, 
mit anderen Worten, hat sein Verhältniss zur Kirche und 
Schule, und das Verhältniss dieser beiden zu einander zu 
ordnen, womit er einen Theil seiner sozialpolitischen Auf- 
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gskl>e vollbringt^ während ihm noch viele andere Aufgaben 
l>leiben; welche sich auf das gesellschaftliche Leben be- 
ziehen, und welche nach dieser Schematisirung ausserhalb 
des Wirkungskreises des States liegen würden. Der Stat^ 
kurz gesagt, ist nicht neben Kirche und Schule der Gesell- 
scLaffc untergeordnet; sondern die Gesellschaft mit Kirche 
und Schule ordnet sich dem State unter, — der Stat ist 
nicht in der Gesellschaft, sondern die Gesellschaft ist im 
State. 

Damit hat zugleich die Dreiheit Stat, Kirche und Ge- 
sellschaft zum Theil ihre Kritik gefunden. Diese theore- 
retische Trias hat indessen dadurch eine gewisse praktische 
Wichtigkeit, dass sie von einem weiter oben von uns in 
Bezog auf seine politischen Grundideen schon bekämpften 
Philosophen aufgestellt wird, dessen Gedanken einen folgen- 
reichen Schritt in der Entwickelung einer sich bildenden 
neuen Weltansicht bezeichnen und einen grossen Einfluss 
auf unsere geistige Bewegung erlangt haben, dessen Irr- 
Üiümer also grosses Uebel stiften können. „Die beginnende 
Entwickelung der Gesellschaft als solche zu einem selbst- 
ständigen Organismus neben Stat und Kirche ist eben etwas 
so Neues dass es erst nur wenige gibt, welche überhaupt 
etwas davon merken-.'^ So spricht sich Eduard von Hart- 
mann aus, und er fugt erläuternd hinzu dass die Gesell- 
schaft, „positiv ausgedrückt, die Organisation der Arbeit im 
weitesten Sinne^* sei. Diese Organisation der Arbeit aber 
erklärt er weiter, als „die Ordnung und Regelung der Ar- 
beitstheilung unter Geschlechtern und Individuen, ausser- 
dem aber auch die Vorbereitung der Jijgend zur Arbeits- 
föhigkeit und die Sorge für die arbeitsunföhig gewordenen," 
und der BegriflF der Arbeitstheilung schliesst fiir ihn „das 
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höchste wie das niedrigste, die unqualifizirte Eörperarbeit 
wie die Geistesarbeit des Forschers und Künstlers und nicht 
minder die Arbeit der Erziehung und der sozialen Selbst- 
verwaltung in sich ^). Diesen jedenfalls nicht wohl bedach- 
ten Aeusserungen gegenüber kann nur wiederholt werden, 
dass eine hier in's Auge gefasste Organisation doch nur 
durch Gesetze hergestellt werden kann^ hinter denen eine 
Zwangsgewalt stehen muss, und dass solche Gesetze doch 
nur vom State gegeben und eine solche Gewalt nur vom 
State ausgeübt werden kann, dass es ohne Sinn ist dagegen 
einzuwenden, die Gesellschaft selbst könne sich die nöthi- 
gen Gesetze geben und sie selbst könne über ihre Glieder 
die nöthige Zwangsgewalt ausüben, da eine Gesellschaft 
welche dies kann, eben das ist, was man einen Stat nennt, 
— dass also eine Gesellschaft neben dem State eine Un- 
möglichkeit ist, ganz ebenso wie eine Gesellschaft über 
dem State. 

Im Zusammenhange mit allen diesen in verschiedenen 
Richtungen verfehlten Vorstellungen ist der Versuch auf- 
getreten mit einer Theorie der Gesellschaft eine besondere 
neue Wissenschaft zu begründen, während diese Theorie 
doch nichts anderes sein kann, als ein aus naturhistorischen 
und ethisch-technologischen Elementen zusammengesetzter 
Bestandtheil der Theorie der Politik, weil der leitende Ge- 
danke für die darin vereinigten Thatsachen und Urtheile 
kein anderer als der poUtische sein kann. Es ist begreif- 



1) Eduard von Hartmann, Philosophie des Unbewussten I, Ab- 
schnitt B. Kapitel X. Das Unbewusste in der Geschichte. Eine 
Ergänzung eigener Axt finden die oben angeführten Aeusserungen 
in Hartmann's Gedanken über das Gefängniss der Zukunft (Gesam- 
melte Studien und Aufsätze S. 206.)i worauf wir zurückkommen. 
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lieh dass in einer Zeit der Gährung sittlicher Vorstellungen 
und Gedanken eine solche theoretische Blase aufsteigen 
kann^ und eine solche neue Wissenschaft wäre ja der glück- 
lich entdeckte Kanon des Sozialismus , dessen dogmatischer 
Inhalt nur als Katechismus in den Schulen gelehrt zu wer- 
den brauchte^ um den Stat für alle inneren Angelegenheiten 
überflüssig zu machen^ zugleich aber auch die Hoffnimg zu 
beleben dass mit endlicher Aufhebung aller nationalen 
Schranken und Herstellung einer allgemeinen menschlichen 
Gresellschaft auch über die Nothwendigkeit nationaler Ver- 
theidigungsapparate hinweggefuhrt , und so die Statsidee 
überhaupt aus der lebendigen Geschichte in das kultur- 
historische Museum der Menschheit reponirt werden werde. 
Mit diesem grossen Erfolge würde dann auch die Einwen- 
dung ihre Bedeutung verlieren^ dass die allgemeine mensch- 
liche Gesellschaft eben in ihrer Ordnung doch wieder einen 
Stat bilden würde, denn nur von einer anderen Seite her 
würde sich der von uns schon weiter oben aufgestellte Satz : 
ein Stat ist kein Stat — bewähren. Die projektirten Rei- 
sen in das Gebiet dieser neuen Wissenschaft sind also für 
eine unpolitische Phantasie so verführerisch wie für eine 
unpolitische Spekulation. Dass jedoch nüchterne und auch 
gar nicht abstrakt denkende Schriftsteller, welche zugleich 
als praktische Statsmänner sich geltend zu machen gewusst, 
sich an dem Schwindel betheiligt haben, gehört zu den in 
mancher Beziehung rührenden Erscheinungen des unbeholfe- 
ren Eifers mit welchem der gewissenhafte gute Wille kon- 
servativ-liberaler Naturen sich bemüht, nicht hinter der 
Zeit zurückzubleiben. Die Zeit hat nur auch ihre Neben- 
wege und Abwege, die ein verständiger Mensch nicht mit 
der Hauptstrasse verwechseln sollte. 
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In Wahrheit ist das VerhÄltniss von Stat und Gesell- 
schaft das folgende: 

Ein Stat ist ein konkretes Ding. Er ist eine suveräne 
Zweckgemeinschaft von wirklichen Menschen. Er besteht 
aus einer auf ihrem Territorium konstituirten Nation. Eine 
Nation ist ein politisch organisirtes Volk unter und mit 
seiner Regierung. Die Regierung ist das durch amtlich be- 
stimmte Personen gebildete Organ der nationalen Willens- 
einheit zur Verwirklichung der gemeinsamen Zwecke. Ein 
Volk für sich besteht aus der Vielheit der regierten Indi- 
viduen mit der Vielheit persönlicher Zwecke, also mit 
einer Vielheit persönlicher Willensrichtungen. Das innere 
Leben einer Nation nun bewegt sich erstlich in der 
doppelten Strömung des nationalen Willens zwischen 
Volk und Regierung von der Vielheit zur Einheit und von 
der Einheit zur Vielheit, und zweitens in zahllosen einzel- 
nen oder kombinirten Wechsel- und Zwischenströmungen 
des individuellen Willens in den Richtungen auf die Mannig- 
faltigkeit der persönlichen Zwecke. Jenes Leben ist öffent- 
liches Leben, dieses ist Privatleben; jenes begibt sich im 
Bewusstsein der nationalen Einheit, dieses, insofern es sich 
selbst überlassen ist, ohne dieses Bewusstsein, und sein Ge- 
sammtergebniss ist der Erfolg aller Einzelwirkungen der 
sämmtlichen in der Nation vorhandenen individuellen 
Willenskräfte in ihrer Richtung auf die sämmtlichen in 
der Nation vorhandenen Privatzwecke. Die Nation nun 
unter dem Gesichtspunkte dieses Privatlebens ist das 
was wir die Gesellschaft nennen. Die Gesellschaft in 
der allgemeinen Bedeutung des Wortes ist die Nation, in 
so fern sie sich im Privatleben bewegt. Da aber die Nation 
im State sich als suveräne Zweckgemeinschaft organisirt 
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Iia,t:^ so muss ihr Privatleben sich ihrem öffentlichen Inter- 
esse unterordnen ; das heisst, der Stat hat nach Beweggrün- 
cLen des öffentlichen; national -gemeinsamen Interesses den 
Spielraum, die Ordnung und die Methode der Bewegung 
des gesellschaftiichen Lebens zu bestimmen. 

Es würde sich weder jemals ein Stat gebildet haben, 
noch ein Stat sich haben erhalten können, wenn nicht die 
nationale Zweckgemeinschafb sich auf einem breiten Boden 
der Uebereinstimmung öffentlicher und privater Zwecke er- 
beben hätte und bleibend auf diesem Boden stände. Dass 
aber; wo zwischen diesen Zwecken eine Verschiedenheit 
besteht, der öffentliche Zweck entscheidet, ergibt sich zur 
Genüge aus der einzigen Thatsache dass der Stat im 
Kriegsdienste über das Leben seiner Bürger verfügt. Um 
wie viel mehr wird er dem Leben derselben auch für ihre 
Privatzwecke eine im allgemein nationalen Sinne zweck- 
mässige Ordnung und Methode vorschreiben können. 

Und mit dieser erst entsteht eine Gesellschaft. Es ist 
also auch unmöglich, dass die Gesellschaft vor dem State 
bestehen und sich diesen für ihre Zwecke schaffen kann. 
Ed. von Hartmann sieht in dieser Beziehung ganz richtig 
dass die Gesellschaft sich erst aus dem State ergibt. Auch 
der Begriff des Privatlebens kann erst durch das Bewusst- 
sein eines öffentlichen Lebens entstehen. Die ersten die 
Menschen zusammenführenden und zusammenhaltenden Triebe 
sind physische und ihre Wirkungen sind naturhistorisch 
aufzufassen und darwinistisch zu erklären. Damit aber 
kommt die Vereinigung nicht über die natürliche Familie 
und Heerde hinaus, und eine Menschenheerde ist so wenig 
wie eine Thierheerde das was wir eine Gesellschaft nennen 
können. Um das zu werden, muss die Vereinigung durch 
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den Gegensatz individueller und gemeinsamer Zwecke und 
Willensrichtungen mit bewusstem Vorherrschen der letzte- 
ren bestimmt und gestaltet werden. Die Gesellschaft l>e- 
ginnt erst mit dem wirkenden Prinzipe der Zweckgemein- 
schaft und darauf begründeten Willenseinheit bei Vielheit 
nnd Verschiedenheit der theils bewussten, theils unbewuss- 
ten Individualzwecke und Individualwillen^ also mit dem 
State und als ein Theil der Substanz desselben. Denn der 
Staat^ wie gesagt , ist nicht ein Abstraktum^ sondern ein 
wirkliches Wesen. Er besteht aus den wirklichen Menschen, 
welche eine Nation bilden, — aus diesen wirklichen Men- 
schen, wie sie sind und leben, mit dem was sie als Material 
und Werkzeug besitzen, mit dem wirklichen nationalen 
Territorium, auf welchem sie wohnen, sich anbauen, sich 
bewegen und ihren Gesammtwillen geltend machen können. 
Das Abstraktum ist die Gesellschaft, welche aus der Stats- 
Substanz mit dem Gedanken ein Stück herausschneidet und 
dasselbe unter einen einseitigen Gesichtspunkt stellt. So 
gehört denn auch keineswegs nur das öffentliche Leben 
einer Nation, es gehört auch ihr privates in ihren Stat, 
schon darum weil sie selbst ausser dem State nicht existirt. 
Dass nicht das ganze Privatleben der Nation von dem be- 
wussten und einheitlichen Statswillen dirigirt wird, ist gegen 
diese realistische Statsansicht so wenig eine Einwendung, 
wie es gegen die Ueberzeugung , dass die Hare oder der 
Magen zum Menschen gehören, eine Einwendung sein 
würde, dass die Hare ohne seinen Willen wachsen imd der 
Magen ohne seinen Willen verdaut. Aber der kultivirte 
Mensch hält seine Hare in Ordnung und seinen Magen in 
Diät, und so unterwirft auch der Stat die Gesellschaft 
seinen bewussten Zwecken, weil sie, so viel in ihr ohne sein 
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Wissen "und seinen Willen vorgehen mag und vorgehen 
muss^ dennoch seine Gesellschaft ist. 

Seinen Zwecken unterwirft der Stat die G-esellschaft; 
indem er derselben eine zweckmässige Einrichtung gibt und 
ihre Bewegung in einen methodischen Gang bringt. Inner- 
halb dieser Einrichtung und Methode behält das Privatleben^ 
aus dessen Verhältnissen die Gesellschaft besteht^ seine in- 
dividuelle Freiheit; nur täuscht sich das gewöhnliche Ur- 
theil auch in der freiesten Gesellschaft, und auch bei der 
äussersten Enthaltsamkeit der Gesetzgebung und Regierung 
in allen gesellschaftlichen Beziehungen^ über das Mass der- 
selben. Auch in der freiesten Gesellschaft sind der Be- 
wegung des Privatlebens von dem Willen des States nur 
ganz bestimmte Wege offen gelassen^ welche diesem Leben 
nicht mehr Raum gewähren als die Pfade ^ welche durch 
eine wohlangebaute Landschaft fähren^ und es ist ihm nicht 
gestattet, aus diesen Wegen herauszuschreiten. Nur lässt 
die Gewohnheit, in tausend Fällen gegen einen ^ nicht zu, 
dass die Beschränkung zum Bewusstein kommt. In Wahr- 
heit aber ist das ganze gesellschaftliche Leben nur eine Be- 
wegung auf vorgezeichneten und von Schranken eingeschlos- 
senen Wegen. 

Es ist die Aufgabe der Sozialpolitik, das Netz dieser 
• Wege zu bestimmen, nach Umständen abzuändern, hier 
einen neuen Weg zu eröffnen, dort einen alten zu schUessen, 
das ganze System aber in gutem Stande zu erhalten. Die 
Zweckmässigkeit im Interesse des nationalen Wohles wird 
dabei ihr Wegweiser sein müssen. Damit jedoch dieser 
Wegweiser seinen Dienst verrichten könne, wird er über 
die Bestandtheile der Gesellschaft und über ihre natürlichen 
und sittlichen Grundverhältnisse klar sein müssen, ftir 
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welche das Wegenetz bestimmt ist. Es wird sich dabei 
zunächst um das richtige Verständniss des Wesens gesell- 
schaftlicher G-leichheit und Ungleichheit handeln ^ weil von 
beiden Verhältnissen der gesellschafthche Charakter ab- 
hängt. 

Zunächst ist klar dass in Bezug auf den wesentlichen 
Zweck und Charakter einer Gesellschaft die Gleichheit ihrer 
Glieder vorausgesetzt ist, da nur unter dem Gesichtspunkte 
darauf bezüglicher Gleichheit sie fähig sind einer Gesell- 
schaft anzugehören. Eine Künstlergesellschaft besteht aus 
Eünstiem; und wenn sie blosse Kunstfreunde etwa als 
Ehrenmitglieder aufnimmt, so sind diese nichts anderes als 
ständige Gäste. Oder die Gesellschaft erweitert ihren 
Lebenskreis, besteht wesentiich aus Künstlern und Kunst- 
freunden, und ist dann keine Künstiergesellschaft , sondern 
eine Kunstgesellschaft. In seiner Eigenschaft als Mitglied 
einer Gesellschaft ist auch jeder Theilhaber gleichen Banges. 
Der Fürst und der einfache Bürger, der Minister und der 
subalterne Beamtete: — als Mitglieder einer Casino- Gesell- 
schaft stehen sie auf dem Fusse der Gleichheit, haben die 
gleichen Rechte und können die gleichen Ansprüche machen 
welche dem Gesellschaftsmitgliede als solchem zustehen. 
Der gemeinsame Zweck einer Gesellschaft von Menschen 
kann diese allerdings veranlassen, in sich selbst eine Rang- ^ 
Ordnung nach Graden der Mitgliedschaft herzustellen ; wenn 
der gesellschaftliche Charakter der Vereinigung dabei er- 
halten bleiben soll, muss jedoch eine allgemeine Würde des 
dem gemeinsamen Zwecke gewidmeten Dienstes oder 
Lebens in Geltung bleiben, deren auch die unterste Rang- 
stufe theilhafdg ist. So haben geistliche und weltlichn Or- 
den ihre Grade und Rangklassen, ohne dadurch die Gleich- 
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heit einer allgemeinen Ehre und Würde der Mitgliedschaft 
aufzuheben^ welche immer noch mehr oder minder inhalts* 
voll bleiben kann. Der Freimaurerorden und der Jesuiten- 
orden haben ihre Rangstufen ; aber die Mitglieder des erste- 
ren erkennen sich sämmtlich als ^^Briider^^ an und die des 
letzteren bilden ausdrücklich ^,die Gesellschaft Jesu^S 

In diesem Sinne kann auch die menschliche Gesell- 
schaft überhaupt nur aus Gleichen, nämlich nur aus Men- 
schen bestehen^ und in so fern sie sich einfach als solche 
kennzeichnet; gehört jeder Mensch, welcher nicht selbst sein 
Menschenthum verläugnet oder zweifelhaft macht, zu ihr. 
Unterscheiden wir nach nationalen oder geographischen Be- 
stimmungsgründen eine deutsche, französische, europäische 
oder amerikanische Gesellschaft, so bilden diese verschie- 
denen Gesellschaften im allgemein menschlichen Sinne doch 
nur Glieder des grossen gesellschaftlichen Ganzen der 
Menschheit; und wenn in der deutschen Gesellschaft der 
Franzose, in der französischen der Deutsche, in der euro- 
päischen der Amerikaner und in der amerikanischen der 
Europäer ein Fremder ist, so ist Jeder in jeder ein Mensch, 
und als solcher anerkannt. 

Es ist die Gleichheit allgemeiner Menschenwürde, durch 
welche jeder Mensch zu einem Mitgliede der menschlichen 
Gesellschaft wird. Die Gleichheit dieser Würde bedingt 
keineswegs, dass jedem Menschen der gleiche Werth zu- 
erkannt wird, und es mag bei Individuen und ganzen Ras- 
sen unmöglich sein, der theoretischen Anerkennung eine 
praktische Wirkung zu geben. Immer aber bleibt der 
Mensch zu dieser allgemeinen Würde des Geschlechtes 
welchem er angehört berufen, und als ein Kandidat der- 
selben ist er niemals ganz davon ausgenommen. Diese all- 
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gemeine yV'ürde des Menschenthums; in welcher die Gleich- 
heit der MenscI^en in der menschlichen Gesellschaft beruht^ 
ist in unseren Tagen in der ganzen zivilisirten Welt zur 
Anerkennung gelangt. Der richtig denkende Beurtheiler 
historischer Vorgänge wird mit Erhebung die Fort- 
schritte der Gerechtigkeit, Menschlichkeit und Frei- 
heit erkennen welche aus dem wahren Verständniss und 
der vernünftigen Anwendung des Gleichheitsgedankens her- 
vorgegangen sind. Die Aufhebung der Negersklaverei in 
Nordamerika und der Leibeigenschaft in Russland sind 
Schritte in der sittlichen Entwicklung des Menschen- 
geschlechtes^ gross genüge um zum Ruhme eines Zeitalters 
von Jahrhunderten zu gereichen. Wo in der christlichen 
Welt noch Sklaverei besteht, sind ihre Tage gezählt, und 
auch im Gebiete der ausserchristlichen Staten geht das der 
Menschheit unwürdige Verhältniss seinem Ende entgegen. 
In unserer zivilisirten Gesellschaft sind Aufgaben der Ge- 
setzgebung gelöst worden in welchen das gleiche Prinzip 
sich wirksam erwiesen hat. Und wir dürfen uns dieser 
Fortschritte um so lebhafter freuen, je kürzer der Zeitraum 
ist welcher uns von so vielen aus der Verkennung der 
Gleichheit allgemeiner Menschenwürde hervorgegangenen 
sozialen und politischen Barbareien der Vergangenheit 
trennt. Aber diese Gleichheit des ethischen Ranges eines 
zur Mitarbeiterschaft am Werke der Kultur berufenen und 
in der Idee zu bewusster sittlicher Freiheit bestimmten 
Wesens ist nicht zu verwechseln mit einer unmöglichen 
Gleichheit des individuellen Werthes, welcher mit dem 
Massstabe jener gemessen wird nur um für jeden besonde- 
ren Menschen ein anderes Resultat zu geben, — nicht zu 
verwechseln mit einer eben so unmöglichen Gleichheit der 
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intellektuellen Begabung oder der physischen E^räfte, der 
wirthschafüichen^ gesellschaftlichen oder politischen Stellung. 
In allen diesen Beziehungen ist die Ungleichheit so unver- 
meidlich und so nothwendig; so natur- und so kulturgemäss, 
wie im Unterschiede des Alters und der Geschlechter. 

So wenig eine Gesellschaft möglich ist ohne die Gleich- 
heit in dem Wesen auf welchem die Gemeinsamkeit des 
gesellschaftlichen Zweckes und Lebens beruht^ so wenig ist 
sie möglich ohne die Ungleichheit der individuellen Eigen- 
schaften, Kräfte, Willensrichtungen und Standpunkte. Eine 
Ansammlung unterschiedsloser Bestandtheile ist eine Masse 
oder Menge, aber keine Gesellschaft. Wir schreiben den 
Thieren einer Heerde, wohl mit Unrecht, keinen individuel- 
len Charakter zu, oder betrachten, wohl mit Becht, die bei 
ihnen vorkommenden Charakterverschiedenheiten als un- 
erheblich. Wir zählen darum die Heerde einfach nach so 
und so viel Stück Vieh oder Wild, ohne dass es uns in 
den Sinn käme, auf die Thierheerde den Begriff der Ge- 
sellschaft in Anwendung zu bringen. Einem Gemeinwesen 
von Bienen oder Ameisen sprechen wir dagegen den Cha- 
rakter einer Gesellschaft zu, weil in denselben nicht nur 
der Unterschied des Geschlechtes, sondern auch die Ver- 
schiedenheit wirthschafÜicher und politischer Berufsklassen 
vorhanden ist. 

Ist auf der einen Seite die Möglichkeit einer Gesell- 
schaft durch die Gleichheit, so ist auf der anderen 
ihre Wirklichkeit durch die Ungleichheit bedingt. Es lässt 
sich in Bezug auf die menschliche Gesellschaft, in dem all- 
gemeinen politischen Sinne auf welchen es uns hier an- 
kommt, ein einfacher Ausdruck für den prinzipiellen Unter- 
schied zwischen dem Gebiete in welchem die Gleichheit, 

Froebel, Politik. 6 
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und dem in welchem die Ungleichheit den Erfordernissen 
der Natur und der Kultur entspricht, finden. Die Gleich- 
heit in der menschlichen Gesellschaft ist die der Würde, 
die Ungleichheit die des Werthes und der Form, in welcher 
derselbe erscheint und sich geltend macht. Die- Würde 
aber ist eine ethische, der Werth eine technische Kategorie. 
Die Wahrheit der Gleichheitsidee, welche in unserer Zeit 
eine so grosse und in mancher Beziehung blinde Macht er- 
langt hat, liegt auf dem ethischen Gebiete und die Ueber- 
tragung desselben auf Wirkungskreise welche im weitesten 
Sinne der Technik des Lebens angehören und in; denen es 
sich rein um Fragen sozialer und politischer Zweckmässig- 
keit handelt, ist eine Verirrung die mit Gefahren fiir die 
Bildung und Zivilisation verbunden ist. Erst in der tech- 
nischen Ungleichheit der Menschen kann auch die ethische 
Gleichheit denselben zum Bewusstsein kommen. Der 
Technik des Lebens aber gehört, als einem allgemeinen 
ethischen Zwecke dienend, die ganze Kulturarbeit des 
Menschengeschlechtes an, ßir welche die Arbeitstheilung 
nach verschiedenen Geschäften und Lebensstellungen Ge- 
setz ist. 

Das allgemeine Glaubensbekenntniss in dieser Be- 
ziehung kann kein anderes als dieses sein: Wir als Men- 
schen sind alle der gleichen Würde und daraus hervor- 
vorgehenden Ehren und Rechte theilhaftig: Mitarbeiter 
an der Kulturaufgabe der Menschheit zu sein; imd diese 
Würde mit allen ihren Folgewirkungen soll in jedem Men- 
schen anerkannt werden so weit dieser selbst es möglich 
macht. Aber jeder von uns hat als solcher Mitarbeiter 
dein besonderes Geschäft zu verrichten und bedarf dazu 
anderer Eigenschaften, anderer Hilfsmittel und einer ande- 
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ren Stellung, welche ihm unausweichlich das Schicksal 
anweist. 

Dieses Verhältniss wird von dem radikalen Gleich- 
heitswahne unserer Zeit vollständig verkannt. Bei der 
Macht^ welche dieser Wahn erlangt hat^ — einer Machte 
die namentlich auf Gesetzgebung und Erziehung die schäd- 
lichsten Wirkungen ausgeübt hat und noch ausübt — ist 
es wichtig; denselben nach Ursprung, Art und Wirkung 
genauer zu betrachten. 
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FÜNFTBS KAPITEL. 



Die Sozialpolitik, Fortsetzung. — Der gesellschaftliche Organismns 
und der demokratische Gleichheitswahn. Die Ungleichheit, die Gleich- 
heit und die Religion. Die Freiheit ist nicht der Weg zur Gleich- 
heit. Vorübergehende Allianz des Liberalismus und der Demokratie. 
Eingreifen der pantheistischen Weltansicht und der demokratischen 
Pädagogik. Die Erziehung wirkt unvermeidlich zu Gunsten der Un- 
gleichheit Irrthümer des Liberalismus, der Demokratie und des 
Sozialismus. Ehrlosigkeit des Verzichtes auf den Weltkampf des 
Lebens. Die Gesellschaft als Versorgungsanstalt unter der Zucht- 
ruthe des kommunistischen States. Die gesellschaftliche Ordnung 
eine Frage der Zweckmässigkeit. Bleibende Bedingungen der ge- 
sellschaftlichen Sangordnung. 



XJiS ist leicht einzusehen dass die technische Ungleich- 
heit sich in der Gesellschaft als praktische Nothwendigkeit 
geltend gemacht haben musste^ lange bevor die ethische 
Gleichheit als wirkender Gedanke in das Bewusstsein der 
Menschen treten konnte. Jene Nothwendigkeit wurde bei 
dem Uebergange aus der Natur in die Kultur als von 
ersterer . gegebene Thatsache übernommen^ dieser Gedanke 
dagegen von der Kultur nur langsam ausgearbeitet und 
zur Geltung gebracht. Die Politik musste sich also zuerst 
mit der Organisation der Ungleichheit beschäftigen, ohne 
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sich durch den Gleichheitsgedanken beeinflussen zu lassen, 
und die Religion musste ihr darin zu Hilfe kommen. In- 
dem dem erwachenden Gleichheitsbewusstsein die That- 
Sachen greller Ungleichheit als Ungerechtigkeit erscheinen, 
wird der Widerstreit zwischen dem Gedanken und der That- 
sache zu einer Quelle der Unzufriedenheit mit der Gesell- 
schaft überhaupt, durch welche diese in ihrem Bestände ge- 
föhrdet ist. Es war Aufgabe der Religion hier als soziale 
Schutzmacht einzugreifen. Die Religion ist das System der 
Vorstellungen und Ueberzeugungen, durch welche die Men- 
schen ihrem Bedürfnisse der Gemüthsberuhigung, der Zu- 
friedenheit und des Glückes zu genügen suchen. Nach ihrer 
praktischen Seite hin ist sie das System des transzenden- 
talen Utilitarismus. Jenem Widerstreite gegenüber konnte 
sie zunächst nichts anderes thun als dass sie die Thatsache 
der Ungleichheit, sei es in der vorgefundenen bestimmten 
Form, sei es im Allgemeinen, als göttliche Einrichtung hei- 
ligte und damit über die menschliche Ejritik erhob, während 
sie den Gleichheitsansprüchen in einem Reiche meta- 
physischer Vorstellungen Befriedigung versprach. 

Mit den Fortschritten des menschlichen Denkens in- 
dessen wird die Religion selbst der Kritik unterworfen und 
muss der Politik ihre Hilfsdienste versagen.^ Das Bewusst- 
sein ethischer Gleichheit tritt damit in Gegensatz nicht nur 
mit dem thatsäcl^chen gesellschaftlichen und politischen 
Einrichtungen, sondern auch mit den religiösen Dogmen 
und dadurch beeinflussten Moralsystemen, durch deren Will- 
kürlichkeit, künstliche Feststellung und vielfach zweifel- 
hafte Zweckmässigkeit es sich beleidigt fiihlt. 

In dieser ihrer Entstehung kehrt sich die Gleichheits- 
forderung zuerst gegen die Beschränkungen der individuellen 
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Frmheit durch die willkürlichen und künstlichen Unter- 
scheidungen einer noch unbeholfenen gesellschafidichen Ord- 
nung und ist in Uebereinstimmung mit der Freiheitsforde- 
rung. Ein unklares Urtheil setzt als selbstverständlieh 
Toraus dass die Freiheit der Weg zur Gleichheit sei and 
durch die Gleichheit die Freiheit erhalten werde ^ — ein 
Glaube^ dessen Irrthum sich erst aus Erfahrungen und einer 
dadurch veranlassten genaueren Betrachtung der Din^e 
ergibt. Auf diesem Irrthum beruht die vorübergehende 
Allianz des Liberalismus und der Demokratie. 

Der praktisch bedingten Gleichheitsbewegung kommt 
von theoretischer Seite eine in unserem Kulturkreise unter 
neuen Bedingungen sich entwickelnde religiöse Weltansicht 
und ein damit im Zusammenhange stehender pädagogischer 
Irrthum entgegen. Diese Weltansicht ist die panthelistische. 
Sie erkennt in allem S^n das gleiche Wesen und äussert 
sich in unserem Volksleben in den verschiedensten Rich- 
tungen. Der zunehmende Sinn flir die Natur, die hohe 
Ausbildung der Landschaftsmalerei , der den Thieren von 
Seiten einer feinfühligen Humanität gewährte Schutz, bis 
zur Enthaltung von Fleischspeisen welche sich namentlich in 
Amerika einzelne Vereine von Menschen zur Pflicht ge- 
macht, die Beschäftigung mit der Thierpsychologie, endlich 
die klaren panthe'istischen Gedanken , welche in unserer 
Literatur theils einen poetischen theils einen philosophischen 
Ausdruck gefunden haben , gehören ihr an. Wie sollte 
eine solche Geistesrichtung und Geie^esstimmung nicht ihren 
Einfluss auf die Beurtheilüng gesellschaftlicher Zustände 
und auf die Pläne zu ihrer Umgestaltung im Geiste der 
Gleichheit ausüben? — Die Erwägung, dass die Gleichheit 
des Wesens sich eben in der Ungleichheit der Erscheinungen 



87 
darstdlt, welche letztere sich zu jener wiederum nur als un- 

I 

bewusste Technik verhält, — diese Erwägung ist zu feiner 
Art um auf eine herrschende Volksstimmung Einfluss aus- 
üben zu können 9 und weder der Reichthum verschiedener 
Gestaltungen der Natur ^ auf weldbem ihre Schönheit be- 
ruht, noch die Naturwissenschaft, welche den Fortschritt 
des Lebens durch die Ungleichheit der Kräfte und Lebens- 
bedingungen erklärt und in der fortlaufenden Spezialisirung 
nachweist; vermag in dieser Geistesstimmung eine Störung 
hervorzubringen und diese Geistesrichtung abzulenken , — 
obschon alle diese Einwendungen gegen die fälsche Ent- 
wickelung eines noch embryonischen Religionssystems selbst 
eben diesem Systeme angehören. Es sind das immer Ge- 
gensätze, wie sie in jedem Religionssysteme liegen, und der 
Glaube, welcher blind ist, weiss sich nut ihnen abzufinden. 
Wo die Ungleichheit des Menschen aber in ihren prakti- 
schen Wirkungen sich zu unbestreitbar und gewaltsam auf- 
drängt, da stellt sich die demokratische Pädagogik vor den 
Riss welcher durch das System zu gehen droht. Der Irr- 
thum dieser Pädagogik besteht in der Ueberschätzung des 
Antheils welchen die Erziehung des einzelnen menschlichen 
Lidividuums, wie es in die Hände des Erziehers und Leh- 
rers fallt, an dem Entwickelungsgange der Menschheit fUr 
sich in Anspruch zu nehmen berechtigt ist. Diese Ueber- 
schätzung gibt dem Gleichheitswahne seine bornirte Sicher- 
heit, die vor keiner Schwierigkeit zurückschreckt Mit den 
Menschen wie sie sind lässt sich freilich die gesellschaftliche 
Gleichheit nicht herstellen ; aber man warte nur ein wenig, 
bis eine fiir Alle gleiche Erziehung neue Generationen her- 
angezogen haben wird! *— Dann wird sich zeigen, dass die 
Ungleichheit der Menschen und die daraus hervorgehende 
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Ungleichheit ihrer gesellschaftlichen Stellung und Lage nur 
die Folge pädagogischer Begehuxigs- und Unterlassungs- 
sünden ist ^). Das Bestreben den beiden Geschlechtern eine 
gleiche Bildung zu geben und der Glaube dass die niederen 
Menschenrassen durch Schulbildung zur politischen Gleich- 
stellung mit den höheren befähigt werden können^ sind Er- 
scheinungen welche dieser besonderen Art des Gleichheits- 
wahnes angehören. Der Glaube zeigt sich auch hier als 
blind^ und die Frage, in welche Schule die jungen Orang- 
Utangs oder Gorillas gegangen seien um zu den ersten 
Halbmenschen gebildet zu werden, wird von der gläubigen 
Pädagogik für unstatthaft erklärt werden. 

Die Leistungen der Erziehung sollen mit diesen Be- 
merkungen nichts weniger als herabgesetzt werden. Die 
Erziehung hat im Kulturprozesse des Menschengeschlechtes 
grosses geleistet und leistet grosses, in's besondere wenn sie 
durch Generationen in der Richtung auf vernünftige, er- 
reichbare Ziele hinarbeitet, so dass die Vererbung erworbe- 
ner Eigenschaften Zeit erhält, sich geltend zu machen und 
die pädagogischen Ergebnisse sich summiren können. Je- 
denfalls aber wird eher die Ungleichheit als die Gleichheit 
der Menschen befördern; denn während sie höhere Fähig- 
keiten entwickelt und steigert, kann sie da, wo solche nicht 
vorhanden sind, mit aller Kunst und Mühe nichts hervor- 
bringen, und wenn sie dennoch das nämliche Ergebniss zu 
erzielen sucht, nur Zeit und Kraft des Zöglings vergeuden 



1) Aus dem Munde eines englischen Komponisten und Musikers 
von einigem Bufe kann der Verfasser folgenden Ausspruch anführen: 
„Jeder Mensch hat die musikalischen Fähigkeiten eines Mozart oder 
Beethoven in sich, — es kommt nur auf die Erziehung an ob sie 
entwickelt werden/* 
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und damit ihn nur noch in grösseren Nachtheil setzen. Je 
niedriger die Etdturstufe^ desto ähnlicher sind sich die Men- 
schen; je höher, desto grösser die individuellen Unterschiede. 
Die Kultur der Thiere und Pflanzen zeigt uns im Verhält- 
nisB zu den wilden Arten die nämliche Erscheinung. Ein 
nationales Erziehungssystem welches darauf, berechnet ist 
wirklich vorhandene Anlagen .auszubilden^ kann nur die 
Wirkung haben eine Aristokratie des Geistes und Charak- 
ters zu schaffen, — ein Erfolg der nur wünschenswerth 
sein kann, aber das Gegentheil von dem ist was die demo- 
kratische Pädagogik erwartet. Geht dagegen diese aus- 
drücklich darauf aus, eine gleiche Bildung hervorzubringen, 
dann kann sie nur durch die absichtliche Zurückdrängung 
aller höheren Fähigkeiten und die mechanische Hinaufschrau- 
bung der niederen einen schablonenmässigen Bildungszustand 
hervorbringen, dessen geistlose Mittelmässigkeit früher oder 
später doch einer genialen höheren Kraft, erhebe sie sich 
trotz alledem im Innern oder mache sie sich von aussen 
geltend, dienstbar werden muss, womit die Schablone zer- 
brochen ist. 

Ueberhaupt wirken alle auf ein falsches Gebiet ge- 
rathenen Gleichheitsbestrebungen zu Gunsten der Ungleich- 
heit, aber vielfach einer unglücklichen. Der Liberalismus 
sucht die Gleichheit in der Allgemeinheit ungehemmter Kon- 
kurrenz; indem er aber unabsichtlich oder absichtlich es 
unberücksichtigt lässt, dass der Wettlauf des Lebens einen 
gleichen Ausgangspunkt, eine gleiche Bahn und die gleiche 
Zugänglichkeit des gleichen Zieles ßir alle Betheiligten, 
also eine Unmöglichkeit voraussetzt, wirkt er ftir die 
äusserste Ungleichheit des Erfolges, und macht sich, wäh- 
rend er bestehende Ungleichheiten zerstört, zum Gründer 
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von neaen UDgleicdiheitsyerhiÜtiiiBseny welche ^ anftogUch 
im Flusse wirthschaftlicher und politischer Vorgänge , mit 
der Zeit sich feststellen müssen, weil die Glücklichen in 
diesem ungleichen Wettlaufe nicht nur den Wunsch sondern 
auch die Macht haben sich den Erfolg als bleibendes Er- 
gebniss zu sichern. Der Liberalismus bewährt sich damit 
nur als das was er in Wahrheit seiner ganzen Natur nach 
ist: — als das System eines sozialen Uebergangsprozesses 
von einer Aristokratie zu einer anderen. Er ist unwahr; 
wenn er behauptet dass er von der Gleichheit ausgehe^ und 
unwahr wenn er behauptet ^ dass er zur Gleichheit führe. 
Aber abgesehen von der die Gesellschaft demoralisirendesi 
Wirkung dieser doppelten Unwahrheit, demoralisirt er die- 
selbe viel tiefer durch die Verleitung zum Gebrauche ruch- 
loser Mittel des Emporkommens ; für welchen die gesell- 
schaftlichen Zustände ausser und in Europa die grossen und 
lehrreichen Beispiele liefern. Die politische und soziale 
Demokratie tritt diesem Gange der Dinge entgegen. Sie 
sucht die Gleichheit herzustellen indem sie das ganze ge- 
sellschaftliche Leben auf ein wie es scheint allen Menschen 
erreichbares niederes Niveau herabzuziehen strebt. Der 
eigentliche folgerichtige Sozialismus aber verzichtet ganz 
^uf den Wettkampf des Lebens, und die Gleichheit, welche 
ein sich selbst überlassener natürlicher Verlauf nicht hervor- 
i)ringen kann, fordert er von künstlichen Einrichtungen der 
Gesellschaft, ohne sich klar zu machen wohin der von ihm 
betretene Weg unvermeidlich führt ^). In dem freiwilligen 
Verzichte auf den Wettkampf persönlicher Anstrengungen 



1) In „das G^fängniss der Zukunft'^ Siehe Eduard v. Hart- 
maim's Gesammelte Studien und Aufsätze S. 206. 
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und LektUBgeu liegt eine Art von Ehrlosigkeit ^ welche 
ihrem SchickBale nicht entgehen kann. Dass der in diesem 
Wettkampfe unterliegende Mensdi von seinen Mitmenschep 
die hilfreiche Hand erhält^ geht schon aus d^n Wesen einer 
Oesellschaft hervor; deren Zweckgemeinschaft eine gewisse 
Solidarität bedingt, — eine Solidarität, welche, auf ihr ge- 
ringstes Mass zurückgeführt, die Solidarität der Existenz- 
bedingungen ist. Aber das Recht auf die Hilfe setzt einen 
ehrenhaft bestandenen Kampf voraus, in welchem die An- 
sprüche des Invaliden erworben worden sind. Dass ein 
gesellschaftlicher Zustand verlangt wird, welcher den 
Kampf imi das Dasein und um die Stellung im Leben ganz 
■auBschliessen soll, legt einen des persönlichen Ehrgeftihles 
baren Sinn an den Tag, der sich zu einem neuen Sklaven- 
stande eignet. Der wirthschaftliche Ehrenpunkt, um den 
es sich dabei hauptsächlich oder zunächst handelt, liegt in 
dem Muthe des Unternehmens und der Arbeit fUr eigne 
Bechnung und auf eigne Gefahr, sei es auch im Anschlüsse 
an ein fremdes Urtheil und eine fremde Leitung. Ein Zu- 
stand der Gesellschaft aber, in welchem alle ihre Glieder 
für Rechnung des States arbeiten, welcher letztere jedem 
seine Verrichtungen anweist und der allgemeine Brodherr des 
ganzen Volkes ist, hat diesen Ehrenpunkt au%egeben, und 
hat an die Stelle des eignen Urtheils, Muthes und Fleisses 
•der einzelnen Menschen den Befehlshaber, Werkfuhrer, Auf- 
seher und Zuchtmeister des States gesetzt: — die Ungleich- 
heit der Bangordnung eines wirthschaftlichen Systemes, fyr 
welches die Organisation des Militärdienstes ^n Vorbild 
ist. Und es ist durchaus nicht gewiss dass unsere Zivili- 
sation einer solcher Entwickelungsphase entgehen werde. 
Denn während eine urtheilslose Menge unter unifähiger oder 
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gewissenloser Leitung auf dem Wege zu diesem Ziele 
fortschreitet, ist es begreiflich dass kluge und dabei 
herrschsüchtige Naturen auf den G-edanken kommen die 
Menschen zu behandeln wie sie^ scheint eS; durchaus be- 
handelt sein wollen; und dem Spruche uralter Weisheit zu 
folgen, den uns der Dichter unserer Zeit neu Vorgetragen: 

Thöricht auf Bess'nmg der Thoren zu harren, — 
Kinder der Klugheit, so habet die Narren 
Eben zu Narren auch, wie sichre gebührt ! — 

Indessen ist der Beruf der Sozialpolitik^ bei alledem 
nicht der des Narren- Zuchtmeisters sondern der des Irren- 
arztesy wenn sie es mit geistigen Epidemien zu thun hat. 
Die Gesetzgebung imd Volkserziehung soll das wirthschaft* 
liehe Ehrgefühl^ sozialistischer Sentimentalität und neidischer 
Niederträchtigkeit gegenüber, zu erhalten und zu stärken 
suchen; und nur wenn es in einem herabgekommenen Ge- 
schlechte nicht zu retten ist, möge sie darein willigen au» 
der Gesellschaft eine Versorgungsanstalt unter der Zucht- 
ruthe des konmiunistischen States zu machen ; dessen Re- 
genten in ihrem Kreise das Leben auf eigene Gefahr und 
auf eigene Rechnung immerhin nicht aufgeben werden. 

Da wir es aber hier einmal mit der Narrheit zu thun 
habeu; wollen wir derselben einige Schritte weiter auf soziar- 
listischem Gebiete folgen. 

Aus der Verkennung des Unterschiedes ethischer und 
technischer Gleichheit ist der Satz hervorgegangen dass der 
Antheil an der Gesetzgebung ein unmittelbar aus der sitt- 
lichen Würde des Menschen fliessendes ganz allgemeines 
Recht sei. — Natürlich — wenn es so wäre, könnte dieser 
Antheil keinem Menschen vorenthalten werden ohne dass ihm 
damit die volle Anerkennung seiner Menschenwürde vor* 
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enthalten wäre. Die AusschliesBung von der Theilnahme 
Tiräre gleichbedeutend mit der AusBchliessung aus der mensch- 
lichen Gesellschaft. Es ist also folgerichtig dass die welche 
in dem Ghrimdirrthume befangen sind; nicht nur für die 
Frauen sondern auch für die in den Bestand zivilisirter 
Nationen eingemischten Elemente niederer oder fremdarti- 
ger Menschenrassen die politische Gleichstellung imd Voll- 
berechtigung verlangen. So für die Neger und Chinesen 
in den Vereinigten Staten. Wesshalb aber dann nicht auch 
fiir die Elinder? — Auch die Kinder sind menschliche 
Wesen, und so gut wie vor einigen Jahren auf einem Kon- 
gresse deutscher Sozialdemokraten die Herabsetzung des 
Alters der Mündigkeit auf 17 Jahre gefordert worden ist, 
dürfen wir fragen : wesshalb nicht auf 16^8» auf 16, 15, 14 
und so weiter herab ? — Knaben von diesen und niedrigeren 
Altersstufen nehmen in den Vereinigten Staten bei einer 
Präsidentenwahl schon leidenschaftlich Partei für diesen 
oder jenen Elandidaten, und gewiss empfinden es viele für 
eine Ungerechtigkeit und Anmassung der „alten Leute^' 
dass diese ihnen nicht gestatten mit zu stimmen ^). — Ver- 
kennt man einmal, dass es sich in der politischen Gleich- 
berechtigung nicht um eine Frage der Ethik sondern der 
politischen Technik, — um eine Frage der Zweckmässig- 
keit in der Leitung des Spieles ungleicher Kräfte zum Wohle 



1) Der Verfasser ist einmal in Amerika bei Gelegenheit der 
Feier des Jahrestages 'der Unabhängigleit der Vereinigten Staten 
Augen- und Ohrenzeuge gewesen wie zwischen den Reden ernsthafter 
Männer ein Knabe von vierzehn oder fünfzehn Jahren auf einen Tisch 
stieg und eine politische Rede hielt, welche mit den Worten begann : 
j^gentlemenl America is a young countty^ and as a representative 
of young America, I think I have a right to adresa you.** — 
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der Nationen und der Menschheit handelt, so ist die Forde- 
rung allgemeiner Stimmbereohligang eine absolute und kate— 
gorische, und nur menschliche Schwachheit, wie sie aller- 
dings sogar dem radikalen John Stuart MiQ begegnet ist^ 
welcher nur alten Frauen im Parlamente Sitz und Stimme- 
geben will, — nur menschliche Schwachheit ist es, wenn 
selbst die radikalsten Wortführer die Gleichheitsbewegung' 
zum rücksichtslosen fiat jusUtia et pereßt mundus nicht 
Muth genug haben. Ein wie guter Demokrat man freilich 
auch sein mag, so gehört man doch nicht nur zur jastiHo^ 
sondern auch zum mundtis, und wird also nicht nur vom 
fiat sondern auch vom pereat betroffen, was auch den. 
prinziptreuesten Menschen irre machen kann. Lässt man 
jedoch einmal den umgekehrten Satz gelten, dass die Welt 
vor allen Dingen bestehen und gedeihen soll) und dass fiir 
das praktische Leben sich alles diesem obersten Zwecke 
unterordnen muss, dann entscheidet in der Beurtheilung der 
gesellschaftlichen Ordnung und in den Au%aben der Sozial- 
politik die Zweckmässigkeit. Von selbst versteht sich da- 
bei, dass die Gleichheit allgemeiner Menschenwürde, als ein 
oberster ethischer Grundsatz, dessen praktische Durchfüh- 
rung zum Zwecke der Gesellschaft selbst gehört, durch die 
Zweckmässigkeit sozialtechnischer Einrichtungen nicht be- 
einträchtigt werden darf. 

Indem aber die Politik es unternimmt die gesellschaft- 
liche Ordnung nach Bestimmungsgründen der Zweckmässig- 
keit zu gestalten, scheint es auf den ersten Blick als müsse 
sie hoffnungslos in einen falschen Zirkel gebannt sein. Denn 
offenbar ist es wieder eine Frage der Zweckmässigkeit wer 
über die Zweckmässigkeit entscheiden soll, über die sehr 
verschiedene Meinungen möglich sind. Ein Parlament gibt 
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besetze; ist aber das Parlament zweckmässig zusammen- 
gesetzt? — Es ist vom Volke und aus dem Volke ge- 
wählt; ist aber der Wahlmodus ein zweckmässiger, oder 
ist überhaupt im bestimmten einzelnen Falle das parlamen- 
tarische System ein zweckmässiges? — 

So wird man fortfahren können zu fri^en^ so lange 
man vergisst dass Stat und Gesellschaft einen thatsächlichen 
Ausgangspunkt haben ^ welcher da liegt wo die Politik aus 
der Naturgeschichte hervorgeht und dabei die Grundbestand- 
theile und Grundverhältnisse gesellschaftlicher Ordnung als 
Erzeugniss natürlicher Lebensprocesse vorfindet. Dieses 
Naturerzeugniss wird von der Politik in den Dienst der 
Kultur genommen^ indem es von ihr nach Absicht weiter ge- 
staltet wird; wobei sie es gleichzeitig als Material und als 
Werkzeug benutzt. Dieses Naturerzeugniss aber besteht in 
der Thatsache einer Vielheit von Menschen in welcher schon 
siegreiche Kräfte die Herrschaft errungen und eine ordnende 
Gewalt geschaffen haben. Die Scheidung der Geschlechter^ 
das Verhältniss von Eltern und Kindern, Vorfahren und 
Nachkommen^ die Ungleichheit der Ejräfte und Fähigkeiten^ 
Gestalten und Charaktere^ und die Uebermacht des Stärke- 
ren und Begabteren besteht schon wie in der ganzen or- 
ganischen Natur so auch im Menschengeschiechte, und hat 
schon eine Ordnung und Unterordnung hervorgebracht, der 
wir den Charakter der Zweckmässigkeit zuerkennen müssen, 
wenn auch diese Zweckmässigkeit als selbstwirkendes Prin- 
zip nur die blinde der Natur, die blosse Kehrseite der Kau- 
salität, nicht die sehende des absichtlich bewirkenden 
ethisch-politischen Geistes ist, welcher seinen bewussten 
Zweck an die Stelle des unbewussten Naturzweckes setzt. 
Zweck — im ganz allgemeinen objektiven Sinne — be- 
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wusBter oder unbewuBster *— ist die steigende Lebensent- 
wickelungy und zweckmässig also ist was die Bedingungen 
einer solchto Entwickelung in sich trägt oder dieselbe von 
aussen fördert. Die Geschichte des Menschengeschlechtes 
zeigt uns dass die durch die Kation geschaffenen und der 
Kultur als Thatsache übergebenen Elemente und Elemen- 
tarverbindungen menschlicher Gemeinschaften einen zweck- 
mässigen Zustand begründet haben, da dieser Zustand eben 
die Bedingungen steigender Lebensentwickelung in sich 
trägt. Von diesem Zustande geht die Politik aus^ indem 
sie diese Lebensentwickelung für unser Geschlecht mit 
Bewusstsein zum Gegenstande absichtlicher Thätigkeit 
macht. 

Der Eintritt des Bewusstseins bewirkt hierbei zu- 
nächst dass aus der Gewalt sich die Autorität entwickelt. 
Die Autorität ist die* Macht anerkannter Ueberlegenheit 
des Urtheils und Willens ; welche ihre Wirkungen aus- 
übt auch wo die Gewalt ruht. Diese Wirkung macht im 
Flusse des veränderlichen Lebens dauernde Urtheils- und 
Willensbestimmungen geltend/ und stellt dem was ist das 
was sein soll entgegen oder an die Seite. Die Autorität 
also wird Gesetzgeber uud schafft durch die freiwillige 
oder erzwungene Anerkennung ihrer Machtäusserungen 
einen Rechtszustand. 

Es ist ein Lrthum unserer Zeit; welcher nüt dem Be- 
griffe des sogenannten Rechtsstates zusammenhängt ^ dass 
das durch die Autorität aus der Gewalt entwickelte Recht, 
nachdem es einmal geschaffen , für sich allein die gesell- 
schaftliche Ordnung erhalten und fortbilden könne ,. so- 
dass Gewalt und Autorität als die politischen Prinzipien 
überwundener Eulturstandpunkte auf unserer heutigen Kul- 
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turstofe nichts mehr zu thun und zu sagen haben. Es ist 
dies ein Irrthum, welcher* stillschweigend vielen schädlichen 
und für die Gesellschaft gefahrlichen Bestrebungen zu 
Grunde liegt. Wie die Autorität die Gewalt, so muss das 
Kecht die Autorität dauernd hinter sich haben. Denn ohne die 
Autorität des Gesetzgebers hat das Gesetz keine Macht 
und ohne die Statsgewalt sinkt diese Autorität in Nichts 
zusammen. Es ist die Statsgewalt welche durch die Auto- 
rität des Gesetzgebers die gesellschaftliche Ordnung be- 
stimmt. Dass sie sich dabei von den natürlichen Be- 
dingungen des gesellschaftlichen Zustandes nicht lossagen 
kann, durch welche sie selbst besteht und unter welchen 
sie sich allein erhalten kann, bedarf nach dem vorigen keiner 
besonderen Ausführung. 

Diese Bedingungen liegen in den Verhältnissen der 
beiden Geschlechter, der Familie, der Verwandtschaft, des 
Alters, der natürlichen Kraft und Begabung, der Bildungs- 
stufe, des sittlichen Werthes, des Vermögensbesitzes, der 
Vermögensform, der Beschäftigung und des Berufes. Durch 
das Zusammenwirken derselben entstehen dann weiter in 
der Gesellschaft durch die natürliche Logik des öffent- 
liehen Bewusstseins , welche das Gleiche aus dem Ver- 
schiedenen aussondert, zusammenfasst und unter besondere 
Gesichtspunkte stellt, natürliche Klassen und Stände, wo- 
bei unvermeidlich, und der Natur wie der Kultur ent- 
sprechend, diejenige Beschäftigung und Leistung welche 
die höhere Befähigung verlangt oder ein mächtigeres, wenn 
nicht höheres Interesse befriedigt, in höherem Ansehen steht 
und einen höheren gesellschaftlichen Rang begründet. Auch 
die Verschiedenheit gesellschaftlicher Rangstellung ist eine 
natürliche Thatsache welche von der Politik bei Entstehung 

Froebel, Politili. 7 
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des States und der Gesellschaft mit übernommen wird, und 
von ihr so wenig entbehrt wie durch eine künstliche er- 
setzt werden kann. 

Die Frage ist nun wie sich die Politik diesem that- 
sächlich gegebenen Bestände der Gesellschaft gegenüber zu 
verhalten hat. 



Sechstes Kapitel. 



Die Sozialpolitik) Fortsetzung. — Beweggründe und Zielpunkte. Die 
Grenzen der Statsgewalt keine Rechtsfrage. Stat und Regierung nicht 
gleichbedeutend. Der Spielraum der Sozialpolitik erweitert sich mit 
fortschreitender Bildung. Beweise für den Irrthum der entgegen- 
gesetzten Ansicht. Grefahr des Umschlagens aus dem liberalen in den 
kommunistischen Stat. Albernheit in dem Bestreben die Belehrung 
an die Stelle der Polizei zu setzen. Statsschutz und Statshilfe. 
Schwächung und Resignation der Statsgewalt. Ausbildung derPrivat- 
und Statsrechtssysteme in ihrer Wirkung auf das soziale Leben. 



Indem eine bewusste Politik die Aufgabe übernimmt; 
den Zustand der Gesellschaft kulturgemäss zu ordnen^ ihre 
Bewegung in einen kulturgemässen Gang zu bringen und 
in einem solchen zu erhalten^ erheben sich zwei Fragen^ 
deren richtige Beantwortung für die Lösung der Aufgabe 
entscheidend ist. 

Die erste dieser beiden Fragen ist die: von welchen 
Bestimmungsgründen und Zielpimkten sich dabei die Politik 
leiten lassen soll. Die Antwort ist einfach. Die Gesell- 
schaft ist in einer beständigen inneren Bewegung indivi- 
dueller Willenskräfte begriffen, welche hier auf überein- 
stimmende und sich verbindende oder ergänzende, dort auf 
entgegengesetzte, sich widerstreitende und ausschliessende 
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Zwecke gerichtet sind. Dieses ganze gesellschaftliche Leben 
aber ist in einer Gesammtentwickelung begriffen, welche 
sich aus den einzelnen Vorgängen innerhalb desselben zu- 
sammensetzt, aber eben darum grossen Schwankungen, Fort- 
schritten und Eückfallen unterworfen ist. Die Politik will 
die Errungenschaften der fortschreitenden Gesammtentwicke- 
lung gegen die Zufälligkeiten rückläufiger Schwankungen 
sicher stellen, und sie thut das, indem sie aus gewonnenen 
Thatsachen durch Gesetze bleibende Einrichtungen macht. 
Um das zu können und diese Einrichtungen zu erhalten, 
muss sie, Rechtspflege und Verwaltung zu Hilfe nehmend, 
die gesellschaftliche Willensvielheit überhaupt mit dem ein- 
heitlichen Willen des States in Uebereinstimmung setzen, 
also der inneren Bewegung des gesellschaftlichen Lebens 
seine Methode vorschreiben. Weil jedoch diese Bewegung 
von Natur eine fortschreitende ist und zu immer neuen Er- 
rungenschaften führen soll, müssen die Einrichtungen bild- 
same sein und muss die Methode das Prinzip ihrer eignen 
Verbesserung in sich tragen. Die Beweggründe der Sozial- 
politik also sollen, wie die der Politik überhaupt, konser- 
vativ, ihre Gesichtspunkte aber progressiv sein. 

Die zweite Frage betrifft die Grenze der politischen 
Gewalt gegen die individuelle Freiheit* im gesellschaftlichen 
Leben. Sie wird falsch gestellt, wenn sie als eine Rechts- 
frage aufgefasst wird, doppelt falsch wenn sie die Form 
erhält: wie weit der Stat berechtigt sei, mit seinen Vor- 
schriften und Zwangsmitteln in das Privatleben seiner An- 
gehörigen einzugreifen. Eine Rechtstellung der darin lie- 
genden schiefen Beurtheilung ist zum Theile schon im Lahalte 
der vorhergehenden Kapitel gegeben; indessen muss die- 
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«elbe doch hier noch ausdrücklich vorgenommen und weiter 
geführt werden. 

Für die welche die Frage in der zweiten Form auf- 
werfen, bedeutet der Stat nur das, was wir die Regierung 
nennen. Es ist unzweckmässig diese beiden Begriffe zu ver- 
wechseln oder zu vermengen, obschon es im deutschen 
Sprachgebrauche täglich geschieht, wie wenn man sagt: 
„hier sollte der Stat einschreiten", oder: „das kann der 
Stat nicht dulden". Der englische Sprachgebrauch, welcher 
liier in mehr als einer Beziehung den Vorzug verdient, sagt 
dafür verständiger Weise „govemmenP^. — Was aber den 
Stat selbst — den wirklichen Stat — betrifft, dessen Organ 
nur die Regierung ist, so verhält sich's in Bezug auf seinen 
Willen mit ihm wie mit dem menschlichen Organismus. Nur 
ein Theil der Funktionen dieses letzteren ist dem Willen 
des Individuums unterworfen. Wir athmen, wachsen, ver- 
dauen, assimiliren, sekretiren, träumen, dichten und denken 
ohne — oftmals sogar wider unseren Willen ; wir sind aber 
nicht so thöricht zu behaupten, dass nicht wir es seien, 
welche das alles thun. Wir sagen freilich, in dem begabten 
Menschen habe der Genius gedichtet, gedacht, einen grossen 
Entschluss gewirkt, wie wir sagen, über einen Menschen, 
welcher einen schweren Fehler begangen, sei ein böser Geist 
gekommen; aber wir wissen was wir darunter zu verstehen 
haben, und dass der Dämon wie der gute Genius welcher 
in uns wirkt wir selbst sind. Und so wenig wir unsere 
anwillkürlichen Gedanken und unbedachten Handlungen 
einem in uns wirkenden fremden Wesen zuschreiben können, 
BO wenig würde es Sinn und Verstand haben zu behaupten, 
unser Magen gehöre nicht zu uns, weil er ohne unseren 
Willen verdaut, unser Herz sei ein in uns arbeitender 
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fremder Apparat^ weil es ohne unseren Willen schlägt, unser 
Har sei ein auf unserer Haut eingenisteter Parasit, weil es 
ohne unseren Willen hervorkommt, wächst, und nicht selten 
wider unseren Willen sich von uns trennt. Der Mensch 

• 

wäre sehr arm, wenn zu ihm nur das gehörte was aus 
seinem bewussten Willen hervorgeht oder demselben unter- 
worfen ist, er würde überhaupt gar nicht sich selbst an- 
gehören, da es zwar von seinem Willen abhängt aus der 
Welt zu scheiden, nicht aber zu entstehen und in dieselbe 
einzutreten. Ganz eben so verhält es sich mit dem State 
und dem was in ihm vorgeht. Nur ein kleiner Theil dieser 
Vorgänge ist durch den einheitlichen und bewussten Gre- 
sammtwillen bestimmt dessen Organ die Regierung im 
weitesten Sinne des Wortes, d. h. die Vereinigung von Ge- 
setzgebung, Rechtspflege und Verwaltung ist, und ganz ohne 
Verstand ist es, alles was nicht dieser Wille selbst oder 
durch diesen Willen bestimmt ist, — alles was nicht selbst 
regiert und nicht regiert wird, — nicht zum State zu 
rechnen und als ein ihm fremdes Wesen ihm gegenüber 
zu stellen. Der Stat — wir fassen früher zum Theil schon 
gesagtes hier unter dem besonderen Gesichtspunkte der uns 
beschäftigenden Frage in weiter entwickeltem Ausdrucke 
zusammen — ist suveräne Zweckgemeinschaft einer Anzahl 
von Menschen; das subjektive Ergebniss dieser Gemein- 
schaft ist die Nation, das objektive die Institution; als sub- 
jektiv-objektives Wesen geht daraus der auf bestimmtem 
Territorium heimische imd sich entwickelnde politische Or- 
ganismus des States hervor. Das Leben dieses Organismus 
ist das nationale Leben im genauer politischen Sinne, — 
das Leben der Nation als solcher. Wenn unter nationalem 
Leben in unbestinmiterem Sinne menschliches Leben über- 
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haupt insofern es eine nationale Färbung hat; verstanden 
Tvird, können ihm allerdings auch seine nicht politischen 
Seiten nicht abgesprochen werden. Es sind die der Wissen- 
schaft und Literatur, der Kunst und der Religion, über 
welche aus Gründen innerer Logik die Politik keine wesent- 
liche Macht hat, welchen nebensächlichen Einäuss sie auch 
auf dieselben ausüben mag. Li diesem Gebiete handelt es 
sich nicht um Zwecke im praktischen Sinne, sondern um 
Urtheile, Ideale und Idole, und wenn sich diese zu Systemen 
ausbilden unter deren Herrschaft sich Menschen zu Schulen 
und Kirchen vereinen, so sind diese Vereinigungen unab- 
hängig von den Zweckgemeinschaften aus denen die Staten 
bestehen, und diese letzteren werden von ihnen durch- 
schnitten, überschritten und gekreuzt. Und so soll es sein. 
Deshalb liegt hier die Grenze der Statsgewalt und der 
legitimen Macht der Politik. 

Das nationale Leben aber in seinem eigentlichen poli- 
tischen Sinne hat seine einheitlich bewussten, seine zerstreut 
bewussten und seine ganz unbewu^sten, — seine willkür- 
lichen, seine unwillkürlichen aber willkürlich gelenkten und 
seine ganz unwillkürlichen Vorgänge. Von allen diesen 
Vorgängen nun stellen die welche sich auf anerkannte 
Zwecke der nationalen Zweckgemeinschaft beziehen — sei 
es dass sie aus diesen Zwecken hervorgehen, dass sie die- 
selben zu beeinflussen suchen oder von ihnen beeinflusst 
werden, dass sie ihnen dienen und sie fördern oder dass 
sie ihnen hinderlich seien — das öflfentliche Leben der 
Nation dar; die übrigen machen das nationale Privatleben 
aus; — öffentliches Leben und Privatleben wiederum im 
politischen Sinne verstanden, — denn für beide gibt es in 
gleicher Weise nichtpolitische Interessen, während politische 
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Ziele im Privatleben wie im öffentlichen Leben erstrebt 
werden können. Religion^ Wissenschaft und Kunst sind 
Beleg flir jenes ; Menschen welche politische Absichten^ für 
deren Erreichung sie wirken, noch nicht zu Anerkennung 
gebracht haben, beweisen dieses. 

Wir sind nach diesen Erörterungen vorbereitet, die 
zweite der oben gestellten beiden Fragen nach ihren beiden 
Fassungen zu beantworten. Die politische Gewalt hört auf 
wo das politische Gebiet aufhört. Nicht an der indivi- 
duellen Freiheit im politischen Sinne, sondern an der in- 
dividuellen Freiheit im ausserpolitischen Sinne findet sie 
ihre Grenze. Sie erstreckt sich weder auf die Religion, 
noch auf die Wissenschaft und die Kunst, ausser insofern 
diese für äussere Zwecke äussere Hilfsmittel in Anspruch 
nehmen, welche das politische Zwecksystem berühren. Im 
übrigen ist es eben der Stat welcher entscheidet, was als 
Angelegenheit des Privatlebens gelten darf und was nicht. 
In das Privatleben seiner Angehörigen kann er, soweit er 
sich auf dem politische^ Gebiete hält, streng genommen gar 
nicht eingreifen, weil das was er seiner Beachtung und 
Sorge werth hält, damit aufhört Privatsache zu sein. Was 
immer der Stat aus dem Dunkel des Privatlebens an's Licht 
zieht, das wird damit öffentliche und politische Angelegen- 
heit. Sein Recht dazu ist unbegrenzt. Die suveräne Zweck- 
gemeinschaft, aus welcher er besteht, schliesst jeden in das 
praktische Leben tretenden Zweck in sich ein, und kann 
ihn nach Ermessen dem Gutdünken des Privatlebens über- 
lassen oder unter die öffentliche Sorge und Verwaltung 
stellen. Von einem Verhältniss zwischen Stat und Nicht- 
Stat kann dabei so wenig die Rede sein, wie von einem 
Verhältniss zwischen Ich und Nicht-Ich, wenn ich meinem 
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Magen eine Diät vorschreibe, durch welche seine Funk- 
tionen^ obschon sie an und fiir sich seinem unbewussten 
Privatwillen folgen, meinem bewussten Gesammtwillen unter- 
worfen werden.^) 

Innerhalb der Grenzen des politischen Gebietes aber, 
also soweit es sich um öffentliche oder private Zwecke des 
gemeinsamen Zwecksystemes einer suveränen Zweckgemein- 
schaft handelt, ist und bleibt die alte Maxime : saltAS reir 
puhlicae su/prema lex — der Inbegriff politischer Weisheit 
und Moral; und wenn diesem Grundsatze theoretischer 
Statsallmacht die individualistische Politik unserer Periode 
die sogenannten Menschenrechte entgegengestellt hat, so hat 
sie damit wohl auf wichtige und kulturhistorisch tief ein- 
greifende Weise das richtige Verständniss der Salus rei- 



1) Die hier und weiter oben zu Hilfe genommene Yergleichung 
zwischen dem State und dem menschlichen oder thierischen Or- 
ganismus soll nicht mehr bedeuten als was ein aus anderem Lebens- 
gebiete entlehntes Yersinnlichungsmlttel überhaupt bedeuten kann. 
Wie physische Verhältnisse durch moralische, naturhistorische durch 
politische klar gemacht werden können, so auch umgekehrt. Jäger's 
Zellensozialismus mit seinen Zellenkonsumvereinen und Zellenaktien, 
gesellschaften im Thierkörper, unfl Schäffle*s soziale Zellentheorie mit 
der Familie als Gesellschaftszelle — zwei phantasiereiche Vorstel- 
Inngsarten, von denen die eine der umgekehrte Handschuh der anderen 
ist - sind dafür Beispiele. Im übrigen soll hier zwar nicht der 
Standpunkt eines Epigonen der politischen Bomantik eingenommen, 
aber doch beiläufig bemerkt werden, dass die Flachheit des politi- 
schen Rationalismus die Schuld trägt, wenn die mystische Vorliebe 
für den „naturwüchsigen Stat** sich bis in die Schwärmerei für das 
„Statsthier" verirrt gehabt hat. £d. von Hartmann macht (Philos. 
d. Unbew. I. 422 der 7. Aufl.) einen ausgeführten Vergleich zwischen 
dem physischen Organismus des Menschen and dem politischen des 
States, und bemerkt dabei: ,,Eher wäre zu erwägen ob nicht unsere 
Statsweisbeit aus dem Studium der Einrichtungen des natürlichen 
Organismus Anregung zur erneuerten Revision ihrer Doktrinen 
schöpfen könnte.'^ 
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publicae gefördert, aber keinesweges die supre^na lex auf- 
gehoben. Da das Zwecksystem auf dessen Gemeinschaft 
das Dasein des States beruht, aus Gründen innerer Logik 
einen sittlichen Inhalt haben muss, so dass wir z. B. einer 
auf Seeraub gegründeten Zweckgemeinschaft gar nicht den 
Rang eines States einräumen können und der Begriff des 
Raubstates gar kein politisch zulässiger Begriff ist^), so 
versteht sich von selbst, dass das massgebende öffentliche 
Wohl im sittlichen Sinne verstanden werden muss, so ver- 
schieden dieser Sinn auf verschiedenen Stufen politisch- 
moraUscher Bildung begriffen werden mag. Auf einer 
hohen Stufe solcher Bildung wird immer erkannt werden, 
dass ein hoher und edler Inhalt des nationalen Zweck- 
systemes sittlich freie, in ihrer Menschenwürde geachtete 
und geschützte Wesen voraussetzt. Mit der Erklärung der 
Menschenrechte ist nach Massgabe eines bestimmten Bil- 
dungszustandes diese Erkenntniss ausgesprochen und sind 
diö Konsequenzen daraus gezogen worden. Dafür jedoch, 
dass bei allen Menschenrechten der Stat nach Anforderungen 
des öffentlichen Wohles suverän über Personen und Sachen 
verfügt und solches Verfügen von aller Welt als recht- 
massig betrachtet wird, liefert jeder Krieg den tausend- 
fältigen Beleg. Freilich ist daher auch der folgerichtige 
liberale Individualismus ein principieller Gegner des Krieges 
überhaupt. 

Zwischen diesen Aeusserungen politischer Rechts- und 
Machtvollkommenheit und der Passivität des States im Ver- 



1) Die afrikanischen „R^ubstaten^^ waren türkische Vasallen- 
staten welche mit der Christenheit einen ewigen Krieg führten, 
einen Krieg welcher nur vertragsweise zeitweilig unterbrochen wurde. 
Die Verträge waren Waffenstillstände. 
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hältniss zu Vorgängen des Privatlebens welche kein öffent- 
liches Interesse berühren oder in denen ein öffentliches 
Interesse sich ohne Bethätigung der Regieriingsgewalt von 
selbst befriedigt, liegt der weite aber veränderliche Spiel- 
raum der Sozialpolitik. 

Veränderlich ist derselbe aus zwei Gründen: weil das 
öffentliche Wohl auf verschiedenen Stufen nationaler Bil- 
dung verschieden verstanden wird und weil auch seine Be- 
dingungen und die das öffentliche Leben zeitweise beherr- 
schenden Zwecke selbst veränderlich sind. In den meisten 
Fällen werden beide Gründe in Verbindung wirksam sein; 
ihre Wirkung aber wird sich ganz besonders in der ver- 
schiedenen Ausdehnung und Durchbildung des Privatrechts, 
des Strafrechts und der polizeilichen Vorschriften zu er- 
kennen geben. 

Der Liberalismus setzt voraus dass mit fortschreitender 
Bildung die Zahl der Vorschriften, der Verbote, der Ver- 
anlassungen zum Eingreifen der Statsgewalt in das indivi- 
duelle Leben sich vermindern, die individuelle Freiheit sich 
ausdehnen und das gesellschaftliche Leben sich unge- 
bundener bewegen werde. Der Liberalismus bemüht sich 
das Leben der Nationen in dieser Richtung weiter zu 
führen, und er hat nicht wenige Thatsachen für sich welche 
ihn in dieser Ueberzeugung und Richtung bestärken. Er 
täuscht sich indessen in mehrfacher Weise. Er hält für 
wesentliche und bleibende Entwickelungsrichtung was nur 
untergeordnete Erscheinung vorübergehender Schwankung 
ist. Er verwechselt die Ungeschicklichkeit eines zweck- 
losen Vielregierens und einer anmassenden Bevormundung 
von Seiten einer unter bestimmten Kulturverhältnissen ent- 
standenen Beamtenkaste, von deren Verfahren zum Theil 
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selbst nur noch die Erinnerung nachwirkt um den liberalen 
Individualismus zu nähreu; mit einer sorgfältigen und in 
die reicheren Verhältnisse eines gebildeten Lebens ein- 
gehenden Pflichterfüllung des States; er verkennt endlich 
ganz, dass er selbst, indem er die Regierung zu schwächen 
und zurückzudrängen sucht, einen Zustand herbeifuhren 
hilft, in welchen ihre Macht um so unentbehrlicher erscheint 
und um so bereitwilliger anerkannt werden wird. Das 
liberale Ideal individueller Freiheit und eines soviel wie 
möglich ungebundenen Privatlebens, ganz berechtigt im 
Kampfe gegen gouvemementalen Unverstand, Dünkel und 
Uebereifer, hat ohne Zweifel seine grossen und verführeri- 
schen Reize. Wenn es nur nicht im Widerstreite mit sehr 
fühlbaren Bedürfnissen der Wirklichkeit mit der Gefahr 
drohte in sein Gegentheil, das Ideal des kommunistischen* 
States umzuschlagen, in welchem alles, selbst die Diät der 
Menschen und die Kindererzeugung, von Regierungswegen 
geordnet ist, wie es nicht nur in Büchern steht, sondern 
wie die Jesuiten in Paraguay es auch in Ausfuhrung ge- 
bracht gehabt haben. Die Kultur nimmt im wesentlichen 
den der liberalen Ansicht entgegengesetzten Gang. Mit 
steigender Bildung vermehrt sich das Bedürfniss des Rechts- 
schutzes und der statlichen Fürsorge. Das öffentliche 
Rechtssystem breitet sich aus und vertieft sich. Die Zahl 
der Verbote und der Veranlassungen zum Eingreifen der 
öffentlichen Gewalt vermehrt sich und die individuelle 
Freiheit wird im Bereiche der dem politischen Leben an- 
gehörigen Interessen eingeschränkt. Scheinbar dagegen 
sprechende Thatsachen betreffen entweder -die Ausscheidung 
von idealen oder theoretischen Interessen aus dem Bereiche 
der politischen, wie in der Anerkennung der Freiheit des 
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Grlaubens und der Wissenschaft^ oder sie gehören vorüber- 
gehenden Täuschungen der politischen Theorie an, während 
es leicht ist aus dem modernen Leben die zahlreichsten 
Belege dafür beizubringen. So kann, um ein etwas grelles 
ßeispiel zu geben, einem roh^ politischen und gesellschaft- 
lichen Zustande die Privatjustiz der Blutrache, des Duells 
und der Lynchgerichte ganz angemessen sein, während der 
Stat einer höheren Kulturstufe diese Methoden der Selbst- 
hilfe nicht duldet. Hier ist es der Fortschritt der sittlichen 
Bildung welcher die Einschränkung der individuellen Frei- 
heit und der Bethätigangen des Privatlebens zur Folge hat 
Die« Fortschritte der wissenschaftlichen und technischen 
Bildung haben eine ähnliche Wirkung. Durch fortschrei- 
tende Naturkenntniss sind wir über die Ursachen der Ent- 
stehung und Verbreitung von Krankheiten belehrt, welche 
eine zu nachtheilige Wirkung auf die allgemeine Wohlfahrt 
ausüben als dass die Beseitigung oder Minderung dieser 
Ursachen dem Belieben des Privatlebens überlassen bleiben 
könnte. Daraus ergeben sich fiir die Gesundheitspolizei 
gewichtige Gründe sich mit Vorschriften der Reinlichkeit 
und der Desinfektion in die Einrichtung und den Zustand 
der Wohnungen und mit Marktverboten in die Diät des 
Volkes zu mischen. Die Fortschritte der Klimatologie, 
Meteorologie und physischen Geographie haben den Zu- 
sammenhang aufgeklärt, in welchem die Extreme der 
Temperatur, die elektrischen Krisen der Atmosphäre, die 
Regenmenge, die Ergiebigkeit der Quellen, die niedrigsten 
und höchsten Wasserstände der Flüsse, die wiederkehrenden 
Ueberschwemmungen, der Zustand der tragbaren Erdschicht, 
mit der Pflanzendecke der Länder, besonders mit dem 
Waldbestande stehen. Die liberale Politik scheut sich, 
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trotz der gewonnenen Einsicht^ in die Land- und Forst- 
wirthschaft der Privateigenthümer hinreichend tief einzu- 
greifen; aber indem mit den fortschreitenden Entwaldungen 
die dadurch bewirkten üebel sich vermehren, verlangt das 
öffentliche Wohl dass der JiT'erschlechterung der Natur- 
beschaffenheit der Länder durch Gesetze und Verwaltungs- 
massregeln ein Ziel gesteckt und angerichtetes Unheil 
wieder gehoben werde. Mit der zunehmenden Einsicht 
muss- also auch das Eingreifen der Statsgewalt in die Privat- 
wirthschaft zunehmen. Der liberale Widerstand gegen 
solches Eingreifen müsste am Ende zu dem Radikalmittel 
der Expropriationen zum Zwecke der Bildung hinreichender 
und zweckmässig vertheilter Statswälder fahren. Zu weit- 
gehenden Expropriationen und Beschränkungen der Privat- 
wirthschaft haben in England und anderen Ländern die 
Fortschritte der Technik in der Benutzung des Wassers 
geführt, und diese Wirkung ist im Fortschreiten begriffen. 
In Ländern deren Ackerbau von künstlicher Bewässerung 
abhängig ist, schreiten öffentUche Wasserrechte mit den 
Fortschritten der Bodenkultur und der allgemeinen Bildung 
fort. Das Eisenbahnwesen hat die ausgedehntesten Expro- 
priationen hervorgerufen und .zugleich die Freiheit des Ver- 
kehres im ausserordentlichsten Grade beschränkt. Auf den 
alten Landstrassen konnte jeder Mensch sich frei bewegen, 
gehen, reiten, fahren und seine Bewegung unterbrechen wo 
und wann es ihm beliebte. Auf den Eisenbahnen ist das 
alles vorgeschrieben, und wenn einmal, wie es ohne Zweilfel 
der Fall sein wird, alle Bahnen öffentliche Strassen sein 
werden, wird alle im grossen vor sich gehende Ortsveräude- 
rung von Personen und Sachen nach Statsvorschrift ge- 
schehen. Muss sich jetzt noch der Verkehr nach den Be- 
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Stimmungen von Privateigenthümern der Bahnen richten, 
so beweist das einestheils nur um so stärker wie die Be- 
schränkung der individuellen Freiheit sich unvermeidlich 
an den technischen Fortschritt knüpft, anderntheils dass die 
Privatbahnen Statsbahnen im Sinne öjffentlicher Strassen 
werden müssen. Was den Frachtverkehr betrifft; so gehen 
aus der Entdeckung und Benutzung von Substanzen wie 
der Dynamit, welche in der Hand des Unverstandes oder 
der Bosheit eine furchtbar zerstörende Wirkung ausüben 
können, Beweggründe hervor auch diesen Verkehr in ge- 
Tvissen Beziehungen unter statliche Aufsicht zu stellen. 
Keinem verständigen Politiker wird es einfallen, unter ge- 
wöhnlichen Umständen, und soweit Substanzen von be- 
kannten unschädlichen Eigenscha&en in Frage kommen, 
dem Volke seine Nahrung vorzuschreiben. Durch die Fort- 
schritte der organischen Chemie und der chemischen Technik 
jedoch ist die Gefahr welche dem allgemeinen Gesundheits- 
zustande durch schädliche Surrogate und Fälschungen oder 
gewissenlose Zubereitung droht, in solchem Grade ge- 
steigert, dass es nöthig wird die geschmähte Polizei wieder 
zu Hülfe zu rufen, um Gesundheit und Leben aller der 
zahlreichen Menschen zu schützen welche nicht Chemie 
studirt oder keine Zeit haben ihre Nahrungsmittel vor dem 
Genüsse zu analysiren. Aehnlich verhält es sich mit den 
schädlichen Farbstoffen mit welchen die technische Chemie 
die Welt von Zeit zu Zeit bereichert. ^) 

Man kann also ganz im aUgemeinen sagen dass Ent- 



1) Nach polizeilicher Vorschrift wird gegenwärtig aller in Al- 
gerien eingeführte rothe Wein vor der Ablieferung vom Zollamte von 
amtlich bestellten Chemikern analysirt und kein Mensch klagt über 
Bevormundung. Das ist in der Republik. 



deckungen und Erfindungen, welche dem Menschen ver- 
stärkte Macht geben, indem sie die Mittel zur Erreichung 
nützlicher Zwecke vermehren, auch die Mittel vermehren 
Unheil zu stiften, dadurch gefährlich werden und eine ver- 
stärkte Aufsicht und Schutzgewährung von Seiten des 
States nöthig machen. Glaubt man auf liberaler Seite die 
Belehrung an die Stelle der Polizei setzen zu können — 
was dem doktrinären Charakter des liberalen Systemes 
allerdings ganz entspricht — so darf man die Herren welche 
ihren politischen Katechismus gelernt haben, doch wohl 
fragen wesshalb sie es nicht, statt das Budget für die 
Polizei zu votiren, für angemessen halten, wo es etwa nöthig 
werden möchte am Eingange eines Waldes eine Tafel zu 

errichten mit der Belehrung: „in diesem Walde haust eine 

ff 

Räuberbande" — mit dem höflichen Zusätze: „die Herren 
Räuber werden gebeten diese Tafel stehen zu lassen"? — 
So traurige und ehrvergessene Armuthszeugnisse stellt sich 
indessen wirklich der liberale Stat aus, wenn er stolze Bahn- 
höfe mit der Inschrift ziert: „beware of pickpocJcets'^ — 
„man hüte sich vor Taschendieben" — oder wie die freund- 
lichen Belehrungen in den verschiedenen Sprachen der 
liberalen Welt lauten mögen, — wie wenn der Eingang^ 
eines auf seinen Treppen verunreinigten Marmorpalastes 
die Inschrift trüge: „Besucher werden gebeten sich vor Be- 
sudelung in Acht zu nehmen" ! — Ohne Zweifel aber ist es 
für die meisten Menschen leichter sich vor Taschendieben 
und Räubern als vor giftigen Substanzen in Speisen, Ge- 
tränken und der zum Einathmen bestimmten Luft zu 
schützen. Wollte der Liberalismus nach dem Systeme der 
belehrenden Polizei seine Pflicht thun, so müsste er wenig- 
stens neben den Eingang gewisser Yerkaufslokale die 
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Warnung setzen: „man hüte sich vor Fälschungen und 
Giften". — 

Man muss dem Liberalismus Recht geben, wenn er 
im allgemeinen verlangt dass die Menschen dazu erzogen 
und daran gewöhnt werden müssen, für sich selbst zu sorgen 
und sich selbst zu helfen. Das help yourself ist ein guter 
Liehrmeister; nur muss man nicht bloss theoretisch sondern 
auch praktisch in seiner Schule gewesen sein um den Werth 
seiner Lehren richtig würdigen zu können. Dieser Lehr- 
meister zieht muthige, entschlossene, unternehmende, ge- 
wandte aber auch ruchlose Charaktere. Sein Unterricht 
muss also mit Vorsicht und Kritik benutzt werden. Die 
vortheilhafte Wirkung kommt der Nation zu Gute, die nach- 
theilige verstärkt wieder das Bedürfhiss statlicher Repressiv- 
gewalt. Wird dem gegenüber zu Gunsten individueller 
Freiheit und ausgedehnter Selbsthilfe die an sich sehr rich- 
tige Bemerkung gemacht dass eine gehemmte Kraft aller- 
dings nichts böses aber auch nichts gutes thun könne, so 
lässt sich eben diese Bemerkung im Interesse des öjBtent- 
lichen Wohles auch auf die Statsgewalt anwenden, deren 
Schwächung zu den Maximen des liberalen Systemes ge- 
hört. Ausserdem ist der charakterbildende Nutzen des 
help yourself, von der gefährlichen Wirkung ganz abgesehen, 
in vielen Beziehungen fraglich, in anderen zu theuer er- 
kaufet, in allen aber durch die praktische Schule eines 
durchgebildeten, kräftigen , wohldisziplinirten Statslebens 
mit einer gesunden, sich hinreichend frei bewegenden Volks- 
wirthschaft mehr als vollständig zu ersetzen. Oder welche 
charakterbildende Wirkung könnte etwa durch die Gefahr 
einer langsamen Vergiftung oder allmäligen Degeneration 
der Rasse in Folge des fortgesetzten Genusses gefälschter 

Froebel, Politik. 8 
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oder an sich schädlicher Getränke und anderen SubstanzeD, 
oder in Folge der Häufigkeit wiederkehrender Eisenbahn- 
katastrophen ausgeübt werden? — Etwa die, dass die Na- 
tion sich daran gewöhnt das menschliche Leben flir wenig 
anzuschlagen? — Das wäre ein Gewinn wenn man von 
allen Menschen behaupten könnte dass sie nichts werth 
seien^ was doch bei allem Pessimismus sich im Ernste nicht 
behaupten lässt. Sei es richtig dass von einer durch poli- 
tische und polizeiliche Bevormundung herabgekommenen 
Generation der Werth des Lebens überschätzt wird, so ist 
eine solche Bevormundung nur der Gegensatz roher Unbot- 
mässigkeit und Ruchlosigkeit, und beide Extreme sind in 
gleichem Grade zu bekämpfen. Eine richtige Schätzung 
des Lebens, welches allerdings „der Güter höchstes nicht" 
ist, kann nur aus dem Gebrauche hervorgehen, welcher von 
ihm gemacht, und aus dem Werthe des Zweckes für welchen 
es unter Umständen geopfert wird ; und eben so niedrig und 
ehrlos ist es dasselbe für einen niedrigen Zweck aufs Spiel 
zu setzen wie für einen hohen es schonen zu wollen. In 
einem kräftigen und edlen nationalen Leben mit allgemeiner 
Wehrpflicht fehlt es dafür nicht an dem richtigen Massstabe' 
Was aber den Preis betriflft um welchen die Vortheile eines 
so wenig wie möglich regierten gesellschaftlichen Zustandes 
erworben werden, so ist leicht einzusehen dass er für die 
Interessen nationaler Kultur und Macht zu theuer ist. Die 
ganze Aufmerksamkeit welche der einzelne Mensch bei un- 
genügendem Statsschutze der Sicherheit seiner Person und 
seines Eigenthums widmen muss, geht seinen Leistungen 
für das gemeine Wohl verloren, und die „Gesellschaft" 
welche sich den missliebigen „Stat" soviel wie möglich vom 
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Leibe zu halten sucht, fügt sich selbst damit den grössten 
Schaden zu. ^) 

So zeigt sich dass die liberale Ansicht, der Stat müsse 
mit fortschreitender Bildung dem Privatleben einen immer 
freieren Spielraum gewähren, soweit es sich um Angelegen- 
heiten von politischem Interesse handelt, auf einer falschen 
JBeurtheilung beruht und der historische Gang der Ent- 
-wickelung das Gegentheil beweist. Die Schwächung und 
aus dem Gefühle der Schwäche entsprungene Resignation 
der Statsgewalt, welche zur Kennzeichnung der liberalen 
Periode gehört, hat die kulturhistorische Bedeutung eines 
Uebergangszustandes; an dessen Ende wir bereits angelangt 
sind, obschon die Epigonen noch eine Zeit lang fortfahren 
werden ihr Wesen zu treiben. 

Wie die Politik der Gesellschaft gegenüber ihre Auf- 



1 ) Der Verfasser erinnert sich aus der Zeit seines langen Aufent- 
haltes in Amerika, während dessen er das help yourself nicht nur 
zu studiren, sondern auch gelegentlich zu praktiziren Veranlassung 
fand, dass eines Tages die deutschen Turner zu Hobocken ein Fest 
feierten und von einer Bande von Irländem angegriffen wurden. Die 
Deutschen' suchten Hilfe bei der Polizei. „Die Irländer schlagen uns 
todt, wenn die Polizei uns nicht zu Hilfe kommt'^ — erklärten die 
abgesandten Boten. ,,Welche Partei ist die stärkere"? — fragte der 
Kommandant des Polizeipostens. ,,Die stärkere Partei sind wir^* — 
wurde ihm zur Antwort gegeben, „^un, so schlagt doch lieber ihr 
die Irländer todt, wenn sie euch angreifen** — war der Bescheid. 

Einige Jahre später begegnete der Verfasser in einer europäi- 
schen Hauptstadt einem ihm befreundeten amerikanischen Gelehrten 
und Schriftsteller. „Sind Sie schon lange in Europa, und werden 
Sie sich lange in unserer alten Welt aufhalten?" — fragte er ihn. 
,Jch denke nicht an die Bückkehr, nachdem ich die Annehmlich- 
keiten des europäischen Lebens gekostet*' — war die Antwort. „Hier 
bin ich der hundert kleinen Sorgen überhoben, welche mir eine gute 
Polizei abnimmt. Es ist mir bequemer ein Buch als einen Revolver 
in der Tasche zu tragen und ich kann ungestört meinen Studien und 
Arbeiten leben.** — 

8* 
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gäbe unter verschiedenen Umständen und zu verschiedenen 
Zeiten versteht; stellt sich in den Privat- und Strafrechts- 
Systemen verschiedener Nationen und Zeiten dar. Diese 
Systeme breiten sich über die verschiedenen Kreise des ge- 
sellschaftlichen Lebens aus und vertiefen sich in dieselben^ 
soweit dieses Leben seiner Natur nach dem politischen Ge- 
biete angehört. Bei klarer Einsicht auf hoher Bildungs- 
stufe lassen sie die wissenschaftliche Erkenntniss, das philo- 
sophische Urtheil und den theoretisch-ästhetischen Idealismus 
der Religion und Kunst unberührt, während Kirche und 
Schule schon dem politischen Zwecksysteme angehören und 
damit der Gesetzgebung verfallen sind, welche auch wirk- 
lich in Bezug auf sie im Fortschreiten begriffen ist. Nur 
wo Religion, Wissenschaft und Politik sich noch gar nicht 
prinzipiell von einander ausgeschieden, oder wo die Rechts- 
systeme sich auf die der Politik fremden Lebensgebiete 
verirrt haben, — nur da ziehen sich diese Systeme mit der 
fortschreitenden Bildung allerdings zurück, aber nur bis auf 
ihr legitimes eigenes Feld, um auf diesem sich desto leben- 
diger zu entfalten. 

Eine Gesammtheit gesetzlicher Feststellungen, durch 
welche die rein persönlichen Verhältnisse der gesellschaft- 
lichen Elemente als solcher geordnet werden, lässt sich als 
Gesellschaftsrecht in dem hier anwendbaren Sinne be- 
zeichnen. Dasselbe bezieht sich auf das Geschlechtsver- 
hältniss, auf das Verhältniss zwischen Eltern und Kindern, 
und auf die verschiedenen gesellschaftlichen Stände und 
Rangklassen. Wir haben uns, obschon nur in den allge- 
meinsten Beziehungen damit im nächsten Kapitel zu be- 
schäftigen. 



Siebentes Kapitel. 



Die Sozialpolitik, weitere Fortsetzung. — Das Geschlechtsverhältniss 
und die Ehe. Wichtigkeit des genealogischen Zusammenhanges. 
Die Kontinuität des States beruht auf Genealogie und Vererbung. 
Der Kulturfortschritt auf dem Wege der Descendenz. Die subjektive 
und die objektive Sittlichkeit des Geschlechtsvcrhältnisses. Das reli- 
giöse Interesse in der Ehe. Das Recht der Leidenschaft und seine 
Grenzen. Kulturwirkungen der Ehebeständigkeit. Begründete und 
unbegründete Ehehindemisse. Die Einschränkung auf standesmässige 
Ehe und der Grundsatz der Ebenbürtigkeit. Die Ehescheidung. 
Elemente des polygamischen Eheverhältnisses und unvermeidliche 
Rohheit seiner rechtlichen Gestaltung. Soziale und politische Folgen. 
Die Anarchie des Geschlechtsvcrkehres. Die monogomische Ehe ist 
höchste Form des Geschlechts Verhältnisses. 



Wenn die Politik sich mit dem Geschlechtsverhält- 
nisse beschäftigt^ so heisst das dass siei für die Befriedigung 
des Geschlechtstriebes und die Betheiligung an der Fort- 
pflanzung der Menschheit Vorschriften und Verbote auf- 
stellt und deren Befolgung durch die Statsgewalt erzwingt. 
Ihre Beweggründe gehen dabei aus der Bedeutung des 
Verhältnisses fär die Kontinuität des States, für die innerhalb 
dieser Kontinuität vor sich gehende Entwickelung des 
physischen; geistigen und sittlichen Lebens der Nation und 
für die dem entsprechende Gestaltung des gesellschaftlichen 
Organismus hervor. Es ist im allgemeinen ^ kurz gesagt^ 
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die Wichtigkeit des genealogischen Prozesses für die na- 
tionale Zweckgemeinschaft durch welche die Politik hier 
bestimmt wird. 

Die Individuen, aus welchen ein Volk besteht, vergehen 
und werden in der Hauptsache durch die Fortpflanzung 
ersetzt. Als kulturhistorische Monstrosität lässt sich aller- 
dings auch ein Stat denken welcher mit vollständigem Aus- 
schlüsse geschlechtlicher Fortpflanzung sich nur durch Zu- 
zug rekrutirt, wie ein Mönchsorden, wie gewisse ameri- 
kanische und russische Sekten, oder wie weiland die 
militärische Eörperschafi; der Janitscharen. Eine auf diese 
Weise sich erhaltende suveräne Zweckgemeinschaft wäre 
aber zu naturwidrig um bestehen zu können und zu kultur- 
widrig um bestehen zu dürfen. Mag jungen Pflanzstaten 
die Einwanderung eine noch so grosse Verhältnisszahl von 
Menschen zuführen, der wahre statliche Charakter kann 
sich doch erst aus einem Ueberwiegen der geschlechtlichen 
Fortpflanzing und Vermehrung ergeben, da dem Zweck- 
systeme einer diese Fortpflanzung ausschliessenden Zweck- 
gemeinschaft niemals die umfassende Bedeutung zukommen 
kann welche auf suveräne Geltung Anspruch erheben darf. 
Die suveräne Zweckgemeinschaft erhält sich indem sie ihren 
Zweckinhalt mit dem zugehörigen Appai*ate von Mitteln 
fortlaufend von den abgehenden auf die innerhalb der Ge- 
meinschaft erzeugten neuen Theilhaber überträgt. So be- 
ruht die Kontinuität des States ganz und gar auf Genea- 
e und Vererbung, — eine Wahrheit welche zu den 
Grundbegriffen der Politik gehört und den auf das Ge- 
schlechtsverhältniss bezüglichen Gesetzen ihre Bedeu- 
tung gibt. 

Aus dieser Wahrheit ergibt sich aber dass das Ge- 
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schlechlBverhältniss zugleich die Bedingungen fortschrei- 
tender Entwickelung des Statslebens in sich schliesst, da 
von Entwickelung und Fortschritt doch nur in der Kon- 
tinuität einer Bewegung die Rede sein kann. In dieser 
Entwickelung; wie in der alles organischen Lebens, bethätigt 
sich die Natur als ein Kulturprozess^ die Kultur als ein 
Naturprozess. Die allgemeine Biologie gibt uns in der 
Deszendenzlehre darüber Aufschluss. Die Trennung der 
Geschlechter ist darin der erste grosse Schritt gewesen. In 
der Fortpflanzung def organischen Gebilde durch getrennte 
Geschlechter kultivirt sich die Natur und naturisirt sich 
die Kultur: — ersteres durch die geschlechtliche Bevor- 
zugung des Schöneren^ Stärkeren^ Edleren und den dadurch 
bewirkten erziehenden Einfluss der beiden Geschlechter auf 
einander, letzteres durch die Vererbung erworbener Eigen- 
schaften^ deren Vorzüge sich summiren. In diesem Doppel- 
prozesse schreitet das physische^ geistige und sittliche Leben 
der Nationen und der Menschheit fort. Es ist für die Be- 
weggründe der Politik von Wichtigkeit dass die Vorgänge 
desselben namentlich in Bezug auf ihren sittlichen Gehalt 
genauer in's Auge gefasst werden, weil von diesem Gehalte 
die veredelnde Wirkung ausgeht. 

Es hat einen tiefen Grund dass der gewöhnliche 
Sprachgebrauch unter Moralität vorzugsweise den sittlichen 
Gehalt des Geschlechtsverhältnisses versteht , so dass^ unter 
einem unmoralischen Leben vorzugsweise eine Lebens- 
führung verstanden wird welche gegen die Sittlichkeit 
gerade dieses besonderen Verhältnisses sündigt. Dabei wird 
jedoch gewöhnlich die subjektive und die objektive Sittlich- 
keit verwechselt und der Nachdruck auf die letztere, also 
auf das unmittelbare Verhältniss zur Gesellschaft und zum 
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State gelegt^ wogegen sich dann^ oft nicht ohne Berechti- 
gung, jene erstere mit ursprünglicheren und tiefer gehenden 
Ansprüchen empört. Die subjektive Seite der Sittlichkeit 
ist die Moral im genaueren Sinne des Wortes, und die 
Moralität das ihr entsprechende Verhalten. Das Prinzip 
der Moral aber ist die innere Ehre der menschlichen Per- 
sönlichkeit, und gerade diese wird vom Geschlechts- 
verhältniss in ihrem innersten Kerne betroffen, weil in 
diesem Verhältnisse, wie in keinem anderen, die ganze Per- 
sönlichkeit eingesetzt wird. Die geschlechtliche Ehre ist 
darum überhaupt die Ehre im ausgezeichneten Sinne, ganz 
besonders aber fiir das weibliche Geschlecht, welches vor- 
zugsweise der Gefahrdung derselben ausgesetzt ist, obschon 
der Mann nicht minder in einem für ihn ehrlosen Ge- 
schlechtsverhältnisse leben kann. In der geschlechtlichen 
Ehre handelt es sich um die Unversehrtheit des inneren 
Selbstgefühles, welches nicht duldet dass die Persönlichkeit 
einem fremden Zwecke, sei es der des Sinnengenusses oder 
der eines gesellschaftlichen Interesses, dienstbar gemacht 
wird. Ihr Gegentheil ist aktive oder passive Prostitution. 
Ist es ein gesellschaftliches, vielleicht sogar ein im strengeren 
Sinne politisches Interesse welches die Aufopferung dieses 
Selbstgefühles verlangt, so darf man nicht anstehen es aus- 
zusprechen dass damit die Gesellschail oder der Stat die 
Prostitution verlangt, und dass die Politik in dieser Be- 
ziehung der Reform bedarf; um so mehr als ihr bei dieser 
Reform nicht nur die Achtung der inneren Moral und sub- 
jektiven Sittlichkeit, sondern zugleich die Beachtung, ob- 
jektiv-sittlicher Interessen des States und der Menschheit 
zugemuthet wird. Von der inneren Ehre des Geschlechts- 
verhältnisses hängt in wesentlichem Grade der kultur- 
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liistorische und politische Werth entstehender Generationen, 
also der Charakter, man kann sagen der Adel der Nationen 
ab, auf welchen die Kraft der Staten beruht. Die Be- 
schützung und Pflege dieser Ehre mit allen den Mitteln 
welche fiir eine so geistige und schwer zu fassende An- 
gelegenheit der Gesetzgebung zu Gebote stehen, muss der 
entscheidende Gesichtspunkt sein welchen die Politik in 
ihrer Einwirkung auf das Geschlechtsverhältniss im Auge 
zu halten hat. Die äusseren Formen welche das Verhältniss 
annehmen kann, kommen dann erst in zweiter Linie in 
Betracht und müssen sich unter diesem entscheidenden Ge- 
sichtspunkte beurtheilen lassen. Wir werden sogleich dar- 
auf zurückkommen. Vorher haben wir noch die Aufgabe 
der Politik in Bezug auf die innere sittliche Natur des ge- 
schlechtlichen Lebens nach zwei verschiedenen Seiten zu 
begründen. 

An und für sich, als ein natürlicher Vorgang, ist die 
Befriedigung des Geschlechtstriebes eine für andere Men- 
schen ifioralisch gleichgiltige Handlung, deren innere sitt- 
liche Natur sich einer sicheren fremden Beurtheilung ent- 
zieht. Andere Menschen haben an diese Handlung soweit 
den einzigen Anspruch zu machen, dass sie, und alles was 
darauf unmittelbaren Bezug hat, sich der Oeffentlichkeit 
entziehe. Li diesem Verlangen stimmen die anderen Men- 
schen naturgemäss und kulturgemäss mit den unmittelbar 
betheiligten Personen überein. Die Schamhaftigkeit, welche 
' über geschlechtliche Dinge einen Schleier breitet, hat ihre 
tiefe sowohl subjektive wie objektive Begründung. Die 
subjektive liegt in der schon hervorgehobenen entschei- 
denden moralischen Thatsache dass in der Vereinigung der 
Geschlechter das innerste Wesen der betheiligten Personen, 
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die moralische Persönlichkeit selbst; eingesetzt wird. Das 
nämliche Gefühl; welches im allgemeinen die Menschen 
zurückhält tiefe Gemüthsbewegungen der Oeffentlichkeit 
preiszugeben; muss also hier eine ganz absolute Geltung 
haben. Wo aber zu diesem Gefühle insofern keine Ver- 
anlassung, als die Triebfeder nur die eines geistig gehalt- 
losen und selbst physisch nicht tief gehenden Sinnengenusses 
wäre da tritt das beschämende Bewusstsein einer in den 
feineren oder gröberen Formen der Prostitution vor sich 
gehenden Entwürdigung an seine Stelle und wünscht nicht 
minder von fremder Zeugenschaft frei zu sein. Objektiv 
aber ist die Schamhaftigkeit ein Schutz sowohl gegen die 
Zügellosigkeit der Begierde wie gegen die Empfindung und 
die rücksichtslosen Aeusserungen des Widerwillens. Zu- 
gleich aber — und darin treffen die subjektiven und ob- 
jektiven Gründe zusammen — befriedigt sie das Bedürfriiss 
des menschlichen Bewusstseins die naturgeschichtlichen Ur- 
sprünge des Menschenthums hinter die kulturgeschichtlichen 
Errungenschaften zurücktreten zu lassen; und sie wirkt 
hierin wie der Mythus welcher unsere Abstammung aus 
dem Thierreiche vergessen zu machen sucht indem er die 
idealen Ziele der Bildung; sogut eben dieselben verstanden 
sein ' mögeu; in den Anfang der Geschichte verlegt. Die 
Illusion könnte keinen Werth haben, wenn sie nicht die 
metaphysische Wahrheit enthielte dass der Finalinhalt der 
Kulturgeschichte vom Anfang an in dem Kausalinhalte der 
Naturgeschichte gelegen hat. In der Schamhaftigkeit macht 
sich also subjektiv und objektiv zugleich der ideale Inhalt 
des Geschlechtsverhältnisses geltend; auf welchem im letzten 
Grunde der ganze Fortschritt der Menschheit beruht; weil 
keine Errungenschaft der Kultur, welche nicht durch das 
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Geschlechtsverhältniss hindurch in das Naturell der Men- 
schen übergegangen^ als sicherer Erwerb und ab Ausgangs- 
punkt für weitere Erhebung gelten kann. Daneben mag 
unter Umständen der Bealismus der Natürlichkeit seine Be- 
rechtigung haben. Wenn eine affektirte Schamhafügkeit 
zur Unnatur verleitet, kann eine rücksichtslose Natürlich- 
keit die nothwendige Arzenei sein. Arzenei indessen 
ist kein Nahrungsmittel. Anders verhält es sich mit 
Interessen welche über oder unter der Geltungshöhe der 
Scham liegen, wie letzteres von der naturwissenschaftlichen 
Behandlung geschlechtlicher Dinge gilt, — dies aber doch 
auch nur für den welcher sich wirklich nur im wissen- 
schafüichen Sinne damit beschäf^kigt, wesshalb anatomische 
Studien nicht in allen Theilen vor die Oeffentlichkeit ge- 
hören und im allgemeinen kein Gegenstand des gemein- 
samen Betriebes beider Geschlechter sein können. Ueber 
die Geltungshöhe der Scham erhebt sich dagegen unzweifel- 
haft das reine Interesse an jeder wahrhaft künstlerischen 
Darstellung und an der Schönheit und dem Adel mensch- 
licher Gestalt, — ein Interesse bei welchem, weil es über 
die sinnliche Begierde erhaben ist, in der Schaustellung des 
nackten Körpers keine Verletzung der Scham empfunden 
wird. Von der idealen Höhe und ästhetischen Reinheit des 
Kunstwerkes hängt es ab, wie weit hierin gegangen werden 
kann. Nicht ohne den bezeichnendsten Ausdruck zu wählen, 
spricht die Aesthetik von einer keuschen Schönheit, welche 
gar keiner Hülle bedarf, während die Frivolität, der im 
Gegensatze gegen Prüderie und Unnatur ihre volle ästhe- 
tische Berechtigung zukommt, sich wenigstens halb ver- 
hüllen muss um nicht schamlos zu werden. Im Tone der 
Gesellschaft und in den Volkssitten hält die Natürlichkeit 
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der Auffassung geschlechtlicher Verhältnisse und die Offen- 
heit der Entblössungen gleichen Schritt mit der praktischen 
Unnöthigkeit schamhafter Beschränkung in Folge der Ab- 
stumpfung durch die Gewohnheit des Anblickes geschlecht- 
licher Beize oder durch die Leichtigkeit geschlechtlicher 
Befriedigung. Sie bezeichnet also keinen Bildungsgrad, 
sondern nur einen Bildungszustand. Wo sie sich aber nicht 
auf diese Weise rechtfertigt, ist und bleibt sie schamlos, 
hilft kein naiuralia non sunt turpia. Einen belehrenden 
Gegensatz mit der Natürlichkeit in diesen Dingen bildet 
die gänzliche Verhüllung des weiblichen Geschlechtes bis 
zur Unkenntlichkeit der Körperformen und fast vollständigen 
Verbergung des Gesichts, welche in Ländern islamitischer 
Kultur zum Gebote der Schamhaftigkeit geworden. Es ist 
die männliche Rohheit und Gewaltthätigkeit welche zu 
dieser brutalen Form schamhafter Sitte Veranlassung ge- 
geben, — eine Rohheit und Gewaltthätigkeit die der Islam 
nicht überwunden sondern in ein System gebracht hat. So 
nimmt die Scham je nach dem Zustande der Kultur und 
der Sitten verschiedene Formen an. Was aber innerhalb 
eines bestimmten solchen Zustandes ihr widerspricht, ist 
schamlos, und sie hat ein Recht von der Gesetzgebung und 
Sittenpolizei dagegen Schutz zu erwarten. 

Anders sind die Ansprüche muckerischer Prüderie, 
geistlicher Unnatur und herrschsüchtiger Kirchenpolitik zu 
beurtheilen, denen der Stat gelegentlich bald in geschmack- 
loser bald in übel berechneter ^STeise sich dienstbar gemacht 
hat. Religionssysteme haben die geschlechtliche Entsagung 
zu einem Gott wohlgefälligen Opfer gemacht. In gleicher 
Weise jedoch ist von der Religion auch die Enthaltung von 
Speisen als frommes Werk empfohlen oder vorgeschrieben 
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worden^ und wenn im Leben des einzelnen Menschen diese 
Enthaltung nicht so streng wie die von der sinnlichen Liebe 
durchgeführt werden konnte^ so geht der Unterschied nur 
aus der verschiedenen Wirkung, nicht aus einer verschie- 
denen Würdigung der Sache selbst hervor, indem an der 
Keuschheit ein Mensch nicht so leicht stirbt wie am Fasten, 
auch die Enthaltung selbst einer grösseren Zahl von Men- 
schen, von der Betheiligung an der Fortpflanzung der 
Menschheit dem Fortbestande dieser letzteren noch nicht 
gefahrlich wird. Der Unterschied in der Strenge der 
Durchführung ist eine Akkomodation, welche dem religiösen 
Prinzipe keinen Eintrag thut. Dieses Prinzip ist hier die 
Werthlosigkeit des ganzen leiblichen Lebens und der Welt 
überhaupt, die Verachtung aller weltlichen Zwecke und 
damit der weltlichen Moral. Es handelt sich dabei über- 
haupt nicht um die Moral, sondern um religiöse Symbolik 
und Mystik, welche etwas davon verschiedenes ist, und, 
wie die Geschichte lehrt, sogar sehr unmoralisch sein kann. 
Der Stat als suveräne Zweckgemeinschaft kann mit einer 
Lebensführung nichts gemein haben, welche von der Lehre 
ausgeht dass der Lihalt aller weltlichen Zwecke werthlos 
und nichtig sei. Der Cölibat ist eine statsfeindliche In- 
stitution, und der Stat welcher derselben seinen Schutz und 
seine Stütze leiht, betreibt eine unpolitische Politik. 

Bis hierher haben wir uns mit der Politik des Gc- 
schlechtsverhältnisses nach der Seite seiner subjektiven 
Natur und Sittlichkeit beschäftigt. Wir müssen nun die 
objektiven Formen einer Würdigung unterziehen in welchen 
es im gesellschaftlichen Leben auftreten kann und wirklich 
auftritt. 

Zunächst stellt sich uns das vorübergehende und 
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wechselnde Oattenverhältniss dar^ dessen Gegensatz die 
Verbindung für das Leben ist. Dazwischen liegen Verhält- 
nisse von verschiedener Dauer und Festigkeit. Hinzu 
kommen sodann ; bei dauerndem Verhältnisse^ die auf der 
Zahl der betheiligten Individuen beruhenden verschiedenen 
Gestaltungen, wonach wir Monogamie, Polygamie und inner- 
halb letzterer Polygynie und Polyandrie zu unterscheiden 
haben. Diese Formen und Gestaltungen kommen im Thier- 
reiche gebunden an die Lebensart und Oekonomie be- 
stimmter Arten vor, ohne dass dieses Vorkommen durch 
eine, Rangordnung der sich in diesen Sitten unterschei- 
denden Organismen bedingt sei. Der Bienenstat, in welchem 
sich ein hoher Grad von Intelligenz offenbart, ist auf Poly- 
andrie gegründet. Heerdenvögel, wie die Hühner, leben 
polygynisch, während nahe verwandte Arten, wie die Tauben, 
monogamische Verbindungen eingehen und diesen minde- 
stens so treu sind wie die Menschen. Dass die unter dem 
Namen der ins^arables bekannten kleinen Papagayen die 
eheliche Treue bis zum Tode beobachten,* ist keine Fabel, 
auch nicht dass sie zuweilen die Untreue des Gatten nicht 
überleben. Die Menschen also können sich als Richtschnur 
weder auf die Natürlichkeit der gemeineren noch auf den 
idealen Vorzug der edleren Formen des Geschlechtsverhält- 
nisses berufen, weil die einen wie die anderen im Thier- 
reiche wie in der Menschenwelt zu Hause sind. Der Adel 
des menschlichen Geschlechtsverhältnisses beruht, wie wir 
weiter oben ausgeführt haben, auf der geschlechtlichen Ehre, 
welche auch in vorübergehenden und wechselnden Ver- 
bindungen unangetastet sein, in dauernden aber fehlen kann. 
Verbindungen der ersten Art sind wegen des Mangels der 
Beständigkeit noch nicht Prostitution, während dauernde 
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Verhältnisse sehr wohl eine fortgesetzte Prostitution sein 
können. Die innere Moral des Verhältnisses ist sowenig 
mit Nothwendigkeit an seine Beständigkeit; wie an die 
Formen gebunden welche es mit der relativen Zahl der 
darin betheiligten Personen annimmt ^ und an alle diese 
äusseren Umstände so wenig wie an die gesellschaftliche 
Sanktion durch den Stat und die Kirche, obschon es schwer 
ist bei ausgesprochener Unbeständigkeit und der polygyni- 
schen oder polyandrischen Theilhaberschaft die Wahrschein- 
lichkeit eines edleren Verhältnisses' vorauszusetzen. Diese 
äusseren Formen sind' nach ihrer Bedeutung für ein natio- 
nales Zwecksystem und die dem entsprechende gesellschaft- 
liche Ordnung zu beurtheilen. Stellt sich das Uitheil dabei 
auf den Standpunkt objektiver Sittlichkeit, so kommt ihr 
innerer moralischer Werth darum nicht minder in Betracht, 
da es sich in der gesellschaftlichen Ordnung nicht nur um 
den technischen Zusammenhang zweckmässig verbundener 
Theile sondern auch um die Qualität der Zwecke und das 
subjektive Verhalten der Menschen zu denselben handeln 
musB. Was unmoralisch ist, kann für die Gesellschaft in 
Wahrheit nicht zweckmässig sein. Politische Institutionen 
welchen nach dem Bewusstsein der Zeit die innere Moral 
fehlt, können nur aus. einem Irrthum der Politik hervor- 
gehen. 

Es ist, wie wir zu Eingang dieses Kapitels gezeigt 
haben, die Wichtigkeit des innerhalb der Nation vor sich 
gehenden genealogischen Prozesses für die suveräne Zweck- 
gemeinschaft, durch welche die Politik in ihrer Beschäfti- 
gung mit dem Geschlechtsverhältnisse bestimmt und geleitet 
wird. Handelt es sich dabei vorwärts gesehen um die 
Fortpflanzung, so knüpft sich rückwärts gesehen das poli- 
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tische Interesse an die Abstammung. Das Band der genea- 
logischen Kontinuität ist dabei die Vererbung, — die natür- 
liche angeborner Eigenschaften, zu denen immer und un- 
bedingt wenigstens die Keime in den Erzeugern gelegen 
haben müssen, — die politische in der Uebertragung dö& 
Vermögens, in besonderen Fällen des Banges und Standes, 
unter ausgebildeten gesellschaftlichen Verhältnissen des 
Familiennamens, welcher in minder ausgebildeten wenig- 
stens durch ein Patronymikum ersetzt wird. Der atomi- 
stische Radikalismus welcher durch den absoluten Indivi- 
dualismus hindurch den Weg zum Kommunismus sucht, 
müsste, um jedes genealogische Bewusstsein zu zerstören, 
von der Abschaffung der Familiennamen ausgehen, eine 
Eonsequenz jedoch zu der sich selbst die französische Be- 
volution nicht erhoben hat. Es ist also eigentlich, ganz 
praktisch gesprochen, die Familie und das Erbrecht, um die 
es sich in der Politik des Geschlechtsverhältnisses handelt. 
Wir werden auf beide im folgenden Kapitel ausführlicher 
zu sprechen kommen. Hier haben wir es mit ihnen nur 
in Bezug auf ihre Begründung im Geschlechtsverhältnisse 
und dessen äusseren Formen zu thun. 

Das Bedürfiiiss erblich fortlaufender Familienverbände 
mit Vererbung des Vermögens in der Verwandtschaft treibt 
den Stat, dem Geschlechtsverhältnisse die Form rechtlich 
geordneter Ehe zu geben. 

Wenn man unter Ehe jedes dauernde Zusammenleben 
von Gatten versteht, so muss man natürliche und gesetz- 
liche Ehe unterscheiden. Ersterer fehlt die an bestimmte 
Bechtserfordernisse gebundene gesetzliche Anerkennung, 
durch welche das Verhältniss den Schutz des States und 
die daraus entspringende Nachkommenschaft die Bechte 
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genealogischer Legitimität erwirbt. Bei der Wichtigkeit 
dieser Rechtsfolgen^ für die Gatten wie für die Kinder und 
für. die Gesellschaft; liegt in der Unterlassung einer gesetz- 
lichen Eheschliessung bei dauernder Geschlechtsverbindung 
ein Vergehen gegen die politische Ordnung welches durch 
keinen idealen Gehalt des Verhältnisses und durch keine 
thatsächliche Gattentreue gut gemacht wird. Schwierig- 
keiten der Eheschliessung durch Hindernisse denen keine 
natürliche oder sittliche Berechtigung zukommt oder die 
auf unglücklichen Zufälligkeiten beruhen^ mögen^ wenn dem 
Verhältnisse die innere Würde edler Neigung nicht abgeht^ 
dasselbe entschuldigen und eine nachsichtige Beurtheilung 
begründen, und wenn der Stat durch unzweckmässige Ge- 
setze die Schuld an der Häufigkeit solcher Verbindungen 
trägt, muss er darin die Aufforderung finden diese Gesetze 
zu verbessern. Immer aber bleibt das Verhältniss ein Uebel- 
stand dessen Natur im allgemeinen durch die Bezeichnung 
als wilde Ehe nicht unrichtig ausgedrückt ist, und es ist 
wohlbegründet dass der Stat ihm entgegentritt. In einigen 
spanisch-amerikanischen Ländern hat es die Geistlichkeit 
zu verantworten dass ein grosser Theil der ärmeren Be- 
völkerung in wilder Ehe lebt; aber der Stat ist wiederum 
für ein Verhalten der Kirche verantwortlich, welches er 
nicht dulden sollte und gegen welches die Zivilehe ein aus- 
reichendes Hil&mittel ist. 

Die von der Kirche unabhängige statliche Ehe- 
schliessung ist mit der Ausbildung des politischen Lebens 
und dem vollen Bewusstsein des States zu einem allge- 
meinen Bedürfnisse geworden und wird zur allgemeinen 
Einrichtung werden. Damit ist jedoch keinesweges denen 
Unrecht gegeben welche die Beibehaltung kirchlicher Weihe 

Froebel, Politik. 9 
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als freie Ehrensache für wünschenswerth halten. Die Kirche 
ist und bleibt der wenn auch oft sehr schlechte Verwalter 
der idealen Interessen der Menschheit ^ und der ideale Ge- 
halt des GeschlechtsverhältnisseSy welcher für die steigende 
Entwickelung der Menschheit von so entscheidender Be- 
deutung ist, bedingt eine ganz wesentliche Beziehung der 
Ehe zu den Idealsystemen welche wir Religionen und zu 
den Idealgemeinschaften welche wir Kirchen nennen. Die 
politische Eheschliessung hat eine realistisch-praktische^ die 
kirchliche Weihe eine idealistisch-symbolische Bedeutung, 
so dass die eine der beiden Handlungen die andere ergänzt. 
Da aber die Eheschliessung überhaupt ein realistisch-prak- 
tischer Akt ist, kann sie selbst nicht eine kirchliche Hand- 
lung sein. Sie ist ihrer Natur nach ein politischer Vor- 
gang, auf jlessen idealen Gehalt der Stat nur so weit Bück- 
sicht zu nehmen vermag, als er im Stande ist in der 
Gesetzgebung die Freiheit des Entschlusses in Schutz zu 
nehmen. Daraus geht hervor dass das Interesse des States 
an der Ehe sich unabhängig von ihren Beziehungen zur 
Religion zu befriedigen hat, obschon es diesem Interesse 
entspricht dass jene Beziehungen im Bewusstsein erhalten 
werden. Zugleich ergibt sich dass der Idee entsprechend 
die politische Eheschliessung obligatorisch, die religiöse 
Weihe dem freien Willen überlassen sein muss, sowie auch 
dass jene dieser vorauszugehen hat, weil diese das Dasein 
jener voraussetzt. Es ist entweder eine unlogische Ver- 
kehrung des Verhältnisses selbst oder eine Anmassung der 
Kirche wenn die Zeitfolge umgekehrt wird. 

Zu den Zwecken der formellen Eheschliessung gehört 
die Beständigkeit des Verhältnisses, welches der Idee nach 
nur der Tod lösen soll. Die Gesellschaft hat daran ein 
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hohes und vielfaches Interesse; — ein Interesse realer und 
idealer Natur. Der Zweck kann jedoch kein absoluter 
sein, und dies wiederum aus Gründen welche realer und 
idealer Natur zugleich sind. Die Moral der geschlecht- 
lichen Gemeinschaft liegt in der inneren Freiheit des ge- 
schlechtlichen Gefühles. Es mag einem Ideale entsprechen 
dass dieses Gefühl in beiden betheiligten Personen ein 
dauerndes und beständiges sei ; seine Dauer und Beständige 
keit lässt sich aber weder äusserlich erzwingen^ noch hängt 
sie vom freien Willen ab, welcher nur für die Begehung 
äusserer Handlungen geschlechtlicher Untreue verantwort- 
lich gemacht werden kann. Und doch liegt die Moralität 
des Verhältnisses; das heisst die innere Freiheit des ge- 
schlechtlichen Gefühles, als wesentliche Bedingung kultur- 
gemässer Fortpflanzung, auch im Interesse der Gesellschaft 
und des States. Die Gesetzgebung hat es hier, wie in vielen 
anderen Dingen, mit einem Gegensatze zwischen subjektiver 
und objektiver Sittlichkeit zu thun, in dessen Vermittelung 
sie den Ansprüchen beider gerecht zu werden suchen muss. 
Es fragt sich wie und wie weit das möglich ist. 

„Die Leidenschaft flieht, die Liebe muss bleiben^^ ist 
ein Ausspruch welcher eine sittliche Wahrheit enthält, aber 
diese muss erst herausgeschält werden. Zunächst ist zu 
bemerken dass die. Liebe sich so wenig zum Bleiben kom- 
mandiren lässt wie die Leidenschaft; sodann dass die hoch- 
gesteigerte Geschlechtsliebe eben eine Leidenschaft im aus- 
gezeichnetsten Sinne des Wortes ist Der Dichter hat ohne 
Zweifel sagen wollen: die leidenschaftliche Form der Ge- 
schlechtsliebe kann nicht dauern, sie soll aber, wenn die 
Dinge den rechten Weg nehmen, in eine ruhigere Form 
der Zuneigung übergehen, welche Dauer verspricht. Die 
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Sprache bietet uns kein hinreichendes Mittel dar der nor- 
malen Entwickelang des Geschlechtsverhältnisses für ein 
Menschenpar mit unzweideutigem Ausdrucke zu folgen. 
Wenn wir die ruhigere Zuneigung auch in diesem Verhält- 
nisse Freundschaft; die leidenschaftliche aber Liebe nennen, 
so wird das wohl auch nicht ohne Einwendungen geschehen. 
Dass jedoch der Begriff der Liebe nicht auf das geschlecht- 
liche Gebiet beschränkt ist^ bedarf nur der Erinnerung an 
das Gebot Gott und alle Menschen zu lieben. Wenn wir 
aber von zwei Menschen verschiedenen Geschlechts sagen 
dass sie sich lieben^ so wird darunter selbstverständlich eine 
geschlechtliche Zuneigung verstanden. Bei dem Begriffe 
der Freundschaft ist dagegen die Beziehung auf das Ge- 
schlechtsverhältniss ganz ausgeschlossen oder wenigstens 
völlig zurückgedrängt. Demungeachtet — wie es eine Liebe 
gibt die nicht geschlechtlich ist, so gibt es eine Freund- 
schaft welche einen geschlechtlichen Charakter hat Beide 
— Liebe und Freundschaft — können geschlechtlicher und 
ungeschlechtlicher Natur sein^ und es wird nicht falsch 
sein ausdrücklich von Geschlechtsliebe und Geschlechts- 
^ freundschaft zu sprechen, von denen die zweite das dauern- 
dere Verhältniss ist. — Besteht aber ihr Unterschied in 
nichts anderem als dem Grade der Lebendigkeit der Zu- 
neigung mit welchem die Dauer in umgekehrtem Verhältniss 
zu stehen scheint? — oder hat dieser Unterschied eine 
tiefere Begründung und eine weiter reichende sittliche 
Bedeutung? — Wir berühren hier man möchte sagen 
einen Nervenknoten des kulturhistorischen Entwickelungs- 
prozesses. 

In der Liebe zweier Menschen zu einander — ganz im 
allgemeinen und ohne die besondere Beziehung auf das 
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Gescblechtsverhältniss — ist der eine das theoretische Ideal 
des anderen. Das ist so wahr dass man überhaupt unter 
Ideal ein Objekt der Liebe und unter Liebe das subjektive 
Verbalten zum Ideale verstehen muss. In der Freundschaft 
dagegen sind zwei Menschen durch die Gemeinschaft ihrer 
praktischen Ideale, also ihrer höchsten Lebenszwecke^ ver- 
bunden. Das ist der prinzipielle Unterschied zwischen 
Liebe und Freundschaft, ein Unterschied welcher sich bei 
jeder genauen Prüfqng des einzelnen Falles bewähren wird. 
Dabei ist aber in Betracht zu ziehen dass beide Verhält- 
nisse sich verbinden können; dass eins das andere ergänzen 
kann und häufig ergänzt ; dass ebensowohl die Freundschaft 
der Weg zur Liebe wie die Liebe der Weg zur Freund- 
schaft sein kann, und dass dieser letzte Weg gerade der 
ist welchen die Natur im Geschlechtsverhältnisse vorge- 
zeichnet hat. Dass der eine Mensch im theoretischen Sinne 
ein Ideal des anderen ist, muss, da die Wirklichkeit dem 
Ideale niemals genügen kann, auf einer Illusion beruhen. 
Aber diese Illusion, mit welcher der eine Theil seine er- 
höhte Vorstelluüg vom Wesen des anderen in dieses Wesen 
verlegt, wird in der geistigen Zeugung welche mit jeder 
physischen verbunden ist, zur hauptsächlichsten Quelle der 
Veredelung des Menschengeschlechtes, während ihr Mangel 
eine Ursache des Rückfalles in die Gemeinheit ist. Die 
Phantasie übt in dem Vorgange ihre schöpferische Macht 
aus. Nachdem die Illusion ihren Kulturzweck erfüllt hat, 
kann sie schwinden. Sie hat aber zwei Menschen zu- 
sammengeführt welche, wie jedes Menschenpar sollte, in 
dem allgemeinen Verlaufe fortschreitender Individualisa- 
tionen eine Funktion verrichtet. In diesen zwei Menschen 
tritt die entstehende Gemeinsamkeit praktischer Ideale des 
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Familienlebens und der erziehenden Pflege einer nach- 
kommenden Generation an die Stelle der schwindenden 
Illusion in der Gegenseitigkeit theoretischer Idealisirung^ — 
die Freundschaft, mit anderen Worten, tritt im Geschlechts- 
verhältniss allmälig, wie nach und nach die Gemeinsamkeit 
des praktischen über die Gegenseitigkeit des theoretischen 
Idealismus die Oberhand gewinnt^ natur- und kulturgemäss 
an die Stelle der Liebe. 

Das ist die normale Eutwickelungsgeschichte jedes 
edleren ehelichen Verhältnisses, deren psychologischer Ver- 
lauf den tiefen Sinn der Schiller'schen Worte bildet. Ist 
eine Ehe eines solchen Verlaufes nicht fähig, sei es dass 
ihr der ideale Ausgangspunkt oder die reale Fortfiihrung 
abgeht, so muss sie sich entweder auf ihrem niederen sitt- 
lichen Boden fortsetzen, oder sich wieder auflösen. Jeden- 
falls aber ist durch die Nachweisung des normalen psycho- 
logischen Vorganges die Natur des Irrthums klar welcher 
in der blinden Leidenschaft das eigentliche Moralprinzip 
des Geschlechtsverhältnisses erkennen zu müssen glaubt; 
und dieser das Recht zuspricht sich über alle aus dem ge- 
sellschaftlichen und politischen Leben hervorgegangenen 
Schranken hinwegzusetzen, — ein Irrthum welcher das viel 
behandelte Thema zahlloser bedeutender und unbedeutender 
Schriftsteller gewesen ist und in unserer Zeit einen fast 
dogmatischen und sehr anspruchsvollen Charakter ange- 
nommen hat. Dieser Irrthum begreift sich als theoretischer 
und praktischer Gegensatz gegen die stumpfsinnige Ver- 
kennung und ehrlose Nichtachtung der Wahrheit dass die 
Moral des Geschlechtsverhältnisses auf der Unversehrtheit 
des inneren Gefühles beruht welches keinen Zwang duldet, 
— eine Wahrheit aus welcher nur nicht folgt dass dieses 
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Gefühl gerade als rücksichtslose Leidenschaft allein Werth 
und Berechtigung habe. Die geschlechtliche Moral — das 
ist fiir die Gesellschaft und den Stat das Wesentliche — 
begründet nur das Recht der Zurückweisung einer das 
Gefühl verletzenden Zumuthung, nicht aber das Recht rück- 
sichtsloser Befriedigung. Sind die Zwangsehe und Kon- 
venienzehe unmoralische Verhältnisse, so ist damit weder 
der Ehebruch noch die Zügellosigkeit geschlechtlicher 
Leidenschaft überhaupt moralisirt. 

Alle gesetzlichen Bestimmungen welche irgend einer 
Macht das Recht geben zu einer Ehe zu zwingen, sind, als 
der Moralität des Verhältnisses widersprechend, verwerflich. 
Daraus folgt aber nicht dass jede erwiederte geschlecht- 
liche Neigung das Recht zum Eingehen einer Ehe be- 
gründet. Der subjektive Beweggrund kann, so untadelhaft 
er sein mag, von vielfachen objektiven Gegengründen über- 
wogen werden, welche, sofern sie aus dem öffentlichen In- 
teresse entspringen, sich als gesetzliche Ehehindernisse 
geltend machen. Es ist eine Aufgabe der Politik diese wohl 
abzuwägen. Die Geschlechtsverbindung zwischen zu nahen 
Blutsverwandten ist kulturwidrig und naturwidrig zugleich ; 
es ist also begründet dass die Ehe zwischen solchen nicht 
erlaubt ist. Die Vorschrift standesmässiger Ehe als Be- 
dingung standesmässigen Ranges und standesmässiger Nach- 
kommenschaft ist, da sie kein unbedingtes Verbot der 
standeswidrigen Ehe enthält, nur als Eheerschwerung, nicht 
als Ehehinderniss zu betrachten. Aber die Beschränkung 
der Ehe auf Standesgenossen als Bedingung der Behauptung 
gesellschaftlicher oder politischer Rechte des Mannes und 
seiner Nachkommenschaft hat die nachtheilige Wirkung eine 
besondere Rasse in der Nation hervorzubringen, in welcher 
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sich ohne Zweifel eine Zeit lang gewisse Vorzüge der Ge- 
burt und der Erziehung erhalten und fortpflanzen mögen, 
welche aber um so früher degeneriren muss, je enger der 
Kreis gezogen in welchen das Connubium eingeschlossen 
ist. Eine kleine Zahl dynastischer Familien kann die Vor- 
schrift der Ebenbürtigkeit nicht auf die Dauer behaupten 
ohne sich physisch und geistig zu schwächen , und damit 
eine Institution zu untergraben zu deren Sicherung die 
Vorschrift hat dienen sollen. Und die Erhaltung des Prin- 
cipes wird um so schwieriger und um so bedenklicher 
werden, je mehr in Folge der in unserer Zeit fortschrei- 
tenden Grossstatenbildung die Zahl suveräner Familien zu 
sammenschmilzt. 

Im allgemeinen ist es eine Aufgabe der Gesetzgebung 
die Freiheit der Eheschliessung in Schutz zu nehmen und 
keine kulturwidrigen oder zwecklosen Ehehindernisse und 
Eheerschwerungen aufzustellen oder bestehen zu lassen ; und 
soweit sie Gelegenheit hat auf die Gestaltung des Ge- 
schlechtsverhältnisses einzuwirken, soll sie, nicht aus Senti- 
mentalität, sondern aus Gründen sittlicher und politischer, 
physischer und geistiger Nützlichkeit, die Ehen aus Neigung 
erleichtem und befördern. 

Da die geschlechtliche Zuneigung so wenig wie ihr 
Gegentheil vom Willen abhängt, und da eine geschlecht- 
liche Verbindung gegen die Neigung vor dem strengen 
sittlichen ürtheil eine freiwillige oder erzwungene Prostitu- 
tion ist, muss das Gesetz die Ehescheidung nicht an zu 
schwere Bedingungen knüpfen, jedenfalls sie möglich 
machen. Auf der anderen Seite jedoch ist nicht zu ver- 
gessen dam, wie wir oben angedeutet haben, das eheliche 
Zusammenleben, wenn nicht von Anfang verfehlt, eine 
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Schale sittlicher Bildung für die Ehegatten ist; — eine 
Schule aus welcher das Entlaufen aus launenhafter oder 
frivoler Unbeständigkeit^ aus der Verstimmung des Augen- 
blickes, aus Widerwillen gegen die Disziplin oder aus An- 
trieb der Selbsttäuschung einer unbeschäftigten Phantasie 
überhaupt nicht, die formelle Entlassung aber nur durch 
ernste, eine Prüfung aushaltende Gründe zu rechtfertigen 
ist. Das Gesetz also darf die Ehescheidung auch nicht so 
leicht machen dass es der Laune, dem Leichtsinne und der 
Unüberlegtheit zu Diensten steht, wie es in gewissen Län- 
dern der Fall ist, wo der Zufall in der gleichen Gesell- 
schaft mehrere geschiedene Frauen desselben Mannes und 
mehrere geschiedene Männer derselben Frau zusammen- 
fuhren kann. 

Damit wären wir bei der nur in die Zeitfolge ver- 
legten Polygynie und Polyandrie angekommen. Diese 
beiden Formen polygamischer Geschlechtsverbindung haben 
ftir die Gesellschaft im Bereiche der Herrschaft christlicher 
Civilisation nur eine sekundäre Bedeutung. Von dieser 
Civilisation selbst sind sie ausgeschlossen. Die Polyandrie 
kann höchstens mit der englischen Rechtspflege in einigen 
Provinzen des indisch -britischen Reiches in Berührung 
kommen. Die polygynische Gesellschaft der Mormonen ist 
nur eine Anomalie deren Beseitigung eine Frage der Zeit 
ist, obschon J. St. Mill, dessen theoretischen Thorheiten 
der Politiker auf vielen Wegen begegnet, den Heiligen der 
letzten Tage im Namen der Freiheit ganz im allgemeinen 
das Recht der Polygamie vindizirt hat. Aber einige dreissig 
Millionen Mohammedaner leben in Indien unter britischer 
Herrschaft, die sich im Verhältniss zu ihnen wie zu den 
Hindus mit der Polygamie hat verständigen müssen. Näher 
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steht uns das politische Problem, die Polygamie der Türken 
mit der Forderung eines gemeinsamen Rechtssystemes für 
alle Unterthanen des türkischen Reiches in Einklang zu 
bringen, — einer Forderung welche durch ihren Unver- 
stand nicht ihre praktische Bedeutung verliert. Die Auf- 
nahme von zwei Millionen Arabern und Berbern in das 
französische Bürgerrecht, wovon neuerdings in Algier ernst- 
lich die Rede gewesen ist, würde der französischen Gesetz- 
gebung für das Eherecht, Familienrecht und Erbrecht eine 
interessante und sicherlich nicht leichte Aufgabe stellen. 
Die roheren Formen ehelicher Verbindungen treten uns 
also immerhin nahe genug um eine etwas nähere Betrach- 
tung zu verdienen. 

Eine polygamische Ehe setzt sich aus mehreren mono- 
gamischen zusammen, in deren jeder einzelnen der eine 
Mann mit jeder seiner Frauen oder die eine Frau mit 
jedem ihrer Männer lebt. Um ein solches zusammen- 
gesetzte Verhältniss rechtlich durchzubilden, wäre eine Art 
von Interconnubialrecht noth wendig, unter dessen allge- 
meinen Bestimmungen die einzelnen Partikularehen mit 
dem Monoander oder der Monogyne abzuschliessen wären, 
wobei Separatverträgen ein geeigneter Spielraum gelassen 
sein könnte. Etwas der Art besteht auch in der That im 
polygamischen Eherechte. Wie roh dieses bleiben muss, 
oder wie verzwickt und zugleich cynisch seine Casuistik 
sein müsste wenn es mehr als die allgemeinsten Umrisse 
enthalten sollte, bedarf keiner besonderen Ausführung, so 
wenig wie der unglückliche Einfluss dieser Eherechtssysteme 
auf das Familienrecht und Erbrecht. ^) 

1) Ali, der zweite Schwiegersohn Mohammed's, dreissig Jahre 
jünger als der Prophet, war der Schwiegervater Omar*s, welcher 
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Die Polygynie lässt sich mit verschiedenen Kultur- 
stufen und Eulturzuständen in Einklang setzen^ nur nicht 
mit denen welche wir als die bisher erreichten höchsten 
und edelsten erkennen müssen, und sie nimmt danach einen 
verschiedenen Charakter an. Bei Negervölkern sehen wir 
die einzelnen Frauen des Mannes in getrennten Hütten ihre 
vollständig gesonderten Haushalte fuhren, während die 
Ueppigkeit asiatischer und afrikanischer Haustyrannen 
ihren vereinten Frauenstand im Harem verschliesst , die 
muckerische Spekulation der Mormonen ihn nach wirth- 
schaftlichen Bedürfnissen zusammensetzt und ihm eine durch 
Nützlichkeitsgründe bedingte Freiheit gestattet. Dass in 
der Blüthezeit arabischer Kultur ein hoher Grad der Bil- 
dung — ja der höchste seiner Zeit — und auch eine grosse 
Achtung des 'weiblichen Geschlechtes sich mit der Poly- 
gamie vertragen hat, ist bekannt; aber diese historische 
Thatsache könnte leicht zu einem falschen Schlüsse ver- 
leiten. Der Rückgang des mohammedanischen Lebens, wie 
in unseren Tagen das zweifelhafte Schicksal des türkischen 
Reiches, ist zum grossen Theile eine Folge der Polygamie, 
deren entnervende und demoralisirende Haremswirthschaft 
mit allen ihren Nebenwirkungen die höheren Klassen im 
innersten Lebenskerne verdorben und dem State für sein 
Beamtenpersonal nur die Wahl zwischen verfeinerten 
Schwächlingen und rohen Emporkömmlingen offen gelassen 
hat, während die nämHche Wirthschaft den Einfluss des 
weiblichen Geschlechtes auf die Statsangelegenheiten nicht 



letztere Mohammed's Schwiegervater, aber dabei achtzehn Jahre 
jünger war als Mohammed. A. v. Kremer, Ideen des Islam's, 315, 
316. Das sind mustergiltige polygamische Familienverhältnisse. Für 
uns sind sie ekelhaft. 
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abschneidet sondern auf das Gebiet gemeiner und stupider^ 
aber darum nicht minder tief eingreifender Intriguen ver- 
weist. So rächt sich die Erniedrigung des weiblichen Ge- 
schlechtes^ welche aus der Polygamie immer folgen muss, 
durch die Verderbniss des männlichen, durch die Unmöglich- 
keit eines edlen Familienlebens^ und durch einen unglück- 
lichen Einfluss auf das öffentliche Leben, — im Zusammen- 
hange von allem dem durch den Verfall des States. Die 
Wortführer der jungtürkischen Partei, welche die Reform 
des Reiches aus dem eignen Wesen der türkischen Na- 
tionalität und islamitischen Bildung zu ihrem Programme 
hat, haben die mohamedanische Vielweiberei auf dem 
dunklen Grunde der Prostitution christlicher Länder zu 
glorifiziren versucht, welche sie als eine natürliche und 
nothwendige Folge der Monogamie darzustellen sich bemüht 
haben. Der Versuch erinnert durch die plumpe Ungeschick- 
lichkeit seiner Sophistik, wie durch die kritischen Umstände 
welche dazu aufgefordert haben, an das vor dem nord- 
amerikanischen Bürgerkriege aufgetretene Bemühen der 
Sklavenhalterphilosophie, die Sklaverei im Vergleiche mit 
dem Proletariate der freien Arbeit zu einer moralischen 
Wohlthat und zu einem nachahmenswerthen Systeme zu 
machen. Die jungtürkischen Moralphilosophen haben nicht 
an die Laster gedacht vor denen die Polygamie sie nicht 
bewahrt, und haben übersehen dass eine in ihrer Verwerf- 
lichkeit erkannte geschlechtliche Immoralität immerhin besser 
ist als die nämliche Immoralität für untadelhaft erklärt^ 
und zu einer nationalen Institution erhoben die dem ganzen 
Leben ihren entehrenden Stempel aufdrückt. 

Kulturhistorisch scheint die Vielweiberei eine Aufgabe 
in der Entstehung der Rassen und Stämme gehabt zu haben^ 
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deren Heerdenleben dem State vorausgegangen ist Für 
den höher ausgebildeten Stat unserer Tage hat sie nur noch 
den Charakter eines Ueberrestes aus wenn nicht prähistori- 
scher so doch präpolitischer Zeit. Dass sie in höhere Eultur- 
formen mit übergegangen ist^ beweist nichts zu ihren Gun- 
sten; es gilt das auch von anderen fehlerhaften und un- 
günstig wirkenden Sitten und Einrichtungen. Sie hat diese 
Kulturformen entweder zurückgehalten oder vernichten 
helfen. Die Zeit ihrer Bedeutung für die Entwickelung 
der Menschheit ist vorüber, auch wenn sie sich an zurück- 
gebUebenen und zurückbleibenden Seitenzweigen des grossen 
biologischen Stammbaumes noch lange erhalten sollte. 

Hat die polygynische Form der Polygamie auf dem 
verdorbenen Boden männlicher Ueppigkeit gewuchert; so 
ist die Polyandrie in ihrem Ursprünge eine Folge ge- 
schlechtlicher Noth oder ein Auskunftsmittel brutaler Spar- 
samkeit. Wir finden sie bei den Bewohnern von Gebirgs- 
ländern mit unzureichenden Ernährungsmitteln; welche aus 
Oekonomie auf die Ermordung eines Theiles der weiblichen 
Nachkommenschaft verfallen sind, während die Schonung 
der männlichen durch das Bedürihiss der Landesvertheidi- 
gung geboten blieb; oder welche aus diesem oder einem 
anderen Grunde sich daran gewöhnten einen Theil ihrer 
weiblichen Jugend ausser Landes zu verkaufen; — wir 
finden sie bei ansässigen Völkern diC; wie in Kordafrika 
und Hochasien; von nomadischen Räuberhorden ihrer Weiber 
und Töchter beraubt wurden, — kurz in Zuständen in 
welchen die ungenügende Zahl der Frauen Veranlassung 
wurde dass je eine Mehrzahl von Männern sich mit einer 
gemeinsamen Frau begnügen lernte und dieser Zustand sich 
zu einer gesellschafdichen Einrichtung .gestaltete. Nicht die 
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Ueppigkeit der Frau welche mehrere Männer hat, sondern 
die Bedürftigkeit des Mannes welcher keine Frau für sich 
allein haben kann, ist der Zustand der polyandrischen Ge- 
sellschaft, — ein Zustand in welchem die scheinbar im 
Werthe steigende Frau sittlich noch tiefer gestellt ist als in. 
der Polygynie. Die Polyandrie mit ihrer aller geschlecht- 
liche Ehre baren Berechnung, mit der Herabwürdigung der 
Frau zu einem blossen Familienstück, mit der niedrigen 
Gesinnung und rohen Gefühlsweise der Männer, mit der 
dadurch bedingten Ausschliessung genealogischer Tradition 
und Ordnung, ist eine gesellschaftliche Missbildung, welche 
für uns als solche nur ein belehrendes Interesse hat. 

Das religiöse und sozialistische Sektenwesen hat es zu 
Stande gebracht, Geschlechtsgenossenschaften zu gründen 
in welchen der Grundsatz unbeschränkter Freiheit des ge- 
schlechtlichen Verkehres oder auch beliebiger Separatehen 
ohne objektiv bindende Verpflichtungen zur Geltung ge- 
bracht worden ist. Wenn solche Vereine ihr Heiligthum 
missverstandener Freiheit gegen die profane Welt ab- 
schliessen, so ist es weil sie sicher sind von derselben ver- 
urtheilt zu werden. Es wäre jedoch voreilig, und in be- 
stimmten Fällen ungerecht, vorauszusetzen dass der gute 
Glaube an die sittUche Untadelhafdgkeit und Vorzüglichkeit 
eines nach diesem Grundsatze geführten Lebens nicht vor- 
handen sein könne. Thatsächlich ist es in bekannten Fällen 
die ehrliche Ueberzeugung der zu solchem Vereine ver- 
bundenen Menschen gewesen dass die Welt ihrem Beispiele 
folgen müsse, welchem sie das Verdienst höherer und reinerer 
Sitthchkeit zugeschrieben haben. Zu bedenken dass, um 
ihr gesellschaftliches Ideal über den engen Kreis einer durch 
besondere Kulturverhältnisse zusammengeführten Sekte 
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hinaus zu verwirklichen; alle Frauen für alle Männer und 
alle Männer fiir alle Frauen den gleichen geschlechtlichen 
Werth und Reiz haben müssten^ so dass keine Ursachen 
der Nebenbuhlerschaft beständen^ scheinen diese Menschen 
keine Veranlassung geftinden zu haben. 

Im Gegensatze zu der theoretischen und praktischen 
Verirrung geschlechtlicher Anarchie wie zu den polygami- 
schen Verhältnissen der Polygynie und Polyandrie muss 
die monogomische Ehe als die edelste und darum schlecht- 
hin als die kulturgemässe Form des Geschlechtsverhält- 
nisses erkannt werden. Dem Wesen dieser Ehe entspricht 
die Dauer für das Leben. Eine kulturwidrige Entartung 
derselben soll soviel wie möglich verhütet werden, und, 
wenn sie besteht, die Auflösung zur Folge haben können 
oder müssen. Das ist die Summe der politischen Weisheit 
in Bezug auf das Geschlechtsverhältniss , zu deren An- 
wendung in der Gesetzgebung und Rechtspflege die leiten- 
den Gedanken aus den Betrachtungen und Erwägungen 
dieses Kapitels hervorgehen. 



Achtes Kapitel. 



Die Sozialpolitik, Schluss. — Die Familie und die Vererbung. Der 
Familienname. Notable Familien und Familientradition. Das genea- 
logische Bewusstsein, ein wesentlicher Bestandtheil des menschlichen 
Selbstbewusstseins. Sprünge in der Entstehung historischer Charak- 
tere. Rechte und Pflichten der Vererbung. Die Adoption und das 
Vermächtniss. Die Blutsverwandtschaft und die Verschwägerung. 
Gesellschaftliche Klassen und Stände als Folge der Familienkontinui- 
tät. Bangordnung der Beschäftigungen, Berufe und Leistungen und 
daraus folgende Klassifikation. Aufsteigende und absteigende Perio- 
den der Familiennotabilität. Abgänge und Neubildungen. Klassen 
und Stände als politische Institution. Rassen, Klassen und Blicke 
in die Zukunft des gesellschaftlichen Organismus. Die Zweckmässig- 
keit erblicher Standesunterschiede nach Umständen zu beurtheilen. 



Im vorigen Kapitel hat sich ergeben dass die genea- 
logische Tradition in der fortschreitenden Ueberlieferung 
der sich summirenden leiblichen und geistigen, moraUschen 
und wirthschaftlichen Errungenschaften des Kulturprozesses 
von einer Generation auf die nachfolgende der Zweck ist 
welchen die Politik in der gesetzlichen Gestaltung des Ge- 
schlechtsverkehres , also in der Ehe und der Ausbildung 
des Eherechtes im Auge hat. Es ist nicht das rückwärts-, 
sondern das vorwärtsgewendete genealogische Interesse 
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durch welches sie sich darin leiten lässt/o bschon das Wo- 
hin auch hier mit dem Woher im Zusammenhange steht. 
Der hier bezeichnete politische Zweck fuhrt von der Ehe 
weiter auf die Familie als politische Institution. Die Ver- 
pflichtung der Frau den Familiennamen des Mannes an- 
zunehmen und die der ehelichen Kinder den des Vaters zu 
fSihren — überhaupt der Familienname — ist bestimmt den 
genealogischen Zusammenhang im Bewusstsein der Men- 
schen und in der Eenntniss der Gesellschaft und des States 
zu erhalten, soweit überhaupt dieses Bewusstsein und diese 
Eenntniss von öffentlichem Interesse sein kann. Dass der- 
selbe Familienname einen mehrfachen Ursprung haben kann 
~ wie wohl nicht vorauszusetzen ist dass alle Schulze oder 
Müller einen gemeinsamen Stammvater haben, — oder auch 
dass der einheitliche Ursprung eines Familiennamens im 
Dunkel der Unbedeutendheit und der Zeit verloren ge- 
gangen sein mag, — thut unter gewöhnlichen Umständen 
dem politischen Zwecke keinen Abbruch. Soweit für die 
Personen selbst oder für die Welt sich's der Mühe ver- 
lohnt, ist der Familiengeschichte in der Begel nachzu- 
kommen und die Verzweigung eines Stammbaumes zu er- 
kennen. Bei der grossen Ueberzahl der Menschen be- 
schränkt sich das Interesse daran auf naheliegende bürger- 
liche Rechte und Pflichten. Traurig dagegen wäre es wenn 
eine Nation sich nicht einer Minderzahl historisch bedeuten- 
der Familien rühmen könnte, deren Genealogie ein allge- 
meineres und weiter reichendes Interesse hat Es würde 
überhaupt die historische und politische Nullität des Volkes 
beweisen, da nationale Leistungen von historischer Bedeu- 
tung nicht ohne dife Führerschaft hervorragender Persön- 
lichkeiten möglich sind, welche nur ganz ausnahmsweise 

Froebel, Politik. 10 
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nicht die Begründer notabler Familien sein werden, wenn 
nicht sie selbst schon aus solchen hervorgegangen sind. 
Auch in der Geschichte der Bepubliken und der reinsten 
Demokratien sind die Belege dafür zu finden. Wenn in 
gewaltsamen Wendungen des nationalen Lebens Namen 
auftauchen und im Strome der Begebenheiten wieder ver- 
schwinden ohne mehr als die Erinnerung an ein Individuum 
zu hinterlassen, so beweist das nur dass solche Vorgänge 
sich zum traditionellen Verlaufe der Geschichte verhalten 
wie ein Gewitter zum astronomischen Verlaufe und allge- 
meinen klimatischen Charakter der Jahreszeiten. Wie die 
Individuen auf der einen Seite, und wie die Stämme, Ras- 
sen, Völker und Nationen auf der anderen, sind auch die 
Familien nicht von gleichen Eigenschaften , nicht von 
gleicher Bedeutung lür die Geschichte und nicht von 
gleichem Werthe für die Gesellschaft. Die Frage poli- 
tischer Bevorrechtung standesmässig abgeschlossener Fa- 
milien soll hiermit an dieser Stelle nicht berühit sein. £s 
soll hier nur gesagt sein dass es, wie einen natürlichen Per- 
sonenadel, einen natürlichen Völker- und Rassenadel, so 
auch einen natürlichen Familienadel gibt, welcher sich in 
der Gesellschaft thatsächlich geltend macht, das Statsrecht 
mag ihn kennen oder nicht kennen. Er ist eine theils 
natur-, theils kulturhistorische Thatsache, welche weder 
durch Theorien noch durch Gewaltthaten beseitigt werden 
kann. Persönliche Auszeichnung bedarf keiner statsrecht- 
lichen Nachhilfe lun auf die Familie überzugehen ; und nur 
eine natur- und kulturhistorische Thatsache macht sich gel- 
tend, wenn der Stammbaum irgend eines beliebigen Men- 
schen nicht soviel zu bedeuten hat wie der eines Hohen- 
zoUern, Habsburg oder Bonaparte. Seinen Stammbaum 
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und seine Ahnen hat jeder Mensch, und der Fehler dieser 
Ahnen selbst ist es wenn weder die Welt noch er selbst 
etwas von ihnen weiss. Der demokratische Kampf gegen 
Familientradition hat einen Sinn nur wefin auf diese Tra- 
dition falsche oder unhaltbare Ansprüche gegründet werden;, 
ausserdem ist er eine machtlose Empörung gegen das his- 
torische Bewusstsein und die Kultur überhaupt, welche stets 
und auf allen Gebieten des Lebens durch Auszeichnung und 
Unterscheidung foitschreitet. 

Das genealogische Interesse ist einerlei mit dem histo- 
rischen überhaupt; denn was im Verlaufe der Geschichte 
wh'd, das muss auf genealogischen Wege werden, auf wel- 
chem allein menschliche Charaktere, die Grundursachen 
menschlicher Handlungen, entstehen. Was die Menschheit 
von ihrer Entwickelungsgeschichte im Zusammenhange 
weiss, kann kein anderes als genealogisches Wissen sein, 
weil der reale Zusammenhang der Generationen kein an- 
derer als genealogischer sein kann. Mögen Ideen und Ideale 
noch so geistiger Natur sein, sie können nur aus dem Bo- 
den von menschlichen Individuen entspringen und nur auf 
dem Boden von menschlichen Individuen können sie sich 
ausbreiten. Diese Individuen aber müssen erzeugt sein, 
und ihre Erzeugung hat eine Geschichte. Das genea- 
logische Bewusstsein ist also ein wesentlicher Theil des 
menschlichen Selbstbewusstseins, und mit steigender Bildung 
wird es nicht schwächer sondern stärker und allgemeiner, 
wie die Entstehung der Familiennamen beweist, deren Aus- 
bildung den höheren Zivilisationsstufen angehört. Die 
Sprünge in der physischen und geistigen Entwickelungs- 
geschichte des Menschengeschlechtes, in denen die bedeu- 
tendsten Vorgänge sich vollziehen mögen, sind eine in der 

10* 
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ganzen organischen Natur vorkommende Thatsache des 
Deszendenzprozesses , welche hier nichts besonderes enthält 
und dem genealogischen Zusammenhange nicht widerspricht, 
sondern selbst vom höchsten genealogischen Interesse ist, 
da die sprungweisen Fortbildungen so gut wie die allmäli- 
gen zum Gesetze des genealogischen Prozesses gehören* 
Wie wunderbar auch ein genialer Mensch aus dunkler Fa- 
milie entspringen mag: — die Keime seiner Individualität 
und die Grundbestimmungen seiner Entstehung müssen den- 
noch in seinen Erzeugern gelegen haben ^), müssen auf 
diese von den ihrigen gekommen sein ; und den Verlauf des 
biologischen Vorganges zu kennen — so weit wie möglich 
zu erkennen, — welcher zu dem Ergebniss gefuhrt hat, ist 
ein wesentlicher Bestandtheil des genealogisch - historischen 
Interesses, welches das der Selbstkenntniss der Menschheit 
ist. Darum beginnt jede Biographie, habe sie Gutes oder 
Böses zu berichten, zum wenigsten mit den Eltern. 

Eine Ehre für den Vorfahren wie für den Nach- 
kommen, für die Familie wie für die Menschheit ist es, 
wenn der Nachkomme über den Vorfahren emporsteigt. 
Die entgegengesetzte Ansicht beruht auf einer unklaren 
Vermischung verschiedener Vorstellungen. Nicht die Eltern 
können den Kindern, wohl aber die Kinder sollen den 
Eltern Ehre machen. Ansprüche, welche sich ohne eigne 
Verdienste auf die der Vorfahren gründen, hat ein gesun- 



1) Moritz Venetioner in seinem „Allgist^*, S. 149, bekämpft sehr 
unüberlegt diese Auffassung, indem er sie in% eine unnöthige und 
falsche Verbindung brino^t, und er widerspricht sich selbst, indem er 
S. 174 sagt: „Die Sphäre der physischen Erscheinungen des Ge- 
schlechtstriebes umfasst die allerstärksten und höchsten Interessen und 
Zwecke der Menschheit?" — Das sind doch wohl die der Vervoll- 
kommnung auf genealogischem Wege. — 
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der Volksgeist allen Grund zurückzuweisen^ und wenn die 
Demokratie ihren Kampf gegen die Geburtsaristokratie in 
diesem Sinne versteht^ ist derselbe in dieser besonderen 
Beziehung berechtigt. Demungeachtet kann und darf eine 
wohlbegründete Ehre der Vorfahren niemals für werthlos 
gehalten werden. Ihr sehr grosser Werth besteht darin 
dasB sie zur Familienehre wird, und als solche einen Ehren- 
schatz bildet; welchen jeder Nachkomme wahren und mehren 
soll. Die Gründung und Ausbildung eines ehrenhaften^ wo- 
möglich ehrelireichen^ aufwärtsstrebenden und selbstbewuss- 
ten FamiliengeisteS; welcher auf dieser Grundlage sehr wohl 
zu Familienstolz berechtigt, bildet einen zweiten und hoch- 
wichtigen Bestandtheil des genealogischen Interesses. Die 
gebildete Menschheit ist heute darüber aufgeklärt , dass sie 
nicht; wie eine aus Muthlosigkeit entsprungene Umdrehung 
des historischen Bewusstseins uns vorzuspiegeln bemüht gewe- 
sen ist; mit der Reinheit und Vollkommenheit — mit dem na- 
türlichen Adel unseres Geschlechtes begonnen und durch Fall 
und Verfall auf ihre heutige Stufe der Unvollkommenheit 
herabgesunknu; sondern dass ihr heutiger Zustand das Er- 
gebniss einer harten Kulturarbeit von ungezählten Jahr- 
tausenden ist, welche ihren Ausgang von der Thierheit 
genommen. Auf unsere Urahnen können wir alle nicht 
stolz sein, wohl aber immerhin darauf, dass wir ihnen nicht 
mehr gar zu ähnlich sind, wie unangenehm uns auch ge- 
wisse Menschenrassen noch an die Vettern Orang-Utang 
und Gorilla mahnen. Die Menschheit ist ein Parvenü. 
Wen das kränkt, der möge sich mit dem Gedanken trösten 
dass die ganze Welt nichts besseres ist. Um so ruhm- 
voller aber ist jeder Schritt welcher uns aus der Tiefe em- 
porgeleitet hat; um so mehr verdient das Andenken der 
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einzelnen Menschen geehrt zu werden welche für uns den 
Schritt gethan oder denselben unterstützt^ begleitet^ benutzt 
haben. 

In gewissem Masse nun ist allerdings jeder Mensch 
absichtlich oder unabsichtlich, wissend oder nicht wissend, 
an und in der allgemeinen Kulturarbeit betheiligt, indem 
schon sein blosses Leben ^) ein Antheil an dieser Arbeit 
ist. Auch das Moos und Unkraut; welches verfault um 
für höhere und edlere Gewächse den Humus zu bilden, hat 
seine Yeirichtung. So kommt denn auch jeder Mensch 
in der allgemeinen Entwickelung des Menschheitslebens — 
gleichviel mit wie unmerklich kleinem Einflüsse auf den 
allgemeinen Verlauf derselben — in der doppelten Eigen- 
schaft als Epigone und Progone in Betracht. Als jener hat 
er das Lebenswerk seiner Vorfahren weiter zu führen, als 
dieser die Fortführung seines eigenen Lebenswerkes auf 
seine Nachkommen zu übertragen. Indem der Mensch 
durch seine Erzeuger in^s Leben gerufen wird, haben diese 
nicht nur ihren allgemeinen Lebenswillen auf ihn fort- 
gepflanzt, sondern diesen Willen auch in ihm einen seine 
Persönlichkeit ausmachenden bestimmten Inhalt gegeben, 
welcher absichtslos aus unbewussten Gründen wie absichts- 
voll zu bewussten Zwecken sich entwickelt; — und indem 
er selbst seine Nachkommen in's Leben ruft, thut er in Be- 
zug auf sie das nämliche. Für ihn aber ist damit im Ver- 
hältniss zu seinen Vorfahren das Recht gegeben von ihnen 
durch Auferziehung und Vermögenserblassung mit den 
Mitteln zur Vollbringung ihr ihm von ihnen aufgebürdeten 
Lebensaufgabe ausgerüstet zu werden, — im Verhältniss 
zu seinen Nachkommen die Pflicht sie auf gleiche Weise 

1) ,,DaBein ist Pflicht*', läset Götbe Faust sagen. 
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zur VoUbriBgung der ihrigen, welche er ihnen aufgebürdet, 
auszurüsten. 

Wir sind damit auf eine der beiden prinzipiellen 
Grundlagen des Erbrechtes gekommen: — auf den Verlauf 
der Kultur durch Deszendenz und ihre genealogische Kon- 
tinuität. Es gründen sich darauf die Rechte und Pflichten 
der Ererbung und Vererbung in der geraden Linie der Ab- 
stammung, — Rechte und Pflichten welche mit denen der 
Erziehung unter den nämlichen Gesichtspunkt fallen. Die 
neueren Fortschritte der allgemeinen Biologie haben dafür 
in der Deszendenzlehre erst einen festen Standpunkt ge- 
schaffen. Ergänzt wird dieser Theil des Erbrechtes durch 
die logischen Folgen welche sich aus der Lebensgemein- 
schaft von Ehegatten und aus den von früheren Abzwei- 
gungen ausgehenden Familienbanden ergeben , womit ein 
allgemeines Verwandtenerbrecht entsteht. 

Die zweite prinzipielle Grundlage des Erbrechtes ist 
die von der leiblichen Genealogie unabhängige Fortdauer 
eines individuellen Willens über das Leben eines wollenden 
Menschen hinaus. Ein solcher Wille, der sich nicht wie 
bei der Erzeugung von Nachkommenschaft von selbst ver- 
steht, bedarf einer ausdrücklichen Erklärung , deren E[raft 
und Wirksamkeit unter dem öffentlichen Rechte steht. Es 
gehört hierher die Adoption, und das Vermächtniss sei es 
zu Gunsten von Personen oder zur Gründung eines Zweck- 
vermögens für unpersönliche Zwecke. Der Erblasser ist 
hier der geistige Vater des Adoptivkindes, oder des Zweckes, 
dem er die Mittel zuweist und den andern Menschen an 
seiner Stelle adoptiren müssen. Es ist also das Prinzip 
geistiger Genealogie welches hier wirksam ist, sodass diese 
zweite Grundlage des Erbrechtes unter dem allgemeineren 
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Gesichtspunkte der Kontinuität der Kulturbewegung , in 
welcher Zwecke und Mittel aneinander gebunden ^ind, mit 
der ersten zusanunen fallt. Aus der Kontinuität der Zwecke 
folgt die Kontinuität der Mittel aus logischen Grün- 
den. Die Kontinuität der Zwecke aber geht aus der Gel- 
tung des persönlichen Willens über die Grenzen des 
persönlichen Lebens hinaus hervor. In den gewöhn- 
lichen Vorgängen des Verwandtschaflserbrechtes ohne 
testamentarische Verfügung wird der fortdauernde Wille 
der Erhaltung und Fortentwickelung eines Familien- 
typus und Familiengeistes vorausgesetzt ; in Vermächtnissen 
ist der Wille des Erblassers auch ausdrücklich formulirt^ 
— das ist der Unterschied. Aber die gesetzlichen Be- 
stimmungen über testamentarische Vererbung setzen mit 
Recht der Freiheit letztwilliger Verfügung im Verhältniss 
zum Verwandtenerbrecht gewisse Schranken, stellen also 
letzteres unter den Schutz des States und die Vermächnisse 
fiir unpersönliche Zwecke unter seine Genehmigung und 
seine Aufsicht. 

Durch die genealogische Grundform alles organischen 
und geistigen Fortschrittes erhält die Familie ihre funda- 
mentale Bedeutung für den Stat. Zwar ist es, wie wir 
schon an früherer Stelle berührt haben, ein Irrthum der 
politischen Theorie dass aus der Familie allein der Stat 
entspringen könne. Die Familie kann sich zum Stamme 
ausdehnen; aber die patriarchalische Gesellschaft ist noch 
kein Stat, wie sich schon aus der Thatsache ergibt dass 
sie sich auch im Wanderleben erhalten kann und sogar 
diesem vorzugsweise eigen ist; während die feste Ansässig- 
keit zu der Grundbedingung des States gehört, aber auch 
sogleich ein der Genealogie fremdes Prinzip in die Ge- 
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Seilschaft bringt Der Familienzusammenhang ist ein 
wesentlich kausaler. Die Familie gehört zunächst der Na- 
turgeschichte an, und durch die Kultur wird sie nur ver- 
edelt, ein Vorgang, welcher schon das Dasein des States 
voraussetzt. Der Statsgeist dagegen ist ganz kultur- 
geschichtlichen Ursprungs. Die Politik beginnt mit dem 
Gedanken einer vom kausalen Zusammenhange der Fa- 
milie, des Stammes und der Basse emanzipirten und sich 
darüber erhebenden Zweckgemeinschaft, die sich auf Lands- 
mannschaft und städtische Mitbürgerschaft gründet und 
durch die Mischung genealogisch verschiedenartiger Ele- 
mente zur Klarheit über sich selbst gelangt^). Die Politik 
ist die Herrschaft der Finalität über die Kausalität. Aber 
eben weil die Finalität als Herrin sich der Kausalität be- 
dient und keinen anderen Diener hat als diesen, muss der 
Familie ein so hoher Grad politischer Bedeutung zuerkannt 
werden. Sie ist das soziale Organ durch welches eben die 
Kausalität der Finalität ihre wesentlichsten Dienste leistet. 
Die innere Ordnung der Familie setzt sich zusanmien 
aus dem Verhältnisse der Ehegatten, dem Verhältniss zwi- 
schen Eltern und Kindern und den Verhältnissen weiterer 
Blutsverwandtschaft und Verschwägerung. Die Verschwäge- 
rung aber setzt die Familien unter einander in Verbindung 
und verhindert das Zer&llen des Volkes in verschiedene 



1) Wie bei der Entstehung von Staten aus Familien und Stäm- 
men die freie Absichtlichkeit einer Zweckgemeinschaft eingreift imd 
welche unentbehrliche Hilfe dabei die Einmischung fremder Stammes- 
Qnd Rassenelemente leistet, ist auf besonders deutliche Weise in der 
arabischen Statenbildung vor und nach der Entstehung des Islam zu 
erkennen. Fremde Kolonisten gründeten arabische Städte, und die 
Familien und Stämme verstärkten sich durch Naturalisation frei- 
gelassener Sklaven von allen möglichen Bässen. Siehe Alfr. v. Kre- 
mer, Ideen des Islams 311, 312, 344. 
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Rassen und die Degeneration durch Fortpflanzung inner- 
halb zu naher Blutsverwandtschaft. Die Politik hat aUe 
diese Verhältnisse rechtlich zu gestalten. Was die Ehe be- 
trifft, so haben wir dafür im vorigen Kapitel die wesent- 
lichen Gesichtspunkte hervorgehoben. Die Verhältnisse 
zwischen Eltern und Kindern und zwischen ihnen und den 
entfernteren Gliedern einer im weiteren Sinne verstandenen 
Familiengemeinschaft bestehen in Rechten und Pflichten der 
Alimentation^ der Erziehung, der vormundschaftlichen Für- 
sorge und Leitung, und der Vererbung. Von verschie- 
denen Seiten werden wir in anderem Zusammenhange auf 
diese Verhältnisse zurückkommen. An gegenwärtiger Stelle 
bleibt uns übrig den Werth gesellschaftlicher Klassen und 
Stände einer Prüfung zu unterziehen, welche sich aus einer 
Klassifikation der Familien nach sozialer und politischer 
Stellung ergeben. In der That knüpft sich das Interesse 
an die Frage der gesellschaftlichen Klassen und Stände 
wesentlich an die Familie. Wir müssen indessen doch da- 
mit zunächst auf die Individuen zurückgehen, deren Rang 
und Stand sich auf die Familie überträgt, um den Nach- 
kommen ihren Stand durch die Geburt anzuweisen. 

Nach seinem Ursprünge gründet sich aller Rang und 
Stand in der Gesellschaft auf den wahren oder vermeint- 
Uchen Weith persönlicher Leistungen, seien dieselben frei- 
willige oder pflichtmässige, vereinzelte oder geschäfts- und 
berufsmässig fortlaufende. Es besteht im gesellschaftlichen 
Bewusstsein eines jeden Volkes die Vorstellung einer wenn 
auch nicht sehr bestimmten Rangordnung der Beschäfti- 
gungen und Beiufe, und Amt und Würde sind in jedem 
natürlichen Urtheil an einander gebunden. Die verhält- 
nissmässige Werthschätzung mag nach nationalen Bildungs- 
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graden und Bildungsarten sehr verschieden sein^ — eine 
Hierarchie der Berufe, Geschäfte und Leistungen macht 
sich überall geltend^ und es ist nichts als eine logische Ope- 
ration des Volksgeistes wenn danach die Bestandtheile der 
Gesellschaft klassifizirt werden. Dass es erbliche Berufe; 
Aemter und Würden gegeben hat und noch gibt^ ist dabei 
Nebensache. Ob solche zu empfehlen oder zu verdammen 
sind; ist eine Frage der Zweckmässigkeit welche nach Zeit 
und Umständen zu beantworten ist. Was aber die £in- 
theilung der Gesellschaft in Klassen und Stände überhaupt 
betrifft, so ist es ein sehr oberflächhches Urtheil zu sagen 
das<« dieselbe vom Geiste unserer Zeit verurtheilt sei und 
nur noch als Erinnerung an beseitigte Zustände in der Vor- 
stellung lebe. Die Thatsachen des täglichen Lebens wider- 
sprechen dem. Arbeiter und Arbeitgeber , Soldaten und 
Civilisteu; Gelehrte, Künstler; Kaufleute^ Handwerker und 
Bauern, Beamtete und Privatpersonen, Geistliche und Welt- 
liehe — stehen in ihrem StandesgefUhle einander als Klas- 
sen gegenüber. Schuhmacher, Schneider, Gastwirthe, Kell- 
ner — diese und Andere haben ihre Standesverbindungen, 
ihre Vereine,^ ihre Kongresse, in welchem sie gemeinsame 
Interessen berathen, und die Interessenvertretung in den 
gesetzgebenden Versammlungen ist ein Stichwort irrender 
Politik geworden. Vom dritten Stande ist heute wenig 
mehr die Bede, dafür aber vom vierten, und die sogenannte 
Arbeiterklasse selbst thut was sie vermag um sich als be- 
sonderen Stand hinzustellen. Am ersteti noch hat es schei- 
nen können, als ob der Familienadel dem demokratiscbln 
Zeitgeiste zum Opfer fallen müsse, und in der That hat der- 
selbe einen Theil seiner Vorrechte verloren. Damit aber 
hat sich nur seine politische, nicht seine soziale Stellung 
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y erändert; von welcher hier zunächst nur die Rede ist. 
Die in der Familie sich fortpflanzende Auszeichnung durch 
einen an den Namen' geknüpften Titel behält einen Werth 
und wird von Vielen gesucht; auch unterscheidet sie sich 
von der Ehre welche durch die persönlichen Verdienste 
eines Mannes von selbst auf seine Familie fällt, nur dadurch 
dass sie an ein dauerndes Merkmal öffentlicher Anerkennung 
geknüpft ist; und ohne statsrechtliche Bevorzugung bleibt 
es immerhin eine Sorge der adlichen wie der bürgerUchen 
Familie, ihre gesellschaftliche Stellung zu behaupten und 
nicht in Verfall gerathen zu lassen. Die Gegenwart stellt 
uns in der Beweglichkeit aller Verhältnisse nur einen das 
ganze gesellschafdiche und politische Leben kennzeichnenden 
Uebergangszustand dar, in welchem alter Adel verschwin- 
det, aber neuer an seine Stelle tritt. Die Familiennotabili- 
tät, mit oder ohne Titel, hat ihre aufsteigenden und ab- 
steigenden Lebensperioden, ihr Entstehen und Verschwinden. 
Sie geht von der Auszeichnung einzelner Menschen aus, 
trägt sich von ihnen auf die Familien über welchen sie an- 
gehören oder welche von ihnen begründet werden, — pro- 
gressive Zeugung, — progressive Geistesbildung durch 
Summirung individueller Erziehungs- und Lebensergebnisse, 
— progressive Vermögensbildung und Gewöhnung an edlere 
Vermögensverwendung, — traditioneller Betrieb edlerer Be- 
schäftigungen und höherer, an die Vererbung geistiger In- 
teressen und bestimmter Vermögensgestalten sowie an ge- 
wisse anerzogene Bildungsformen geknüpfter Berufe fuhren 
dieselbe weiter und so begibt sich im günstigen Falle eine 
au&teigende Familiengeschichte, welche früher oder später, 
nach Erreichung der ihr möglichen Höhe in eine sinkende 
umschlagen wird, an deren Ende die Erlöschung im physi- 
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sehen oder moralischen Sinne liegt. Es widerholt sich in 
der Geschichte der Familien der Verlauf der Lebens- 
geschichte organischer Individuen wie naturhistorischer 
Spezies^ und der Stämme^ Völker und Rassen des Menschen- 
geschleclites. Die Auslebung eines biologischen Indi- 
vidualcharakters führt; sei es im einzelnen Individuum oder 
in einer Reihe oder Gesellschaft von Individuen, zum Ende 
eines jeden natur- oder kulturhistorischen Lebenslaufes. In 
der Geschichte der Jf amilien wie in der der Rassen und 
der naturhistorischen Spezies ist es die Unfähigkeit sich 
neuen Verhältnissen anzupassen wodurch der Verfall und 
das Aussterben, — die ausgezeichnete Anpassungsfähigkeit 
aber das wodurch die Neubildung und das Emporsteigen 
bedingt ist ^). Dass also Familien alter Notabilität verfallen 
und verschwinden, beweist nichts zu Gunsten der Gleich- 
heitsdoktrinen , denn es treten Familien neuer Notabilität 
an ihre Stelle. 

Die Bestandtheile der Gesellschaft klassifiziren sich 
nach Beschäftigung, Beruf, Art und Grad der Ausbildung 
und Auszeichnung aus einfachen logischen Gründen auf 
ähnliche Weise wie die des Naturreiches, und so wenig man 
den Unterschied zwischen einem Fisch und einem Vogel 
dadurch beseitigen kann dass sie beide Thiere sind, so 
wenig den zwischen einem Bauer und einem Eaufinanne, 
zwischen einem Handwerker und einem Gelehrten, zwischen 
einem Arzt und einem Advokaten, durch die grosse demo- 



1) £b ist auch hier wieder die allgemeine Biologie, von deren neue- 
ren Ergebnissen ein Licht auf wichtige Fragen der Politik fallt, — ein 
Licht in welchem noch manche beliebte Tagesmeinung verschwinden 
wird. Siehe Hartmann, Philos. des Unbew. II, S. 227, 229 sowie 
G. Jäger, In Sachen Darwin's, S. 10. 
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kratische Entdeckung dass sie alle Menschen sihd. Klasse 
und Rang bestinnnen in dieser Eintheilung den Stand im 
genaueren und engeren Sinne, wie z. B. Klasse: Hand- 
werker; Bang: Geselle; Stand: Handwerksgeselle; — oder 
E^asse: Kaufmann; Rang: Prinzipal; Stand: Chef eines 
Handlungshauses. Diese Unterscheidungen werden bei 
höherer Bildung weder geschwächt noch beseitigt; nur 
werden diejenigen welche auf Auszeichnung beruhen, dabei 
verständiger, vorurtheilsfreier, mehr auf das gegründet was 
geistig und sittlich werthvoU ist. Eine geringe Bedeutung 
oder eine Verwischung der Standesunterschiede aber, ist 
nicht Beweis einer hohen, sondern einer niederen Stufe 
sozialer Kultur, und wo sie nicht, wie allgemein in Kolo- 
nialländern, einer noch unentwickelten Gesellschaft angehört, 
bezeichnet sie eine rückgängige und in Verfall gerathene, 
wie heutigen Tages die französische. Die Statsform hat da- 
mit nichts zu thun. Dass die Republik so aristokratisch 
und konservativ sein kann wie die Monarchie, bedarf selbst 
für den oberflächlichsten Kenner der Geschichte keines 
Nachweises, obschon es nicht allgemein erkannt ist dass sie 
ihrem eigentlichen Wesen nach die aristokratische Statsform 
schlechthin ist, während die Demokratie ihr wahres "Wesen 
in der Form des Cäsarismus darstellt. Keine Verfassung 
aber, welche sie auch sein mag, kann verhindern dass es 
wenigstens Dorfmagnaten gibt und dass ein Kuhhiitenstand 
sich für vornehmer hält als den Stand der Ziegenhirten ^). 



1) Der politische Kampf der Hörn- und Klauenmänner in einem 
kleinen Kantone der Schweiz gehört schon in die Geschichte der 
Stürme im Glase Wasser. Schwerlich aber werden desshalb nun alle 
Schwyzer sich für gleich vornehm halten, und wer das Leben in 
einem Doife kennt, weiss wie weit seine Bewohner davon entfernt 
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Etwas anderes als die kulturgescbichtliche Thatsache 
der Volksklasseu und Standesunterschiede ist nun allerdings 
das Bestreben denselben durch gesetzliche Bestimmungen 
den Charakter sozialpolitischer Institutionen und dem ge- 
sellschaftlichen Leben damit eine gewisse Stabilität zu geben. 
Wir haben zu untersuchen ob dieses Streben überhaupt be- 
gründet ist und welches die richtigen Mittel sind die darin 
biegenden Absichten zu erreichen. 

Diese letzteren sind nicht schwer zu erkennen. Der 
ÜDzo&iedenheit und Unruhe der Gesellschaft soll die mäch- 
tige Autorität einer festeh gesellschaftlichen Ordnung ent- 
gegengestellt, der zu leichte Rückfall emporgestiegener soll 
durch eine Sperre verhindert werden. Der Zweck ist kurz 
gesagt ein konservativer, und da es die Aufgabe der PoH- 



sind sich im Bange gleich zu stellen. Aber auch in der grossen 
amerikanischen Republik, nach Heine dem klassischen — Schauplätze 
der Freiheits- und Gleichheitsbethätigung, macht man Standesunter- 
schiede so bestimmt wie nur in irgend einem europäischen Lande, 
wenn dieselben auch zum Theil, aber doch nur zum Theil, auf ande- 
ren Unterscheidungsgründen beruhen. Der Verfasser beruft sich hier 
auf eigene Erlebnisse mit besonderer Beziehung auf die gesellschaft- 
liche Stellung eines Seifensieders. S. Fröbel, Aus Amerika, I, 23. — 
Seit dem Zeitpunkte jener Erlebnisse hat sich in den Vereinigten 
Staten die oligarchische Macht der Eisenbahnkönige — man lese da- 
rüber die Bede des Gouverneurs Booth in Alex. Dorn^s Eisenbahn- 
politik nach — und anderer ^^richards^\ wie ein französischer Prole- 
tarier sagen würde, ausgebildet, und da noch von gesellschaftlicher 
Gleichheit zu sprechen, kann nur der vollkommenen Unwissenheit in 
den Sinn kommen. Freilich sind darum auch die Vereinigten Staten 
bei der französischen Demokratie nichts weniger als in besonderer 
Gunst. Aber auch diese sieht sich gezwungen heut zu Tage 
wenigstens zwei grosse Menschenklassen — die „richards^^ und die 
Nicht-„r äcÄarcfe'* — zu unterscheiden, und sie unterscheiden dieselben 
sehr bestimmt, so bestimmt wie sich die beiden Maximen y,la pro- 
priäi c^est le vol^^ und „Ze vol c'eat la propriüi^^ unterscheiden. 
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tik ist den Stat zu erhalten^ ist es auch ihre Pflicht kon- 
servativ zu sein. Es kann sich nur fragen ob Pflicht und 
Aufgabe richtig verstanden werden. Der. Stat ist ein 
Wesen und als solches ein beharrliches; als eben solches 
aber auch in fortlaufender Entwickelung, in steter Bewegung 
und Veränderung begriffen. Ihn erhalten; kann also nur 
heissen seine Entwickelung sicher stellen, den Gang der- 
selben lenken, der Veränderung Gesetz und Methode vor- 
schreiben da wo sie yom bewussten Willen abhängt, und 
sie sich selbst überlassen wo menschliche Einsicht sich un- 
zulänglich erweist Nur eine progressive Politik ist konser- ^ 
vativ; aber auch nur eine konservative Politik kann in 
Wahrheit progressiv sein. Die Erhaltung des Wesens setzt 
den Fortgang der Bewegung, aber der Fortgang der Be- 
wegung setzt auch die Erhaltung des Wesens voraus. In 
dieser doppelten Beziehung das Rechte zu treffen, ist die 
Aufgabe der sozialpolitischen Weisheit. 

Man kann sagen dass die Eintheilung der Gesellschaft 
in scharf gesonderte genealogisch sich fortpflanzende Gasten^ 
wofür Indien das Beispiel aus hohem Alterthume bis auf 
unsere Zeit herab gefuhrt hat, ein grosser politisch -reli- 
giöser Versuch der Menschheit ist, die innere Unruhe der 
Gesellschaft — das was wir heut zu Tage die soziale Be- 
wegung nennen — zum Stillstand zu bringen. Bassen- 
mischung durch Einwanderungeiner hoher begabten und höher 
gebildeten Rasse, welche den niederen eine Religion brachte 
und das darauf gegründete Gesetz vorschrieb, hat das 
System bedingt durch welches die Erreichung des Zweckes 
erstrebt worden. Beruf und Rasse sind die zwei Elemente 
aus denen das indische Gasten wesen zusammengesetzt ist; 
und betrachtet man im Grossen und Ganzen die Rassen- 
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und EulturverhältniBge des MenBchengeschlecfateB, 80 muss 
man wenn man die ferne Zukunft nicht durch die liberale 
Brille in's Auge fasst, Gestaltungen der menschlichen Ge- 
sellschaft erkennen welche an das indische System erinnern 
werden. Das klingt wie eine unerhörte Ketzerei und der 
liberalen Orthodoxie gegenüber ist es eine solche. Gehört 
aber nicht das Prinzip der Arbeitstheilung in das liberale 
Glaubensbekenntniss? -r Ist die Wirthschaft des Menschen- 
geschlechtes und die Kultur der Völker nicht auf dem 
Wege ein einziges zusammenhängendes System zu werden, 
in welchem die höher begabten und edleren Völker und 
Kassen die Herren, die niederen und gemeineren die Diener 
sind? — Die Theilung der Kulturarbeit in einem allgemei- 
nen Weltarbeitssysteme in Verbindung mit den Rasse- 
verhältnissen der Menschheit muss aber auf einen Organis- 
mus der Gesellschaft fähren dessen Grundlage in einer 
Art von Casteneintheilung besteht. Es ist eine wunderliche 
Art von Humanität; das Prinzip der Gleichheit durch 
Ausrottung der niederen Menschenrassen retten zu 
wollen. Zugleich aber ist der Gedanke in der That 
80 einfältig; wie der die niederen Rassen durch Er- 
ziehung den höheren gleich machen zu wollen, als ob; 
während jene fortschreiten; diese stehen bleiben müssten 
und der Unterschied zwischen tiefer und höher begabten 
Menschen nicht durch erziehende Ausbildung immer grösser 
würde ! Die niederen Rassen bilden die Mehrheit des M!en- 
chengeschlechtes wie die Dummköpfe und niedrigen Charak- 
tere die Mehrheit innerhalb jeder einzelnen Rasse. Das ist 
naturgemässy denn das Ausgezeichnete ist; wie schon die 
Sprache sagt; das Seltene. Und es ist zugleich vollkommen 
kulturgemäss, denn die Zahl der dienenden Arbeiter muss 

Fr oebel, Politik. 11 
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grösser sein als die der Geschäftsherren und Werkfuhrer. 
Diese Mehrheit ausrotten zu wollen einer Doktrin zu Liehe^ 
wäre der Gipfel des Unverstandes. Dass es den Dummen 
eingefallen ist die geistig begabteren Menschen auszurotten, 
lässt sich begreifen; dass aber gescheute Menschen auf den 
Gedanken kommen konnten die Dummen auszurotten, ent- 
hält einen sonderbaren Widerspruch in sich selbst. Ver- 
schwinden müssen allerdings die Bässen welche, wie die 
nordamerikanischen Indianer, weder zum Herrschen noch 
zum Dienen taugen. Den übrigen muss in der mensch- 
lichen Gesellschaft ihr Geschäft und ihre Stellung an- 
gewiesen werden. In Amerika sind Weisse, Indianer, Neger 
und Chinesen zusammengeworfen. Die Verschmelzung 
durch geschlechtliche Vermischung hat nur in den ehe- 
maligen spanischen Kolonien ein Mischlingsvolk hervor- 
gebracht. In den Vereinigten Staten hat ein unklares Vor- 
gefühl historischer Konsequenzen, verbunden mit einer 
klaren Erkenntniss der Unmöglichkeit politischer und so- 
zialer Gleichberechtigung so verschiedener Elemente der 
Bevölkerung, sich in drei sehr verschiedenen Richtungen 
geltend gemacht: — in der systematisch und vielfach mit 
cynischer Oflfenheit betriebenen Ausrottung der Indianer, 
in der Verpflanzung befreiter Neger nach Afrika, wodurch 
bekanntlich die Kolonie Liberia entstanden ist, und in den 
Bemühungen einer californischen Partei die weitere Ein- 
wanderung der Chinesen zu verhindern. Die indianischen 
Stämme allerdings werden im Gebiete der Vereinigten 
Staten verschwinden. Die Neger aber sind freigeworden 
ohne nach Afrika zurückgebracht worden zu sein, und der 
radikale Unverstand hat ihnen die volle Gleichheit poli- 
tischer und sozialer Rechte gegeben. Die Chinesen endlich 
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fahren fort einzuwandern^ und chinesische Arbeiter haben 
sich so brauchbar erwiesen dass man sie sogar nach den 
östlichen Staten der Union zu ziehen begonnen hat. Bei 
der Uebervölkerung China's und den steigenden Ansprüchen 
europäischer und amerikanischer Arbeiter wird diese Be- 
wegung zunehmen. Die freigewordenen Neger sind jedoch 
in den Augen des anglo- amerikanischen Demagogen nichts 
als „voting cattle" (Stimmvieh) und die Chinesen in der 
Absicht der Beförderer ihrer Einwanderung und Einbürge- 
rung auch bestimmt als solches zu dienen. Diese Chinesen 
aber stehen unter dem Befehle der Oberen ihrer geheimen 
Gesellschaften welche ihren Sitz in China haben. Kann 
man glauben dass solche Zustände dauern werden oder dass 
bei ihrer Dauer die Union sich erhalten könne? — Irgend 
eine soziale Ordnung die den Hauptbestandtheilen der Ge- 
sellschaft ihre Stellung anweist, wird sich im Verlaufe der 
Zeit, wahrscheinlich nach verschiedenen Formen in ver- 
schiedenen Theilen der heutigen Union herausbilden. In 
Europa aber, wo historische und prähistorische Bässen sich 
längst zu dem heutigen Yölkerbestande verschmolzen haben, 
müssen alle die Verhältnisse welche den Sozialismus in's 
Leben gerufen und ihm seinen Inhalt gegeben, — Verhält- 
nisse welche im wesentlichen auf die Rathlosigkeit und 
schlechte Leitung eines welthistorischen Uebergangsverlaufes, 
auf die unverständigen Lehren eines wirthschaftlichen und 
politischen Fatalismus, auf schlechte Gesetze und schwache 
Regierungen zurückzuführen sind, — am Ende gleichfalls, 
wenn diese Ursachen fortdauern, zu gesellschaftlichen Sy- 
stemen fuhren welche mit den landläufigen Ideen heutiger 
Politik wenig Verwandtschaft haben. Ein neues Casten- 
wesen oder ein bureaukratisch - militärischer Statssozialis- 
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mus: — das ist die Alternative, in welche, bei Fortdauer 
liberaler Thorheiten *), die politisch -soziale Bewegung aus- 
laufen muss. Es ist hier allerdings von einem Verlaufe die 
Rede welcher sich in einer längeren Reihe von Generationen 
vollzieht, so dass der Thorheit einstweilen noch Zeit genug 
bleibt ungestrafte Triumphe zu feiern. 

Unser Erbadel mit Inbegriff der dynastischen Familien 
ist ein sporadisches Element eines unentwickelten Casten- 
wesens, welches sich durch den Grundsatz der Ebenbürtig- 
keit und Standesmässigkeit der Ehen in Verbindung mit 
zweckdienlichen Erbrechtsbestimmungen erhalten hat und 
weiter erhält. Familiengüter, Fideikommisse, Seniorate, 
Majorate und Primogenituren sollen die Zersplitterung von 
Vermögensbeständen verhüten, welche bestimmt sind der 
Aufrechterhaltung des Standes zu dienen; wobei wir hier 
davon absehen welche weiteren statsrechtlichen Verhält- 



1) Wenn ,,da8 Gefängniss der Zukunft" wirklich, wie Ed. v. 
Hartmann in seinem diesem Gegenstaude gewidmeten Aufsatze (Ges. 
Stud. u. Aufs. S. 206 ff.) für die Herren Verbrecher und Damen 
Verbrecherinnen in angenehme Aussicht stellt, sich in eine Ver- 
sorgungsanstalt für den nicht konkurrenzfähigen Theil der Nationen 
verwandeln sollte, würde allmälig entweder das ganze Volk in das 
Gefängniss kommen, oder es würden sich aus ihm die zwei grossen 
Gasten der zwangsarbeitenden Kostgänger des States und der sich 
selbst ernährenden freien Unternehmer und Arbeiter ausscheiden, zu 
welchen dann doch wohl unsere Braminen — die Männer der Kirche 
und Schule — und die Soldaten als zwei weitere Gasten hinzu- 
kommen würden. Wir wären dann richtig bei den vier indischen 
Gasten angelangt. Mit der strafrechtlichen Seite der Frage habe ich 
es hier nicht zu thun, wie ich es auch den Lesern des Aufsatzes 
überlasse zu entscheiden, ob Hartmann eine Satire, auf den Libara- 
lismus und Sozialismus zugleich, hat schreiben wollen,* oder ob 
Schopenhauer*sche Vorliebe für indische Anschauungen ihn bewusst 
oder unbewusst geleitet hat 
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nisse sich allfällig daran knüpfen mögen. Aber neue 
Standeserhebungen mit dazu gehörigen Dotationen beweisen 
dass diese sozialen Bildungen nicht im Begriffe sind zu ver- 
schwinden, sondern vielmehr sich erneuern. 

Im allgemeinen hat dem beweglicheren Leben der 
christlich europäischen Welt das Zunftwesen mehr ent- 
sprochen als das abgeschlossene und stabile Castenwesen 
anderer Kulturgebiete, obschon in den Adebzünften städti- 
scher Gemeinwesen ein erbliches Patriziat sich in die Zunft- 
ordnung eingereiht gehabt hat. Eine gänzlich veränderte 
Weltansicht hat im Bereiche unserer Zivilisation auch 
dieses System aufgelöst, nicht aber damit auch das Gefühl 
und Bedürfniss zünftiger Zusammengehörigkeit, wofür weiter 
oben auf die Erscheinungen unseres täglichen Lebens hin- 
gewiesen worden ist. Das wirthschaftliche Vereinswesen ist 
in der That nichts anderes als ein Eind dieses Bedürfnisses 
und eine Erscheinung des sich neu belebenden Klassen- und 
Standesbewusstseins. 

Von den früheren Auffassungen gesellschaftlicher Glie- 
derung unterscheidet sich jedoch dieses Bewusstsein durch 
die Zurückweisung jejler Abschliessung und die Forderung 
der Zugänglichkeit jeden Banges und Standes für Jeder- 
mann, — eine Forderung welche in Republiken bis auf 
die allgemeine Zugänglichkeit der Würde des Statsober- 
hauptes ausgedehnt wird. Es ist der Gedanke der Gleich- 
heit in Verbindung mit dem Bedürfnisse der Beweglichkeit 
welcher im Geiste der Zeit herrschend geworden ist. 

In der Steigerung in welcher diese beiden Triebkräfte 
sich im Leben der heutigen Gesellschaft geltend machen, 
gehören sie nicht dem normalen Zustande einer neuen 
Kolturperiode sondern dem kritischen Zustande einer Ent- 
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wickelungskrankheit an^ und eine Politik welche über die 
nächsten Schritte hinaussieht; muss sich klar machen dass 
sie es mit pathologischen Erscheinungen zu thun hat; welche 
einem erheuten Bedürfnisse festerer Lebensformen und 
einem ruhigeren Gange der Entwickelung weichen werden, 
sobald die in der Entstehung und Ausbildung begriffenen 
neuen Anschauungen; welche durch die Fortschritte der 
Naturwissenschaft; der Philosophie; der Technik und der 
Wirthschaft bedingt sind; zur Klarheit gelangt sein werden. 
Für den urtheilsfilhigen Beobachter der geistigen Bewegung 
ist der wesentliche Inhalt dieser Anschauungen nicht ver- 
borgen. Sie sind nach ihrer metaphysischen Seite pan- 
theistisch; — sie sind beeinflusst durch die Erkenntniss 
dass das Menschengeschlecht sich auf dem Wege genealo- 
gischer Vervollkommnung aus dem Thierreiche heraus- 
gearbeitet hat und durch fortgesetzte Kulturarbeit sich 
immer weiter zu vervollkommnen bestimmt ist; — sie ent- 
halten das Bewusstsein dass diese Arbeit allgemeine Pflicht 
ist und geben damit dem Utilitarismus eine höhere Weihe; 
— sie sehen in den Schöpfungen der Kunst die Vorbilder 
und Stimmungsmittel dieser Arbeit; — sie sind; kurz ge- 
sagt; die eines Pantheismus in welchem Realismus und Idea- 
lismus sich verschmelzen. Es ist, wie man sieht; eine reU- 
giöse Weltansicht; welche sich geltend macht und im Leben 
der Gesellschaft im voraus ihre Konsequenzen zieht. Wir 
werden uns in einem anderen Kapitel damit zu beschäftigen 
haben, wie sich dieselbe zum Christenthume verhält und 
welcher Werth ihr zuzuschreiben ist. Einstweilen haben 
wir uns hier zum Bewusstsein zu bringen dass diese Welt- 
ansicht allerdings dem Emporsteigen der Individuen grund- 
sätzlich freie Bahn öffnet; weil die aufsteigende Bewegung 
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alles Lebens zu ihren üeberzeugungen gehört. Sie ver- 
langt grundsätzlich dass jedes Weeen aus sich zu machen 
berechtigt sei was es unter den Bedingungen seines Daseins 
aus sich zu machen vermag. Für den zivilisirten Menschen 
aber sind diese Bedingungen die des States und der Ge> 
Seilschaft. Unter dem Einflüsse dieser Weltansicht hält der 
Stat jede politische und gesellschaftliche Stellung offen; 
aber er setzt für den Zugang die aus dem Wesen der 
Sache hervorgehenden Bedingungen; und so sehen wir uns 
nach allen Abschweifungen wieder auf den Standpunkt der 
politischen Zweckmässigkeit zurückgewiesen. 

lieber diese Zweckmässigkeit ist in Bezug auf eine 
statsrechtlich begründete Klassen-^ Rang- und Stände- 
ordnung im allgemeinen nur theilweise zu entscheiden. 
Die Kothwendigkeit einer Bangordnung im Statsdienste 
geht aus dem Bedürfnisse dienstlicher Ueber- und Unter- 
ordnung hervor, und es liegt in der Natur der Sache dass 
bestimmte Kenntnisse und Geschicklichkeiten ^ welche be- 
wiesen werden müssen, bestimmte persönliche Eigen- 
schaften , Dienstzeit und besondere Dienstleistungen die 
Bedingungen sind unter denen Rang und Stand im Dienste 
Jedem zugänglich gemacht werden können. Die Zweck- 
mässigkeit persönlicher Auszeichnungen für freie Leis- 
tungen in irgend einem Gebiete des Lebens, durch welche 
sich eine der Hervorhebung und bevorzugten Stellung 
würdige Persönlichkeit legitimirt, bedarf gleichfalls keiner 
besonderen Begründung, da sie unverkennbar dem öffent- 
lichen Interesse entspricht. Dass der Stand und Rang der 
Person in der öffentlichen Meinung sich von selbst auf die 
Familie überträgt, haben wir schon in Erwägung gezogen; 
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die Frage aber ob es zweckmässig sei dieser natürlichen 
Uebertragung durch das Erbrecht eine gewisse Festigkeit 
und statsrechtliche Bedeutung zu geben, wird nicht all- 
gemein und nur nach Umständen zu beantworten sein. 
Ohne Zweifel bedarf es einer höheren und allgemeineren 
Bildung um der Nation gewisse Elemente zu liefern deren 
sie nicht entbehren kann, und ein Theil dieser Bildung ist 
nur in höherer gesellschaftlicher Stellung zu erwerben, in 
welche auch der geistvolle Emporkömmling sich nur aus- 
nahmsweise versetzen kann. Auch beweist die Erfahrung 
dass der Ungewohnte in hoher Stellung leicht an einem 
bedenklichen Schwindel leidet Von der Selbstbewunde- 
rung überwerfen zu werden, ist eine Ge£Edir welcher das 
rasch emporgestiegene Talent bei unzureichender Grösse 
des Charakters in allen Lebensgebieten ausgesetzt ist. In 
Wissenschaft und Kunst hat diese Gefahr nicht viel zu be- 
deuten; sie bringt hier nur einen verdrehten und wieder- 
wärtigen Menschen hervor. In der Politik beschränkt sie 
sich nicht darauf. Indessen kann ein Erbadel in so tiefen 
Verfall gerathen dass er dem politischen Zwecke nicht 
mehr entspricht. Die Nation kann sich also nicht auf seine 
Brauchbarkeit verlassen und muss ihr höheres Dienst- 
personal suchen wo sie es findet. Es entspricht dann 
ihrem Interesse dass damit zugleich die Zahl notabler 
Familien in höherer Lebensstellung wieder ergänzt wird, 
während alte sich im Dunkel politischer Unbedeutendheit 
verlieren. Dass aber aus der Auszeichnung einzelner 
emporkommenden Persönlichkeiten solche Familien ent- 
springen, kann sie dem natürlichen Verlaufe des gesell- 
schaftlichen Lebens überlassen oder durch erbliche Kang- 
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ertheilung zu bewirken Buchen. Die Zweckmässigkeit des 
einen oder anderen Ver&hrens hängt von den gesellschaft- 
lichen Zuständen einer Nation ab. Ein politisches Prinzip 
von allgemeiner Geltung ist nicht darin zu suchen. All- 
gemeingiltig ist nur dass es sich in der Frage nicht allein 
um Personen sondern auch um Familien handelt. 



Neuntes Kapitel. 



Die Wirthschaftspolitik« — Sie beherrscht die Volkswirthschaft so 
gut wie die Statswirthschaft. Scheidung dieser beiden nationalwirth- 
schaftlichen Gebiete. Regale, Monopole und Betheiligung des States 
an der Privatwirthschaft. Die Eisenbahnen als öffentliche Strassen. 
Das geltende Privatrechtssystem als Methodik der Volkswirthschaft. 
Der Inhalt des Privatvermögens für den Stat unantastbar, die Form 
desselben dem Öffentlichen Interesse unterworfen. Verschiedene Stel- 
lung des States zum beweglichen und zum unbeweglichen Eigen- 
thum. Das Ezpropriationsbedürfhiss nimmt mit der Kultur zu. Die 
Möglichkeit der Expropriation schwebt über dem Haupte jedes Grond- 
eigenthümers. Die Yolkswirthschaft in keiner Beziehung ausser dem 
Bereiche der Gesetzgebung. Ihre Abhängigkeit von der Bechtspflege. 
Die Polizei ist ihr wichtiger als die Justiz. 

JJas Verhältniss der Politik zum wirthschafUichen 
Leben der Nationen bestimmt sich durch das Interesse 
welches der Stat vermöge seiner Natur an den Ergebnissen 
dieses Lebens hat; durch sein Recht diesem Leben Gesetze 
vorzuschreiben und durch die Zweckmässigkeit seines Ver- 
fahrens in den einzelnen wirthschafüichen Beziehungen und 
Fragen. 

Das Interese liegt sehr klar am Tage. Das wirth- 
schaftliche Vermögen des States ist zugleich sein politisches, 
d. h. seine Macht. Die Statsmacht ist das Statsvermögen 
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im allgemeinsten Sinne, die Kraft mit welcher der Stats- 
wille seine Zwecke ausfuhren kann. Das Statsvermögen 
aber ist abhängig vom Volksvermögen. Das Recht der 
Verfugung über Theile dieses letzteren ist wesentlichster 
Bestandtheil des ersteren. Volksvermögen und Stats- 
vermögen zusammengefasst bilden das Nationalvermögen. 
Dessen Behandlung ist Nationalwirthschaft, und die Wirth- 
Bchaftspolitik hat dafiir die Gesichtspunkte aufzustellen. 
Da nun die Nationalwirthschaft sich aus Stflttswirthschaft 
und Volkswirthschaft zusammensetzt , deren beiderseitige 
Strömungen sich ergänzen, so hat auch die Wirthschafts- 
politik ihre volkswirthschaftlichen wie ihre statswirthschaft- 
lichen Elemente. Es wird aber ihre Aufgabe sein den 
lebendigen Zusammenhang beider nicht aus den Augen zu 
verlieren. 

Das Recht dem wirthschaftlichen Leben Gesetze vor- 
zuschreiben, geht einfach aus der Suveränetät des States 
hervor, welche selbstverständlich die wirthschaftliche in sich 
ßchliesst. Die Einwendung dass die Wirthschaft ihren 
eignen Naturgesetzen folge, deren Störung durch die Ein- 
griffe des States nur wirthschaftliches Unheil stiften könne, 
hat bei klaren Begriffen keine Bedeutung. Naturgesetze 
werden entdeckt, politische Gesetze werden gegeben. Einer 
vernünftigen Politik wird es aber nie einfallen können, 
Gesetze zu geben welche erkannten Naturgesetzen wider- 
sprechen, Sie. wird also auch die wirthschaftlichen Natur- 
gesetze achten, nur wird diese Achtung sie nicht abhalten 
können sich eben dieser Gesetze für ihre Zwecke zu be- 
dienen. Die wirthschaftlichen Naturgesetze — um hier eine 
eingehende Kritik dieses- Begriffes zu vermeiden -— sind, 
kurz gesagt, die natürlichen Bedingungen der Dynamik 
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und Statik des Werthes. Die Politik; indem sie sich dieser 
Bedingungen bedient um ihre Absichten zu erreichen, ver- 
fährt nicht anders als der Wasserbaumeister welcher einem 
Strome das Bett vorschreibt , oder als der Mechaniker 
welcher das Wasser als bewegende Erafk benutzt. Beiden 
fUUt es nicht eiu; den Gesetzen der Hydrostatik und Hydro- 
dynamik zu nahe treten zu wollen; so wenig wie dem State 
wenn er fUr Industrie und Landbau ein nationales Wasser- 
recht aufstellt 

Die Zweckmässigkeit einzelner wirthschaftspolitischer 
Massregeln bleibt in jeder einzelnen Beziehung eine offene 
Frage. 

Indem die Wirthschaftspolitik sich auf der einen Seite 
mit der Statswirthschaft; auf der anderen mit der Volks- 
wirthschaft zu beschäftigen und dabei den Zusammenhang 
beider nicht aus den Augen zu lassen hat; entsteht ihr die 
vorausgehende Aufgabe die beiden Gebiete von einander 
zu sondern; weil aus dieser Sonderung erst die klare Er- 
kenntniss des Zusammenhanges sich ergeben kann. 

In der That hat der wirthschaftliche Vorgang in jedem 
der beiden Gebiete seine wesentlich unterschiedene Be- 
schaffenheit; und wenn das Urtheil ausgesprochen worden 
ist; das volkswirthschaffcliche Unheil unserer Zeit — es ist 
dabei von den Zuständen letzter Periode die Rede gewesen 
— rühre daher ;,das8 der Stat noch immer nicht die Initia- 
tive ergreifen wolle der Volkswirthschaffc einen mehr stats- 
wirthschaftlichen Charakter zu geben'^ ^), so macht sich 
darin nur eine Vermischung zweier wesentlich verschiedeneu 



1) In der Schlesischen Zeitung, Oktober 1875. Urtheit des Dr. 
RodbertUB-Jagetzow, in anderen Zeitungen wiederholt. 
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Dinge; nämlich der Wirthschaftspolitik und der politischen 
Wirthschaft, mit anderen Worten der politischen Leitung 
der Volkswirthschaft und der davon sich ganz wesentlich 
unterscheidenden Statswirthschafit geltend. Dadurch dass 
der Stat; wo es nöthig ist^ die Volkswirthschaft leitet, indem 
er sich über den wirthschaftlichen und politischen Fatalis- 
mus der Manchesterschule erhebt, erhält jene noch keinen 
statswirthschaftlichen Charakter, so wenig wie die Stats- 
wirthschaft einen volkswirthschaftlichen Charakter erhält 
dadurch dass der Stat eine Tuchlieferung für die Armee 
mit einer Fabrik kontrahirt, statt die Fabrikation selbst zu 
übernehmen. 

Die Volkswirthschaft; ist der nationale Organismus aller 
Privatwirthschaften des Volkes, und wird nur als solcher, 
in der Wechselwirkung wirthschaftlicher Kräfte zur Hervor- 
bringang eines nationalen Gesammtergebnisses, zu einer 
öffentlichen Angelegenheit. Die Statswirthschaft dagegen 
ist ihrer Natur nach von Anfang an eine solche. In ihr 
bewirthschaftet der Stat sich selbst, d. h. in ihr benutzt der 
Stat als wollendes Wesen den Stat als könnendes Wesen 
zur Erzeugung und Vermehrung seines eignen Macht- 
apparates. Mit anderen Worten : die Statswirthschaft ist 
der Vorgang der wirthschaftlichen Selbstentwickelung des 
States. Einheit des wirthschaftlichen Subjektes, Einheit des 
wirthschaftlichen Objektes, und Identität beider: — das ist 
es was der Statswirthschaft ihren durchaus eigenthümlichen 
Charakter gibt. Sie ist so zu sagen die Diätetik des States. 
Wie soll unter diesen Umständen der Stat es machen, der 
Volkswirthschaft einen statswirthschaftlichen Charakter zu 
geben? — Die welche die Forderung aussprechen, halten 
entweder mit der Antwort zurück oder sind in vollständiger 
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Unklarheit über die Sache befangen, wenn sie nicht be- 
kennen dass das Mittel nur in der Herstellung eines Stats- 
kommunismus bestehen kann, durch welchen die Vielheit 
der Subjekte und Objekte der Volkswirthschaft in die eine 
und allgemeine Statssubstanz aufgelöst und in der Selbst- 
bewirthschaftung des States verwendet und verwerthet 
werden würde. Dass damit, wenn ein solcher Zustand Aus- 
sicht erhalten sollte auch nur annähernd verwirklicht 
zu werden, der Begriff des Volkes als einer in sich leben- 
digen Vielheit aufgehoben werden würde, möge man sich 
klar machen. Wie die Demokratie keine Gesellschaft 
sondern nur ein Volk, so kennt der Kommunismus kein 
Volk sondern nur ein Arbeiterheer welches vom State be- 
schäftigt und unterhalten wird. Das ist es was daraus 
folgt, wenn der Volkswirthschaft ein statswirthschaftlicher 
Charakter gegeben wird. 

Eingeräumt muss allerdings werden, dass der Stat 
allein kompetent ist zu entscheiden welche Verrichtungen 
der Nationalwirthschaft im Interesse des öffentlichen Wohles 
von ihm selbst zu übernehmen und ausschliesslich zu be- 
treiben, — welche den Pri vatwirthschaften , aus denen die 
Volkswirthschaft besteht, überlassen sein sollen. Um sich 
zu rechtfertigen, muss die Uebernahme zu ausschliesslichem 
Betriebe durch den Stat sich auf eine aus dem Bedürfnisse 
der Nation und dem Wesen des States hervorgehende 
Pflicht gründen, welcher auf der anderen Seite ein Su- 
veränetätsrecht entspricht. Durch den Gebrauch dieses 
Rechtes erhebt der Stat eine wirthschaftliche Verrichtung 
zum Regale. Da dabei neben dem Wesen des States auch 
die Bedürfnisse der Nation in Betracht kommen, so ist die 
Frage ob eine bestimmte Verrichtung, z. B. der Betrieb der 
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Eisenbahnen als Regal behandelt werden soll, fiir gegebene 
Verhältnisse eine Frage der Zweckmässigkeit; das Privat- 
untemebmen kann aber in den Fällen in welcben die rega- 
lische Natur theoretisch zweifellos ist, doch nur der Pionier 
oder Gehilfe des States sein, und aus dem wahren Wesen 
des States und der Natur der Verrichtung muss immer 
eine prinzipielle Entscheidung sich herleiten lassen. 

Wenn der Stat zur Erreichung eines fiskalischen 
Zweckes sich in der Ausschliesslichkeit eines wirthschaft;- 
liehen Betriebes ein Monopol schafft^ so unterscheidet sich 
dieses vom Begal dadurch dass es eben nur dem fiskali- 
schen, das Begal aber einem allgemeinen politischen Zwecke 
dient, — dass im Begale der Stat eine Pflicht erfüllt, im 
Monopole einen Vortheil sucht, und dass als Inhaber des 
Regales der Stat die ganze politisch organisirte Nation ist, 
welche statsrechtlich über aller Personalität steht, als In- 
haber des Monopols aber nur die juristische Person, welche 
mit ihrer bestimmten Personalität sich neben die Volks- 
wirthschaft stellt. Denn im Monopole nimmt der Stat einen 
Geschäftsbetrieb flir sich in Anspruch welcher an sich mit 
dem Statszwecke nichts zu thun hat und wesentlich volks- 
wirthschafüicher Natur ist; ein Verfahren welches sich für 
jeden Fall besonders zu rechtfertigen hat, weil es sich im 
aflgemeinen nicht rechtfertigt, so wenig wie es sich recht- 
fertigt wenn Begale in fiskalischem Interesse betrieben und 
dadurch zu Monopolen herabgesetzt werden. Die Eisen- 
bahnen eines Landes im reinen Interesse des nationalen 
Verkehres vom State verwaltet, nehmen die Stellung eines 
Regales, wie das Postwesen, ein, — vom State als Erwerbs- 
quelle usurpirt, sinken sie in die niedere Stellung des Mono- 
poles herab. Bechtfertigen kann sich ein Statsmonopol in 
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Wahrheit nur dadurch dass es, wie bei richtiger Ausfah- 
rung das Tabaksmopopol; eigentlich nichts anderes als die 
Erhebung einer Aufwandsteuer am Erzeugungsorte beab- 
sichtigt 

Betheiligt sich endlich der Stat an der freien Kon- 
kurrenz der Privatwirthschafteu; indem er sich, wie im Be- 
triebe von Fabriken und der Bewirthschafhing landwirth- 
schaftlicher Domänen, mitten in die Bewegung der Volks- 
wirthschaft stellt, so muss dafiir die Bechtfertigung durch 
einen Kulturzweck verlangt werden. Es ist ein ganz legi- 
times Verfahren der Wirthschaftspolitik, wenn sie dem 
State empfiehlt landwirthschafbliche Domänen zu Muster- 
wirthschaften , Veredelungsanstalten und Pfianzschulen fiir 
Landbau und Viehzucht zu verwenden, seine Forsten zur 
Erhaltung oder Herstellung eines dem Landesklima zuträg- 
lichen Waldbestandes zu benutzen und in Statsfabriken sich 
die Naturalisirung und Ausbildung eingeführter Industrie- 
zweige angelegen sein zu lassen. Die Wirthschaffcspolitik 
kann durch solche Mittel in fruchtbarer Weise sich mit der 
Kulturpolitik verbinden. Die rein fiskalische Absicht da- 
gegen, Statseinkünfte aus Statserwerb statt aus Volkserwerb 
zu ziehen, mag zwar auf gewissen Stufen politisch-ökono- 
mischer Bildung in rein finanziellem Betrachte als ganz 
verständig erscheinen, — einem ausgebildeten Statswesen 
kann sie nicht entsprechen. Und doppelt müsste dagegen 
Einsprache erhoben werden, wenn sie der soeben schon be- 
kämpften Forderung: der Volkswirthschaft einen mehr 
statswirthschaftlichen Charakter zu geben — nicht fremd 
wäre. Die als Erwerbsmittel betriebenen Statsuntemeh- 
mungen verwischen in der That im öffentlichen Bewusst- 
sein die Grenze zwischen Privatwirthschaft und Statswirth- 
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Schaft; machen den Arbeiter in gewissem Grade zum Be- 
amteten und leisten damit durch ihr Beispiel dem Kommu- 
nismus einen nicht unbedenkUchen Vorschub. 

In dieser Frage der Grenze zwischen Statswirthschaft 
und Volkswirthschaft gibt die Begalität gewisser national- 
wirthschaftlichen Verrichtungen^ oder auch die Ausdehnung 
welche unbestrittenen Begalien gegeben werden kann^ Ver- 
anlassung zu Erwägungen von weitreichendem Interesse. 
Liess sich die Geldzahlung in die Feme durch das Mittel 
der Postanweisungen noch als blosse technische Entwicke- 
lung des der Postanstalt wesentlichen Transportgeschäftes 
betrachten, so sind dieser Anstalt mit dem ihr weiter zu- 
gewiesenen Inkassogeschäfte Verrichtungen des Handels 
übertragen welche mit dem blossen Transporte von Geld 
nichts mehr zu thun haben und der Post; wenn auch in 
einem noch so eingeschränkten und elementaren Sinne^ den 
Charakter einer Volksbank geben. Man kann nicht sagen 
dass dieser Fortschritt auf dem Wege zur Verwandlung 
der Volkswirthschaft in Statswirthschaft geringfügig, und, 
trotz seiner unzweifelhaften Vortheile für den Verkehr, 
unbedenklich sei. Bei der Bewegung in dieser Richtung 
fragt sich an welchem Punkte ihr Einhalt gethan werden 
soll und Einhalt gethan werden kann. Wir sehen schon 
in der Privatwirthschaft Bank- und Speditionsgeschäft viel- 
fach verbunden. Es ist die Frage ob diese Verbindung 
sich im Postwesen wiederholen soll, und wenn die Antwort 
zweifelhaft ist, dann ist es überhaupt zweifelhaft welchen 
Zielen unsere Nationalwirthschaft sich entgegen bewegt, 
was hiermit gar nicht geleugnet werden soll. Nur hat die 
Wirthschaftspolitik allen Grund sich das klar zu machen. 

Die Regalität der Telegraphie ist in der hohen Be- 

Froebel, Politik. 12 
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deutung welche dieselbe für das öffentliche Leben hat und 
in der hohen Entwickelung der ihr dienenden Technik so 
klar und deutlich begründet, dass sie kaum ernsthaft be- 
stritten wird. Desto lebhafter ist der auf das Eisenbahn- 
wesen bezügliche Streit, welchen die Wirthschaftspolitik in 
unseren Tagen zu entscheiden hat. 

Die wesentliche Frage in diesem Streite ist nicht die 
ob Privatbahnen oder Statsbahnen vorzuziehen sind, sondern 
die ob Eisenbahnen überhaupt Mittel des Erwerbes bleiben 
oder zu öffentlichen Strassen im alleinigen Interesse des 
Verkehres werden sollen. Als Mittel des Erwerbes schliesst 
ihr Besitz und Betrieb unvermeidlich ein Monopol, — also 
Statsmonopol oder Privatmonopol in sich ; als Apparate des 
öffentlichen Verkehres erhalten sie einen regalischen 
Charakter. Nicht also ob Statsbahnen oder Privatbahnen, 
sondern ob Monopol oder Regal — das ist die eigentliche 
Eisenbahn&age, und die Wirthschaftspolitik kann sich nur 
für das Begal entscheiden. 

Liegt es in der verschiedenen Natur von Statsunter- 
nehmungen und Privatuntemehmungen begründet dass jene 
planmässiger und solider, diese beweglicher und kühner 
sind, und, wenn einmal lebensfähig, durch die Konkurrenz 
in ihrer Entwickelung entschiedener vorwärts getrieben 
werden, so entspricht es allerdings der Natur der Dinge 
dass das Eisenbahnwesen seine Entstehung und Entwicke* 
lung dem Privatunternehmungsgeiste verdankt; der Natur 
der Dinge entspricht es aber nicht minder, dass dieser Geist 
dabei dem State nur Pionierdienste verrichtet hat und dass 
die Zeit dieser Verrichtungen fiir uns nun abgelaufen ist. 
Die Privatwirthschaft hat hier der Statswirthschaft die 
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Dienste geleistet welche die Statswirthschaft in den oben 
besprochenen Kulturanstalten der Volkswirthschaft leistet. 

Die Grundlage für das ganze Verkehrswesen, in 
welchem sich ein wesentlicher Theil des wirthschafUichen 
Lebens bethätigt^ besteht in einem den grossen Interessen 
der Nation entsprechenden Systeme öffentlicher Strassen^ 
welches nur durch den Stat bestehen kann. Aber nicht 
nur wirthschafUiche^ sondern auch militärische und kultur- 
politische Zwecke müssen daftir massgebend sein^ und es 
ist leicht einzusehen dass die Privatwirthschaft weder fähig 
ist noch Veranlassung hat die Au%abe der Herstellung voll- 
ständig und systematisch zu lösen. Sicherheit, Schnellig- 
keit, Ordnung und Wohlfeilheit der persönlichen Orts- 
veränderung und geistigen Mittheilung wie des Waren- und 
Geldtransportes, sind fiir das ganze Leben einer Nation 
von solcher Bedeutung dass der Zustand der öffentlichen 
Strassen, die Vollkommenheit der Transportmittel, die Dis- 
ziplin des Verkehrsdienstes und die Sicherheit des Ganges 
als Massstab für die Kultur eines Landes betrachtet werden 
dürfen, und der Stat ist für den Stand dieser Kultur ver- 
antwortlich. In seiner Hand müsste also der nationale Ver- 
kehrsapparat selbst dann liegen, wenn nicht das Erwerbs- 
interesse des Privatbetriebes dem Gesammtinteresse der 
Nation auch in wirthschaftlicher Beziehung so vielfach 
widerspräche und gegen dasselbe an Gewicht doch zugleich 
80 sehr zurückstände. 

Sollen nun die nationalen Bahnnetze den Charakter 

öffentlicher Landstrassensysteme erhalten, so wird dieser 

Zweck nicht dadurch erreicht dass der Stat als juristische 

Person im privatrechtlichen Sinne allgemeiner Bahneigen- 

thümer wird. Als öffentliche Landstrassen können die 

12* 
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Eisenbahnen keiner Person ^ auch nicht der juristischen 
Person des Statsärares gehören. Daa Material der Bahnen 
kann diesem gehören; aber die Bahn als Verkehrsapparat 
ist mehr als ihr Material. Nicht als Eigenthümer sondern 
als Suverän ist der Stat natürlicher Herr des nationalen 
EisenbahnsystemeS; unge&hr so wie er Herr seiner Festungen 
ist; nicht weil deren Bauplätze, Steine und anderen Materia- 
lien dem Statsärare gehören, sondern weil der Stat allein 
das Recht hat sich Apparate der Kriegführung zu halten. 
Durch diesen Umstand, dass der Stat kraft seiner Su- 
veränetät natürlicher Eisenbahnherr ist, rechtfertigt sich 
auch nur die Expropriation zu Gunsten von Eisenbahn- 
bauten, in deren Ausführung Privatunternehmer von Anfang 
an nur an Stelle des States eintreten, was sich freihch 
bisher weder der Stat noch die Privatunternehmer ganz 
klar gemacht zu haben scheinen. 

Eine hiervon wesentlich getrennte Frage ist die, von 
wem auf dem nationalen Eisenbahn -Strassensysteme das 
Fuhrwesen betrieben und wie es eingerichtet werden soll. 
Das Urtheil wird hierbei leicht durch den Umstand ge- 
trübt, dass man sich gewöhnt hat den Besitz der Bahn- 
körper mit dem Betriebe des Transportgeschäftes auf ihnen 
untrennbar verbunden zu denken. Allerdings steht bei den 
Eisenbahnen der Betrieb in einer genaueren Verbindung 
mit dem Wegekörper als bei einer anderen Strassenart, 
wesshalb man auch vom Betriebe einer Eisenbahn, aber 
nicht vom Betriebe einer gewöhnlichen Landstrasse oder 
eines Flusses sprechen kann, und es ist nicht ohne Grund 
dass sich Bahn-Eigenthum und Bahn-Betrieb mit einander 
entwickelt haben. In dem Sinne dass Jeder frei darauf 
fuhrwerken könne, lassen sich die Eisenbahnen nicht als 
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öffentliche Strassen benutzen. Der Begriff der öffentlichen 
Strasse hat indessen in seiner Anwendung auf die ver- 
schiedenen Arten von Strassen einen verschiedenen Sinn, 
und es sind aus ihm verschiedene Folgerungen abzuleiten. 
Er hat einen anderen Sinn in seiner Anwendung auf die 
Strassen einer Stadt^ auf die alten Landstrassen^ auf die 
Vicinalwege und Fusspfade, auf die Flüsse^ auf das Meer 
und auf die Eisenbahnen. Bei allem dem besteht jedoch 
für diese letzteren weder eine Nothwendigkeit der Ver- 
bindung des Betriebes mit dem Besitze noch ein Hinderniss 
der Trennung dieser beiden Momente. Schon unter den 
jetzigen Verhältnissen konmit es vielfach vor dass Bahnen 
von fremden Fuhrwerken, nicht bloss Transport- sondern 
auch Zugwagen, befahren werden, und es ist nur eine tech- 
nische Frage wieweit sich das ausdehnen^ und ob es sich 
mit der Sicherheit des Verkehres für Personen und Güter 
vereinigen Ifisst das f\ihrwesen auf den Eisenbahnen der 
freien Konkurrenz aller Privatwirthschafter zu überlassen 
welche die dafür gestellten Bedingungen erfüllen. Die Zahl 
solcher Konkurrenten kann niemals sehr gross sein. Die 
Freiheit^ auf den Eisenbahnen als öffentlichen Strassen Fuhr- 
wesen zu betreiben^ hat für die grosse Mehrheit der Men- 
schen nicht mehr Werth als die Freiheit Schifffahrt zu 
treiben für die Bewohner des Binnenlandes. Die Freiheit 
die Eisenbahnen zu befahren kann vielleicht gerade darum 
gewährt werden, weil nur Wenige davon Gebrauch machen 
können. Es könnte sich also wohl nur fragen ob die Ge- 
währung dem öffentlichen Wohle entspricht. 

Zu einem regalischen Betriebe des Eisenbahntransportes 
ist aber der Stat bis auf einen gewissen Grad dadurch ge- 
nöthigt dass er aus der Benutzung der Schienenwege an 

1 
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sich; vom Betriebsgeschäfte abgesehen ^ keinen Gewinn 
ziehen soll. Durch die wirthschaftliche Natur des Begales 
wird zwischen Besitz und Betrieb der Eisenbahnen im 
negativen Sinne des Erwerbes die Verbindung hergestellt 
welche im positiven Sinne durch die Natur des Monopoles 
bedingt ist. Denn sinnlos wäre es für den Stat auf den 
Gewinn aus der Herleihung der Schienenwege an Betriebs- 
unternehmer zu verzichten, diesen aber einen Gewinn zu 
überlassen, welcher immerhin gross genug sein müsste das 
Eisenbahnfahrwesen zu einem begehrten Geschäfte zu 
machen. Verlangt das öffentliche Wohl dass der Stat auf 
den Herleihergewinn verzichte, so verlangt es auch dass er 
nicht Privaten den Betreibergewinn überlasse, und dies um 
so mehr als der Betrieb, bei aller Freiheit der Konkurrenz, 
durch seine thatsäcbliche Beschränktheit doch immer einen 
monopoUschen Charakter behalten würde. Dieser Charakter 
ist überhaupt in der Natur der Eisenbahnen, sowie sie auf 
Gewinn berechnet sind, begründet, und derselbe kann ihnen 
auf keine andere Weise genommen werden als dadurch, 
dass auch ihr Betrieb den regalischen Charakter erhält. 

Wenn der Stat durch Uebernahme des Eisenbahn- 
betriebes sich zum allgemeinen Frachtfuhrmann der Nation 
macht, so wird man nicht übersehen dass die RegaUsirung 
des Eisenbahnwesens nichts anderes als eine durch die 
technische Natur der neuen Kunststrassen gebotene Er- 
weiterung des Postregales ist. In der Beförderung der 
Packet- und Personenpost, deren Begrenzung gegen Privat- 
spedition und Privatfuhrwesen ganz beliebig und in ver- 
schiedenen Ländern sehr verschieden ist, nimmt der Stat 
bereits die Stellung des Spediteurs, Fuhrmannes und Kut- 
schers ein, und Niemand nimmt daran Anstoss, weil es dem 
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allgemeinen Bedür&isse regelmässiger, schneller und sicherer 
Beförderung entspricht. Ohne Zweifel würde man sich da- 
her wohl auch daran gewöhnen dass der Stat den ganzen 
Eisenbahnbetrieb, die Beförderung von Stückgütern ein- 
geschlossen regalisirtC; wenn das eben ein Bedürfniss und 
in der Ausführung zweckmässig wäre, was es jedoch nicht 
ist. Im Eisenbahnftihrwesen ist, wie in jedem anderen, die 
Fracht, das Frachtfuhrwerk und die Vorspanne zu unter- 
scheiden. Die letztere wird hier durch die Lokomotive 
gebildet, welche mit dem Schienenwege in der genauesten 
technischen Verbindung steht und nächst diesem der tech- 
nisch wichtigste Theil des Fahrapparates ist. Es lässt sich 
sehr wohl einrichten dass der Stat sich nur die Stellung 
und Leitung der Lokomotive, die Fahrordnung, Fahrdienst- 
disziplin und Bahnpolizei vorbehält, dagegen solche Privat- 
wagen welche seinen Vorschriften entsprechen, zulässt. Die 
Beförderung durch die Statslokomotive auf der öffentlichen 
Strasse ist dann der Beförderung eines Reisewagens mit 
Postpferden zu vergleichen. Hält der Stat aber daneben 
oder ausschliesslich an der Beförderung auf seinen eigenen 
Transportwagen fest, so kann er sich doch das Detail der 
Befrachtung fernhalten, indem er, von der Beförderung von 
Poststücken abgesehen, bei welcher er selbst, wenn auch 
nicht ohne Ausnahme^), der Frachtsammler ist, auf die 
üebernahme von Stückgütern verzichtet, seine Güterwagen 
nur im Ganzen verfrachtet, und die Beschaffung der 
Ladungen dem Privatspeditionsgeschäfte überlässt. Das 



1) Solche Ausnahmen werden durch die Express-Kompanien der 
Vereinigten Staten gebildet, welche unter spezieller Assekuranz die 
Sammlung von Briefen und Frachtstücken zur Beförderung durch 
die Post betreiben. 
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Verhältniss ist dann von Seiten der Eisenbahnverwaltang 
der Verfrachtung eines Schiffes en bhc zu vergleichen und 
dürfte fUr den Betrieb der Eisenbahnen durch den Stat 
wohl das allgemein giltige werden. 

Hat nach dem vorigen die Wirthschaftspolitik aus dem 
ganzen Bereiche der Nationalwirthschaft erstlich die eigent- 
liche Statswirthschaft^ zweitens den Betrieb wohlbegründeter 
Regalien^ drittens die monopolitische Erhebung von Steuern 
und viertens die Unterhaltung wirthschaftlicher Landes- 
kulturanstalten für den Stat ausgeschieden, so bleiben die 
übrigen Vorgänge des wirthschaftlichen Lebens zwar den 
Privatwirthschaften überlassen aus denen die Volkswirth- 
Schaft sich zusammensetzt, und es muss auch ftlr das Ver- 
hältniss der Statsgewalt zu dieser der Grundsatz geltend 
gemacht werden dass der höchste zulässige Grad freier Be- 
wegung ftir die Produktivität derselben am vortheilhafte- 
sten ist; der wirthschaftliche Liberalismus täuscht sich in- 
dessen vielfach über die Grenzen dieser Freiheit, sowohl in 
Bezug auf die beschränkenden Bedingungen der gesell- 
schaftlichen Rechtsordnung innerhalb welcher die Bewegung 
vor sich geht, wie in Bezug auf die Zulässigkeit einzelner 
Vorgänge und ihrer Wirkungen^). 



1) Bastiat hat seinen Sophismes Econorniques^ Deuxihne Serie, 
als Motto die Aeusserung Bentham*s vorgesetzt: „das was die In- 
dustrie sich von der Statsregierung zu erbitten hat, ist so bescheiden 
wie das was Diogenes sich von Alexander erbeten: gehe mir aus der 
Sonne*^ Bentham und Bastiat haben nur beide vergessen, dass die 
Sonne, in welcher die Industrie sich erwärmt, ihr erst vom State ge- 
macht werden muss, selbst wenn etwa, wie in der mohammedanischen 
Welt, ihr die Religion schon einen Mond gemacht haben sollte. Der 
Koran verbietet nicht nur die Zinsen, sondern überhaupt alle Kredit-, 
Spekulations- und Assekuranzgeschäfte, — wenig vortheiihaft für' In- 
dustrie und Handel in solchem Mondscheine zu arbeiten! — Da 
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Die Gegner der Statseinmischung in die Vorgänge der 
Volkswirthschaft bringen sich in der Regel nicht zum Be- 
wuBstsein dass ihre ganze freie Wirthschaft sich unvermeid- 
lich nach den Regeln bewegt welche der Stat nach Gründen 
der Wirthschaftspolitik und Sozialpolitik ihr vorschreibt. 
Es ist die allgemeine Rechtsordnung der Gesellschaft durch 
welche diese Regeln bestimmt sind. Zu dem was in dieser 
Beziehung aus der Sozialgesetzgebung hervorgeht^ kommen 
die Spezialgesetze welche dem Betriebe der Wirthschaft in 
besonderen Beziehungen seine Bahnen vorzeichnen. £s 
sind die Gesetze welche sich auf Landbau^ Forstkultur^ 
Bergwesen y Vieh wirthschaft, Fabrikwesen, Büieingewerbe, 
Hauswirthschaft, Mass und Gewicht, das nationale Geld-, 
Kredit- und Banksystem, den Handel und die Schifffahrt 
beziehen. 

Die wirthschaftliche Rechtsordnung der heutigen zivili- , 
sirten Welt gründet sich auf den persönlichen Vermögens- 
besitz. Ohne die Herrschaft des Menschen über die Macht- 
mittel aus denen sein Vermögen besteht, gibt es keine 
Wirthschaft. In der Statsgesellschaft kann diese Herrschaft 
nur in einer öffentlich anerkannten und in ihren nach aussen 
gehenden Beziehungen geordneten Weise bestehen. Sie muss 
durch öffentliches Recht geheiligt und gesichert sein, um 



müssen denn beide zum State sagen, nicht „gehe mir aus der Sonne", 
sondern „tritt mir vor den Mond und schaffe mir Sonne!" — Viel- 
leicht würde Bastiat sagen, es sei nicht der Stat sondern die Wissen- 
schaft welche hier Sonnenlicht zu schaffen habe. Aber wie soll die 
Wissenschaft gegen religiösen Aberglauben aufkommen wenn dei 
Stat sie nicht schützt? Kurz die Regierung, welche der Industrie 
aus der Sonne und sogar aus dem Wege gehen soll, schafft ihr die 
Sonne und bahnt ihr die Wege, und der diogenische Hochmuth steht 
ihr dem State gegenüber sehr schlecht an, sowie sie überhaupt zur 
Diogenes-EoUe sehr schlecht passt, denn sie ist sehr vielbedürftig. 
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sich zu erhalten. Das auf diese Weise der Herrschaft des 
Besitzers rechtlich unterworfene Vermögen ist dessen Eigen- 
thum. Wirthschafter kann der Mensch nur als Eigenthümer 
sein. Fehlt ihm diese Eigenschaft^ so sinkt er zur blossen 
Maschine, wenn nicht zum Maschinentheile herab. Der 
Arbeiter als freie Persönlichkeit ist wenigstens Eigenthümer 
seiner Kraft und Geschicklichkeit und wird dadurch für 
sich selbst zum Wirthschafter. Wäre der Stat alleiniger 
Eigenthümer^ so wäre er auch alleiniger Wirthschafter^ und 
das ganze Volk bestände nicht nur aus seinen Arbeitern^ 
sondern sogar aus seinen Sklaven. Die Herren Sozialisten 
und Kommunisten scheinen sich nach einem solchen Zu- 
stande zu sehnen. Mit der Begründung des persönlichen 
Eigenthums beginnt das System des wirthschaftlichen In- 
dividualismus; welches sich theils unmittelbar aus rohen 
rechtlosen Zuständen theils aus kommunistischen Einrich- 
tungen entwickelt hat; durch die Einseitigkeit seiner end- 
lichen Formulirung aber in neuester Zeit den kommunisti- 
schen Bestrebungen wieder Anlass gibt sich damit in Wider- 
spruch zu setzen und dagegen anzukämpfen. So hat die 
heutige Wirthschaftspolitik im Widerstreite zwischen der 
individualistischen und kommunistischen Bichtung die Auf- 
gabe der Vermittelung zu lösen. Es handelt sich dabei um 
das richtige Verhältniss zwischen den Interessen des In- 
dividuums und denen der menschlichen Gesellschaft oder 
des Menschengeschlechtes überhaupt, — ein Verhältniss 
welches durch den Stat hergestellt werden soll. Durch die 
Bestimmungen des Eigenthumsrechtes erhält dasselbe seine 
jemalige Grundgestalt. 

Der Gegenstand des Eigenthumsrechtes ist das Ver- 
mögeu; in welchem Inhalt und Form unterschieden werden 
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müssen. Im Eigenthumsrechte ist daher auch das Becht 
auf die Form vom Rechte auf den Inhalt des Vermögens 
zu unterscheiden, und das Verhältniss der Geseilschaft zum 
Individuum ist in diesen beiden Beziehungen ein wesentlich 
verschiedenes; was die Wirthschaftspolitik anzuerkennen 
hat. Den Inhalt des Vermögens bildet der Werth als all- 
gemeine wirthschafkliche Substanz, die^ soweit überhaupt 
ihre Quantität messbar ist; als Geldsumme gemessen wird; 
die Form desselben erscheint in den zahllosen. Werthgestalten 
des wirthschafdichen Lebens. Das Eigenthumsrecht hat 
also zwei Elemente^ von welchen jedes getrennt vorkommen 
kann, welche aber doch nur in ihrer Verbindung das voll- 
ständige Recht darstellen. Man hat ein Recht auf einen 
Gegenstand aber nicht auf den Werth desselben^ wenn man 
den Gegenstand gekauft aber nicht bezahlt hat. Man hat 
umgekehrt ein Recht auf den Werth eines Gegenstandes 
aber nicht auf den Gegenstand selbst^ wenn man diesen 
verkauft aber noch nicht bezahlt erhalten hat. Das Ver- 
hältniss des States zum Privateigenthümer ist nun in Bezug 
auf diese beiden Rechtsbestandtheile ein verschiedenes. Er 
betrachtet im allgemeinen den Vermögensinhalt des Privat- 
eigen thümers aU unantastbar; er behauptet aber sein Recht; 
im öffentlichen Interesse über die Vermögensform zu ver- 
fugen. In der Besteuerung allerdings macht er an den 
Vermögensinhalt des Volkes Ansprüche — denn es ist eine 
vollkommen schiefe Auffassung dass er durch die den 
Steuerzahlern in der politischen Ordnung gewährten Vor- 
theile ein Aequivalent gewähre; — und wenn es sich um 
sein Dasein handelt; mag er wie das Leben so auch das 
Vermögen seiner Angehörigen in Anspruch nehmen. Wie 
ein solcher Nothfall aber nicht die Sklaverei oder Recht- 
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losigkeit des Volkes beweist^ so beweist er auch nicht die 
Aufhebung des £igenthumsrechtes; und in der Besteuerung 
Boily wenigstens der Absicht nach; nur ein Produkt, nicht 
aber das Kapital der Privatwirthschaf); angesprochen werden. 
Vermögenskonfiskation ist in zivilisirten Staten selbst als 
Strafe nicht mehr in Gebrauch, während durch Expropria- 
tion die Statsgewalt mit weitgehender Freiheit über die 
Vermögensformen verfügt; nicht jedoch ohne dem Eigen- 
thümer ihren Werth zu vergüten. 

Es ist in der verschiedenen Natur des beweglichen und 
unbeweglichen Eigenthums begründet dass das Enteignungs- 
recht des States sich dazu verschieden verhält. Der Stat 
allerdings requirirt im Eriegsnothstande von beweglichem 
Eigenthume was er bedarf, aber er hält sich dazu eben nur 
durch den Nothstand berechtigt*, er expropriirt dagegen 
im blossen Interesse öffentlicher Kommunikationsmittel, 
Bauten und Verschönerungen, ja zum Besten der Privat- 
wirthschaft wenn deren Vörtheil mit dem öffentlichen Wohle 
in einem hinreichend nahen Zusammenhange steht. Dabei 
kommen zwei verschiedene Elemente des Grundeigen- 
thumsrechtes in Betracht : das Recht auf die ausschliessliche 
und das Recht auf eine beliebige Benutzung des bestimmten 
Raumes der Erdoberfläche. Ist dieses letztere im öffent- 
lichen Interesse zu beschränken, so sind wirthschaftspolizei- 
liche, sittenpolizeiliche oder gesundheitspolizeiliche Vor- 
schriften ausreichend. Um eine viel ernstere und viel 
weiter reichende Angelegenheit handelt es sich aber in dem 
Rechte auf die ausschliessliche Benutzung des Raumes. 
Nach diesem Rechte kann der Eigenthümer eines Stückes 
der Erdoberfläche Menschen und Sachen von diesem Räume 
ausschliessen. Während nun jedes Ding einen Raum ein- 
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nehmen muBB und jeder MenBch auBserdem für Bewegung 
and Ortsveränderung deB freien RaumeB bedarf, iBt der 
Raum der Erdoberfläche überhaupt, und um so mehr der 
des bewohnbaren und benutzbaren Theiles derselben, ein 
beschränkter, dabei das Menschengeschlecht in steter Ver- 
mehrung begriffen. Wie also, wenn einmal in der Zukunft 
der bewohnbare und benutzbare Raum einer kleineren Zahl 
von Qrundeigenthümem gehörte, von deren Belieben es 
abhinge wen sie überhaupt auf der Erde dulden wollten? — 
Man erkennt leicht dass mit dieser Frage das Grundeigen- 
thum im Prinzipe überhaupt verurtheilt ist, und dass der 
ihm unter jetzigen Verhältnissen gewährte Rechtsschutz 
nur als eine M assregel vorübergehender Zweckmässigkeit 
betrachtet werden muss. Zugleich wird aber auch klar 
dass in dem Rechte der Expropriation des Grundeigen- 
thumes und der darauf feststehenden Errichtungen der Stat 
nur ein ganz allgemeines Recht der Gesellschaft auf den 
Raum des Statsgebietes in der Anwendung auf einzelne 
Bedürfnisse geltend macht. 

Es unterliegt keinem Zweifel dass die Veranlassungen 
dazu mit fortschreitender Kultur sich vermehren und er- 
weitem und dass die Gesetzgebung der zivilisirten Welt 
sich auf der Bahn der Expropriation des Grundeigenthums 
weiter bewegen wird. Die Fortschritte auf den verschie- 
densten Gebieten der Kultur müssen dies zur Folge haben, 
weil mit diesen Fortschritten die Einsicht in den Zusammen- 
hang der Einflüsse verschiedener Beschaffenheiten und Be- 
natzungen der Erdoberfläche auf das menschliche Leben, 
und in die Nothwendigkeit und Möglichkeit einer von der 
Wissenschaft und Technik geleiteten Gestaltung und An- 
ordnung zunimmt. Das Feld auf welchem sich die Ex« 
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propriation in ihren Fortschritten weiter bewegen muss^ 
lässt sich 80 ziemlich übersehen. Sie wird fortschreiten 
müssen : 

1. Zu Gunsten von Verkehrsstrassen, also Eisen- 
bahnen; Kanälen, Landstrassen, städtischen Strassenkorrek- 
tioneu;. Strassenerweiterungen und Durchbrüchen. 

2. Zu Gunsten der Errichtung öffentlicher Gebäude 
und Monumente, der Herstellung öffentlicher Plätze, Parke 
und Verschönerungen. 

8. Zu Gunsten von Befestigungen, Quai- und Hafen- 
bauten. 

4. Zu Gunsten von Bewässerungs- , Entwässerungs- 
und Wasserversorgungswerken, Wasserschutzbauten and 
Flussrektifikationen. 

5. Zu Ghinsten der Herstellung eines dem Klima, dem 
nöthigen Bodenwasser, der Gesundheit und den wirthschaft- 
lichen Bedürfnissen entsprechenden Verhältnisses von Wald- 
land zu anderen Formen der Pflanzendecke. 

6. Zu Gunsten der Gewinnung von Naturprodukten, 
wie Metallen, Salzen und Steinkohlen. 

7. Zu Gunsten einer den gesellschaftlichen Bedürf- 
nissen entsprechenden Vertheilung der Bevölkerung, also 
zu Stadterweiterungen, Stadtanlagen und neuen Ansiede- 
lungen. 

Soweit der Privatgrundbesitz keinem dieser öffentlichen 
Interessen im Wege steht, lässt ihn allerdings das Expro- 
priationsrecht ungestört; im Prinzipe jedoch schwebt die 
Möglichkeit der Expropriation über dem Haupte jedes 
Grundeigenthümers, und es ist wichtig dass dies als der 
Natur der Dinge entsprechend anerkannt wird. Für die 
Art der Benutzung des Bodens durch die Privatwirthschaft 
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folgt indesBen daraus doch weiter nichts als dass diese sich 
nicht mit dem allgemeinen Interesse der Nation in Wider- 
sprach setzen 'darf. Zu Gunsten eines agrarischen Kom- 
munismus ist daraus nichts abzuleiten. Bei alledem täuschen 
sich die Herren von der Schule des Diogenes-Prinzipes in 
der Wirthschaftspolitik mit der Meinung dass das was 
seit unvordenklichen Zeiten unter dem sicheren Schutze 
des States besteht und vor sich geht; ganz natür- 
lich und gar nicht anders sein könne. Das persönliche 
Eigenthumsrecht aber ist kein natürliches sondern ein poli- 
tisches Prinzip; welches sich keinesweges von selbst ver- 
steht; so wenig wie das Erbrecht, welches mit ihm ver- 
bunden^ die Grundlage unseres ganzen wirthschaftspoliti- 
schen Systemes ausmacht. 

Durch das Erbrecht gestaltet sich die Privatwirthschaft 
aus der Personalwirthschaft zur Familienwirthschaft; und 
damit überhaupt zur materiellen Grundlage der Familie^ 
von deren Bedeutung in sozialpolitischer Beziehung wir im 
vorigen Kapitel gehandelt haben. Aber auch für das rein 
wirthschaftliche Leben ist diese Wirkung von den ent- 
scheidendsten Folgen; indem dadurch allein die Ansamm- 
lung von Kapital in jeder Form und damit die Möglichkeit 
grosser Privatuntemehmungen und fortgeführten Geschäfts- 
betriebes gegeben ist. Das ist freilich gerade das was der 
Sozialismus nicht will; mn so mehr aber beruht darauf der 
Fortschritt menschlicher Kultur; welcher in allen Dingen 
von einzelnen besonders begabten Persönlichkeiten ausgeht. 
In anderer Beziehung erreichen grosse Zweige der Volks- 
wirthschaft; wie der Handel; das Seewesen; Bergwesen; 
FabrikweseU; der Landbau ; ihre Ausbildung nur in aut 
einander folgenden Generationen; in denen Neigungen; Ge- 
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wohnheiten, Geschicklichkeiten; LebensanschaauDgen und 
LebenBweiBen sich als Familienerbe fortpflanzen. In rühm- 
lichem Sinne wird desshalb von einer alten Industrie, von 
einer alten Bodenkultur, von einem alten HandlungshausC; 
gesprochen. Theilweise vom Erbrechte hängt es ab, unter 
welchen Voraussetzungen und Bedingungen Geschäfte nach 
dem Tode ihrer zeitweiligen Inhaber und Betreiber sich in 
der Familie erhalten und fortfuhren lassen. Wie bei der 
Expropriation, handelt es sich hierbei um die Unterschei- 
dung von Inhalt und Form des Vermögens. Während der 
Inhalt bei mehreren Erben Gegenstand einer Theilung wird; 
bleibt es eine Frage des öffentlichen Wohles, also der poli- 
tischen Zweckmässigkeit; ob nicht geschlossene Vejrmögens- 
formen vor der Auflösung durch Erbtheilung bewahrt sein 
sollen. Die Zersplitterung des Grundeigenthums und die 
Unbeständigkeit der Geschäfte ist ein Uebel welches ein- 
geschränkt zu werden verdient. 

Mit dem Erbrechte hat das Recht des Vermögens- 
besitzes juristischer Personen selbst dann eine innere Ver- 
wandtschaft; wenn das solchen Personen zugehörige Ver- 
mögen nicht aus einer Erblassung sondern aus einer Stif- 
tung oder Schenkung bei Lebzeiten entspringt. Beide 
Rechtsgebiete haben das gemein dass in ihnen ein wirth- 
schaftlicher Wille und Zweck von seinem persönlichen 
Ursprünge abgelöst, und nur in seinen weiteren Trägern 
noch vorhanden, zur Geltung kommt. Im privatrechtlichen 
und privatwirthschaftlichen Sinne ist als Fiskus oder Aerar 
der Stat selbst eine juristische Person; als suveräne Zweck- 
gemeinschaft aber, in deren Zwecksystem alle besonderen 
Zwecke von Individuen oder Vereinen, insofern sie sich 
äusserlich und praktisch geltend machen wollen^ sich ein- 
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passen müssen^ ist er es alleiii welcher besonderen Zweck* 
gemeinschaften und Zweckanstalten ihre rechtspersönliche 
Geltung und damit die Stellung von Eigenthümem und 
Wirthschaftem verleihen kann. Davon können, unbe- 
schadet ihrer Autonomie im Gebiete des Glaubens und der 
religiösen Uebung, auch kirchliche Gemeinschaften keine 
Ausnahme machen. Nur mit dem Willen und nach dem 
Ermessen des States können sie Eigenthümer und Wirth- 
schafter sein, und es liegt in ihrer wirthschaftlichen Stel- 
lung immer eine Frage der Wirthschaftspolitik vor, von 
weiter reichenden politischen Interessen dabei abgesehen. 

Mit den Gesetzen über die ehelichen Vermögensverhält- 
nisse und über die verschiedenen Arten privatwirthschaft- 
licher Vereinigungen, über Eigenthumserwerbung durch 
Autorschaft, Entdeckung, Erfindung und Aneignung herren- 
loser Dinge und über die Ansprüche auf den Schutz der 
daraus entspringenden Bechte, über die Verhältnisse zwi- 
schen Geschäftsuntemehmem und Arbeitern, Herrschaften 
und Dienstboten, über das Kreditwesen, das Konkurs- 
verfaJhren, und zum Schutze gegen Betrug in Handel und 
Gewerben wie gegen Fälschungen von Nahrungsmitteln und 
anderen Handelswaren^ endlich mit dem Rechte der Be- 
willigung oder Verweigerung von Privilegien, Konzessionen 
und Lizenzen, mit der Aufstellung von Bedingungen ftir 
Gesellschaftsunternehmungen und der Beaufsichtigung ge- 
wisser Geschäftsbetriebe, greift die Wirthschaftspolitik so 
tief in die Privatwirthschaft ein, dass dieser nichts als die 
Freiheit übrig bleibt sich auf vorgezeichneten Wegen zu 
bewegen. Und es kann dies nicht anders sein, da die 
Wirthschaft überhaupt nur ein den höheren menschlichen 
Zwecken dienendes Mittel ist, wie entschieden sie auch 

Froebel, Politik. 13 
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einem tieferen Bewusstsein der einzelnen Menschen als 
Selbstzweck erscheinen mag. Kein Beruf; Geschäft oder 
Gewerbe kann berechtigt sein im Namen eines vermeint- 
lichen Prinzipes individueller Freiheit eine Stellung zu ver- 
langen; welche von der wirthschafüichen Gesetzgebung nicht 
erreicht werden könnte. Auch die Bewegung der Privat- 
wirthschaft auf den vorgezeichneten Wegen kann ihre Frei- 
heit nicht als ein Prinzip sondern nur im Namen und nach 
Massgabe der Zweckmässigkeit verlangen. Aber allerdings 
wird der höchste Grad der unter jemaligen gesellschaft- 
lichen Verhältnissen gewährbaren Freiheit der zweck- 
mässigste sein und die Beschränkung wird sich immer erst 
als notwendig legitimiren müsBen. 

Der öffentliche Rechtszustand unter welchem und in 
welchem die Volkswirthschaft sich bewegt, ist im übrigen 
nicht allein von den Gesetzen sondern auch von deren 
Handhabung und Vollstreckung abhängig. Eine sichere, 
schnelle und zweckmässige Rechtspflege ist eine ganz wesent- 
liche Bedingung des Gedeihens nationaler Wirthschaft. Aber 
auch eine verständige, thätige und mit den hinreichenden 
Machtmitteln ausgerüstete Polizei gehört dazU; und gibt dem 
Rechtszustande für die Wirthschaft erst seinen praktischen 
Werth. Denn es ist wohl zu bedenken dass es dieser nicht 
um die Idee des Rechtes sondern um seinen Nutzen zu 
thun ist; und dass ihr die Verhütung eines Nachtheiles 
lieber ist als zehn gewonnene Prozesse. Wenn der Bauer 
gern prozessirt; obschon jetzt auch nicht mehr so gern wie 
früher; so ist es weil er in wirthschaftlichen Begriffen am 
weitesten zurück ist imd weil er als Grundeigenthümer 
einen rechthaberischen Zug territorialer Suveränetät in sich 
spürt Der Industrielle dagegen; und der Kaufmann be- 
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stehen nie „auf ihrem Schein^', sondern sind immer zu Kom- 
promissen bereit. Eine gute Polizei aber ist in ihrem Inter- 
esse, weil sie der Sicherheit bedürfen. Und selbst da wo 
eine scharfe Wirthschaftspolizei den unredlichen Fabrikanten 
und Kaufmann zu Gunsten der Käufer und Konsumenten 
in Zucht und Ordnung hält, gereicht die Wirkung zum 
Vortheile der nationalen WirthschafL Dass von der Polizei- 
gewalt , wie von jeder " anderen Gewalt, Missbrauch ge- 
trieben werden kann, verringert nicht den Werth der 
Dienste welche sie der Wirthschaft, wie überhaupt der Ord- 
nung und Sicherheit, zu leisten berufen ist. Im übrigen 
sind die Albernheiten liberaler Abneigung gegen dieselbe 
an früherer Stelle schon gewürdigt worden. 
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ZEHNTES KAPITEL. 



Die Verkehrspolitik. Bewegung von Geld, Waren nnd Menschen im 
Zusammenhange. Das Geldsystem und Kreditsystem der Nation. 
Die Freiheit des wirthschaftlichen Verkehres innerhalb der nationalen 
Kechtsordnung. Freihandel oder Schutzzoll. Falsche Stellung der 
Frage. Das Steuersystem. Die progressive Besteuerung der Auf- 
wandsobjekte ohne Bücksicht auf den Unterschied zwischen fremden 
und einheimischen Erzeugnissen das normale System und zugleich 

die Lösung der Frage. 



In den Schranken der nationalen Rechtsordnung über- 
lässt eine verständige Wirthschaftspolitik die Volkswirth- 
schaft ihren eigenen Antrieben' und Erfolgen^ obschon nicht 
ohne sich ihre weitere Einwirkung auf die Vorgänge der- 
selben vorzubehalten wo immer d%ß öiFentliche Wohl eine 
solche gebieten mag. 

Die produzirenden Gewerbe und Geschäfte bieten dazu 
am wenigsten Veranlassung und die grössere Produktivität 
der freien Bewegung spricht zugleich zu Gunsten dieser 
letzteren. Die Gewerbsfreiheit ist nicht mit Unrecht ein 
allgemein anerkannter Grundsatz geworden. Indessen ist 
doch durch die grosse Entwickelung der Fabrikindustrie 
die Nothwendigkeit einer besonderen Gesetzgebung für die 
Arbeit in Fabriken hervorgerufen worden, welche auf der 
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einen Seite zum Schutze der Arbeiter auf der anderen zur 
Sicher&tellung der Geschäftsherren; weiterer Ausbildung 
bedarf. Ein ähnliches Bedürfniss besteht in Bezug auf das 
Verhältniss . von Meistern und Gesellen, oder, wenn man 
diese Bezeichnung für altmodisch halten sollte, von Hand- 
werksunternehmern und Gehilfen, und es ist dieses «um so 
dringender, als seit Einfuhrung der Gewerbsfi*eiheit das 
Verhältniss einer fast vollständigen Verwilderung über- 
lassen worden ist. Eine verständige Einrichtung desselben 
mtisste zugleich die Lehrlingsfrage lösen und damit unsere 
Gewerbe vor einem vielfach drohenden Verfalle schützen^). 
Hieran schliesst sich weiter das Bedürfniss einer zweck- 
mässigen Gestaltung des Verhältnisses zwischen Herr- 
schaften und Dienstboten in der Hauswirthschaft. Es ist 
sehr löblich dass eine humane und gerechte Gesetzgebung 
in diesen wie in anderen Verhältnissen sich des schwächeren 
Theiles angenommen hat; nur haben sentimentale oder po- 
pularitätssüchtige Gesetzgeber vielfach das Kraftverhältniss 
umgekehrt und damit die wirthschaftliche Narrheit einer 
verkehrten Welt hervorgebracht. 

Handel und Verkehr machen indessen an die Wirth- 
schaftspolitik stärkere und vielfältigere Ansprüche. 

Der wirthschaftliche Verkehr vollzieht sich durch die 



1) Wie in anderen Dingen, führt auch in der Lehrlingsfrage die 
Maxime des Gehenlassens (von der Sonne des Diogenes kann in einer 
Schusterwerkstätte wohl nicht die Rede sein) zum Umschlag in den 
Sozialismus. In dem Programme welches in einer im letzten Herbste 
gehaltenen Yersammlung der Wähler des 5. Pariser Arrondissements 
dem Kandidaten Louis Blanc zugeschrieben oder vorgeschrieben 
worden ist, wird der professionelle Unterricht (Venseignement pro- 
fessionelj in den Volksschulen, also die Einrichtung von Schneider- 
Bchulen, Schnsterschulen u. s. w. verlangt. 
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Bewegung von Perftonen^ Waren und Geld; oder statt des 
letzteren von Ereditwerthen welche an die Stelle des Geldes 
treten. Das Bewegungsmittel ist der Transport im allge- 
meinsten Sinne; — sei es der physische, welcher eine räum- 
Uche Ortsveränderung bewirkt; sei es der geistige, welcher 
in Gedanken einen Werth von einem Eigenthümer auf den 
anderen überträgt, wie einen Werthposten auf dem Buche 
einer Bank von einem Conto auf das andere. Für die 
Wirthschaftspolitik ergeben sich nun in dieser Beziehung 
wichtige Aufgaben aus dem Umstände, dass zwischen den 
Hauptformen auf welche sich der grosse Verkehr reduzirt, 
also zwischen Waren, Geld und Menschenkräfken, ein Ver- 
hältniss besteht, dessen Schwankungen zwar zu den regel- 
mässig wirkenden Ursachen und erscheinenden Folgen der 
wirthschaftlichen Bewegung gehören, so dass ohne dieselben 
der Stillstand eintreten würde, — dessen tiefere und wesent- 
lichere Störungen aber wirthschaftliches Unheil stiftea Die 
Handels- und Geschäftskrisen sind in der That nichts 
anderes als solche Störungen, welche die verschiedensten 
und komplizirtesten Ursachen haben können. Da es sich 
dabei um Verhältnissgrössen handelt, muss jedes Miss- 
verhältniss sich in der doppelten Form des Mangels und 
des Ueberflusses darstellen, als Mangel auf der einen und 
als Ueberfluss auf der anderen Seite, von Waren, von Geld, 
von Menschenkräften. In der Erzeugimg der wechselnden 
Mengenverhältnisse dieser Hauptformen des Verkehrs- 
inhaltes ist aber das Zeitmass der Bewegung ein wichtiger 
Faktor, woraus hervorgeht dass in Beschleunigungen und 
Verlangsamungen des Umlaufes das Mittel zu suchen ist 
die Vorgänge zu reguliren, Unheil zu verhüten und ge- 
schehenes zu mildern und zu beseitigen. 
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Die Geschwindigkeit der wirtfaschaftlichen Bewegung 
ist im allgemeinen eine Steigerung der wirthschafÜichen 
Produktion^ also der Vermögensbildung. Eine verständige 
Wirthschaflspolitik n^aefat sich daher überhaupt die Förde- 
rung und Erleichterung des Verkehres zur Aufgabe. Sie 
muss daher auch jede Besteuerungsform verwerfen von 
welcher die Vorgänge des Verkehres selbst getroffen und 
gelähmt werden, und macht dem State die Herstellung, Ver- 
voUkommung und Unterhaltung der nationalen Verkehrs- 
anstalten und Verkehrsapparate zur Pflicht. Indessen handelt 
es sich im wirthschaftlichen Verkehre um mehr als um die 
Mechanik des Transportes. Hinter seinen Bewegungen 
liegen Werthverhältnisse^ für die das Geld den Massstab 
bildet und bei deren Ausgleichung es als Zahlungsmittel 
dient Soll es aber dazu brauchbar sein^ so muss es eine 
gewisse Beschaffenheit haben; und nachdem diese eine mehr 
oder minder zweckmässige ist, wird es dem Verkehre 
bessere oder schlechtere Dienste leisten und diese Dienste 
auf einen weiteren oder engeren Verkehrskreis ausdehnen. 
Je weiter dieser Kreis reicht, desto nützlicher macht es 
sich im Verkehre. Wäre es möglich ein Weltmünzsystem 
durchzuführen; so wäre das ein unzweifelhafter Gewinn für 
den Weltverkehr, und es lässt sich nicht einsehen wesshalb 
in fernerer Zukunft die Durchfuhrung nicht möglich sein 
sollte. Dass die Interessen nationaler Sonderwirthschaft 
dem entgegenstehen, dürfte in der That, sofern es sich 
nicht um einen gegebenen Zeitpunkt handelt, ein Vor- 
ortheil sein. 

Einstweilen sind für ein den heutigen Anforderungen 
entsprechendes Münzsystem von einem sehr kompetenten 
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Beurtheiler ^) folgende Forderungen aufgestellt worden: 
einheitliche Währung, und zwar Goldwährung, in allen 
Ländern der Welt; nationale Gestaltung des Münzsystemes 
in Bezug auf Werthgliederung mit Berücksichtigung des 
Bedürfiusses leichter Umrechnung im internationalen Ver- 
kehre; freies Prägerecht zur Herstellung allgemeiner Ein- 
bürgerungsfreiheit des Geldmateriales. 

Die nächste Aufgabe der Verkehrspolitik bezieht sich 
sodann auf die durch die Zwischenkunft des Kredites vor 
sich gehende Werthbewegung. Es handelt sich dabei nicht 
um den Kredit in dem beschränkten Sinne einer älteren 
Wirthschaftsperiode^ — nicht um den Kredit als ein Mittel 
sich Geld, oder auch werthvolle Dinge ohne Geld, zu ver- 
schaffen, sondern um den Kredit als eine selbständige und 
umlaufsfähige Werthform, welche sich an die Stelle des 
Geldes setzt. Die Ausbildung des Kredites in diesem Sinne 
hat in unserer Zeit eine früher nicht gekannte wirthschaft- 
liche Bedeutung erlangt In der heutigen Wirthschaft sind 
die Werthübertragungen welche durch Vermittelung des 
wirklichen materiellen Geldes vor sich gehen, im Verhältniss 
zu denen welche der Kredit durch Wechsel und Bank- 
noten bewirkt, verschwindend klein. Immer aber bleibt 
der Kredit an das Dasein des Geldes gebunden, und als 
das zu allen letzten Ausgleichungen unentbehrliche Zah- 
lungsmittel behält, bei aller Ausbildung des Kredites, das 
Geld seine Bedeutung, ja diese Ausbildung wäre ohne die 
Voraussetzung des Geldes gar nicht denkbar. In dieser 
nothwendigen Verbindung stehen nun Geld und verwend- 
barer Ejredit wiederum in einem Grössenverhältnisse welches 



1) Ludwig Bamberger, Keichsgold. 
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keine wesentliche Störung verträgt ohne dass daraus Un- 
heü entspringt, und es wird die. Erhaltung eines richtigen 
Verhältnisses dieser beiden Werthformen zu einer wichtigen 
Aufgabe der Wirthschaflspolitik. Diese Aufgabe hat sie 
durch Herstellung eines zweckmässigen nationalen Bank* 
systemes zu lösen. Die Banken sind die besonderen Appa- 
rate für die zusammenhängende Geld- und Ereditbewegung, 
und sie sind es durch welche das Verhältniss beider Be- 
standtheile zu einander und zum Bedarfe des nationalen 
und internationalen Wirthschaftsbetriebes regulirt wird. 

Es ist klar dass der Zweck einer solchen Regulirung 
auf eine befriedigende Weise nur durch ein einheitliches 
nationales Banksystem erreicht werden kann. Zu einem 
solchen Systeme kann eine Mehrzahl unabhängiger und nur 
an gewisse gesetzliche Bestimmungen gebundener Depo- 
siten- und Girobanken gehören ; als Regulator der nationalen 
und internationalen Geld- und Ereditbewegung aber muss 
eine grosse, mit dem Monopole der Notenausgabe ausge- 
rüstete Nationalbank an seiner Spitze stehen, welche sich 
mit ihren Filialen im Lande verzweigt; und hinreichende 
finanzielle Macht besitzt um durch Diskonto und Aus- 
dehnung oder Einschränkung des gewährten Kredites das 
Tempo des nationalen und internationalen Wirthschafts- 
verkehres in den Geld- und Warenströmungen beeinflussen 
zu können. Dass ein solches Institut auch dem State in 
der Lösung finanzieller Aufgaben wichtige und oftmals un- 
entbehrliche Dienste leisten kann^ bedarf kaum besonders 
hervorgehoben zu werden; setzt aber keinesweges voraus 
dass eine Nationalbank auch Statsbank im Sinne einer 
Btatswirthschaftlichen Anstalt sei. Sie darf sogar keine 
solche sein; weil sie als solche durch ihre Uebermacht die 
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Triebfedern des Privatverkehres entkräften^ zugleich aber 
was noch wichtiger ist^ jener von uns schon bekämpften 
Absicht^ der Volkswirthschaft einen mehr statswirthschaft- 
lichen Charakter zu geben^ einen ganz entscheidenden Vor- 
schub leisten würde. In einem bestimmten und klar defi- 
nirten Oeschäftsverhältnisse wird sie aber mit dem State 
stehen müssen, und dieses wird darin seine Grundlage 
haben müssen dass ihren Noten die Eigenschaft eines ge- 
setzlichen Zahlungsmittels oder Geldrepräsentanten zu- 
erkannt wird, wogegen sie selbst verpflichtet wird dafür 
zu sorgen dass diese Noten an jedem geschäftlich bedeuten- 
den Orte des Landes immer in Geld umsetzbar sind. Diese 
Eigenschaft können die Noten einer Nationalbank nur im 
Inlande geltend machen und dem internationalen Verkehre 
können sie nur mittelbar dienen. Auch für diesen jedoch, 
der seine Zahlungen in Wechseln und zur Ausgleichung in 
Metallgeld oder Geldmetall leistet, und für diesen ganz be- 
sonders, tritt eine Nationalbank als der grosse Vermittler 
und Regulator ein. 

Was die übrigen Bestandtheile des internationalen Ver- 
kehres — das Aus- und Einströmen von Waren, wirth- 
schaftlichen Gedankenmittheilungen und Arbeitskräften — 
also den internationalen Handel, die Schifffahrt auf dem 
Meere und auf internationalen Binnengewässern und Ka- 
nälen, sowie die mit der Schifffahrt verbundenen Welt- 
gewerbe, die Sicherheit des Privateigenthums zur See im 
Kriege, die Seepolizei, die internationalen T^egraphenlinien 
und die Aus- und Einwanderung betrifft, so stehen der 
Wirthschaftspolitik die Mittel der Steuergesetzgebung, der 
internationalen Verträge, im Nothfalle des Krieges, und in 
allen Beziehungen die der fUr das eigene Territorium und 
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die eigenen Unterthanen giltigen Vorschriften zur Verfugung, 
um ihren Einfluss geltend zu machen. Die Aub- und Ein- 
wanderungsfrage ist von uns schon in einem früheren Ka- 
pitel besprochen worden insofern sie mit den Bevölkerungs- 
Verhältnissen überhaupt zusammenhängt. Ihre wirthschaft- 
liche Bedeutung liegt theils in dem qualitativen und quan- 
titativen Werthe der ab- und zugehenden Arbeitskräfte an 
sich, theils in diesem Werthe im Verhältniss zu dem vor- 
handenen Geld- und Waren- Vermögen der Nation; daraus 
hervorgehend in ihrem Zusammenhange mit der Höhe der 
Arbeitslöhne und den dadurch bedingten Warenpreisen. 
Welche ihre Wirkungen aber auch sein mögen — der Ab- 
und Zugang der Menschen steht in einem so wesentlichen 
Verhältnisse zu dem Ab- und Zugange von Waren und 
Geld, dass jede dieser drei Strömungen die anderen beiden 
ergänzt; und dass die der einen gewährte Freiheit die Frei- 
heit der anderen bedingt. Freie Bewegung der Waren, 
des Geldes und der Menschen : — keiner dieser drei Grund- 
sätze kann ohne die beiden anderen in Ausführung ge- 
bracht werden ; ohne dass sich dadurch Missverfaältnisse 
erzeugen durch welche die Volkswirthschaft Nachtheile er- 
leidet. Soll der Warenverkehr frei sein, so muss es auch 
der Geldverkehr und der Menschenverkehr, und es gehört 
zu dieser Freiheit nicht nur die Erlaubniss sondern auch 
die Möglichkeit der freien Bewegung durch das Vorhanden- 
sein der erforderlichen Einrichtungen und Hilfsanstalten. 

^ Was nun die Freiheit der wirthschaftlichen Bewegung 
innerhalb der allgemeinen Rechtsordnung als eine Frage 
i^cht des Prinzipes sondern der Zweckmässigkeit betriflft, 
so brauchen wir nicht zu wiederholen dass darüber die 
Umstände im einzelnen Falle zu entscheiden haben. Für 
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diese Freiheit aber unter dem Gesichtspunkte der Zweck- 
mässigkeit sprechen im allgemeinen zwei entscheidende 
Gründe: erstlich der dass die Triebkraft der freien Kon- 
kurrenz durch keine politische Massregel ersetzt werden 
kann; und zweitens der dass in den verwickelten Zu- 
sammenhängen der wirthschafdichen Vorgänge die Wir- 
kungen einer solchen Massregel schwer vorauszusehen sind^ 
wie denn erfahrungsmässig selbst die scharfsichtigsten Be- 
urtheiler sich darin vielfach irren. Eine Wirthschaftspolitik 
welche sich nicht der Eingriffe in den Verkehrsgang mög- 
lichst enthält, läuft Gefahr in der besten Absicht Uebel zu 
stiften. 

Die grosse Streitfrage ist indessen in dieser Beziehung 
noch heute — und man darf sagen: heute von neuem — 
die des Freihandels und des Schutzzolles. Die Geschichte 
dieser Frage beweist nur dass sie zum Nachtheil einer ver- 
ständigen Lösung immer wieder falsch gestellt wird. Es 
ist zunächst falsch sie als eine Prinzipienfrage aufzufassen 
und es werden dadurch die Gesichtspunkte der Beurthei- 
lung verrückt. Sodann ist der Gegensatz zwischen Frei- 
handel und Schutzzoll; oder besser gesagt zwischen Handels- 
freiheit und Zollschutz, ein falscher; denn wenn der letz- 
tere nicht bis zu Prohibitivzöllen fortschreitet, oder die 
erstere nicht die Beseitigung aller Eingangszölle ohne Unter- 
schied, also auch der blossen Finanzzölle, verladgt, so 
handelt es sich keinesweges um die Freiheit des internatio- 
nalen Handelsverkehres selbst, sondern nur um die Be- 
dingungen unter welchen von dieser Freiheit Gebrauch ge- 
macht werden kann. Endlich wird übersehen dass die 
handelspolitische Frage der Besteuerung fremder Waren 
nur ein Bestandtheil der allgemeineren Frage der Waren- 
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besteueruBg überhaupt ^ also des Steuersystemes im allge- 
meinen ist^ über welches noch ganz andere Interessen als 
die des internationalen Wirthschaftsverkehres zu entscheiden 
haben. Denn nicht nur ist bei demselben in der folgen- 
schwersten Weise die Finanzwirthschaft des States be- 
theiligt ^ sondern das Steuersystem greift auch bestimmend 
in alle drei Hauptvorgänge der wirthschaftlichen Bewegung, 
in die Produktion^ die Zirkulation und die Konsumtion der 
Werthgestalten; und sogar in die Besitzvertheilung des Pri- 
yatyermögens ein. 

Es kommen bei der Wahl und Ausbildung eines Steuer- 
systemes drei grosse Bücksichten in Betracht: erstlich der 
Bedarf des States sowohl an sich wie im Verhältniss zur 
wirthschaftlichen Kraft des Volkes; zweitens die Gerechtig- 
keit der Vertheilung der Steuerlast; drittens die Zweck- 
mässigkeit der Erhebungsart. Die Beschränkung der finan- 
ziellen Bedür&isse des States auf das der wirthschaftlichen 
Kraft des Volkes entsprechende Mass vorausgesetzt, ist die 
Ausgiebigkeit des Steuersystemes die erste Forderung 
welche an dasselbe zu stellen ist. Die zweite ist die einer 
gerechten Vertheilung, und es ist nicht gerade schwer dafür 
den leitenden Grundsatz zu finden, welcher einfach lautet: 
ein Jeder nach Verhältniss seiner wirthschaftlichen Kraft. 
Für die Praxis wird es sich also darum handeln den rich- 
tigen Massstab der wirthschaftlichen Kraft zu finden, und 
nach dieser Seite ist das Problem ein weniger einfaches. 
Selbst in den elementarsten Zuständen politischer Natural- 
wirthschaft würden die persönlichen Leistungen des Starken 
und des Schwachen in der gleichen Arbeitszeit das wirth- 
schaftliche Kraftverhältniss nicht ausdrücken, weil nicht 
jeder Arbeiter den gleichen guten Willen hat von seiner 
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Kraft einen gewissenhaften Gebrauch zu machen. Nur in 
den elementarsten Zuständen wirthschaftlicher Entwickelung 
aber kann die Arbeitskraft als Massstab der wirthschaft- 
lichen Leistungskraft betrachtet werden. Sowie der ein- 
zelne Wirthschafter sich ein äusseres Vermögen erwirbt, 
welches bei höherer Ausbildung der Wirthschaft sich in 
Geldeswerth ausdrücken lässt; wird dieses als Bestandtheil 
der wirthschaftlichen Leistungskraft so überwiegend, dass 
es fast ausschliesslich nur noch in Betracht konuut und 
auch die Arbeitskraft nach ihrem Geldertrage nur noch als 
ein Theil desselben zu schätzen ist^ womit übereinstimmend 
die ursprünglich persönlichen Leistungen ftir den Stat sich 
zuerst in Natural- und dann in Geldabgaben verwandeln. 

Es liegt nahe hiernach zu dem Schlüsse verleitet zu 
werden dass die Vermögenssteuer die der Gerechtigkeit 
entsprechende Besteuerungsform sei; denn die Summe aller 
wirthschaftlichen Kräfte des Menschen bildet dessen Ver- 
mögen. Diese Summe begreift jedoch auch diejenigen Kräfte 
in sich welche, sei es leiblich oder geistig, rein persönlicher 
Natur sind, und welche bei einer blossen Besteuerung des 
in Geldeswerth als Kapital ausdrückbaren äusseren Ver- 
mögensbesitzes nicht mit in Anspruch genommen werden, 
zugleich aber auch, wie schon angedeutet, nur mittelbar, 
nämlich nach ihrer wirthschaftlichen Wirkung, bemessen 
werden können. Es möchte also scheinen als ob für den 
Theil des Vermögens welcher in äusseren Besitzthümem 
besteht, die Vermögenssteuer, flir den anderen aber, welcher 
die Gestalt leiblicher oder geistiger Fähigkeiten hat, eine 
Einkommensteuer die richtige Form sei, denn die Wirkung 
der wirthschaftlichen Kraft zeigt sich im Einkommen des 
Wirthschafters. Ist jedoch dies ohne Zweifel der Fall, dann 
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ist das Einkommen auch der Massstab für den wirklichen 
Werth jenes anderen Theiles des Vermögens welcher in 
äusseren Besitzthümem besteht und im engeren Sinne einer 
materialistischen Wirthschaft das Vermögen genannt wird; 
nämlich der Massstab für die in diesem Vermögen in Wirk- 
lichkeit enthaltene wirthschafüiche Kraft. Denn alle Kraft 
misst sich nach ihrer Wirkung. Das Vermögen hat bei 
gleicher Nominalschätzung; welche auf konventionellem 
Werthe beruht, je nach dem Gebrauche welchen der wirth- 
schaftende Eigenthtimer von ihm zu machen weisS; einen 
sehr verschiedenen Realwerth; — einen Werth welcher sich 
im Ertrage der mit dem Vermögen als Kapitale betriebenen 
Wirthschaft misst. Der Ertrag der Wirthschaft aber^ 
welcher Art diese sein mag, ist das Einkommen des Wirth- 
schafters. 

Somit wäre die Einkommensteuer, mit welcher besteuert 
wird was der Wirthschafter in Wahrheit vermag, die kor- 
rekte Art das Vermögen zu besteuern. Auch dieses Er- 
gebniss ist indessen noch nicht stichhaltig. 

Das Einkommen; d. h. das reine Einkommen; von 
welchem hier allein die Rede sein kann, ist ein Vermögens- 
zugang; dessen wahrer wirthschaftlicher Werth abermals 
sich nach dem davon gemachten wirthschaftlichen Gebrauche 
richtet. Von der Einkommensteuer würden wir demnach 
auf eine Gebrauchssteuer verwiesen. 

Der Gebrauch nun welcher vom Einkommen gemacht 
werden kanU; ist, wie jede andere Werthverwendung, im 
wesentlichen dreifacher Art. Er ist Aufwand für den Wirth- 
schafter selbst und seine persönlichen Zwecke, Auslage zum 
Zwecke gOTvinnbringenden Werthumsatzes und Anlage von 
zinsbringendem Kapital. Die Bedeutung dieser drei Arten 
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von Werthverwendung für die Wirthschaft ist eine ver- 
schiedene und ihre Besteuerung könnte nicht der gleichen 
Proportion folgen. Es ist jedoch leicht zu erkennen dass 
im Zusammenhange des ganzen wirthschafUichen Lehens 
der Aufwand immer das letzte Ergebniss auch der Aus- 
lagen und Anlagen sein muss. 

Wenn ein Wirthschafter mit reichlichem Einkommen 
seinen Aufwand einschränkt^ um zurückgelegte Summen 
als Betriebsmittel auszulegen oder als Rentenquelle anzu- 
legen, so wird der dadurch bewirkte Vermögenszuwachs 
am Ende immer, sei es bei ihm selbst oder bei seinen Erben; 
in einem gesteigerten Aufwände sich Luft machen. Denn 
alle Wirthschaft wird doch nur betrieben um Vermögen als 
Mittel fiir menschliche Zwecke zu schaffen. Die- Verwendung 
dafiir ist aber eben das was wir Aufwand nennen, und wenn 
die Zwecke denen das Vermögen als Mittel dienen soll, in 
die Zukunft verlegt werden, so muss doch immer am Ende 
die Zeit des Aufwandes kommen. Fühlt sich der Wirtb- 
schaftel* veranlasst einen Theil seines Wirthschaftsertrages 
für sich selbst oder seine Erben aufzusparen, und kapita- 
listisch zu benutzen, so ist das nur eine Verschiebung durch 
welche eine Steigerung der Aufwandsmittel der Zukunft be- 
wirkt wird. Der Wirthschafter „legt zurück" bis der Zeit- 
punkt der Verwendung kommt. Wenn demnach die Be- 
steuerung sich einzig an den Aufwand hält und die als 
Auslagen und Anlagen verwendeten Theile des Einkommens 
unbesteuert lässi, so ist das gleichfalls nur ein Aufschub zu 
Gunsten eines höheren Aufwandssteuerertrages der Zukunft, 
und im Flusse des Lebens, in welchem in jedem Augen- 
blicke die Zukunft zur Gegenwart wird, ist damit nichts 
verloren. Von der Aufwandsteuer wird das Vermögen nach 
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«einem ganzen realen Werthe betroffen. Wir hätten zu 
-dieser Erkenntniss auf kürzerem Wege gelangen können. 
AUe Wirthschaft wird vom Wirthschafter für ihn selbst 
und seine persönlichen, auf was immer — Familie, Wissen- 
:schaft, Kunst, Nation, Menschheit — bezüglichen Zwecke 
betrieben. Ist also die wirthschaftliche Kraft als das eigent- 
liche Steuerobjekt nach ihrer Wirkung zu schätzen, so 
kann damit doch nur die Wirkung fUr die Zwecke des 
Wirthschaiters gemeint sein, welche sich im Aufwände, und 
in diesem allein, kund gibt. Eine ge>echte Besteuerung soll 
ein gleiches Verhältniss zwischen dem was der Wirth- 
schafter für sich selbst und dem was er fär den Stat leistet 
beobachten. Was er ftir sich selbst leistet, zeigt sich aber 
in seinem Aufwände und in nichts anderem. In der Auf- 
wandsteuer ist demnach die wirkliche Möglichkeit einer 
gerechten Besteuerung gegeben. Die Ausführung setzt 
jedoch das Ergebniss weiterer Erwägungen voraus, deren 
Wichtigkeit nicht leicht überschätzt werden kann, da die 
4rei grossen Fragen der direkten oder indirekten Besteue- 
rung, der Steuerprogression und des Freihandels oder 
Schutzzolles damit im Zusammenhange gelöst werden 
müssen. 

Die Beantwortung der Frage ob eine direkte oder in- 
direkte Besteuerung des Aufwandes dem Grundgedanken 
des Systemes entspreche, kann es nicht umgehen sich auf 
die allgemeinen Gründe für und wider einzulassen, um vor 
allen Dingen Vorurtheile zu beseitigen welche einer un- 
befangenen Beurtheilung im Wege stehen. 

Die in unserer Zeit vorherrschende Abneigung gegen 
die indirekte Besteuerung entspringt aus drei Quellen: aus 
fehlerhaften Anwendungen und Ausfuhrungen des Grund- 

Froebel, Politik. 14 
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satzeS; aus den zum Theil ganz entgegengesetzten Inter- 
essen verschiedener Volksklassen und aus allgemeinen Lehr- 
sätzen sehr zweifelhafter Parteiweisheit, welche sich ohne^ 
Grund für ausgemachte Wahrheiten ausgeben. So hat die 
merkantilische , industrielle und plutokratische Opposition 
gegen diese Besteuerungsart, abgesehen davon dass sie selbst 
keinesweges eine geschlossene und keinesweges eine un> 
bedingte ist, ganz andere Einwendungen zu machen als die 
demokratische. Auf allen Standpunkten aber sind es Inter- 
essen von wirthschaftUchen Volksklassen welche die Maske 
theoretischer Wahrheiten vornehmen. 

Erhebt man sich über Klassen- und Parteistandpunkte^ 
so scheinen gegen die indirekte Besteuerung zwei Ein- 
wendungen von allgemeiner Bedeutung übrig zu bleiben.. 
Die erste ist die dass diese Besteuerungsart der freien Bc- 
w^egung der Volkswirthschaft und dadurch auch ihrer Pro- 
duktivität Eintrag thue, die zweite die dass bei derselben 
das Volk über seine Leistungen fiir den Stat im Dunkel 
gehalten werde. Von der ersten wird zum grossen Theile 
nur eine schlechte Ausfuhrung nicht aber die wesentliche 
Natur der Sache betroffen, im übrigen kommt es darauf an 
ob die direkte Besteuerung nicht der persönlichen Unab- 
hängigkeit auch in der Wirthschaft auf eine Weise zu nahe 
tritt welche härter empfunden wird und tiefer eingreift al& 
die Hemmungen durch die indirekte. Jedenfalls ist die von 
der direkten Besteuerung nicht ganz trennbare Offenlegung' 
und Beaufsichtigung der Privatwirthschaft ein Eingriff des^ 
States in das Privatleben, von welchem nicht nur die Wirth- 
schaft; sondern auch das wirthschaftliche Unabhängigkeits- 
gefühl des Bürgers, welches fUr den Stat werthvoll ist, in 
nachtheiliger Weise betroffen wird. Die zweite grosse Ein- 
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Wendung hat entweder gar keine praktische Bedeutung^ 
oder eine andere als die welche vorgeschoben wird. Das 
Volk als Ganzes bleibt in einem State mit geordneter 
Finanzverwaltung bei der indirekten Besteuerung so wenig 
im Dunkel wie bei der direkten; die Gerechtigkeit der 
Vertheilung aber ist für den einzelnen Steuerzahler, wenn 
er nicht zufällig ein sehr gebildeter Finanzmann und Volks- 
wirth ist, bei der direkten eben so schwer zu beurtheilen 
wie bei der indirekten. Mit der Opposition gegen das an- 
gebliche Dunkel der indirekten Besteuerung und mit der 
Bevorzugung der direkten wegen grösserer Helle, hat es 
indessen eine andere Bewandtniss. Diese Beurtheilung hat 
einen demokratisch - sozialistischen Beweggrund, nämlich 
gerade den Wunsch des Einblickes in fremde Wirthschaft. 
welchen wir als eine schlechte Nebenwirkung der direkten 
Besteuerung gekennzeichnet haben. Den ärmeren Volks- 
klassen, aus welchen sich die demokratisch-sozialistische 
Partei vorzugsweise bildet, ist es im allgemeinen gleichgiltig 
ob ein fremdes Auge in ihre bescheidenen Privatwirth- 
sehaften blickt. Es ist da nicht viel zu erblicken, und sie 
verhehlt es nicht dass sie arm ist; sie gründet eben darauf 
ihre politische Stellung. Aber in die Privatwirthschaft der 
Keichen möchte sie so genau wie möglich einblicken, um 
auf die dadurch gewonnene Eenntniss des darin herrschen- 
den Luxus und Ueberflusses die Forderung einer Luxus- 
oder progressiven Einkommensteuer zu gründen. Und die 
Absicht ist im allgemeinen auch gar nicht zu verübeln, 
wenn sie nur auf dem dazu l)eliebten Wege gut, oder nicht 
auf einem anderen besser zu erreichen wäre. Gerade die 
berechtigten Anforderungen an ein demokratisches Steuer- 
system sind auf dem Wege der indirekten Besteuerung am 
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leichtesten, am besten und am unbedenklichsten zu be- 
friedigen. Eine indirekte Besteuerung des Aufwandes kann 
ohne Schwierigkeit auf den Grundsatz progressiver Steuer- 
belastung des Luxus und der Steuerfreiheit des der ausser- 
sten Lebensnothdurft dienenden Aufwandes gerundet 
werden. Eine wohlerwogene Abmessung steigender Be- 
steuerung von Objekten des Aufwandes^ wie sie sich stufen- 
weise von den Befriedigungsmitteln äusserster Lebensnoth- 
durft zu denen des überflüssigen Wohllebens erheben^ ist 
in der That eine Aufgabe richtiger Steuerpolitik^ welche 
sich aus der Natur der Aufwandsteuer ganz prinzipiell er- 
gibt. Im Aufwände nämlich muss ein Theil welcher der 
Erhaltung der wirthschaftlichen Kraft dient ^ von einem 
anderen Theile in welchem die Verwendung dieser Kraft 
für frei gewählte Zwecke des Menschen sich ausspricht; 
unterschieden werden. Man kann diese beiden Theile den 
gezwungenen und den freien Aufwand nennen^ und den 
Belauf des ersten als eine Aufwandsunkostenrechnuug be- 
zeichnen, welche von dem reinen Werthe des Aufwandes 
in Abzug gebracht werden. muss. Es hat darin mit dem 
Aufwände eine ähnliche Bewandtniss wie mit dem Ein- 
kommen, und wie eine Einkommensteuer selbstverständUch 
nur das reine Einkommen treffen kann, so eine Aufwand- 
steuer nur den freien Aufwand, um so unzweifelhafter als 
der gezwungene, indem er der Erhaltung der wirthschaft- 
lichen Kraft dient, zugleich schon auch für den Stat ge- 
macht wird, welcher nicht noch auf einen Theil davon 
Anspruch machen kann. Und nicht nur die Erhaltung des 
eigenen Lebens sondern auch die Erhaltung und Auf- 
bringung einer Familie ist nicht eine blosse Privatsache, 
sondern schliesst ein öffentliches Interesse von höchster 
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Bedeutung in sich. Den gezwungenen Aufwand für die 
Lebensnothdurft kann darum der Stat nicht nur nicht be- 
steuern wollen^ sondern er ist sogar ganz im Gegentheil' 
seiner allgemeinen Natur nach Garant dieser Unkosten- 
rechnung, und verpflichtet im Falle persönlicher Unfähig- 
keit sie zu bestreiten. 

Der direkten Besteuerung würde es schwer, wenn über- 
haupt möglich sein; diesen Rücksichten die gebührende Rech- 
nung zu tragen. Die Grenze zwischen der Noth und der 
wirthschafüichen Freiheit ist eine unbestimmte und keines- 
weges für alle Lebenslagen eine gleiche, und die Noth der 
verschämten Armuth^ welche sich zu verbergen wünscht, 
ist ofk eine viel härtere als die des Bettlers oder Insassen 
eines Armenhauses. Die wirthschaflliche Eraf); ist in ver- 
schiedenen Verwendungen von sehr verschiedener Natur, 
und erfordert verschiedene Grössen um überhaupt wirksam 
zu sein. Die Bedingungen ihrer Erhaltung und Wirksam- 
keit bringen im gezwungenen Aufwände eine sehr ver- 
schiedene Unkostenrechnung hervor. Wieviel darin unver- 
meidlich, wieviel freie Wahl, lässt sich unmöglich genau 
ermitteln, und schon der blosse Versuch dies zu thun, würde 
in das ganze Privatleben auf die verderblichste und ge- 
hässigste Weise eingreifen. 

Anders gestaltet sich die Lösung der Aufgabe durch 
die indirekte Besteuerung. 

Der prinzipielle Unterschied zwischen dieser und der 
direkten besteht darin dass die direkte sich an eine Person, 
die indirekte an eine Sache, die direkte an das Subjekt, 
die indirekte an das Objekt der Wirthschafl; hält Und 
dieses letzte Verfahren, nicht jenes erste, ist das rationellere 
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und zugleich praktischere. Es ist gegen die direkten 
Steuern mit Recht eingewandt worden dass sie durch die 
Ueberwälzbarkeit zu indirekten werden. Während es also 
bei der direkten Erhebung von der Person ungewiss bleibt 
auf wen die Steuer abgewälzt wird, und nur sicher ist dass 
sie am Ende von dem getragen werden muss welcher sie 
nicht tragen sollte, ist es gewiss dass die Sache mit der 
darauf lastenden Steuer zuletzt an die rechte Person ge- 
langt, — an die Person von welcher dieselbe wirklich ge- 
tragen werden soll, und von welcher sie getragen wird, 
weil die Sache dafür verpfändet ist. Auf dem Steuer- 
objekte lastet die Steuer wie die Nachnahme auf einem 
Briefe oder Frachtstücke, welche der Empfanger bezahlen 
muss um den Gegenstand in Empfang zu nehmen. Was 
hier der Empfänger, ist bei dem Steuerobjekte der 
welcher dasselbe zum Gebrauche, Verbrauche, oder wie 
es immer sein mag, für seinen persönlichen Lebens- 
zweck im Machtbereiche seiner Privatwirthschaft aus dem 
Strome der wirthschaftlichen Bewegung herauszieht und 
festhält. 

Dieses Herausziehen und Festhalten geschieht im Auf- 
wände. Welchen Weg durch die Volkswirthschafit der 
Werthbetrag der Besteuerung dieses oder jenes Steuer- 
objektes durch Ueberwälzung auch nehmen mag, immer 
und unvermeidlich langt derselbe in der Form einer Preis- 
erhöhung zuletzt bei dem an, welcher den Gegenstand zum 
Gebrauche, Verbrauche oder gennssbringenden Besitze 
seinem Eigenthume einverleibt, und er trifft denselben mit 
einem Bruchtheile der Summe seines gesammten Auf- 
wandes. Jede indirekte Steuer ist demnach von selbst 
eine Aufwandsteuer, und entspricht also der Grundforde- 
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:rung welche aus der Gesammtheit theoretischer Er- 
wägungen an ein Steuersystem gestellt werden muss. Und 
"weil jede indirekte Steuer von selbst eine Aufwandsteuer 
ist, so dass der Stat in der verhältnissmässigen Belastung 
der Steuerobjekte ein sicheres Mittel in der Hand hat den 
gezwungenen Aufwand der Lebensnothdurft von der Be- 
steuerung frei zu lassen^ dagegen dem freien Aufwände 
eine dem Grade der Freiwilligkeit oder dem umgekehrten 
Orade der Unfreiwilligkeit entsprechende Leistung für die 
politischen Bedürfiiisse der Nation zui^umuthen^ so ist 
^ueh die indirekte die beste Erhebungsart der Aufwand- 
steuer. 

Eine besondere Schwierigkeit scheint allerdings noch 
in der Abwägung des Grades der Unentbehrlichkeit, Noth- 
veendigkeit oder Ueberflüssigkeit der Gegenstände des 
Aufwandes zu liegen; diese Schwierigkeit ist jedoch nur 
•eine scheinbare; und sie verschwindet sowie man Absicht 
und Wirkung ernsthaft in's Auge fasst Vor allem ist 
iiierbei in Erwägung zu ziehen dass^ wenn die Unentbehr- 
lichkeit eines Befriedigungsmittels streitig ist; fast immer 
•die Wahl eines anderen offen steht durch welches der 
nämliche Zweck; z. B. der der Nahnmg; der Eleiduug; 
der Wohnung; erreicht werden kanU; und dass mit Bezug 
hierauf; sowie man sich über die äusserste Lebensnothdurft 
erhebt^ nicht sowohl von quantitativen als qualitativen Er- 
fordernissen die Bede ist. Es ist z. B. nicht in Frage 
wieviel; sondern was man soll zollfrei essen und trinken 
können; wie nicht durch die Quantität sondern durch die 
Qualität die Kostbarkeit eines Mittagsmahles bedingt ist. 
Hat aber der Wirthschafter in vielen Beziehungen zwischen 
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verschiedenen Gegenständen des Aufwandes als Mitteln der 
Befriedigung der Lebensbedürfnisse eine Wahl, so kann 
der Stat durch die verschiedene Besteuerung verschiedener 
Befriedigungsroittel des nämlichen Bedürfnisses einen Ein- 
äuss auf die Kahrungsweise, die Gewohnheiten und Sitten 
des Volkes ausüben ^ welcher für den physischen und 
moralischen Zustand desselben heilsam werden kann, und 
dieser Einfluss soll benutzt werden. Schädliche Genüsse 
gehören ohne Zweifel in die Klasse der überflüssigen, und 
wenn das Volk geneigt ist sich solchen zu ergeben ^ so 
treibt es einen wenn noch so rohen Luxus , welcher be- 
steuert zu werden verdient, wenn er nicht ganz unter- 
drückt werden kann. Einem engen Gesichtskreise und 
beschränkten Urtheile gehört es dagegen an, Genussmittel 
als Luxusartikel zu bezeichnen bloss weil sie ausländischen 
Ursprungs sind. Die verschiedenen Länder und physisch- 
geographischen Regionen der Erde tragen vielmehr sämmt- 
lieh mit ihren natürlichen Erzeugnissen zur Bestreitung 
menschlicher Nothdurft wie zur Befriedigung von Luxus- 
bedürfnissen bei, und nicht woher ein Gegenstand des 
Aufwandes kommt, sondern für welche wirthschafUiche 
Lage er bestimmt ist, — ob die ärmste Volksklasse seiner 
wie des täglichen Brodes bedarf, oder ob der Minder- 
Bedürftige, der Wohlhabende, der Reiche davon einen 
mehr oder minder freien und beliebigen Gebrauch macht, 
— soll für die stufenweise Besteuerung entscheiden. In 
der Entscheidung soll, kurz gesagt, der utilitarisch-natio- 
nale Gesichtspunkt massgebend sein. Fremde und ein- 
heimische Artikel werden für eine qualitativ fortschreitende 
Aufwandsteuer in der gleichen utilitarischen Steuerskala 
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unterzubringen sein. Einleuchtend ist jedoch dasß ein 
Steuersystem welches die einzelnen Gegenstände des na- 
tionalen Aufwandes nach ihrer wirthschaftlichen Bedeutung^ 
zu beurtheilen hat, der Wirthßchaftspolitik auch in der 
Besteuerung der fremden Einfuhr nach utilitarischen Be- 
weggründen freie Hand lässt. 



ELFTES KAPITEL. 



Die Wirthschaftspolitik , Scbluss. — Der Nationalreichthum und die 
Finanzpolitik. Die Besteuerung unter diesen beiden Gesichtspunkten. 
Schutzzölle kein Mittel den Wohlstand zu fordern. Der Volksreich- 
thum als Steuerquelle. Die Geldwirthschaft des States. Die Stats- 
mittel im Verhältniss zu den Statszwecken stets unzulänglich. Das 
Statsbudget geht von den Ausgaben zu den Einnahmen über. Die 
Natur der Statsausgaben. Die Finanzforderung der Regierung und 
ihre nothwendige Beurtheilung vom Standpunkte der Volkswirth- 
schaft. Besondere Schwierigkeiten für die Regierung. Deckung 
ausserordentlicher Bedürfnisse. Die Bilanz der Finanzrechnung sagt 
nichts über den Stand des Nationalvermögens. 



Wir haben im Völligen uns mit dem Steuersystem 
unter dem Gesichtspunkte der Verkehrspolitik beschäftigt. 
Nach der Absicht jedoch von welcher der Stat bei der 
Besteuerung ausgeht, machen zwei andere Gesichtspunkte 
in Bezug darauf ihren Vorrang geltend. Der erste von 
allen ist der statswirthschaftlich- finanzielle. Die Steuern 
sind bestimmt dem State das ihm nöthige Geld zuzuführen. 
Ein reichlicher Steuertrag setzt aber ein reiches Volk vor- 
aus. Der zweite Gesichtspunkt ist also der des Volkswohl- 
standes, welcher im internationalen Wirthschaftsverkehre 
als Nationalwohlstand oder Nationalreichthum in Betracht 
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kommt. Der Gesichtspunkt des Verkehres unter welchem 
wir zuerst auf das Steuersystem geführt worden sind, ist 
erst der dritte im Range. Wie uns jedoch unser Gedanken- 
gang veranlasst hat den Gegenstand zuerst unter diesem zu 
betrachten, so veranlasst derselbe uns auch zunächst zu der 
Frage überzugehen, inwiefern durch das Steuersystem der 
Nationalwohlstand befördert werden könne. 

Wenn die allgemeine Frage aufgeworfen wird was im 
Betriebe des internationalen Wirthschaftsverkehres die ein- 
zelne Nation gewinnt oder verliert, ist es unmöglich eine 
Antwort zu geben in welcher das Ergebniss als eine ge- 
messene oder auch nur messbare Werthgrösse erscheint, 
indem es sich zuletzt um Zunahme oder Abnahme natio- 
naler Macht handelt, deren Elemente nur zum kleinsten 
Theile sich als messbare Werthe darstellen und die dennoch 
in jedem Augenblicke messbare Werthe hervorbringen oder 
vielmehr ausscheiden und gestalten kann. Ein Stat kann 
seine Macht theuer bezahlt und sich damit fiir den Augen- 
blick finanziell erschöpft haben; er braucht dadurch noch 
nicht arm geworden zu sein. Was ihm aber eine eroberte 
Provinz werth ist, lässt sich nach deren Steuertrage und 
Verwaltungskosten nicht einmal finanziell, wieviel weniger 
nationalwirthschaftlich ausrechnen. Der brauchbarste Mass- 
stab daiiir wäre noch der Kredit; aber auch dieser beruht 
weder auf messbaren Grundlagen, noch lässt sich der ver- 
fügbare Werth desselben im Inventare eines National- 
vermögens in Zahlen ausdrücken. Die Schwierigkeit der 
Beurtheilung steigert sich noch dadurch dass aller Stats- 
aufwand seiner Natur nach Auslage ist, und dass die Zweck- 
mässigkeit oder UnZweckmässigkeit derselben — also kurz 
gesagt: die Richtigkeit der wirthschaftspolitischen Spekula- 
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tion — in vielen und wichtigen Fällen erst in einer näheren 
oder ferneren Zukunft an den Tag kommt. 

Viel einfacher erschien die Frage zu einer Zeit wo 
man der Meinung war dass der Nationalreichthum haupt- 
ßächlich in Geld bestehe, wo das Geldkapital nur selten im 
Auslande Verwendung suchte und solche Verwendung för 
das Nationalvermögen als ein Verlust betrachtet wurde. Bei 
solchen Begriffen schien die Zunahme öder Abnahme des 
Nationalvermögens durch den auswärtigen Handel mit aller 
wünschbaren Klarheit aus der Vergleichung des Werthes 
der Warenausfuhr und Wareneinfuhr erkannt werden zu 
können, für einen grösseren Geldwerth Waren auszuföhren 
als einzufuhren und dadurch mehr Geld in das Land za 
schaffen als ausgehen zu lassen, war das grösste Ziel einer 
diesen Begriffen entsprechenden Handelspolitik. Nach dieser 
Auffassung musste eine Nation verlieren was die andere zu 
gewinnen verstand, und die Aufgabe fllr jede musste darin 
bestehen womöglich alle anderen zu übervortheilen. Eine 
aktive oder passive Handelsbilanz sollte zeigen in wie weit 
dies gelungen oder man selbst das Opfer fremder Ueber* 
legenheit geworden sei. Das Zollsystem aber sollte Abs 
Mittel sein sich vor Schaden zu schützen und womöglich 
den gewünschten Vortheil zu verschaffen. Seitdem hat man 
erkannt dass das Geld ebenso für die Nationen wie für die 
einzelnen Menschen nur eine einzelne, wenn auch sehr wich- 
tige, Vermögensform, und als solche in der That nur ein 
kleiner Bestandtheil des National- wie des Individual- 
vermögens ist; dass in jedem mit beiderseitiger Einsicht 
betriebenen Handel beide Parteien gewinnen, und das Geld 
welches im Auslande als Kapital zweckmässig verwendet 
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wird, nicht minder dem Inlande wie dem Auslande Gewinn 
bringt. 

Bei solcher Einsicht ist klar dass aus den verhältniss- 
mässigen Werthgrössen von Geld und Ware für Zuwachs 
oder Abnahme der betheiligten Nationalvermögen nichts 
folgen kanu; indem eine Folge dafür erst aus der richtigen 
oder falschen Beurtheilung des Bedarfes und der guten 
oder schlechten, d. h. produktiven oder unproduktiven An- 
wendung der einen oder anderen der beiden Werthformen 
hervorgeht. Wenn Jemand einen Gegenstand kauft und 
bezahlt; oder verkauft und bezahlt erhält, ist er durch den 
Handel an sich nicht reicher und nicht ärmer geworden, 
denn Geld und Ware ersetzen einander als Aequivalente. 
Indessen gilt dies nur von einer objektiven Werthschätzung, 
und wenn in dieser der Antrieb zum Handel gesucht werden 
müsste, würde derselbe unterbleiben. Er wird nur dadurch 
veranlasst dass in Folge der Verschiedenheit des Bedarfes 
jede der beiden Parteien die in bestimmter Quantität als 
Aequivalent empfangene Werthform subjektiv höher schätzt 
als die hingegebene, und beide bereichern sich durch den 
Handel wenn in dieser subjektiven Werthschätzung sie sich 
nicht täuschen und die Schätzungen sich nach geschehenem 
Vorgange auch objektiv bewähren und geltend machen 
lassen. Es ist dies die Art wie alle Bereicherung durch 
den Handel vor sich geht, und man sieht dass dieselbe nach 
der Natur des Vorganges immer beiden Theilen zu Gute 
konunt. 

Es geht hieraus der wirthschafkspolitische Satz hervor 
dass der internationale Handel die Völker bereichert ganz 
unabhängig von dem Verhältnisse der in den Handels- 
bilanzen erscheinenden Werthgrössen von Geld und Ware, 
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obschon der Geldfrage damit ihre besondere Bedeutung 
nicht genommen werden soll. Im allgemeinen aber tritt die 
Rolle welche das Geld als wirkliches Zahlungsmittel spielt» 
mit der Ausbildung des Verkehres mehr und mehr zurück, 
und dieses Ergebniss ist nicht nur der Entwickelung des 
Kredites sondern auch ganz wesentlich der des Waren- 
handels selbst zuzuschreiben. Da das Geld nicht nur Tausch- 
werth und Zahlungsmittel sondern zugleich das feststehende 
Werthmass ist, so kann der durch die Verschiedenheit der 
subjektiven Werth Schätzungen im Austausche realisirte Ge- 
winn am Gelde nur gemacht werden insofern es von neuem 
als Warenkaufmittel benutzt witd oder selbst den Charakter 
einer Handelsware annimmt. Im allgemeinen also wird er 
nur an der Ware gemacht, woraus folgt dass es dem Handel 
doppelten Gewinn bringt wenn eine durch Warenankauf 
entstandene Schuld nicht mit Geld sondern wieder mit 
Ware gedeckt wird. Eine Rimesse in Waren ist fiir den 
Handel vortheilhafter als eine Rimesse in Geld. 

Damit verliert das Verhältniss von Wareneinfuhr und 
Warenausfuhr als Erkennungsmittel für den Geldeingang 
und Geldausgang vollends allen Werth, sobald in einem 
Lande beträchtliche Massen fremden Kapitales angelegt 
sind, in welchem Falle es geschehen kann dass ein wesent- 
licher Theil der von dem Lande ausgeführten Waren die 
Zinsen des fremden Kapitales repräsentirt und also aus dem 
Ertrage seiner eignen National wirthschaft bezahlt ist. Will 
man dann sagen dass das Land in seinem Handel dem 
Auslande tributär sei, so ist das an sich doch nur ein auf 
die Form des Verhältnisses bezügliches Urtheil, und es folgt 
noch keinesweges dass damit ein nachtheiliger Zustand be- 
zeichnet sei. Im Gegentheile befindet sich das tributäre 
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Land dem Auslande gegenüber im Vortheile, wenn es von 
diesem die Mittel zur Belebung einer Industrie empfangen 
hat, durch welche es sich in den Stand gesetzt sieht seine 
Zinszahlungen in Waren statt in Geld machen zu können^ 
da es abgesehen von inneren Vortheilen im Verkehre an 
den Waren gewinnt. 

Bei allem dem^ und gerade wie schon aus letzten Er- 
wägungen hervorgeht, sind die Werthformen welche im 
Handelsverkehr mit dem Auslande einem Lande zufiiessen 
oder aus ihm hinausgehen, nichts weniger als von unter- 
geordneter Wichtigkeit, und so behält auch die Frage ob 
der Handel mehr Geld in das Land bringt als hinausführt 
oder umgekehrt, ihre grosse Bedeutung nicht nur für die 
nationale Finanzwirthschaft sondern auch für den ganzen 
Zusammenhang des inneren und äusseren Wirthschafts- 
verkehres. Es darf nur nicht vergessen werden dass e& 
sich dabei an und für sich nicht um den nationalen Wohl- 
stand sondern nur um einen gesunden Zustand der natio- 
nalen Wirthschaft handelt, welcher keinesweges nur durch 
Geldmangel sondern auch durch Geldüberfiuss gestört 
werden kann. Bezieht ein Land von aussen mehr Geld al» 
es wirthschaftlich verwenden kann, so muss der Geldwerth 
im Verhältniss zu allen anderen Werthformen sinken, wa& 
soviel heisst wie dass alle Preise steigen müssen; mit diesen 
also auch der Arbeitslohn. Das Land wird dann theurer 
produziren, mit seinen Erzeugnissen durch die Konkurrenz 
anderer Länder aus dem Felde geschlagen werden, und 
das Ausland wird ihm sein überschüssiges Geld wieder ab- 
nehmen. Eine solche Heilung finanzieller Hypertrophie hat 
ihre vielfaltigen Unannehmlichkeiten, kann aber doch zu 
einem ge&tinden Zustande zurückführen, während dievon 
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•der Kurzsichtigkeit oder dem Vorurtheile zur Abhilfe ver- 
langte Fernhaltung fremder Waren durch Schutzzölle die 
hohen Preise und theuren Arbeitslöhne künstlich erhalten 
und steigern^ die Krankheit in einen chronischen Zustand 
4iberfiihren würde. 

Es geht aus allem dem hervor dass Schutzzölle nicht 
mit Nutzen zur Vermehrung des nationalen Wohlstandes in 
Anwendung gebracht werden können. Da der Handel in 
:seinem natürlichen Verlaufe von selbst nach allen bethei- 
ligten Seiten bereichert; so kann das Steuersystem zur Be- 
förderung des Nationalreichthums nichts besseres thun als 
ihm so wenig wie möglich Hemmungen in den Weg legen 
-und soviel wie möglich die Wege bahnen.^) Eine andere 
Frage ist die^ ob der Wohlstand einer Nation nicht durch 
-die starke Einfuhr unproduktiver oder gar schädlicher 
Waren benachtheiligt wird, welche nicht -nur kein Aequi- 
valent flir den hinausgegangenen Kaufwerth liefern, sondern 
auch vielleicht noch Unheil stiften, wie das in China ein- 
:gefiihrte Opium. Nicht wieviel man kauft, sondern was 
man kauft, entscheidet über den wirthschaftlichen Nutzen, 
sfiir die Völker wie für die Individuen. Schädliche Artikel 
können durch Verbote fern gehalten werden; die Be- 
schränkung der Einfuhr wie des inneren Vertriebes un- 
{)roduktiver Gegenstände aber ist Sache einer progressiven 
Aufwandsteuer, wie das weiter oben schon entwickelt 
-worden ist. 

Das Steuersystem als Hauptquelle der Statseinnahmen 
endlich, fahrt uns auf die Finanzpolitik hinüber. Diese 



t) In diesem eiDgeechränkten Sinne allein ist das Diogenes- 
Princip nicht falsch. 
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^besteht in der politischen Leitung der Geldwirthschaft des 
States. 

Es ist in der besonderen Natur der Statswirthschaft 
begründet dass in ihr das Geld eine grössere Rolle spielt 
^h in jedem anderen Kreise des wirthschaftlichen Lebens, 
wesshalb auch nicht selten die Finanzwirthschaft als das 
Ganze oder als die Hauptsache der Statswirthschaft be- 
frachtet worden ist. Diese besondere Wichtigkeit des Geldes 
filr den Stat ist hauptsächlich in dem Umstände begründet 
xiass die statswirthschaftliche Werthbewegung ohne Aus* 
nähme durch fremde Wirthschaftskr^se, und zwar in der 
^inen Richtung durch die Privatwirthschaften des eignen 
Volkes, in der anderen durch die Volks- und Statswirth- 
schaft fremder Nationen hindurchgehen muss, — ein Durch- 
gang welcher nur durch Geld bewirkt werden kann. Die 
Grösse der Summen deren der Stat bedarf und die viel 
weniger in Beziehung auf das Statsvermögen als auf den 
in der Gesellschaft überhaupt vorhandenen und nach deren 
wechselnden wirthschaftlichen Bedürfnissen sich vertheilen- 
den Geldvorrath beurtheilt werden muss, — die Umstände 
des Bezuges dieser Summen aus der Volkswirthschaft und 
die Natur des Statskredites vermehren diese Wichtigkeit. 
Die Aufgabe des Bezuges wird dadurch erschwert dass das 
Volksurtheil in finanziellen Angelegenheiten im allgemeinen 
sich nicht über den privatwirthschaftlichen Standpunkt er- 
hebt und von dieilem auf die Abgaben mit Missbehagen 
^nd auf die Verwendung der Statsgelder mit Misstrauen 
blickt. Der Statskredit aber hat das besondere dass er 
fast ausschliesslich nur Geldkredit ist und demnach sich in 
Geldanleihen erschöpfen kann, während der Warenkredit, 
dessen sich der Kaufmann, der Fabrikant, der Handwerker 
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und der Hauswirth zu bedienen in der Lage sind, ihren 
Bedarf an barem Gelde im Verhältniss zum ganzen Wertlie 
ihres Wirthschaftsbetriebes wesentlich verringert. Und 
während nun so das Geldbedürfniss des States nicht nur 
ein Lebensbedürfniss desselben; und noch dazu ein solches 
ist welches zu seiner Befriedigung sehr viel erfordert; kann 
eine fehlerhafte Finanzpolitik auch einen sonst kräftigen 
und mächtigen Stat in Geldverlegenheit bringen. Die Be- 
dingungen unter welchen selbst ein solcher Stat Geld leihen 
kann, sind von der ökonomisch - politischen Intelligenz ab- 
hängig mit welcher derselbe verwaltet wird. 

Dazu kommt ein anderes hochwichtiges Verhältnisse 
durch welches die Statswirthschaft sich von jeder anderen 
Wirthschaft unterscheidet. 

Der Zweck des States ist; wie der der Kultur des 
Menschengeschlechtes, welchem er sich unterordnet; ein 
fortlaufender und in gewissem Sinne unendlicher; wenn er 
sich auch in einzelnen endlichen Aufgaben geltend macht; 
denn in ihrer fortlaufenden Gesammtheit sind diese Auf- 
gaben dennoch endlos und unbegrenzt. Jede vollbrachte ruft 
eine neue höhere hervor, oder vermehrt ihre Zahl; wenn 
sie sich nicht selbst in gleicher Weise wiederholt. Begrenzt 
sind dagegen immer und unter allen Umständen die Stats- 
mittel; welche sich stets nach den Hindernissen und 
Schranken eines gegebenen Zustandes abmessen. Daraus 
folgt dass die Statsmittel immer unzulänglich sind. Aller- 
dings kann dabei nicht nur von einer Unzulänglichkeit der 
Statsfinanzen die Rede sein ; indessen wird diese für die 
Unausführbarkeit wichtiger Zwecke doch oftmals entschei- 
dend; oder sie bestimmt den Massstab nach welchem nicht 
ganz unausführbare Absichten der Politik ausgeführt werden. 
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Sieht sich unter diesen Umständen die Statswirthschaft 
veranlasst mit ihren Geldmitteln sparsam Timzngehen und 
stets an die nothwendigsten Ausgaben zuerst zu denken^ 
so bleibt es darum nicht minder . wahr dass die einmal für 
nothwendig erkannten Statsausgaben durch die Stats- 
einnahmen gedeckt werden müssen ^ dass sich also diese 
nach jenen zu richten haben ^ nicht umgekehrt, unter der 
selbstverständlichen Voraussetzung dass eben gerade darum 
die Ausgaben wohl erwogen und abgewogen werden. Spar- 
samkeit und verständige Rücksichtnahme auf die Einnahme- 
quellen wird demnach die Regel für die Finanzwirthschaft; 
aber der Massstab für diese liegt bei allem dem in den 
Ausgaben, worin sie sich umgekehrt wie die Privatwirth- 
schaft verhält^ für welche der Massstab in den Einnahmen 
liegen muss. Dieser Gegensatz ist darin begründet dass in 
der Privatwirthschaft, so lange sie es nicht mit dem äusser- 
sten Nothstande zu thun hat, die Einnahmen eine gegebene 
und die Ausgaben eine mehr oder minder beliebige, in der 
Statswirthschaft hingegen die Ausgaben eine gegebene und 
die Einnahmen eine mehr oder minder beliebige Grösse 
darstellen. Oder technisch ausgedrückt: das Budget der 
Privatwirthschaft geht von den Einnahmen, das der Stats- 
wirthschaft von den Ausgaben aus. 

Es bedarf an dieser Stelle keiner Aufklärung dass die 
Statsausgaben weder mit dem allgemeinen Statsaufwande 
einerlei sind, noch den Massstab dafür abgeben. Bei allem 
dem geht, wie wir schon gezeigt haben, der grösste Theil 
der statswirthschaftlichen Bewegung durch Vermittelung 
des Geldes vor sich; aber nicht alle. In allen den Fällen 
in welchen der Stat den Bürger zu unfreiwilligen Dienst- 
leistungen verpflichtet, hat das Geld nur eine beihelfende 
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Wirkung auszuüben, wofiir die Erhaltung der bewaffiieten 
Macht, sofern diese nicht aus blossen Söldnern besteht, das 
grosse Beispiel ist. Die Kosten des unentgeltlichen Stats- 
dienstes der provinziellen und lokalen Selbstverwaltung 
fallen den Statsausgaben nicht zur Last, und die Finanz- 
verwaltung mag es vortheilhaft finden dass dadurch der 
Einnahmebedarf erleichtert wird. Die Volkswirthschaft 
täuscht sich jedoch wenn sie glaubt sie finde sich desshalb 
mit dem State wohlfeiler ab, obschon es im Interesse einer 
Regierung liegen mag diese Täuschung gegen eine un- 
bequeme Opposition zu benutzen, welche aus privatwirth- 
schaftlichen Beweggründen die Geldmittel des States zu 
beschneiden sucht. 'Schwer indessen ist es nicht zu er- 
kennen dass im Gesammtverhältniss der Volkswirthschaft 
zur Statswirthschaft sich nichts ändert, wenn jene dieser 
statt des zur Besoldung eines Mannes erforderlichen Steuer- 
betrages den ohne Besoldung dienenden Mann selbst stellt. 
Ob die Nation dabei gewinnt oder verliert, wird von 
mancherlei Nebenumständen abhängen, vor allem davon, 
wie bei dem einen oder dem anderen Systeme die Ge- 
schäfte des States verrichtet werden. Weniger einfach ist 
die Frage, welche Wirkungen das eine und das andere 
System auf die nationale Geldzirkulation ausübt. Das alles 
gilt zugleich in Bezug auf die finanzielle Selbstverwaltung 
der Provinzen und Gemeinden aus eignen Mitteln. Eine 
besondere Rückwirkung des Systemes unbesoldeten persön- 
lichen Statsdienstes ist nicht unbeachtet zu lassen : da die 
Kosten solcher Dienstleistungen nur von der wohlhabenden 
Volksklasse getragen werden können, so ist der unbesoldete 
Dienst eins der Mittel durch welche die Statswirthschaft 
einen Einfluss auf die Volkswirthschaft ausüben kann, 
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welcher, wie eine progressive Aufwandsteuer, zur Milderung 
der Nachtheile zu grosser Ungleichheit der Vermögen bei- 
trägt, indem er aus dieser Ungleichheit für den politischen 
Zustand der Nation Vortheil zieht. Die Wirthschaftspolitik 
hat alle diese Interessen für ihre Massregeln in Betracht 
zu ziehen. 

Die ordentlichen Statsausgaben welche durch die regel- 
mässigen Erfordernisse des politischen Lebens veranlasst 
sind, haben die Gestalt von Gehalten, Löhnen und Kauf- 
summen, wozu Zinsenzahlungen und vorgezeichnete Schmlden- 
abtragungen hinzukommen können. Zu den ausserordent- 
lichen, wie Miethzahlungen, Diäten, Honoraren, Belohnungen, 
Dotationen und Entschädigungen, müssen besondere Ver- 
anlassungen in einzelnen Zwecken und Nothwendigkeiten 
vorhanden sein. Für die Wirthschaftspolitik kommen von 
allen diesen Ausgabengestalten besonders die Gehalte in 
Betracht. 

Der Gehalt, als die regelmässige Form der Vergütung 
des Statsdienstes, gehört zwar nach der Einnahmeseite der 
Volkswirthschaft an, nach der Seite der Ausgabe jedoch 
ist er eine für die Statswirthschaft charakteristische Be- 
sonderheit, welche in der Privatwirthschaft sich nur in un- 
eigentlichem Sinne wiederholt. Der Gehalt ist nicht ein 
Arbeltslohn; denn ein solcher bemisst sich nach der Leistung, 
welche, je nach Umständen, zeitweise oder stückweise be- 
zahlt wird. Eine solche Bezahlung erhält der in einer 
Statswerkstätte oder an einem Statsbau beschäftigte Ar- 
beiter, oder der Kopist und Diurnist in einer Kanzlei, nicht 
aber der Beamtete. Denn der Statsdienst ist kein Geschäft 
oder Gewerbe, sondern ein Beruf, im einzelnen Dienstzweige 
ein Amt. Der Ertrag gewerbsmässiger Arbeit ist der Lohn, 
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der Ertrag geschäftsmäAsiger Unternehmungen der daraus 
hervorgehende Gewinn, -^ der Beruf hat weder auf Lohn 
noch auf Gewinn Anspruch. Der Statsdiener aber hat einen 
Beruf übernommen und hat damit auf die Vortheile des 
Gewerbes oder Geschäftsbetriebes verzichtet. Er hat weder 
auf Lohn noch auf Gewinn Anspruch; — wohl aber setzt 
seine Stellung voraus dass er vom State, welchem er seine 
Dienste widmet, erhalten werde, sofern er nicht freiwillig 
ein Amt des unentgeltlichen Statsdienstes übernommen hat. 
Und *er soll in einer wirthschaftlichen Stellung erhalten 
werden welche der Höhe des Amtes entspricht, und in einer 
Lage welche ihn in den Stand setzt seinen Sinn ganz auf 
die Berufserfüllung zu richten. Es ist im Interesse des 
States dass seine Beamteten nach einem Massstabe besoldet 
sind, welcher dem von ihnen geforderten Bildungsgrade 
und einem gesellschaftlichen Range entspricht in welchem 
sich stufenweise die äussere Würde des. States zu erkennen 
gibt. Allerdings wird der Massstab dafiir nicht ein zu hoher 
sein dürfen, weil ein solcher auf der einen Seite der Volks- 
wirthschaft zu viele der besten Kräfte entziehen, auf der 
anderen mit der Gefahr verbunden sein würde den Beruf 
des Statsdienstes zu einem vortheilhaften und viel erstrebten 
Geschäfte zu machen, — ein Ergebniss bei welchem der 
politische Parteikampf leicht in einen niedrigen Streit um 
die Aemterbeute ausartet. Auch soll die Würde des States 
so wenig durch äusseren Prunk dargestellt werden wie 
unter Aermlichkeit leiden. Ein gebildeter gesellschaftlicher 
und politischer Zustand ist aber so wenig ohne eine wirth- 
schaftliche wie ohne eine geistige Rangordnung denkbar, 
und die Stellung des Statsbeamteten darf den Ansprüchen 
beider nicht widersprechen. Eine untergeordnete Frage 
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ist dabei die, in wie weit es zweckmässig ist dass ein Theil 
des Gehaltes der Statsdiener in Naturalbesoldung statt in 
Geld gewährt wird. Es gehört hierher die Frage der 
Amtswohnungen, deren Verallgemeinerung neuerdings nicht 
ohne gute Gründe empfohlen worden ist. Für die Unter- 
haltung der bewaffneten Macht ist indessen die Natural- 
verpflegung die herrschende Form des Statsaufwandes. Die 
Sorge für die Wohnung, Bekleidung und Ernährung seines 
Kriegsheeres muss der Stat, zur Bewaffnung hinzu, selbst 
übernehmen. Er zahlt jedoch daneben seinen Soldaten 
Löhnung und seinen Offizieren Gehalte. Auf den stats- 
rechtlichen Charakter des Kriegsdienstes kommt es an, 
welchen wirthschaftlichen Charakter diese verschiedenen 
Leistungen des States für die bewaffnete Macht haben. 

Die Buhegehalte der Statsdiener im Zivil- und Militär- 
dienste müssen als Bestandtheile des regelmässigen Geld- 
aufwandes für den Beamtenstand betrachtet werden. Es 
ist nicht empfehlenswerth den Statsdienern die Einlage in 
Pensionsfonds in der Form von Gehaltsabzügen zur Pflicht 
zu machen. Für sie selbst bedeutet das nur dass ihre Ge- 
halte um den Betrag dieser Abzüge kleiner sind als deren 
Nominalbelauf; di^ Pflicht des States för seine dienstunfähig 
gewordenen Beamteten zu sorgen, besteht unabhängig von 
einem Privatassekuranzverhältnisse, dessen Vermengung mit 
der Pensionsberechtigung nur die Abwälzung einer Pflicht 
von dem Verpflichteten auf den Berechtigten und zugleich 
^ine fehlerhafte statswirthschaftliche Rechnungsform ist. 
Die Pensionsberechtigung ist allerdings ein Assekuranz- 
verhältniss, aber nicht ein privatrechtliches sondern ein 
statsrechtliches , und der Anspruch ist nicht durch indivi- 
duelle Bedingungen,* wie persönliche Einlagen, erworben, 
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sondern durch das Statsdienstverhältniss ganz im allge- 
meinen. 

Es gehört hierher auch noch die politisch wichtige 
Frage ob den Mitgliedern der parlamentarischen Versamm- 
lungen vom State Diäten gezahlt werden sollen, — eine 
Frage von so grosser Bedeutung dass je nach ihrer Ent- 
scheidung der ganze Stat einen wesentlich verschiedenen 
Charakter annimmt. Alle verständigen Erwägungen der 
Politik sprechen aber gegen die Diäten, welche kurzweg als 
eine schädliche Verfälschung der parlamentarischen Volks- 
vertretung bezeichnet werden müssen. 

Ein Parlament ist ein Apparat durch welchen Volks- 
urtheil im State zur Geltung gebracht und Volkswille in 
Statswillen verwandelt wird. Wo dieser Apparat vollständig 
ist, vertritt das Haus der Abgeordneten der Idee nach das 
Volksinteresse und die Volksanschauungen als solche, wäh- 
rend der Senat, aus Elementen unabhängiger Statsmann- 
schaft zusammengesetzt, dieses Interesse und diese An- 
schauungen unter dem Gesichtspunkte ihres Zusammen- 
hanges mit den Richtungen der Regierungspolitik und der 
inneren und äusseren Lage des Landes würdigen soll. Aber 
die politischen Urtheile und Absichten des einzelnen Volks- 
vertreters und Senators sind noch nicht Statsurtheile und 
Statszwecke. Sie sollen das, wenn es ihnen gelingt, durch 
das Parlament erst werden. Bis dahin sind sie weiter nichts 
als Privaturtheile und Privatzwecke, welche im Volke zer- 
streut gehegt werden und im Parlamente den Versuch 
machen ob sie sich allgemeine Anerkennung und Geltung 
verschaffen können. Zu Statsurtheilen und Statszwecken 
werden sie erst durch den parlamentarischen Beschluss und 
die diesem letzteren von Seiten des Statsoberhauptes er- 
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theilte Sanktion. Im Beschlüsse ist der Volkswille dem. 
State bekannt gegeben^ in der Sanktion durch das Stats- 
oberhaupt ist er vom State übernommen und zum seinigen 
erklärt. In diesem Verlaufe ist der Abgeordnete ein Diener 
des Volkes und man dürfte vielleicht den Senator einen 
Diener der Nation nennen, — ein Diener des States jedoch^ 
also ein Statsdiener, ist keiner von beiden. Durch Gewäh- 
rung von Diäten oder Gehalten aus Statsmitteln wird dieses 
Verhältniss verfälscht. Der Volksvertreter und der Senator 
werden dadurch aus unabhängigen Bürgern und Privat- 
politikern in Beamtete verwandelt. Nach ihrem ganzen 
ethisch-politischen Wesen sind aber die Verrichtungen des 
Statsdienstes von denen des parlamentarischen Volksdienstes 
so verschieden, dass in mancher Hinsicht die Stellungen 
des Volksvertreters und des Statsbeamteten als unvereinbar 
betrachtet werden sollten, und nur die Unklarheit und Ver- 
worrenheit politischer Begriffe hat bewirken können dass 
dies verkannt wird. Die Vereinigung der beiden Stellungen 
in Zusammenhang mit einem hoch gesteigerten Parteiwesen 
kann den ganzen Statsdienst desorganisiren. Wie aber nun^ 
wenn die Volksvertreter als solche zu Statsdienem gemacht 
werden? Der richtige Gedanke, dass der Statsdienst von 
der schon gebildeten Willenseinheit der Nation ausgeht und 
dieser streng unterworfen sein muss, — das ganze Bewusst- 
sein amtlicher Subordination, wird mit dieser Vermengung 
unvereinbarer Standpunkte vernichtet. 

Ist nach allem dem die Bezahlung von Diäten aus der 
Statskasse an die Mitglieder parlamentarischer Versamm- 
lungen prinzipiell zu verwerfen, so wäre durch das Mittel 
auch die Absicht des Volkes im Grossen und Ganzen nicht 
zu erreichen, so gut dasselbe in einem einzelnen Falle dem 
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Zwecke entsprechen mag. Wenn die Volksvertretung auf 
eigne Kosten die Folge hat; manche gute Kraft von der 
parlamentarischen Wirksamkeit auszuschliessen; so hat die 
Gewährung von Diäten die Folge, dieser Wirksamkeit viele 
schlechte Kräfte zuzuführen^ und das zweite Uebel ist 
grösser als das erste ^ weil es leichter ist eine abgehende 
gute Kraft zu ersetzen als viele eingedrungene schlechte 
Kräfte unschädlich zu machen. Die Wirthschaftspolitik hat 
demnach allen Grund sich der Gewährung parlamentarischer 
Diäten zu widersetzen. 

Es ist für unseren Zweck nicht* nöthig tiefer in die 
Einzelnheiten der Statsausgaben einzugehen. Sollen nun 
aber die Einnahmen zu deren Bestreitung ausreichend ge- 
macht werden, so hat die Wirthschaftspolitik eine doppelte 
Prüfung vorzunehmen, — eine Prüfung der Ausgaben auf 
ihre politische Nothwendigkeit und eine Prüfung der Ein- 
nahmen auf die Möglichkeit, Zulässigkeit und Zweckmässig- 
keit ihres Bezuges aus der Volkswirthschaft. Denn aus 
einer anderen Quelle als dieser kann die Statswirthschaft 
überhaupt nicht schöpfen. Diese Prüfung geht in einer 
Budgetberathung vor sich. Von einer verständigen Leitung 
der Finanzwirthschaft wird für regelmässig bestimmte 
Wirthschaffcsperioden eine annähernde Vorkenntniss der 
Geldbedürfnisse und der zu ihrer Bestreitung verfügbaren 
Geldmittel vorausgesetzt. Eine solche Leitung verlangt also 
einen Voranschlag der Ausgaben und Einnahmen für einen 
bestimmten Zeitraum, welcher sich in erster Beziehung auf 
die Nothwendigkeit, in der zweiten auf die Möglichkeit oder 
Rathsamkeit gründet. Die volle Kenntniss der zu einem 
solchen Entwürfe erforderlichen Thatsachen besitzt zunächst 
die Regierung. Sie also hat den Belauf der ihr nothwendig 
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scheinenden Ausgaben zu ermitteln und eine diesem Be- 
laufe entsprechende Einnahmeforderung an das Land zu 
stellen. Sie befindet sich aber bei dieser Arbeit auch im 
Besitze der Erfahrungen über die Finanzkraft der Nation 
und die Wirksamkeit des bestehenden Steuersystemes. Sie 
muss beurtheilen ob mit diesem Systeme die Deckungs- 
mittel vorhanden sein werden oder nicht; und; im letzten 
FallC; ob die Ausgaben eingeschränkt werden müssen und 
danach die Forderung herabzumindern ist, oder ob die 
öteuerkraft durch ein verändertes Steuersystem schärfer 
angespannt werden kann. Sie muss also mit dem Voran- 
schlage der Ausgaben zugleich den Nachweis der Möglich- 
keit und Zweckmässigkeit der Aufbringung des Bedarfes 
in einem durchdachten Finanzplane verbinden. 

Der so entstehende Budget-Entwurf ist bei einem aus- 
gebildeten Gange des politischen Lebens einer parlamen- 
tarischen Volksvertretung zur Beurtheilung aus dem Stand- 
punkte der Volkswirthschaft und überhaupt des Volkslebens 
vorzulegen. Diese Beurtheilung geht naturgemäss in um- 
gekehrter Richtung von der Höhe der geforderten Deckungs- 
mittel auS; untersucht die Zweckmässigkeit des für die Auf- 
bringung derselben vorgelegten Planes vor allem in Bezug 
auf dessen Rückwirkung auf die Volkswirthschaft und den 
Volkswohlstand, und schreitet von da zur Kritik des Vor- 
anschlags der Ausgaben fort, in welchem nach Massgabe 
einer allfälligen Ersparniss Streichung verlangt wird. Da 
hierbei die Regierung ihre Aufstellung zu vertheidigen hat, 
so wird der endlich festgestellte Finanzplan das Ergebniss 
einer Vereinbarung zwischen Regierung und Volksver- 
tretung. 

Es muss betont werden dass dieser Gang der Be- 
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rathung und Beschliessung wirklich dem Wesen der Auf- 
gabe entspricht, und nicht etwa nur die doktrinäre Forde- 
rung eines Parteisystemes ist. Es mag unter Umständen 
seine Schwierigkeiten haben auf diesem Wege den finan- 
ziellen Bedürfnissen des States Anerkennung zu verschaffen^ 
nichts desto weniger kann einzig und allein auf ihm die 
nothwendige Uebereinstimmung zwischen Statswirthschaft 
und Volkswirthschaft erhalten werden; denn nicht nur 
fliessen die Statseinnahmen aus der Volkswirthschaft; in die 
Statswirthschaft, sondern es gehen auch die Statsausgaben 
aus dieser in jene zurück; und es handelt sich nur darum 
dass dieser doppelte Strom auf eine dem nationalen Wohle 
entsprechende Weise geregelt wird. Dass das Statsbudget 
zuweilen zum Schlachtfelde des parlamentarischen Partei- 
kampfes wird, welcher zwischen der Regierung mit ihrem 
Anhange und der Opposition auszufechten ist, kann unter 
Umständen eine unbedenkliche Erscheinung des politischen 
Lebens sein. Eine schlechte Finanzverwaltung hat ein be- 
gründetes Misstrauen zur Folge, und eine fehlerhafte Politik 
ruft den Widerspruch nicht nur gegen die Ausgaben sondern 
auch gegen die Zwecke der Begierung hervor denen diese 
Ausgaben dienen sollen. Nur wird ein Parlament häufiger 
in Bezug auf die Finanzverwaltung als in Bezug auf die 
grosse Politik urtheilsfähig sein. Die grösste Schwierigkeit 
liegt unter ernsten Umständen in dem möglichen Falle dass 
die Regierung eine Forderung nicht begründen kann weil 
sie den politischen Zweck, wie einen unvermeidlichen oder 
nothwendigen Krieg, nicht aussprechen darf. Der Lehrsatz 
dass eine Regierung vor dem Parlamente, also auch vor der 
Welt, keine Geheimnisse haben dürfe, ist, so oft er wieder- 
holt worden ist und noch wiederholt wird, zu schulknaben- 
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massig, als dass es schicklich wäre ihn zu widerlegen. Er 
wetteifert in seiner Kindlichkeit mit der Gewissenlosigkeit 
ruchloser Oppositionsparteien welche sich nicht scheuen 
eine Finanzdebatte ohne Bücksicht auf den inneren Werth 
der Frage als blosses Mittel zum Sturze eines verhassten 
Ministeriums zu beniffczen. Die Bedeutung der Parlamente 
für die Nationalwirthschaft hat im übrigen nichts gemein 
mit den Forderungen parlamentarischer Parteiregierung 
nach englischer Schablone. In Fällen wie der angedeutete 
kann allerdings nur das Vertrauen zur Regierung über 
grosse Gefahren hinweghelfen ; aber es ist nicht gerade eine 
Oppositionspartei welche dieses Vertrauen zu verschenken 
hat; selbst wenn sie eine parlamentarische Majorität bilden 
sollte. Eine allgemeine Steuerverweigerung endlich ist eine 
Revolution ; und muss als solche beurtheilt werden. Sie 
bedeutet dass, nach der Ansicht der Verweigerer, dieser 
Stat, wie er da ist, überhaupt nicht weiter bestehen soll, 
und schliesst die Folge in sich dass dieser Stat sich ver- 
theidigt wie er kann, also nöthigenfalls auch mit den Waffen. 
Wenn bei der Prüfung der Budgetvorlage sich ergibt 
dass die Ausgaben nicht beschränkt werden können, die 
ordentlichen Einnahmen aber zu ihrer Deckung nicht aus- 
reichen, so muss entweder zur Steuererhöhung oder zur 
Beschaffung einer ausserordentlichen Einnahme durch ein 
Anleihen oder durch den Verkauf allf&llig vorhandener und 
entbehrlicher Statsgüter geschritten werden. Die beiden 
Hilfsmittel kommen darin überein dass beide für ein gegen- 
wärtiges Bedürfniss die Zukunft belasten, bei dem Anleihen 
durch die Verzinsung und allfallige Rückzahlung der Schuld, 
bei dem Verkaufe durch Verkürzung zukünftiger Ein- 
nahmen um den Rentenertrag der Güter. Für eine längere 
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Periode läuft also jeder Mehrbedarf der Statskasse auf eine 
Vermehrung der Steuern hinaus. Dass bei guter Anwen- 
dung der auf diese Weise gewonnenen Geldmittel die Be- 
lastung der Zukunft auch der Zukunft durch eine günstige 
Rückwirkung auf die Volkswirthschaft und erhöhte Stats- 
einnahmen wieder vergütet wird, vefcteht sich von seibat 
Im allgemeinen ist der Grundsatz aufzustellen dass für die 
regelmässigen Statsausgaben die Steuern ausreichen sollen^ 
also ausreichend gemacht werden müssen. 

Da sich weder die Ausgaben noch die Einnahmen des 
States genau voraussehen, also beide nur annäherungsweise 
feststellen lassen, so kann sich bei Abschluss einer Jahres- 
rechnung eben so gut ein Ueberschuss wie ein Defizit er- 
geben, und ein Aktiv- oder ein Passivsaldo kann auf neue 
Rechnung überzutragen sein. Ein chronisches Defizit aber 
kann nur durch den ausserordentlichen Geldzufluss einer 
Hilfssumme mit gleichzeitiger doppelter Steuerel-höhung be- 
seitigt werden, — nämlich einer Erhöhung erstens um den 
Betrag der Verzinsung der Hilfssumme, und zweitens um 
den Betrag der bis dahin erfahrungsmässig fortlaufenden 
jährlichen Unzulänglichkeit. 

Von der Bilanz der Finanzrechnung wird indessen bei 
aller Wichtigkeit einer wohlgeordneten Geldwirthschaft doch 
nur die Oberfläche der Statswirthschaft sowohl an sich wie 
in ihrem Zusammenhange mit der Volkswirthschaft berührt. 
Fragt sich's, wie es überhaupt mit dem Nationalvermögen 
steht, so kommen, wie wir schon weiter oben geltend ge- 
macht haben, Werthe in Betracht welche sich nicht nach 
Geld schätzen lassen, so wichtig Verhältnisszahlen für die 
Erkenntniss von Fortschritten oder Rückschritten in diesem 
Vermögen sein können. Fortschritte oder Rückschritte der 
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Volkszahl, der Volksbildung, der öffentlichen Moral, des 
Volksgeistes, der nationalen Gesundheitszustände, der Ar- 
beitskraft und Geschicklichkeit, der Wehrkraft und natür- 
lichen Steuerkraft, des Volkswohlstandes in den Privatwirth- 
sehaften, — endlich der allen diesen Interessen gewidmeten 
Statsanstalten und Statseinrichtungen, mit denen der Stats- 
ordnung überhaupt: — alle diese Elemente des National- 
vermögens geben Gelegenheit zu statistischen Ermittelungen 
aus welchen die Wirthschaftspolitik wichtige Lehren flir 
ihre Wirksamkeit ableiten kann. Aus den Thatsachen die 
richtigen Folgerungen zu ziehen, erfordert einen klaren 
Einblick in den Zusammenhang idealer und realer Werthe, 
durch welchen die Interessen der Wirthschaft mit denen der 
geistigen Kultur in Verbindung stehen. Vom Verhältnisse 
der Politik zu dieser in den nächsten Kapiteln. 
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ZWÖLFTES KAPITEL. 



Die Kulturpolitik. — Natur und Kultur. Der Stat als Kulturerzeug- 
nitis, Kulturorgan und Kulturmachl;. Bildung und Zivilisation. Die 
Religion im Kulturprozesse. Psychologischer Verlauf der Beligions- 
bildung. Optimismus, Pessimismus und die ewige Unruhe der Ent- 
Wickelung. Die phantastisch-eudämonistische Vorstellung. Beste der 
Bestialität in der Menschennatur. Die Bewirkungsmittel der Religion. 
Die Gemeinschaft der Ueberzeugung. Die vermeintliche Macht des 
Wunsches. Dogma und Kultus unter der Einwirkung von Wissen- 
schaft und Kunst. Das Dogma als symbolische Metaphysik. Ideal 
und Idol. Bedeutung der Musik im Kultus. Auflösung und Neu- 
bildung von Religionssystemen und Seelenwanderung des religiösen 
Ideengehaltes. Die Entwickelungsföhigkeit des Christenthums. Die 
christliche Zivilisation und die ausser ihr stehende Welt. Der christ- 
liche Pantheismus als Fortschrittsreligion. 



JJie Kultur im Gegensätze zur Natur ist der allge- 
meine Lebensprozess insofern er nicht nach dem Verhältniss 
von Ursache und Wirkung sondern nach dem von Mittel 
und Zweck beurtheilt wird. Sie ist die Lebensentwickelung 
a»ls Zweck gedacht und; soweit menschliche Mittel reichen, 
als Zweck behandelt ^ «— das Leben unter dem Gesichts- 
punkte der Finalität; wie die Natur das Leben unter dem 
Oesichtspunkte der Kausalität ist. 
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Dazu steht der Stat in einer drei&chen Beziehung. Er 
ist Kulturerzeugniss , insofern das der sittlichen Entwicke- 
lung des Menschengeschlechtes entsprechende Bedürfniss 
suveräner Willenseinheit in einer Vielheit von Menschen 
ihn in's Dasein ruft; er ist Eulturorgan^ insofern er eine 
solche Willenseinheit bethätigt; er ist endlich Eulturmacht; 
insofern er als bestimmter einzelner Stat an bestimmter 
Stelle zu bestimmter Zeit durch sein Dasein ;und die Be- 
thätigung eines eigenthümlichen Wesens eine besondere 
Eulturaufgabe zu verrichten und einen bestimmten Inhalt 
seiner Willenskraft geltend zu machen hat. Diese Aufgabe 
aber ist sein ihm historisch zugewiesener Antheil an der 
politischen Arbeit des Menschengeschlechtes; denn die 
Politik ist nichts anderes als die Kulturverrichtung des 
States. 

Es hat mithin keinen verständigen Sinn vom Kultur- 
State als einer besonderen Statsart und im Gegensatze zu 
anderen Statsarten zu sprechen. Seine Kulturaufgabe hat 
jeder Stat; — auch der Militärstat und der Priesterstat; der 
Polizeistat wie der sogenannte Rechtsstat. Und fiir keinen 
Stat ist die Kultur ein ausser ihm selbst liegender Zweck 
dem er als technisches Mittel tu dienen hätte , sondern sie 
ist der Inhalt seines Lebens selbst, ~ sein Lebensberuf; 
— ein Beruf der, wie jeder wahre Beruf, kein Geschäft ist, 
aber seine Geschäfte hat. Die Kultur ist nicht ein Ge- 
schäft des StateS; aber der Stat hat Kulturgeschäfte; un- 
ge&hr so wie man sagen kann die Literatur sei kein Ge- 
schäft, aber ein Schriftsteller habe literarische Geschäfte. 

Die Kulturgeschäfte des States aber sind Sache der 
Kulturpolitik. 

Der Gegenstand menschlicher Kulturbestrebungen ist 

Froebel, Politik. 16 
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das menschliche Leben selbst; sowohl das persönliche des- 
einzelnen Menschen wie das über die Person hinausreichende 
der Gesellschaft. Die Beschäftigung damit und das fort- 
laufende Ergebniss dieser Beschäftigung nennen wir ii^ 
Bezug auf die Person Bildung, in Bezug auf die Gesell- 
schaft Zivilisation. Das menschliche Leben indessen ist 
von der äusseren Natur^ genauer bezeichnet von der Be- 
schaffenheit ^der Erdoberfläche abhängig auf welcher es sich 
bewegt. Auch diese Beschaffenheit kann^ und soll daher;, 
der Kultur unterworfen werden. Denn ein gebildetes mensch- 
liches Leben ist in einer rohen Natur s^ wenig möglich wie 
die Kultur eines Landes sich bei Verwilderung seiner Be- 
wohner oder dem Eindringen eines rohen Volkes erhalten 
kann. Von der Kultur des Bodens, der Begulirung der 
Gewässer, der Vertheilung der Vegetation, der Vertilgung 
schädlicher und der Zucht nützlicher Thiere und Pflanzen, 
den Mitteln der Kommunikation, und selbst vom landschaft- 
lichen Charakter, ist die Möglichkeit eines gebildeten Lebens^ 
abhängig, und diese Abhängigkeit ist eine der Ursachen 
der Langsamkeit der Kulturfortschritte und der langen und 
unheilvollen Nachwirkungen von Unterbrechungen des 
Kulturprozesses durch gewaltsame und zerstörende Ereig- 
nisse. Der einzelne gebildete Mensch mag vorübergehend 
ohne an seiner Bildung Einbusse zu erleiden sich in einend 
wilden Lande aufhalten, ja er mag durch die Beobachtungen, 
zu welchen ihm der Aufenthalt Gelegenheit gibt daraus^ 
grossen geistigen Gewinn ziehen, seine Weltansicht er- 
weitern, bereichern und klären; ein solches Land dauernd 
bewohnen, wird er nicht können ohne unmerklich selbst zu 
verwildem. Die Zivilisation eines Volkes steht mit der 
Kultur des Landes im genauesten Zusammenhange. 
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Um Kulturvorgänge, Kulturerscheinungen und Kultur- 
bestrebungen richtig zu beurtheilen , darf man nicht ver- 
gessen dass Bildung und Zivilisation keine bestimmten und 
abgeschlossenen Zustände, dass sie das unter der Herrschaft 
der Kulturideen und Kulturideale sich entwickelnde und 
fortschreitende Leben selbst sind. Es gibt keine mensch- 
lichen Zustände welche „die Bildung" und „die Zivilisation*^ 
darstellen und desshalb als bestimmte Ziele zu erstreben 
wären. Der Stat daher kann Bildung und ZiviHsation 
fördern und ihre Erzeugnisse in Schutz nehmen; er kann 
aber so wenig einen Zustand welcher „die Zivilisation" 
heisst einführen wie eine Wissenschaft oder Kunst welche 
„die Bildung" heisst in seinen Schulen lehren lassen. Zwar 
ist es nicht ganz ohne Sinn wenn an den einzelnen Men- 
schen die Forderung gestellt wird „gebildet" ganz im all- 
gemeinen, an eine Nation die Forderung „zivilisirt" ganz 
im allgemeinen zu sein, und der darin liegende Sinn ist ein 
doppelter. Es wird damit zunächst überhaupt die Er- 
hebung über den rohen Naturzustand, und es wird ferner 
damit ein gewisses anderen Menschen und Nationen an- 
nehmbares Kulturergebniss verlangt. Der Anfang aller 
Kultur ist ein Gegensatz gegen die Natürlichkeit, welcher 
sich nicht scheut selbst dem Unnatürlichen den Vorzug zu 
geben um nur das Becht der Willkür zu dokumentiren. 
Erst auf den höheren Kulturstufen bricht sich die Einsicht 
Bahn dass die Kultur eine höhere Natur ist und dass eine 
verfehlte oder abgestorbene Kultur nur aus der Natur neues 
Leben schöpfen kann. Bildung und Zivilisation aber haben 
in jedem Volke und zu jeder Zeit eine andere Form und 
einen anderen Inhalt, und mit ihnen überhaupt ist über 
ihren kulturhistorischen Werth noch gar nichts gesagt. 

16* 
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Allerdings enthalten fiir die Beurtheilung dieses Werthes 
die zu jeder Zeit von der gesammten Menschheit erreichten 
höchsten Bildungsstufen und Zivilisationsformen einen Mass- 
stab; dessen Richtigkeit wird aber doch nur die Nachwelt 
ermessen können , und die Anmassung der Schablone ist 
um so unerträglicher^ als sie eben aus dem Mangel höherer 
Bildung und aus der Selbstgefälligkeit eines bornirten 
Geistes hervorgeht Die Zivilisation des Incareiches und 
des aztekischen States stand in vielen und wichtigen Be- 
ziehungen höher als die der Räuber- und Mörderbanden 
der ConquistadoreS; auf welche Spanien stolz ist. Die 
aztekischen Priester opferten Menschen, aber die spanischen 
und anderen christlichen Pfaffen thaten dasselbe und wählten 
dazu noch die besten Menschen der Nation^). Die un- 
berechtigte Selbstüberhebung christlicher Barbarei über un- 
christliche Zivilisation findet in unseren Tagen ihre Wider- 
holung in der Anmassung Russlands die Zivilisation in der 
Türkei einzufahren^ denn die Zivilisation hat in der moham- 
medanischen Welt höhere Stufen erreicht als in Russland, 
worüber die Bildung der Petersburger vornehmen Welt so 
wenig sagt wie die Demoralisation der Konstantinopeler 
grossen Welt, an welcher gerade Russland so wirksam ge- 
arbeitet hat. Im allgemeinen hat die Politik in der Bildung 
und Zivilisation es nicht mit einem festen Zustande sondern 
mit der Verlaufsform absichtlicher Lebensentwickelung zu 
thun, in deren Wegen sich nur einzelne versteinerte Rück- 



1) Während ich schreibe feiern die Juden Algeriens — fran- 
zösische Bürger — den Jahrestag der Niederlage Karls Y. Unter 
den türkischen Seeräubern, sagen sie, hätten sie, wenn auch bedrückt, 
leben können. Nach einem Siege Karls V. würden sie verbrannt 
worden sein! 
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stände verfehlter KiUturversuche aus früheren Perioden der 
Menschheit finden^ — paläontologische Reste in der kultur- 
historischen Schichtenablagerung; auf deren Boden die 
lebendige Kultur ihre fortschreitenden Neubildungen er- 
richtet. 

In ihrer Beschäftigung mit der Bildung und Zivilisa- 
tion stösst die Politik gleich bei Beginn auf die Keligion 
als Kulturerscheinung und Kulturbedingung von ganz ent- 
scheidender Bedeutung. Es ist weder eine individuelle Bil- 
dungsfoim noch eine allgemeinere Zivilisationsform denkbar^ 
welche nicht ihre ganz wesentlichen religiösen Elemente 
sowohl als Grund wie als Folge in sich schlösse.* Ohne 
über die Natur der Beligion und ihre Bedeutung im mensch- 
lichen Kulturprozesse im Klaren zu sein^ ist keine klare 
Kulturpolitik möglich; — und dies vor allem nicht in einer 
von Kulturgegensätzen erfüllten Zeit; welche; wie die ims- 
rigC; den Uebergang aus einer grossen Kulturperiode in 
eine andere darstellt; deren Charakter so gut wie der ihrer 
ablaufenden Vorgängerin durch eine sie beherrschende reli- 
giöse Welt- und Lebensansicht; — ein zusammenhängendes 
Ganze religiöser Vorstellungen, Stimmungen und Trieb- 
federn; bestimmt sein wird. 

Ein grosser; aber in unserer Zeit sehr verbreiteter; für 
tiefere Einsicht in den Gang der Kulturgeschichte gehal- 
tener Irrthum ist es dass die Menschheit sich auf dem Wege 
zu einem religionslosen Zustande befinde. Ein Irrthum wäre 
diese Meinung selbst dann wenn die Religion nichts anderes 
wäre als die Metaphysik der zu philosophischem Denken 
unfähigen grossen Masse der Menschen. Denn weder ist 
es die Bestimmimg des Menschengeschlechtes aus lauter 
Philosophen zu bestehen; noch lässt sich das metaphysische 
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Bedürfniss bei denen ausrotten welche keine Philosophen 
sind^ eben so wenig mit den nur die Oberfläche der Dinge 
betreffenden Ergebnissen des naturwissenschaftlichen Ma- 
terialismus abspeisen^ selbst angenommen dass auch nur 
diese Ergebnisse der Erkenntniss der grossen Menschheits- 
masse zugänglich sein könnten. Je ausgiebiger aber ,^die 
breiten Bettelsuppen" popularisirter Wissenschaft; gemacht 
werden, um so weniger entsprechen sie dem Zwecke dieser 
Abspeisung. Die Meinung ist jedoch ein um so gröberer 
Irrthum, als es im menschlichen Wesen begründet liegt 
dass auch der Philosoph, selbst wenn er zu sehr seinem 
abstrakten Denken hingegeben sein sollte um es selbst zu 
merken, nicht ohne Religion sein kann, und sich in seinem 
religiösen Verhalten nur dadurch von der Masse unter- 
scheidet dass er seine dem Gremüthsbedürfnisse entspringen- 
den üeberzeugungen nicht den Ergebnissen des vernünf- 
tigen Denkens widersprechen lässt und dass er die diesen 
Üeberzeugungen zu Hilfe kommende Phantasie in Zucht 
und Ordnung zu halten weiss. Dass man aber ohne Ge- 
müth und Phantasie ein Philosoph sein könne und dass 
man Gemüth und Phantasie haben könne ohne dass deren 
Thätigkeit mit dem Verlaufe des Denkens sich in Verbin- 
dung setzt, muss geleugnet werden. Eine Gemüthssache ist 
schon die Wahrheitsliebe, welche den Forscher treibt sich 
mit der Erkenntniss zu beschäftigen, und ohne dass die 
Phantasie der Erkenntniss vorauseilte, würde die Wahr- 
heitsliebe gegcnstandlos sein. Denn die Wahrheitsliebe des 
Forschers hat nicht die Wahrheit sondern sie sucht dieselbe, 
und um sie zu suchen, muss sie sich von derselben schon 
im voraus eine allgemeine Vorstellung gemacht haben, was 
ihr ohne Hilfe der Phantasie nicht möglich ist. Die Philo- 
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«ophie ist dem Philosophen nicht allein Verstandes- sondern 
auch Gemüthssache^ und als solche ist sie selbst Beligion 
und kann des Glaubens als der Gemüthsform des Wissens 
gar nicht entrathen, wie sehr sich auch das Selbstbewusst- 
sein darüber täuschen mag. „Nur ein hoher Glaube an die 
logische Eonsequenz der Entwickelung" — das sagt Eduard 
von Hartmann ~ „konnte vor den Tagen von Königgrätz 
und Sedan die Zuversicht auf den Sieg der modernen 
Kultur festhalten 0.*' — „Glaube" — „Zuversicht" — sind 
-das nicht Formen der religiösen Ueberzeugung — der 
üeberzeugung aus Gemüthsbedürfniss, aber nicht aus Er- 
kenntniss? — Und muss der, dessen Glaube sich auf einen 
Gegenstand wie „die logische Eonsequenz der Entwicke- 
lung" bezieht, nicht etwa ein Philosoph sein? — Ohne 
-Zweifel ; — aber ein Philosoph welchem diese logische Eon- 
sequenz der Entwicklung eine Gemtithssache geworden ist 
oind welcher auch mit Hilfe der Phantasie sich von den 
Ergebnissen derselben ein Bild gemacht, — ein Bild mit 
welchem er den thatsächlichen Verlauf der Weltgeschichte 
nicht ohne Besorgniss verglichen hat. — Wir haben hier 
alle Elemente der Religion vor uns: eine metaphysische 



1) Die Selbstzersetzung des Christenthums, S. 31. Ich verwahre 
mich vor dem Scheine der Theilhaberschaft an dieser komischen na- 
tionalen Selbstüberschätzung. Wenn unser Fässchen trübe läuft, geht 
d'rum die Welt nicht auf die Neige. Ohne Zweifel wäre die Kultur 
ohne die Tage von Sedan und Königgrätz andere Wege gegangen: 
das ist doch wohl das Einzige was sich behaupten lässt Im übrigen 
ist es mir in der obigen Stelle und den weiter folgenden Anfüh- 
rungen aus der Philosophie des Unbewussten (II, 397 der 7. Aufl.) 
«inzig um die Nachweisung der religiösen Ueberzeugungsform, selbst 
hei einem Philosophen welcher in der Beligion nur ein „vielleicht 
unentbehrliches Erziehungsmittel für das Volk^* anzuerkennen geneigt 
■ist, zu thun. 
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Weltansicht; ein beunruhigtes Gemüth^ eine mit Hilfe der 
Phantasie geschaffene ideale Vorstellung ^ den Glauben als 
Ueberzeugung aus Gemüthsbedür&isS; endlich die Beziehung 
der idealen Vorstellung auf das absichtliche menschliche 
Handeln — hier nach politischen Zwecken. Auch eine 
Stelle in der ^^Philosophie des ünbewussten" verdient hier 
angezogen zu werden^ um zu zeigen dass es nicht nur eine 
nebensächliche Bedensart ist auf welche wir uns in unserem 
Urtheil über die unvermeidliche Beligiosität auch des philo- 
sophischen Geistes gestützt haben ^ und um als weiteres 
Merkmal des religiösen Charakters auch noch die Gemein- 
schaft der Ueberzeugung aufzuweisen^ welche fiir die wissen- 
schaftliche Erkenntniss niemals eine KoUqktiverwerbung 
sondern immer nur eine Wiederholung des individuellen 
Erwerbes werden kann^ för die Religion aber ganz zum 
Wesen der Sache^ nämlich zum Beruhigungsmittel für das 
Gemüth gehört. ;,Wir aber" — sagt der Philosoph, den 
Plural hier offenbar nicht bloss literarisch gebrauchend, — 
„die wir in der Natur und Geschichte nur einen einzigen 
grossartigen und wundervollen Entwickelungsprozess er- 
kenneu; wir glauben an einen endlichen Sieg der heller 
und heller hervorstrahlenden Vernunft über die zu tiber- 
windende Unvernunft des blinden Wollens, wir glauben an 
ein Ziel des Prozesses, das uns die Erlösung von der Qual 
des Daseins bringt und zu dessen Herbeiführung und Be- 
schleunigung auch wir im Dienste der Vernunft unser 
Scherflein beitragen können." — Mit der „Erkenntniss^* 
eines „wundervollen" Entwickelungsprozesses — welcher 
freilich noch nicht erkannt ist soweit er noch als wunder- 
voll erscheint, weil er nicht mehr als wundervoll erscheinen 
kann soweit er erkannt ist, — wird ein Ergebniss der 
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Philosophie doch wohl an die Religion abgetreten, welche 
an ein Ziel des Prozesses glaubt, wie umgekehrt mit diesem 
Glauben ein Erzeugniss der Religion an die Philosophie^ 
welche ohne denselben ein blosses Verstandesspiel sein 
würde. Das eudämonistische Bedürfniss macht; wie maa 
sieht; auch im Philosophen seine Rechte geltend ^ und er- 
gänzt das philosophische Denken da wo dieses vor dem 
j^Wundervollen^^ stehen bleibt. Es folgt hieraus dass auch 
für den gebildetsten Geist die Religion nicht durch die 
Philosophie beseitigt werden kann. G. Jäger hat nidit 
fehlgegriffen indem er die Religion mit der Sprache ver- 
glichen hat^). Auf den Vorwurf dass für ihn als Natur- 
forscher die Religion doch nur eine menschliche Erfindung 
sein könne, antwortet er: ,Ja; ganz genau so wie die 
Sprache eine Erfindung des Menschen ist, um ganz be- 
stimmte Bedürfnisse zu befriedigen*^ — Man kann das 
praktische Verhältniss der Religion zur Kultur im allge- 
meinen nicht besser bezeichnen als es hier geschehen ist^ 
es sei denn dass man es vorziehe statt Erfindung Ent- 
deckung oder Offenbarung zu sagen, womit nur eben auch 
nichts anderes gesagt wäre, da jeder Erfinder eine Ent- 
deckung macht, und jedem Entdecker sich etwas offenbart. 
Mit obiger Antwort Jäger's ist aber zugleich ein nützliches- 
Licht auf das Verhältniss der Religion zur höheren Geistes- 
bildung geworfe». Wie die Sprache bei fortschreitender 
Bildung sich mehr und mehr verfeinert, veredelt, vergeistigt,, 
die Bezeichnung. sinnlich konkreter Unterscheidungen mehr 
und mehr als überflüssig fallen lässt, niemals aber doch 



1) Dr. G. Jäger, die Darwin'sche Theorie und ihre Stellung zur 
Moral und Religion, S. 147. 
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auch der höchsten Bildung entbehrlich werden kann^ im 
Oegentheile die Erreichung immer höherer geistiger Zwecke 
vermittelt, — ganz ebenso die Religion. 

Die kulturbeherrschende Macht welche die Religion 
ausübt, hat einen zweifachen Grund: erstens den, dass die 
menschlichen Zwecke durch die menschlichen Ideale be- 
stimmt sind; zweitens aber den, dass die zweckbestimmende 
Macht des Ideales durch die Gemeinsamkeit gesteigert wird^ 
wesshalb das Bekenntniss des Glaubens und die Vereini- 
gung der Bekenner sich mit Nothwendigkeit als ein reli- 
giöses Bedürfiiiss geltend macht. Der Stat hat es daher in 
der Religion nicht mit der individuellen Ueberzeugung der 
Menschen, sondern nach der Idee mit der E^irche, nach den 
Zuständen der Welt wie sie ist mit den Kirchen und Sekten 
zu thun, und deren Glaubensbekenntnisse interessiren ihn 
nicht theoretisch sondern nach ihrem Einflüsse auf sein 
Zwecksystem. Dieser Einfluss jedoch ist ein so mächtiger, 
dass eine weise und verständige Behandlung religiöser An- 
gelegenheiten im politischen Interesse ein Verständniss des 
psychologischen Verlaufes und der kulturhistorischen Be- 
deutung der Religionsbildung voraussetzt. 

Das individuelle Leben, in seinem Zusammenhange mit 
den äusseren Lebensbedingungen durch das Bedürfniss be- 
stimmt, äussert sich als Trieb, welcher durch den Hinzutritt 
einer zunächst empirischen Vorstellung siqh zum Wunsche 
gestaltet Der Inhalt des Wunsches ist die vorgestellte Be- 
friedigung eines Bedürfnisses, sein Ziel ganz im allgemeinen 
das Glück, welches niemals in etwas anderem als der Be- 
friedigung des Bedürfnisses besteht, wie hoch oder niedrig; 
geistig oder materiell, gebildet oder roh dieses in einem in- 
dividuellen Lebensprozesse und Lebensgefühle sich auch 
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geltend machen mag. Nun ist es aber wichtig zu erkennen 
dass der individuelle Lebensprozess nur ein Theilvorgang 
des allgemeinen Weltprozesses, das individuelle Lebens 
gefiihl nur ein sich wieder lösender Knoten in dem allge- 
meinen Gewebe ist. Die Bedürfnisse des Individuums sind 
also nur scheinbar seine eigenen. Sie weisen in ihren 
Zielen, bewusst oder unbewusst, über die Schranken des 
individuellen Lebens hinaus und ihre Befriedigung ist inner- 
halb dieser Schranken unmöglich. Aus dem was sich im 
universellen Verlaufe des Kxdturprozesses vollzieht, kann 
das individuelle Gefühl nur auf dem weiten Umwege des 
Denkens Befriedigung schöpfen, — eine Befriedigung welche 
zwar versöhnen aber das Glücksbediirfniss nicht zum 
Schweigen und den Wunsch nicht zur Buhe bringen kann. 
So ist es bedingt dass auf den Antrieb des Bedtlrfnisses das 
Glück immer gesucht und erstrebt werden muss, aber nie- 
mals erreicht werden kann. 

Für das individuelle Bewusstsein ist dadurch der prak- 
tische Optimismus des rastlosen Strebens in Verbindung 
mit dem theoretischen Pessimismus der als unvermeidlich 
erkannten Resignation begründet, während für das Ver- 
hältniss zur Welt daraus der ideelle Optimismus des Glau- 
bens an einen Weltzweck folgt von welchem der materielle 
Pessimismus der Bekanntschaft und des Verkehres mit der 
schlechten Welt überwunden wird. Hieraus ergibt sich 
dass die bloss empirische Zielvorstellung dem Wunsche 
nicht Genüge leisten kann. Das individuelle Glücks- 
bedürfriiss ruft daher die bilderschaffende Phantasie zu 
Hilfe, durch deren Mitwirkung die phantastisch - eudämo- 
nistische Vorstellung entsteht. 

Erhält nun mit fortschreitender Entwickelung und Be- 
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reicherung des menschlichen Bewusstseins das Glücks- 
bedürfiiiss einen geistigen Inhalt; indem darin ein mehr 
oder minder ausgebildeter Schönheits-, Freiheits- und Ge- 
rechtigkeitssizm^ ein Verlangen nach Liebe, nach Erkennt- 
niss und nach Versöhnung des Gemüthes mit den Wider- 
sprächen des Lebens Befriedigung sucht , — dann erhebt 
sich die phantastisch-eudämonistische Vorstellung zum Range 
und zur V^Türde des Ideales, dessen Verhältniss zur Wirk- 
lichkeit, zum Schicksale, zum Verlaufe der Geschichte und 
zu den Zwecken menschlichen Strebens und menschlicher 
Arbeit das grosse praktische Problem wird welches die 
Religion zu lösen hat. Was das Gemüth dabei verlangt 
und sucht; ist Beglückung, zu welcher wesentlich die Be- 
ruhigung in den Bedrängnissen, Aengsten und Räthseln des 
Lebens gehört. Die Philosophie, so tief sie in das Wesen 
der Dinge eindringen mag, kann diese Räthsel nicht lösen. 
Das Geheimniss des Daseins mit seinen Bedi'ängnissen und 
Aengsten lässt sie übrig. Die Religion aber lebt von diesem 
Geheimnisse, durch welches das Gemüth in seiner Trost- 
bedürfügkeit erhalten wird. Wenn sie ihren Tröstungen 
dadurch einen höheren Werth zu geben gesucht hat, das» 
sie phantastischen Glücksverheissungen noch phantastischere 
Qualandrohungen gegenübergestellt, so wendet sie zur Er- 
reichung eines legitimen Zweckes Mittel an, deren Rohheit 
uns den in der menschlichen Natur noch vorhandenen Rest 
von Bestialität enthüllt; gegen den Werth der Religion 
auch fiir den gebildeteren Geist ist damit so wenig erwiesen 
wie mit einem schlechten Gedichte gegen den allgemeinen 
Werth der Poesie. Die Religion verfügt über minder 
plumpe Mittel als die Vorstellungen von Hinunel und Hölle; 
auf den allgemeinen Eulturzustand der Menschen kommt 
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68 nur an , ob sie nicht zu fein sind um wirksam 
zu sein. 

Ganz im allgemeinen können die Bewirkungsmittel der 
Seligion subjektiv in nichts anderem als Ueberzeugungen 
und Gemüthsstimmungen; objektiv in Handlungen bestehen 
durch welche die letzteren erregt und die ersteren an den 
Tag gelegt werden — beides im Interesse der der Religion 
zur Erreichung ihrer Absicht unentbehrlichen Gemeinschaft 
Es sind hiermit die drei Hauptformen gegeben in welchen 
die Religion sich zu erkennen gibt: das Dogma^ die Askese 
und der Kultus. , 

Psychologisch ist^ wie sich schon aus dem früheren er- 
gibt^ die Askese das Erste. Sie ist in ihrem Ursprünge 
nichts anderes als der Wunsch des unbefriedigten und be- 
dürftigen Menschen. Dass dem blossen Wunsche durch die 
blosse Stärke der Empfindung und Lebhaftigkeit der Vor- 
stellung eine Kraft der Bewirkung zugeschrieben wird^ ist 
eine Thatsache welche täglich im Leben beobachtet werden 
kann. ;,Was man wünscht das glaubt man'' — ist ein mit 
dieser Thatsache in Verbindung stehendes Sprichwort, und 
in dem „Verwünschen" liegt auch flir den verständigsten 
Menschen im Dunkel des halben Bewusstseins die Vor- 
stellung einer Ejraftausübung. Dass diese Vorstellung eine 
abergläubische ist, welche bis zum Glauben an die Magie 
irre führen kann, ändert nichts an der Bedeutung des 
psychologischen Verhaltens; denn auf der einen Seite tritt 
uns damit die Frage entgegen, wie der Mensch dazu 
kommt dem mittelbar ohnmächtigen Willen eine unmittel- 
bare Macht zuzuschreiben, auf der andern wird mit dem 
Urtheile dass der Glaube an diese Macht ein Aberglaube 
sei, seine Rückwirkung auf das Gemüth nicht aufgehoben. 
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So lange verständige Menschen unter Umständen einen 
^;kräftigen'' Fluch ausstossen oder es nicht für albern halten 
sich Glück zu wünschen oder wünschen zu lassen ^ ist in 
ihnen — was auch ihr Verstand dazu sagen mag — die 
dunkle Vorstellung von der unmittelbaren Macht und Wirk- 
samkeit einer durch das Gemüth bestimmten Willensrich- 
richtung nicht ausgerottet, und man möchte in der That 
die Frage aufwerfen ob diese Vorstellung nicht im indivi- 
duellen Geiste sich als ein Reflex der Unbedingtheit des 
pantheistisch- metaphysischen Willens geltend macht; bei 
dessen Wahrnehmung das Individuum seine relative Wesen- 
heit vergisst und sich mit dem absoluten Wesen ver- 
wechselt^). — 

Der psychologische Vorgang schreitet indessen in Folge 
dieser Verwechselung durch eine gewisse Logik der Un- 
vernunft — „Za raison de la sinraaon'^ würde Cervantes 
sagen — in einer der panthei'stischen Weltansicht entgegen- 
gesetzten Richtung fort. Der sich selbst für mächtig hal- 
tende Wunsch sucht; da er sich ohnmächtig findet, den 
Grund seines Misserfolges in feindlichen Mächten^ welche 
er; gemäss seinem eignen individuell beschränkten Bewusst- 
seiu; individualisirt und phantastisch gestaltet. Seine Auf- 
gabe wird es nun diese Mächte zu gewinnen oder zu über- 
winden; und der Wunsch greift zum Mittel des Gebetes 
oder der Beschwörung; mit welchem er; je nach Umständen, 
das der Bestechung durch das Opfer und das der 
Schmeichelei durch Verehrung verbindet Seiner Absicht 

1) Glauben doch unsere Pessimisten strenger Schule an die 
Möglichkeit, der Welt durch die blosse „Verneinung** d. h. durch 
den allgemeinen Wunsch ihres Nichtdaseins , ein Ende machen xa 
können! — 
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muss auf der einen Seite das Dogma zu Hilfe kommen^ 
welches, gleichviel ob als Theologie oder Dämonologie, ihn 
über die Mächte belehren soll mit denen er es im Guten 
oder Bösen zu thun hat, auf der anderen der Kultus, von 
welchem man sagen möchte: 

Mein Freuud, das lerne wohl verstehn! 
Diese ist die Art mit Göttern umzugehn. 

Aber — wie wahnwitzig und dumm auch die Theologie- 
und Dämonologie des Wilden, wie ausschweifend phan- 
tastisch die der verschiedenen Stufen und Formen heid- 
nischer Kultur, wie bestialisch und sinnlich roh auch der 
Kultus sein mag welcher solchen ersten Lehrversuchen 
entspricht: — wie aus der Thierheit, nach inneren und 
äusseren Bedingungen der Entwickelung , die Menschheit 
hervorgegangen, deren Adel wegen ihrer Abstammung nicht 
schlechter ist, ganz ebenso ist die Bedeutung der Eeligion 
auch für den Menschen auf den höchsten von ihm er- 
reichten Kulturstufen nicht eine geringere weil ihre Ge- 
schichte mit Finsterniss beginnt und in Dämmerschein 
durch die Wildnisse des Wahnes und der Barbarei fuhrt ^). 
Mit dem Dogma und dem Kultus aber öffnet die Religion 
trotz alledem sich dem Einflüsse der Wissenschaft und 
Kunst, von welchen allmälig die Nacht mit ihren Ge- 
spenstern verscheucht und die fratzenhaften Gebilde durch 
reinere und edlere Vorstellungen ersetzt werden, — bi» 



1) Palgrave, welcher sich in vielen Beziehungen um die Ehren- 
rettung des Islam verdient gemacht, und christliche, oder, wenn man 
lieber will, europäische, ürtheile über dieses grosse ßeligionssystem 
berichtigt hat, gibt in englischer Uebersetzung eine Stelle aus dem 
merkwürdigen arabischen Lehrgedichte des Ebn-Farid, in welchem 
die all-eine Gottheit selbst spricht: 
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«ich dem menschlichen Geiste die Idee der einen Gottheit 
als des timmanenten Wesens der Welt offenbart , als der 
eine und allgemeine Weltwille, welchen im Weltprozesse zu 
erkennen die Aufgabe der Wissenschaft, dessen idealen 
Inhalt dem Gemüthe fassbar und f&hlbar zu machen die 
Aufgabe der Kunst, mit welchem sich in Uebereinstinunung 
2U fühlen das Ziel der Beligion und mit welchem in thä- 
tiger Uebereinstimmung zu sein die Forderung der Moral 
und die Pflicht der Politik ist. 



Der Wilde welcher sich niederwirft vor dem Stein den er 

anbetet in der Fläche, 

Es wäre thöricht zu leugnen dass er zu meinen Verehrern 

gehört. 

Und die welche tanzten um das goldene Kalb 

Sind entschuldigt durch den letzten Sinn der Dinge. 

Wer die Sonne bewundert hat wenn sie glanzvoll aufgeht, 

Hat in der Pracht ihres Lichtes mein Licht enthüllt ge- 
sehen. 

Das unlöschbare Feuer der alten Sage, die Wunder der 

Natur, 

Mein sind sie, und alle ihre Wunder sind eingeschlossen 

in mein Gesetz. 

Palgrave^ Essays on Eastern Questions, p. 67. Was kann ein 
Philosoph unserer Tage mehr verlangen! — Eine philosophische Er- 
kenntniss hört nicht auf, eine solche zu sein wenn sie in Versen 
vorgetragen wird. Ein lebender deutscher Dichter spricht, wenn 
auch weniger erhaben, ganz dasselbe aus was die Verse des Arabers 
besagen: 

So hab* ich vor der Göttei-welt Walhalla's 

Gekniet als ich des Snorro Sturleson 

Heimskringla las, ich betete zur Pallas 

Im hehren Säulenhaus des Parthenon, 

Am Nil entflammte zur Verehrung Allah's 

Mich eines Imam feuriger Sermon, 

Und mit Huronen, fern von Menschenstädteu, 

Vielleicht zum „grossen Geist" noch werd* ich beten. 

Siehe A. F. v. Scliack, Ebenbürtig. S. J74. 
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In dem geistigen Bedürfnisse welches durch das Dogma 
beMedigt werden soll, liegt es begründet dass es einen 
metaphysischen Bestandtheil enthalten muss, an welchen 
sich physikalische und historische Vorstellungen ^schliessen. 
Für die Religion im allgemeinen ist es zunächst unwesent- 
lich welchen Erkenntnisswerth diese Bestandtheile und Vor- 
stellungen haben. Indem durch die Philosophie und die 
Natur- und Geschichtswissenschaft dieselben aufgeklärt, ge- 
reinigt, berichtigt, entwickelt werden, wird von dieser Seite 
die Religion auf immer höhere Stufen gehoben. Niemals 
aber wird sie dadurch in nichts aufgelöst. £s gibt keinen 
Grund wesshalb philosophische und wissenschaftliche Wahr- 
heiten dem religiösen Bedür&isse weniger dienlich sein 
sollten als unklare Vorstellungen und positive Irrthümer; 
und eben so wenig können sie die Religion überflüssig 
machen. Man kann mit dem Pantheismus, der Welt- 
entwickelungstheorie und der Deszendenzlehre so fromm 
sein wie mit dem Glauben an einen ausserweltlichen per- 
sönlichen Gott und an die Erschaffung einer fertigen Welt ; 
nur kann man es mit jener philosophisch und wissenschaft- 
lich geläuterten Weltansicht auf eine reinere und edlere 
Weise als mit dieser. Eine bildliche Form jedoch muss 
der metaphysische Inhalt des Dogma's für den Bedarf des 
Lebens desshalb immer annehmen, weil nur in dieser Form 
der Inhalt zu gemeinsamer Gemüthssache der Menschen 
werden kann und es der Religion ganz wesentlich hierum 
zu thun ist. Die Wahrheit der religiösen Dogmen — das 
muss bei der Beurtheilung nie vergessen werden — soll 
die des Kunstwerkes, nicht die des philosophischen Systemes 
sein. Das Dogma in seiner hoch entwickelten Form, ist 
symbolische Metaphysik, deren Erkenntnissgehalt im bild- 

Froebel, Politik. 17 
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liehen Ausdrucke praktisch in der nämlichen Richtung 
vrirkt wie im abstrakten, nur mit der Kraft des Gemüthes 
wirkt welche der Abstraktion fehlt, und auch da wirkt 
wo diese ganz wirkungslos ist, während das Symbol doch 
zugleich in jedem Augenblicke die Enthüllung seines philo- 
sophischen Kernes zulässt^ wenn ein Bedürfoiss der £r- 
kenntniss diese Enthüllung verlangt. Es ist unüberlegt 
diese symbolische Einkleidung metaphysischer Elrkenntniss 
ftir eine blosse Herablassung zu den Schwachen im Geiste 
zu betrachten. Man müsste alle Kunst mit Einschluss der 
Poesie für eine eben solche erklären^ um nicht in Wider- 
spruch zu gerathen, während doch das Verständniss von 
Werken der Kunst und die Freude an ihnen mit der 
geistigen Begabung zunimmt. Auch die Sprache bedient 
sich in jedem Satze bildlicher Ausdrücke ; ohne welche 
selbst der Philosoph sich dem Philosophen nicht verständ- 
lich machen kann. Nur sucht in der Philosophie der ab- 
strakte Gedanken nach dem unbildlichen Ausdrucke j und 
der Versinnlichung bedient er sich nur als eines Hil&- 
mittels; während in der Beligion das Bild die herrschende 
Ausdrucksform ist und die Auslegung einer hinzukommen- 
den besonderen Absicht dient. 

Der bildliche Ausdruck des Dogma's kommt indessen 
erst im Kultus zu voller Geltung. Dieser ist gänzlich 
künstlerischer Natur und setzt das Werk der Versinn- 
lichung bis zum religiösen Kunstwerke fort; in welchem 
sich; in Wechselwirkung mit der Klärung des metaphysi- 
schen Gehaltes der dogmatischen Vorstellungen das Ideal 
an die Stelle des Idoles setzt. Das Ideal ist die allgemeine 
Vorstellung des hinter dem Wechsel der Erscheinung ruhen- 
den Wesens, welches wir im Bilde und der Seelenstimmung 
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zu ahnen bekommen^ während das Idol das mit dem Wesen 
verwechselte Bild ist; welches nicht etwas darstellen sondern 
selbst etwas sein soll Die Kunst alsO; durch welche uns 
die Ahnung des Wesens vermittelt wird; muss das Idol 
zerstören. Im allgemeinen verhält sie sich zur Religion 
wie die empirischen Wissenschaften zur Philosophie; und 
wie die Technik zur Ethik. So steht sie in einem ganz 
wesentlichen Zusammenhange mit der Religion; und durch 
die Kunst erreicht im Kultus die Religion ihren prak- 
tischen Zweck; — den Zweck der Beglückung. Denn die 
Glückseligkeit im reinen Sinne besteht in nichts anderem 
als der Befriedigung der Liebe oder des Verlangens nach 
Einheit mit dem IdeaU; dessen Vorstellung uns nur im 
Bilde gelingt; während das Verlangen als seelischer Zu- 
stand mit aUen seinen Nebenaffekten sich nur in der 
Sprache der Musik zum Bewusstsein bringen lässt. Psycho-' 
logisch wohlbegründet ist es darum dass die Musik im 
Kultus eine so wesentliche Verrichtung hat; — dass das 
Gemüth im frommen Liede Stärkung, Trost und Erhebung 
sucht; dass die Anbetung Gottes als Lobgesang gedacht 
und vollbracht wird; und dass die fromme Phantasie sich 
die Seeligen im Himmel musizirend vorgestellt hat. 

Ein bestimmtes Religionssystem ist nach allem diesem 
ein System bestimmter UeberzeugungeU; Vorstellungen und 
Gebräuche; in welchen das menschliche Gemüth in der 
Koth des Daseins Beruhigung, Stärkung und Erhebung 
sucht. Soll es diese gewähren können, so müssen seine 
Ueberzeugungen unbezweifelt sein und keines Beweises be- 
dürfe»; was sie nur können wenn sie instinktiv die einem 
ganzen Kulturzustande zugehörige Weltansicht enthalten ; 
es müssen seine Vorstellungen diese Weltansicht versinn- 

17* 
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liehen^ seine Gebräuche sie künstlerisch symbolisiren^ darin 
der Stimmung und Geflihlsweise dieses Zustandes ent- 
sprechen und Nahrung geben. Ein solcher Zustand hat 
seine theoretischen und praktischen, seine physischen und 
metaphysischen; seine historischen , ästhetischen und ethi- 
schen, seine politischen , wirthschaftlichen und technischen 
Bestandtheile. In allen diesen einzelnen Beziehungen aber 
ist der Menschengeist thätig und arbeitet weiter, und die 
Ergebnisse seiner im Einzelnen verrichteten Arbeit treten 
in vielfachen Widerspruch mit dem Religionssysteme als 
einem Ganzen, welches dem Eulturverlaufe nur so weit zu 
folgen vermag wie sein eigener zu bestimmter Zeit in's Be- 
wusstsein getretener Inhalt entwic]^elungsfähig ist Wenn 
er dies nicht, oder nicht in hinreichendem Grade ist, be- 
wirken die Portschritte der Kultur die Auflösung des 
Systemes und eine religiöse Neubildung. 

Es unterliegt keinem Zweifel dass wir uns vor die 
Frage gestellt sehen ob das Christenthum die Entwicke- 
lungsfähigkeit besitzt, welche es ihm ermöglicht die Er- 
gebnisse der neuzeitlichen Kultur in sich aufzunehmen und 
die Aufgabe der Beligion im weiteren Verlaufe der Ent- 
wickelung des Menschengeschlechtes fortzufahren. 

In beachtenswerther Weise ist diese Frage von E. v. 
Hartmann in seiner Schrift „die Selbstzersetzung des 
Christenthums und die Religion der Zukunft*' verneint 
worden. Was David Strauss in. gleicher Richtung vor- 
gebracht, ist zu flach um für die Beantwortung Werth zu 
haben. Ungleich tiefer ist nicht nur Hartmann's Kritik 
der religiösen Zustände, sondern auch seine Auffassung der 
Religion überhaupt. Wenn auch im Titel der Schrift und 
in der ihren Ausgangspunkt bildenden Frage, ob ,iüm- 
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bildung oder Neubildung^' zunächst nur die Ueberzeugung 
von der Unentbehrlichkeit der Religion für die Schwachen 
im Geiste sich ausspricht , so enthält die Schrift doch An- 
deutungen welche über diese Beschränkung hinausweisen, 
und wir haben soeben noch den Verfasser selbst^ welcher 
doch nicht zu den Schwachen im Geiste gehört; über reli- 
giösen Anwandelungen betroffen. 

Wenn Hartmann der Umbildung ^ falls sie möglich 
wäre, aus praktischen Gründen den Vorzug geben würde; 
dieselbe aber für unmöglich hält; so ist dies mehr in ge- 
wissen theoretischen Liebhabereien; von deren Einflüsse er 
sich bisher; wie in den Anläufen zur Ethik des Pessimis- 
mus; nur mit schwachem Erfolge frei zu machen gesucht 
hat; als im Gedankensysteme der Philosophie des Unbe- 
wussten begründet; mit welchem diese Liebhabereien nur 
in einem äusserlichen Zusammenhange stehen; und die Un- 
möglichkeit einer Umbildung; Fortbildung oder Entwicke- 
lung des Christenthums zur Religion des Pantheismus im 
Sinne heutiger Kultur aus seinen eigenen pantheistischen 
Bestandtheilen heraus hat er nicht bewiesen. Dass im Ver- 
laufe der Ausbildung des christlichen Systemes die in ihm 
enthaltenen transzendent -thei'stischen Vorstellungen und 
Lehren — die vom persönlichen ausserweltlichen Gott und 
von der Fortdauer des individuellen Daseins in einem jen- 
seitigen LebeU; mit dem ganzen daran sich anschliessenden 
mythologischen Phantasiewerke und der darauf gegründeten 
Ethik — die Oberhand über die nicht minder in ihm 
liegenden pantheistischen erhalten und diesen letzteren nur 
einen verfälschten Sinn und eine untergeordnete Bedeutung 
gelassen hat; liegt eben so klar am Tage; wie dass unsere 
heutige Kultur sich nur mit einer pantheistischen Religion 
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verträgt deren Vorstellungen und Lehren auf der Höhe 
unserer philosophischen und wissenschaftlichen Bildung 
stehen. Was Hartmann bewiesen zu haben glaubt aber 
nicht bewiesen hat^ ist nur dass die auch von ihm im 
Christenthume anerkannten panthei'stischen Elemente unzu- 
länglich seien im Uebergange zu neuen religiösen Ideen» 
bildungen die Ununterbrochenheit des christlichen Bewusst- 
seins zu erhalten. ^^Was vom Christenthume geblieben/^ 
sagt er'), ,,mag im Rahmen eines auf neuen Prinzipien 
ruhenden religiösen Systemes eine nicht zu unterschätzende 
sekundäre und auxiliäre Bedeutung beanspruchen dürfen, 
für sich allein aber ist es ohnmächtig das religiöse Bedürf- 
niss der modernen Kultur zu befriedigen/^ Dieser pan- 
theistische Rückstand im Christenthume ist aber, zum Theil 
nach Hartmann's eigner Anerkennung, nichts geringeres als 
,;die Johannnei'sche Metaphysik^S die Logoslehre, die Lehre 
von der Menschwerdung Gottes, die Idee der Selbstaufopfe- 
rung des Gottmenschen und die Lehre von der Dreieinig- 
keit, — ein dogmatisches System von welchem die Vor- 
stellung eines persönlichen ausserweltlichen Gottes gänzlich 
ausgeschlossen ist und welches symbolisch nicht nur die 
ganze pantheistische Metaphysik sondern auch die Grund- 
lage pantheistischer Ethik enthält: die Pflicht des Lebens, 
Wirkens, Leidens und Sterbens, — die Heiligung der Ar- 
beit, mit welcher das Individuum als vergängliches Durch- 
gangsgebilde des Weltprozesses diesem sein Leben weiht. 
Wir haben uns hier nicht mit christlicher Exegese zu be- 
schäftigen; aber es scheint uns doch dass Inhalt und Be- 
deutung dieses, nach Ablauf der thei'stischen und mit den 



» 
1) Selbstzersetzung, S. 92, 93. 
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Phantasien einer transzendenten Realität sich beschäftigenden 
Entwickelungsperiode des Christenthums noch wohlerhal- 
tenen Rückstandes pantheistischer Ideen für die Befriedi- 
gung des religiösen Bedürfnisses der modernen Eoltor eher 
zu viel als zu wenig sei. Da letztere indessen aus dem 
pantheistischen Ideenschatze inm[ierhin sich nur aneignen 
wird was sie zu brauchen weiss^ den Ueberschuss aber zu- 
künftigen Entwickelungsstufen zur Verarbeitung aufspart^ 
so ist in keiner Weise zu erkennen wesshalb nicht das 
Christenthum einer Reinigung; Klärung und Fortbildung 
fähig sein soll durch welche es geeignet wird die Religion 
einer neuen Kulturperiode zu werden. Der dazu nöthige 
Uebergang ist kein Bruch sondern ein Vorgang logisch be- 
gründeter Entwickelung. Die Erscheinungen der von Hart- 
mann so anschaulich dargestellten Selbstzersetzung dieses 
Religionssystemes beweisen so wenig für dessen Untergang 
wie die Erscheinungen der Metamorphose eines Insektes für 
den Tod des Thieres. 

Darin liegt nun allerdings keine Gewissheit. Eine 
kulturhistorische Entwickelimgsreihe kann unterbrochen 
werden. Das darin wirkende Lebensprinzip kann den Aus- 
gangspunkt für weitere Entwickelungen in neuen geistigen 
Zusanmienhängen und unter neuen Bedingungen neben den 
abgenutzten alten suchen und finden. Es gibt für die Ideen 
eine Art von Seelenwanderung, in deren Folge sie im Ver- 
laufe ihrer Lebensgeschichte neue Gestalten und neue 
Namen annehmen, während sie die alten als geistlose For- 
men und Anachronismen zurücklassen. Das Christenthum 
selbst verdankt der Ideenwanderung seine Entstehung. 
Hegel hat zwar dasselbe für die absolute Religion erklärt, 
weil sein Dogma in der Menschwerdung Gottes (dem sym- 
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bolischen Ausdrucke einer panthei'stischen Metaphysik und 
Ethik) bestehe. Aber Hartmann hat dagegen bemerkt dass 
schon sechs Jahrhunderte vor 'seiner Entstehung ein chine- 
sischer Philosoph dieses Dogma gelehrt habe ^), dessen viel 
allgemeinere Verbreitung ausserdem nicht unbekannt ist. 
So könnten auch überhaupt die weiter entwickelten^ der 
heutigen Kultur entsprechenden und darum lebensfähigen 
Ideen des Christenthums ihre Wanderschaft durch ein sich 
allmälig vorbereitendes Religionssystem fortsetzen^ welches 
in seinem äusseren Gerüste wie in seinen gesellschaftlichen 
Anwendungen zu viel Neues enthielte um dem allgemeinen 
Bewusstsein als blosse Fortsetzung auf höherer Entwicke- 
lungsstufe erscheinen zu können. Daneben könnte es sehr 
wohl noch in Jahrhunderten einen Papst^ so gut wie schrift- 
gläubige Lutheraner geben, welche ihr Tischgebet ver- 
richten und nach dem Essen sieh ,,gesegnete Mahlzeit^^ 
wünschen. Damit wäre flir die Fortdauer des Christen- 
thums als eines Weltkulturprlnzipes so wenig gesagt, wie 
ftir die heutige Bedeutung der altpersischen Religion mit 
der Hinweisung auf die in Indien lebenden Ueberreste der 
Parsen gesagt ist, denen im übrigen mit dieser Vergleichung 
nicht zu nahe getreten werden soll. 

Während die religiösen Ideen ihre Seelenwanderung 
durch verschiedene Systeme vollbringen und darin in Rein- 
heit emporsteigen oder zurücksinken mögen, breiten räum- 
lich Religionssysteme hier sich aus und ziehen sich da 
zurück. Die Europäer haben das Christenthum mit sich 
in andere Welttheile verpflanzt; aber afrikam'sche und 
asiatische Länder welche einst christlich waren sind es 



1) Ed. V. Hartmann, Gesammelte Stadien und Aufsätze, S. 176. 
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heute nicht mehr. Was in unBeren Tagen die christliehen 
Missionen noch leisten, verschwindet im Flusse heutiger 
Weltkultur wie das Wasser einer Quelle im Bette eines 
mächtigen Stromes. Die zum Christenthume bekehrten 
Bewohner der Inseln des grossen Ozeans sterben aus, und 
in Indien, wie neuerdings in Japan, macht zwar die christ- 
liche Zivilisation aber nicht die christliche Dogmatik Fort- 
schritte. Unterdessen ist Afrika auf dem Wege ein mo- 
hammedanischer Welttheil zu werden ^). Der Islam macht 
hier seine Eroberungen durch den Uebertritt ganzer Stämme. 
In Algerien ist die Ausbreitung des Christenthums unter 
den Mohammedanern vollkommen hoffnungslos, während 
vielmehr die Zeit nicht fem ist in welcher hier zwei Mil- 
lionen Mohammedaner wie sie sind das französische Bürger- 
recht erhalten werden*). Während der Islam auf diese 
Weise im allgemeinen und nach aussen an Boden gewinnt, 
bleibt die Frage der inneren Entwickelungsfähigkeit für ihn 
80 unentschieden wie für das Ghristenthum. Der Islam hat 
seine Mystiker und Rationalisten, seine Fortschrittspartei 
und seine Orthodoxen und Reaktionäre, und auch in ihm 



1) W, G, Palgrave, Essays on Eastern questüms, p. 124. Die 
christliche Mission vermag hier nicht zu konkurriren, und die Mensch- 
heit hat es nicht zu beklagen dass der Islam unter Wilden und Halb- 
wilden auf dem alten Boden des Fetischismus ein neues Leben 
höherer Art entwickelt, und einen Fortschritt bewirkt den that- 
sächlich, aus welchem Grunde es immer sei, das Christenthum nicht 
zu bewirken geeignet ist. 

2) £inen alten und in der That ehrwürdigen Missionär in der 
Levante, welcher den grösseren Theil eines Menschenlebens in Persien 
und den türkischen Landern für die Verbreitung des Christenthums 
zu wirken bemüht gewesen, habe ich gefragt ob er jemals einen 
Mohammedaner bekehrt habe, und er konnte mir nur eine aus- 
weichende Antwort geben. 
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sind pantheütische Ideen wirksam, deren Verwandtschaf); 
mit denen des ChristenthumB unverkennbar ist^). Die in- 
dischen und hinterasiatisciien Religionssysteme aber sind 
die wahre Heimath dieser Ideen. Wie verschieden nun 
auch nach dem geistigen W^rthe ihrer Ausbildung dieselben 
sein mögen, so enthalten sie allein die Möglichkeit eines 
dem Christenthume parallelen Entwickelungsganges; nur ist 
es nicht def Boden der Dogmatik auf welchem derselbe 
sich vollziehen kann, sondern der des gesellschaftlichen und 
politischen Lebens, dessen Zivilisationsform auf das dog- 
matische System zurückwirken muss, in den christlichen 
Ländern so gut wie in den mohammedanischen und wie in 
Indien, Japan und China. 

In seinen Münchener Vorträgen über die Vereinigung 
der christlichen Glaubensbekenntnisse hat vor einer Beihe 
von Jahren Döllinger die christliche Civilisation als das 
bezeichnet was ihnen allen gemeinsam sei und sie von 
anderen Glaubensgebieten unterscheide, und man braucht 
in der That nur gewisse Völkerrechtsverhältnisse in's Auge 
zu fassen um sich von der Gemeinschaft auf der einen und 
der Unterscheidung nach der anderen Seite zu überzeugen. 
Es ist nicht ohne tieferen Grund dass sämmtliche christ- 
liche Staten in den wichtigeren nichtchristlichen sich ver- 
tragsmässig die Exterritorialität der Gerichtsbarkeit über 
ihre eigenen Unterthanen gesichert haben. So in der Türkei, 
in Persien, Japan, China, Siam und Maskat-). Wenn aber 



1) S. Eremer, Gesch. der Ideen des Islam's, p. 69, ff. 

2) Martens, in seinem „Consulatswesen im Orient*', S. 464, ff., 
bemerkt dass die Möglichkeit der Aufhebung der Capitulationen mit 
der Türkei und den anderen ausserchristlichen Staten von der Aus- 
bildung einer mit der christlichen im Wesentlichen übereinstimmenden 
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nach Döllinger's Ausspruche^) die christliche Zivilisation 
den Gesammtunterschied zwischen der Christenheit und der 
übrigen Menschheit in sich schliesst, muss auch in ihr der 
wesentliche Gehalt des Christenthums zu finden sein. Nun 
hat diese Zivilisation alle Fortschritte der Natur- und Ge- 
schichtswissenschaft, der, Philosophie^ der Kunst, der Tech- 
nik; der Wirthschaft und Politik in sich aufzunehmen und 
sich damit zu reinigen, zu bereichern und zu veredeln ge- 
wusst, endlich sich zur Anführerin für die ganze Menschen- 
welt auf dem Wege der Kultur gemacht. Es spricht also 
eine grosse historische Thatsache dafür dass das Christen- 
ihum nicht im Begriff ist den Geist aufzugeben, da sein 
Geist diese Zivilisation belebt. Gerade aus dem pantheisti- 
schen Gehalte durch welchen seine Fortentwickelung be- 
dingt und allein möglich ist, entspringt auch die Kraft zu 
dem weltgeschichtlichen Berufe seiner Zivilisation. Die 
humane und realistisch-utiliatrische Richtung dieser Zivilisa- 
tion hat einen pantheistischen Ursprung. 



Weltansicht in diesen Staten abhängig sei. Das ist ganz richtig, 
und die Weltansicht ist dabei der theoretische Kern einer Zivilisa- 
tionsform. Was ist aber darin das Wesentliche? Wenn die Ab- 
weichung der türkisch-inohammedanischen Weltansicht von der christ- 
lichen heute noch gross genug wäre um die Unentbehrlichkeit der 
Rechtsexterritorialität der Christen im türkischen Reiche zu be- 
gründen, dürfte nicht etwa auch behauptet werden dass die russische 
Weltansicht sich von der des westeuropäischen Zivilisationskreises 
stark genug unterscheide um den abendländischen Staten Kapitula- 
tionen mit Russland wünscbenswerth erscheinen zu lassen ? Dass die 
heutige türkische Rechtspflege schlechter sei als die russische, ist 
zum mindesten zweifelhaft, während es sich nachweisen lässt dass, 
wenn die türkische nicht besser ist als sie ist, die Zwischenkunft der 
Consulargerichtsbarkeit zu den stärksten Ursachen des mangelhaften 
Zustandes gehört. 

1) Der Verfasser selbst hörte in einem der Vorträge diesen von 
hoher Klarheit zeugenden Ausspruch. 
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Dieser Bichtung scheint zwar der pantheistische Pessi- 
mismus unserer neuesten Philosophie zu widersprechen. Es 
entspringt der Schein des Widerspruches aber nur aus 
einer Lücke im Systeme. Der Versuch Hartmann's die 
nützliche Thätigkeit zur Verbesserung der wirklichen Welt 
mit der Ueberzeugung von ihrer IJ^ichtswürdigkeit und der 
Hoffnung auf ihren Untergang in Einklang zu bringen, ist 
ein philosophischer Salto Mortale über den Abgrund einer 
unbeantworteten Frage — ein Kunststück nicht ganz würdig 
des Denkers welcher sehr richtig den Pessimismus — d. h. 
— wohlverstanden: — die Ueberzeugung dass die Wirk- 
lichkeit, weil sie den Entwickelungsprozess des Wesens im 
Ablaufe der Erscheinungen darstellt, in keinem einzelnen 
Zeitpunkte jemals der Idee entsprechen und der Sehnsucht 
nach dem Ideal Genüge leisten kann — als Voraussetzung 
aller Religiosität erkannt hat. Für die Ausbildung des 
panthei'stischen Systemes auf dem heutigen Standpunkte der 
Kultur handelt es sich nach der theoretischen wie nach der 
praktischen Seite um die Beantwortung der Frage wie der 
praktische Optimismus wirkender Hingebung an den Wek- 
prozess aus dem theoretischen Pessimismus persönlichei* 
Resignation hervorgeht. Der scheinbare Widerspruch kann 
nur durch die Erkenntniss der Bestimmung gelöst werden 
welche das Individuum in diesem Prozesse hat. Das aD- 
gemeine Wesen kann sich nur im individuellen entwickeln, 
aber das individuelle ist nur eine Durchgangsform in der 
Entwickelung des allgemeinen, und der Individualität kann 
kein absoluter Werth zugeschrieben werden. Nur das von 
dieser Wahrheit durchdrungene Individuum kann frei die 
nützliche Arbeit mit der persönlichen Resignation verbinden. 
In der Symbolik des Christenthums ist diese Wahrheit ent- 
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halten; im panthei'stischen Sinne muss sie för das Bewusst- 
sein neu belebt werden um dem Bedürfnisse der heutigen 
Kultur zu entsprechen. 

Naturwissenschaft und Geschichte stimmen mit dieser 
metaphysischen Erkenntniss überein. Auch der hart- 
näckigste Pessimist wird, eingestehen dass der heutige Zu- 
stand des civilisirten Theiles der Menschheit ^ so unbefrie- 
digend er sein mag, dem Zustande der Orang-Utangs und 
Grorillas vorzuziehen ist. Hat ihn aber die Wissenschaft 
belehrt dass das Menschengeschlecht sich wirklich aus ähn-^ 
lieber Thierheit emporgearbeitet, dann wird er auch ein- 
räumen dass die Kulturarbeit — die bewusste und die un- 
bewuBste — weder bisher nutzlos gewesen ist noch für die 
Zukunft hoffnungslos sein kann. Haben wir es von der 
Bestie bis zum Menschen gebracht, so ist nicht einzusehen 
wesshalb wir als Menschen es nicht sollten immer weiter 
bringen können; und die Freudigkeit der Mitarbeiterschaft 
an diesem Fortschritte des Menschenthumes ist ein prak- 
tischer Optimismus, welcher durch die pessimistische Er- 
kenntniss der Werthlosigkeit jedes aus dem Zusammen- 
hange des Weltprozesses losgerissenen Stückes der Wirk- 
lichkeit, also auch des nutzlos vergeudeten Lebens und 
jedes rein egoistischen Genusses, nicht aufgehoben sondern 
begründet wird. Der praktische Optimismus thatkräftiger 
Völker ist darum auch keinesweges mit dem jemaligen Zu- 
stande der Welt zufrieden, — er glaubt nur an den „Fort- 
schritt" und begeistert sich für denselben; und dieser Glaube, 
diese Begeisterung, von welcher im Grossen und Ganzen 
thatsächlich die Selbstsucht des Individuums überwunden 
wird, ist seine Religion, — eine panthei'stische Keligion, 
weil in einer anderen die Sorge und Arbeit für die kom- 
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menden Generationen^ denen der Fortschritt der Welt zu 
Gute kommen soll; keinen Sinn und Verstand hat. Es ist 
ein einseitiges Urtheil zu welchem der geistvolle Sepp durch 
seine katholische Bildung und vorherrschende Beschäftigung 
mit dem Oriente verleitet worden . sein mag^ dass die Na- 
tionen auf Fortbildung verzichten ^ Buhe haben wollen ^ in 
ein unklares GemtLthsleben versinken und sich weiteren Zu- 
muthungen entziehen ^). Ein kurzer Aufenthalt in Amerika 
würde ihm eine andere Ueberzeugung verschafft haben. Für 
den Zustand der heute tonangebenden Nationen ist vielmehr 
die Unruhe des Schaffens und der Dünkel des Fortschrittes 
— und eines allerdings oft sehr zweifelhaften — bezeich- 
nend; — freilich auch die Genusssucht welche auf wunder- 
lichste Weise sich mit einem doktrinären^ wenn nicht affek- 
tirteU; Pessimismus verbindet^ wie die Henkersmahlzeit mit 
der Aussicht auf den Galgen. Es beweist einen schlechten 
Geschmack sich's in einer hoffiiungslos schlechten Welt 
Wohlsein zu lassen. Sich des Daseins zu freuen ist mit 
Ehren nur für den möglich welcher sich mit^ Ernst und 
Hingebung an der Arbeit der Jahrhunderte betheiligt, — 
einer Arbeit durch welche die Welt einem Zustande ent- 
gegengefiihrt wird vor dem der gute Geschmack und das 
sittliche Urtheil sich nicht zu schämen brauchen; — es i^t 

mit Ehren nur für den möglich welcher beseelt ist 

Von jenem Math, der früher oder später 

Den Widerstand der dumpfen Welt besiegt, 

Von jenem Glauben der sich, stets erhöhter, 

Bald kühn emporschwingt, bald geduldig schmiegt. 

Damit das Gute wirke, wachse, fromme, 

Damit der Tag des Edeln endlich komme. 



1) Reisebriefe aus der Levante. Beilage zur Allg. Ztg. 1874, 
Nr. 338. 
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Der Weg zu diesem Ziele ist lang und beschwerlich, 
und da wenige Wirthshäuser daran stehen ^ ist es nicht 
Jedermann's Sache ihn zu gehen. Aber alle ernsten, 
fleissigen und wohlwollenden Menschen befinden sich auf 
demselben^ und die mit der Annäherung gleichen Schritt 
haltende Weiterrückung des Zieles schreckt sie nicht ab, 
weil sie auf eigene Befriedigung Verzicht geleistet haben. 
Es ist die Arbeit als Religion welche sie verrichten — die 
Arbeit im ausgedehntesten Sinne des Wortes. 

Eine grosse Aufgabe fällt in dem Werke menschlicher 
Kultur der Kunst zu; — nicht nur in dem ästhetischen 
Sinne in welchem ihr Einfluss allgemein anerkannt ist. 
Nur eine panthei'stische Entwickelung unseres religiösen 
Lebens kann indessen ihr ein neues Feld der Bethätigung 
in einem weiterreichenden Sinne eröffnen^ nachdem das ihr 
vom Theismus widerwillig überlassene sich in transzenden- 
taler Phantastik gänzlich erschöpft hat. Die Verwelt- 
lichung der christlichen Kunst gehört jedoch schon dem 
Verlaufe des Ueberganges vom Theismus zum Pantheismus 
an, und der Theismus hat nicht ohne Ursache sich der- 
selben widersetzt. Mit der Enthüllung der panthei'stischen 
Ideen einer allgemeinen und fortgesetzten Menschwerdung 
(Lottes und des in jeder bewussten Mitarbeiterschaft am 
Werke der Kultur liegenden sittlichen Heldenthumes wird 
die Kunst in neue lebendige Verbindung mit der Religion 
gesetzt, und ihr die Macht gegeben durch ihre Bilder und 
Stimmungswirkungen dem idealen Leben der menschlichen 
(Gesellschaften die innerliche Einheit zu gewähren und von 
dieser aus in den Verlauf der Kulturentwickelung einzu- 
greifen. Shelley hat in gewissem Sinne nicht Unrecht 
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gehabt dass die Phantasie das reformatorische Vermögen 
im menschlichen Geiste sei. Dichter und Künstler; deren 
Beruf es ist neue Bilder und Gemüthsstimmungen hervor- 
zubringen; reformiren beständig die Welt. Eine einheit- 
liche Wirkung und entscheidende Macht können sie aber 
nur ausüben, wenn der geistige Inhalt der Kunst einer 
idealen Weltansicht angehört welche in einer lebendigen 
Keligion zur gemeinsamen Gemüthssache der Gesellschafit 
geworden ist. 

So stellt uns die Gegenwart in den Elementen des 
Bewusstseins der am weitesten fortgeschrittenen Kultur- 
völker allerdings die Grundzüge einer Religion der Zu- 
kunft dar; von welcher schon fast so viel gesprochen 
worden ist wie von der Musik der Zukunft; es ist aber 
kein innerer Grund vorhanden wesshalb die Neubildung 
aus einem Bruche mit dem Christenthume hervorgehen 
müssO; in dessen panthei'stischer Symbolik sie von Anfang 
vorbedingt gelegen. Die reinigende und vergeistigende 
Fortbildung dieser Symbolik mit. Erhaltung ihres ethisch- 
metaphysischen Siimes ist die Bedingung der Vermeidung 
eines Bruches , bei welchem die höchsten Interessen der 
Kultur auf dem Spiele stehen würden. Befördert wird 
derselbe durch alles was dieser Fortbildung in den Weg 
tritt; also durch den Widerstand äusserer Mächte; welche 
konservativ zu sein wähnen; während sie, um Werthloses 
zu erhalten; das Werth volle in Gefahr bringen; herbei- 
geführt aber kann er nur werden durch eine sozialistische 
Umwälzung welche unserer ganzen Zivilisation eine ver- 
änderte gesellschaftliche Grundlage gibt. Nur in Ver- 
bindung mit einem Siege des Sozialismus könnte fiii- uns 
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von einer neuen Seligion die Bede sein. Damit aber aller- 
dings würde sie unfehlbar kommen. 

Für das Verhalten des States zu den Erscheinungen 
auf dem Gebiete des religiösen Lebens der Gegenwart ent- 
halten die Ergebnisse dieses Kapitels die wesentUchsten 
Gesichtspunkte. 



Froebel, Politilc. 18 



DREIZEHNTES KAPITEL. 



Die Kulturpolitik, Fortsetzung. — Die Beligion als politische An- 
gelegenheit Das Interesse des States an derselben nur ein prak- 
tisches. Die Religion nur in gesellschaftlicher Form befriedigend- 
Das Streben nach Universalität gehört zu ihrem Wesen. Wahrer 
Sinn, Grenzen und Voraussetzungen religiöser Duldsamkeit. Yer- 
ti'äglichkeit und Unverträglichkeit verschiedener Religionssysteme. 
Christenthum und Islam. Kulturmission des türkischen Reiches. 
Judenthum. Indische Religionen. Einflüsse christlicher Bildung. 
Die Glaubenseinheit nicht der Kultur forderlich. Statskirchenthum 
verwerflich. Grenzen zwischen Stat und Kirche in zwei Richtungen 

streitig. Stat über Kirche und Schule. 



Oeiner Natur nach hat der Stat nur praktische Inter- 
essen, und wo er sich in irgend einer Beziehung mit der 
Theorie abgibt, bestimmt ihn dazu ihr Einfluss auf das 
praktische Leben. In diesem Sinne befördert er die Wissen- 
schaft, unterhält er Lehrstühle der Philosophie. In diesem 
Sinne beschäftigt er sich auch mit dem theoretisch-idealisti- 
schen Gehalte der Religion. Seiner Natur wird er untreu 
wenn er sich auf theoretische Untersuchungen und Streitig- 
keiten einlässt. Weder ein Ministerium noch ein Parlament 
oder eine politische Volksversammlung, wie hochgebildet 
die Menschen auch sein mögen aus derien solche Vereini- 
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gangen bestehen^ ist geeignet und legitiinirt über Wahrheit 
und Irrthum zu entscheiden, und wenn der einzelne Stats« 
mann oder Regent darüber ein Urtheil fällt, so spricht er 
als Philosoph oder Gelehrter, der er nebenbei sein kann, 
nicht aber als Politiker, und ist darin so wenig ein solcher 
wie wenn er ein gutes oder schlechtes Gedicht macht, eine 
gute oder schlechte Oper komponirt. 

Zu einer anderen Stellung wird schon der Stat ge- 
zwungen, wenn es sich um den praktischen Einfluss öflfent- 
licher Meinungen oder philosophischer Schulen handelt, von 
denen bestimmte Ueberzeugungen von der Bestimmung des 
Menschen, von seinen Rechten und Pflichten, von der 
wüqschenswerthen Beschaffenheit der Gesellschaft; und den 
erforderlichen Einrichtungen des States gelehrt und geltend 
gemacht werden. Eine vernünftige Politik wird auch in 
diesem Falle der Freiheit wissenschaftlicher Forschung und 
Ueberzeugung, so lange dieselbe dem reinen und ehrlichen 
Streben nach Erkenntniss dient, nicht zu nahe treten; und 
sollten ihr die praktischen Konsequenzen bedenklich er- 
scheinen, wird sie sich doch, so lange ihre Bedenken nicht 
durch Thatsachen gesteigert werden, darauf beschränken 
es zu begünstigen oder dafiir zu sorgen dass andere, jenen 
Lehren kritisch oder dogmatisch entgegentretende Ergeb- 
nisse des Denkens sich aussprechen können. Sowie jedoch 
der Punkt eintritt wo der Stat durch eine Lehre oder 
Meinung sich unmittelbar praktisch bedroht sieht, wird es 
Aufgabe der Politik ihn zu vertheidigen, den theoretischen 
Angriff, welcher zu einem praktischen geworden ist, als 
einen solchen zu behandeln, d. h. ihm die Macht entgegen 
zu stellen. 

Auf ähnliche Weise verhält sich der Stat zur Religion, 

18* 



276 

nur dass in religiösen Ueberzeugongen durch den Antheil 
des Gemüthes und der Phantasie ein viel stärkerer Trieb 
liegt eine gesellschaftliche Form anzunehmen als in philoso- 
phischen, dass sie in dieser Form eine viel grössere Macht 
haben als die letzteren^ und zu gesellschaftlichen Bildungen 
Anlass geben welche zu grosse Aehnlichkeit mit dem State 
haben um nicht der Versuchung zu verfallen sich an dessen 
Stelle zu setzen oder mit ihm in Nebenbuhlerschaft zu 
treten. 

An sich ist die Keligion nur in gesellschaftlicher Form 
befriedigend^ und das religiöse Bedürfniss ist nur noch ein 
schwaches^ erlöschendes, wenn es sich aus der Gemeinsam- 
keit des religiösen Denkens, Fühlens und Thuns in .den 
subjektiven Gemüthszustand individueller Stimmung zurück- 
zieht, es sei denn dass der einzelne Mensch durch be- 
sondere Bedrängniss und Lebenslage gezwungen ist alle 
Kraft des Gemüthes und Geistes in der religiösen Quelle 
seines eignen Inneren allein zu suchen. Die aufgeklärte 
Meinung dass die Gemeinsamkeit und Oeffentlichkeit der 
Religionsübung einer überschrittenen Kulturstufe angehöre, 
und dass der höher gebildete Misnsch seine religiösen Be- 
dürfinsse, wenn er noch solche habe, für sich allein be- 
friedige, ist theils ein Irrthum, theils eine Ausflucht der 
Indifferenz welche sich der Gemeinschaft zu entziehen sucht. 
Der Irrthum kommt an den Tag, sowie die nämhchen 
Menschen, welchen ihre subjektive Religiosität zu genügen 
scheint, sich dem Eindrucke einer Tragödie, einer ernsten 
Oper oder eines politischen Volksfestes hingeben, Dar- 
stellungen deren Wirkung auf das Gemüth wesentlich reli- 
giöser Natur ist. Die Gemeinsamkeit der Anschauung, der 
Vorstellung, des Gedankens und der Stimmung ist eine 
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Macht an sich; — ganz gewiss ohne theoretischen, aber 
von nm so grösserem praktischen Werthe. Der einzehie 
Mensch kann sich an ^iner wissenschaiüichen und philo- 
sophischen Erkenntniss sehr wohl genügen lassen, — fiir 
seinen Glauben dagegen sucht er die Zustimmung, für seine 
Gemüthsstimmung die Uebereinstimmung anderer Menschen, 
und durch Zustimmung und Uebereinstimmung fiihlt er sich 
bestärkt und gestärkt. Die Uebereinstimmung aber wird 
erzielt durch das Bekenntniss, welches in der Religion die 
Stelle der Erkenntniss vertritt. Es fehlt ohne Zweifel nicht 
an Beurtheilem welche das fiir Pastorenpsychologie erklären 
werden; aber diese Beurtheiler, welche sicherlich liberale 
Politiker sind, mögen nur sich selbst psychologisch beob- 
achten, wenn sie in Volksversammlungen sich in ihren 
Ueberzeugungeh, die oft nicht vernünftiger sind als mancher 
religiöse Aberglaube, zu bestärken suchen, und mit ihren 
Parteigenossen durch das politische Glaubensbekenntniss 
sich zur politischen Sekte vereinigen. Die Psychologie der 
politischen Pastoren welche in Volksversammlungen pre- 
digen, ist keine andere als die der religiösen, welche in der 
Kirche wirken. Durch die Objektivität des Bekenntnisses 
werden die einzelnen subjektiven Glaubenskräfte zu einer 
Gesammtkraft vereint : — das ist die wesentliche Bedeutung 
aller religiösen oder überhaupt auf die Gemüthsstinunung 
berechneten Vereinigungen. . 

Indem auf diese Weise der WertH religiöser Ueber- 
zeugungen und Gemüthsstimmungen für jeden Einzelnen 
mit der Zahl der Bekenner zunimmt, wird die religiöse 
Uebereinstimmung aller Menschen das Ziel jeder zu einem 
höheren Bewusstsein gelangten Religion. Kohheit und Un- 
klarheit bleibt es dann immer noch wenn die Ueberein- 
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Stimmung durch Gewaltmittel hergestellt werden soll, statt 
durch die idealen Vorzüge und sittlichen Wirkungen eines 
Glaubenssystemes; der Trieb aber sich auszubreiten und 
allgemein zu machen, gehört zum Wesen der Religion 
selbst^ sowohl nach der subjektiven wie nach der objek- 
tiven Seite, und ein Glaubenssystem welches sich nicht zur 
allgemeinen Religion der Menschheit machen wiU, steht ent- 
weder zu tief um über den persönlichen oder nationalen 
Egoismus hinauszureichen, oder es ermangelt, bei allem 
Glauben an was immer, des Glaubens an sich selbst und 
damit der wahren lebendigen Ueberzeugung. Es kann 
keine grössere Verirrung des r^giösen Lebens gebildeter 
Völker geben als die, sich ausdrücklich national ab- 
schliessen zu wollen. Eine Nationalreligion erhebt sich 
nicht wesentiich über* den Standpunkt der Dämonologie 
und Magie. Das Judenthum hat sich allerdings bis an die 
Grenze der nationalen Beschränktheit entwickelt; aber nur 
so weit. Denn wenn es bereit ist fremde Volkselemente 
aufzunehmen, so nationalisirt es die aufgenommenen. Wer 
zum mosaischen Glauben übertritt, wird ein Jude; wer da- 
gegen den Islam annimmt, wird damit weder ein Türke 
noch ein Araber, obschon in Nordafirika vielfach alle Mo- 
hammedaner, welcher Rasse sie auch angehören, Araber 
genannt . werden. Das Streben sich zur Weltreligion zu 
machen, ist nur im Buddhismus, im Islam und im Christen- 
thume mehr oder minder bewusst und entschieden auf- 
getreten, und wie neuerdings in Afrika mit mohanunedani- 
schen, sind vor Zeiten in der Tatarei mit buddhistischen 
Missionären christliche zusammengetroffen. 

Sowohl durch die Verschiedenheit der in den Rassen- 
und Volkscharakteren sich darstellenden geistigen Befähi- 
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gungen^ Kulturrichtungen und Kulturstufen wie durch das 
innere Wesen der Religionen sind jedoch ihrer Ausbreitung 
thatsächliche Grenzen gesetzt. Eine Religion kann zu tief 
oder auch zu hoch stehen, um in einem bestimmten Volke 
Eingang zu finden. Sie kann auch, wie das heutige kirch- 
liche Christenthum, in sich selbst zu sehr entgeistet sein^ 
um mit ihren Dogmen Eindruck zu machen und durch die- 
selben zu gewinnen. Bei allem dem aber arbeitet die 
christliche Zivilisation in allen Theilen der Welt an der 
Herbeiführung eines Zustandes welcher geeignet ist den 
Boden für ein im panthei'stischen Geiste fortentwickeltes 
Christenthum als Weltreligion zu bilden^). Die Idee der 
allgemeinen christlichen EarchC; als idealer Gemeinschaft 
aller Menschen, greift diesem in weiter Feme liegenden Er- 
gebnisse vor. 

Soweit die Menschheit nun aber auch von diesem neuer- 
dings mehrfach mit der gänzlich verfehlten Vorstellung des 
Universalstates verwechselten Ziele entfernt sein mag; so 



1) Dem panthe'istischen Gehalte der indischen Eeligionen ist 
von unseren Philosophen viel Aufinerksamkeit gewidmet worden, dem 
gleichen Gehalte des Islam*s dagegen weniger, und doch ist dieser 
kulturhistorisch werthvoller^ weil er sich von der Veriming in die 
Vielgötterei fem gehalten hat. Man kann sich über die pantheistische 
Bichtung des mohammedanischen Geistes in den schon angeführten 
Werken von Eremer und Palgrave unterrichten, und wird dabei auf 
die Punkte stossen in welchen christliche, jüdische und mohamme- 
danische Gedankengänge zusammentreffen. Palgrave beruft sich auf 
das in einer Anmerkung zum vorigen Kapitel schon beigezogene 
i^ehrgedicht EbnFarid's, von welchem er bemerkt dass es in der 
ganzen Levante in hohem Ansehen stehe. Nach diesem arabischen 
Dichter ist Gott Einer, Gott ist Kraft, Gott ist Geist, Materie ist 
Kraft, Materie ist Geist, und Materie ist Eine. Zu dieser Lehre fügt 
Palgrave hinzu, bekennen sich Neunzehntel der denkenden Menschen 
des Orientes. Essays on Eastern Questions, p. 65, 66. 
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lebt die Idee doch im Bewusstsein jedes im höheren und 
edleren Sinne religiösen Menschen, und ist hier die Quelle 
jener wahrhaft; humanen Duldsamkeit; die in der ganzen 
Kulturgeschichte eine gemeinsame Angelegenheit unseres 
Geschlechtes anerkennt ^ und zwar die Ueberreste der 
Bestialität aus der Gemeinschaft ausstösst; im übrigen aber 
selbst vom Standpunkte der höchsten Bildung den kind- 
lichen Vorstellungen niederer Kulturstufen ihre Theilnahme 
gewährt; mit der Gleichgiltigkeit aber so wenig wie mit dem 
Widerwillen des Verstandes gegen das Hereingreifen des 
Gemüthes und der Phantasie in die Beurtheilung der Welt 
etwas gemein hat Diese Gleichgiltigkeit ist freüich nichts 
weniger als ein Beweis hoher Bildung^), während der ra- 
tionalistische Widerwille nicht selten so intolerant ist wie 
der fanatische Glaube^ womit er sich selbst als Gemüths- 
sache zu erkennen gibt und die Unzulänglichkeit des 
eigenen Standpunktes beweist. Wenn der Araber Abul- 
Alä recht hätte^ welcher sagt: ^^die Menschen bestehen aus 
zwei E^assen; die einen haben Verstand aber keinen Glau- 
beu; die anderen haben Glauben aber keinen Verstand')/^ 
so wäre die Intoleranz auf beiden Seiten gleich gut be- 
gründet; und es wäre wirklich kaum zu begreifen wie die 
zwei Klassen mit einander auskommen sollten. Die wahre 



1) Lichtenberg erwähnt eines holländischen Pflanzers in Suri- 
nam welcher seine Kinder von einem Juden in der christlichen Beli- 
gion unterrichten liess. Ich selbst habe in Califomien einen Aller- 
weltspfarrer jüdischer Abkunft gekannt welcher die Eltern eines 
neuen Weltbürgers gefragt hat: „wünschen Sie das Kind protestan- 
tisch oder katholisch getauft zu haben? — Ich kann es auf beide 
Äxten/' — Es bedarf keiner Ausführung dass die humane Achtung 
jeder wirklichen Religiosität mit solchen Zügen frivoler Grleichgiltig- 
keit nichts gemein hat. 

2) Kremer, Ideen des Islam's, S. 280. 



281 

Dnldsamkeit ist selbst eine Frucht wahrer Religiosität, aber 
sie hat ihre Grenzen da wo der Aberglaube nach der physi- 
kalischen Seite in die ökonomisch-technische, nach der ethi- 
schen in die moralisch-politische Eidtur auf praktische Weise 
hemmend und beleidigend eingreift. 

Das Streben nach Gemeinsamkeit des religiösen Denkens 
und FühlenS; von verschiedenen Standpunkten ausgehend 
und verschiedenen rohen oder veredelten Idealen zustre- 
bend, bringt auf dem Boden verschiedener Volkscharaktere 
und Eulturschicksale die verschiedenen religiösen Gemein- 
schaften hervor. Im Bereiche der Christenheit bezeichnen 
wir sie als Eorchen, in ihren engeren, beschränkteren und 
sich mehr der Oeffentlichkeit entziehenden Absonderungen 
als Sekten, und drücken damit, trotz ihren gegenseitigen 
Abneigungen und Verketzerungen, ihre Zusanmiengehörig- 
keit aus; denn weder sprechen wir von einer jüdischen 
noch von einer mohammedanischen, buddhistischen oder 
brahmanischen Elirche, und die Sekten ordnen wir den 
verschiedenen grösseren Religionssystemen unter. In der 
Christenheit kann von ihnen nur innerhalb des Protestan- 
tismus und der orientalischen Kirche die Rede sein. 

Es ist eine praktische Frage der Politik wie weit die 
Bekenner verschiedener Religionen in dem gleichen Stats- 
wesen vereinigt sein können. Dass die Möglichkeit der Mit- 
bürgerschaft sowie überhaupt des Zusammenlebens auf dem 
gleichen Statsgebiete an der Verschiedenheit der Bildungs- 
stufen, der Zivilisationsformen und dem Widerstreite sitt- 
licher Folgewirkungen verschiedener Religionssysteme ihre 
Grenzen hat, ist leicht einzusehen und die Forderung un- 
begrenzter Duldung aller Religionen wäre zu unsinnig und 
eine zu gedankenlose Verkennung aller Eulturpflichten 
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welche in einem politischen Gemeinwesen der höher ge- 
bildeten Macht obliegen als dass sie ernsthaft; gestellt werden 
könnte. Ein Stat auf der Stufe heutiger christlicher oder 
mohammedanischer ZiviUsation hat keine Ursache den kind- 
lichen Glauben und die harmlosen Religionsübungen tief- 
stehender Rassen, auf ihrem Gebiete zu stören; wenn aber 
emanzipirte Neger auf Jamaica, wie es vor einer Reihe von 
Jahren vorgekommen, Menschenopfer einfuhren wollen, muss 
die Toleranz ein Ende haben. So kann ein unserer 
Zivilisation angehöriger Stat eine Sekte nicht dulden von 
welcher, wie von einer bekannten russischen, die Ent- 
mannung als ein frommes Werk ausgeübt wird, und wenn 
er, bei allgemeiner Wehrpflicht, eine Religionsgemeinschaft 
duldet welche aus religiösen Gründen die Betheiligung an 
der Landesvertheidigung verweigert, so ist es eine Nach- 
sicht die sich nur durch die geringe Zahl der Anhänger 
und die verschwindende Wirkung rechtfertigt und empfiehlt 
Glaubt man die Aufgabe zu lösen indem man die religiösen 
Ueberzeugungen ohne Unterschied * für frei erklärt, die 
Lebensführung aber für Alle den gleichen Statsgesetzen 
unterwirft, so kann man sich nicht von dem Vorwurfe der 
Unterdrückung frei halten und die gewährte theoretische 
Freiheit nimmt in vielen Beziehungen den Schein einer 
Verhöhnung an. Wenn Frankreich den auf dem algieri- 
schen Gebiete lebenden Mohammedanern das französische 
Bürgerrecht ertheilte, so müsste entweder bei diesen Mo- 
hammedanern mit Gewalt die Monogamie eingeführt, oder 
allen Franzosen die Polygamie gestattet, oder endlich die 
Ehe wieder dem Zivilstande entzogen und zur Religions- 
angelegenheit erklärt werden. Eine ähnliche Bedeutung 
hat die Mormonenfrage für die Vereinigten Staten gehabt. 
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Trotz J. St. Mill wäre die Regierung von Washington nicht 
za tadehi gewesen^ wenn sie die Heiligen der letzten Tage 
ausgewiesen hätte statt sie aussterben zu lassen^ obschon 
letzteres Verfahren wahrscheinlich das weisere ist. 

Im allgemeinen ist es dem mohammedanischen State 
leichter tolerant zu sein^ aber schwerer den Bekennern 
einer fremden Religion gleiche politische Rechte zu geben 
als dem christlichen. Der Grund liegt in dem durchaus 
religiösen Charakter des mohammedanischen Rechtes ^ bei 
welchem die Aufnahme Andersgläubiger in die Rechts- 
gemeinschaft der Gläubigen geradezu als Unmöglichkeit er- 
scheint^ während die Duldung eingeordneter besonderer 
Rechtsgemeinschaften anderer Bekenntnisse , selbst bis zu 
einem sehr hohen Grad von Autonomie ^ sich damit sehr 
wohl verträgt und darin ganz natürlich erscheint. Un- 
streitig gehört dieser Zustand zu den Schwierigkeiten welche 
der türkische Stat auf dem Wege beabsichtigter Reformen 
zu überwinden hat^); aber dieser nämliche Zustand hat 
eine aus wirthschafÜichen Beweggründen entsprungene 
Toleranz möglich gemacht ^ in welcher die christlichen 
Staten Europa's bei der in ihnen herrschenden Rechts- 
gleichheit und Rechtsallgemeinheit es der viel geschmähten 
Türkei nicht gleichthun können. Oder würde das Deutsche 
Reich sich getrauen einer mohammedanischen Bevölkerung 
gleich der der christlichen in der Türkei die Duldung zu 



1) Palgrave macht die richtige Bemerkang ^ythai the islamitic 
iderUificatwn of religton and lato is an essential defect in the 
System, and a Berioua hindrance to the development of good govem- 
ment and social progress in these countries.^^ Essays on Eastern 
Questions, p. 94. Aber diese Identification hat hier die Losung grosser 
Kulturfragen vorbereitet. 
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gewähren welche diese den Christen gewährt? — Im indo- 
britischen Reiche allerdings leben Millionen Mohammedaner 
neben Millionen Hindus unter christlicher Herrschaft und 
gemessen vollständige Religionsfreiheit; indessen leben auch 
diese verschiedenen Religionsgemeinschaften keinesweges 
in einer alle umfassenden Rechtsgemeinschaft; und ob ein 
indisches Parlament; aus Hindus^ Buddhisten^ Parsis; Mo- 
hammedanern und Christen zusammengesetzt; nicht grössere 
Schwierigkeiten darbieten würde als ein aus Mohanune- 
dauern und Christen verschiedener Konfessionen zusammen- 
gesetztes türkisches, müsste erst der Versuch lehren. Die 
Vereinigung der beiden liberalen Forderungen: Toleranz 
und parlamentarische Regierung — setzt eine ziemlich hohe 
Stufe der Volksbildung und vor allem die durchgeführte 
Säkularisation des Rechtes vorauS; welche darum auch der 
eigentliche Kern der in den türkischen Reformen enthal- 
tenen Kulturaufgabe ist. Wie es sich aber auch mit der 
Lösung dieser Aufgabe verhalten mag; — unter allen Um- 
ständen ist es schon in der mit dem Islam verbundenen 
Polygamie im Verhältniss zur Monogamie christlicher Ge- 
sellschaften begründet dass es leichter ist Christen im mo- 
hammedanischen State als Mohanmiedaner im christlichen 
zu dulden. Der Islam hat nichts gegen die Monogamie 
einzuwenden; während das Christenthum die Polygamie 
ausschliesst und das bürgerliche Gesetz der christlichen 
Staten hat in der Zivilehe die Monogamie von dem herr- 
schenden Religionssysteme übernommen. 

Es mag nicht unrichtig sein zu behaupten dass der 
Grund der grösseren Duldsamkeit des Islam hier gerade m 
der sittlich niedriger stehenden Natur der polygamischen 
Ehe liegt; welche keine Ursache hat an der monogamischen 



285 

ein Aergemiss zu nehmen^ was nicht umgekehrt behauptet 
werden kann. Man kann noch viel weiter gehen und histo- 
risch nachweisen dasa die ganze mohammedanische Toleranz 
nichts weniger als aus der Achtung anderer Glaubens* 
bekenntnisse sondern aus den Beweggründen gemeiner 
Nützlichkeit hervorgegangen ist. Der mohammedanische 
Stat der ersten Zeiten des Chalifates war ein als militärisch- 
kommunistische Theokratie organisirter Raubstat; welcher^ 
da die Gläubigen grundsätzlich nicht selbst arbeiteten, der 
Ungläubigen als seiner Arbeiter bedurfte. Diese bildeten 
den Nähr-; jene den Zehrstand , und es konnte gar nicht 
vortheilhaft erscheinen das Zahlenverhältniss zu Gunsten 
des letzteren zu verändern. Den Gläubigen war es in jenen 
Zeiten verboten Grundeigenthum zu besitzen, — wie hätte 
man der Ungläubigen entbehren können uAd nicht alle Ur- 
sache gehabt sie zu schonen? — Alle Moslimen — auch 
die Kinder und unter Osmar selbst die Säuglinge — er- 
hielten einen Jahresgehalt aus der Statskasse, welche ur- 
sprünglich mit Ea*iegsbeute gefüllt war, von den unter- 
worfenen Ungläubigen aber mit den Erträgnissen ihres 
Landbaues, ihrer Industrie und ihres Handels voll erhalten 
werden musste. Die mohammedanische Duldsamkeit ist 
also in ihrem Ursprünge mehr eine wirthschafkliche als eine 
"iligiöse oder humane Tugend gewesen und ist bis auf die 
:ere Zeit zum Theil gewiss nur in finanziellem Interesse 
bt wordeu. Mit der politischen und sozialen Gleich- 
lung der Christen und Juden im türkischen Reiche ver- 
"•'* ihren ursprünglichen Beweggrund, aber sie ist im 
5 der Zeit in die Sitten und Gewohnheiten der 
übergegangen, und wenn wir bei einer Errungen- 
Kidtur den Triebfedern der Bewegung und den 
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Wegen nachforschen auf welchen das erfreuliche Ziel er- 
reicht worden ist; wird sich zeigen dass auch an dem Edlen^ 
wie an dem ganzen Menschengeschlechte, der Schmutz ge- 
meiner Entstehung erat abgewaschen werden muss. Oder 
haben, um bei einer ganz nahe liegenden Parallele zu bleiben, 
die finanziellen Bedürfnisse christlicher Regenten nicht auch 
etwas mit der endlichen bürgerlichen und politischen Gleich- 
stellung der Juden in unseren Staten zu thun? — ,,Gott 
schreibt gerad auf krummen Linien^^ — sagt ein portugie- 
sisches Sprichwort. — Gleichviel also wie die religiöse 
Duldsamkeit des türkischen Reiches entsprungen sein mag, 
— gerade der Zustand einer Religions- und Völkermischung 
wie sie in diesem Reiche besteht, gibt demselben eine be- 
sondere und grosse kulturhistorische Bedeutung und macht 
seine Erhaltung zu einer wichtigen Aufgabe der Kultur- 
politik. Dass dieses Reich, wie in gleicher Weise das indo- 
britische und im europäischen Systeme der österreichisch- 
ungarische Stat den kleinen Geistern der politischen Schab- 
lone ein Aergerniss ist, kann bei der Armseligkeit ihrer 
Fassungskraft nicht überraschen. Wenn der politische 
Schneider sein Muster nach der Puppe hergerichtet hat, ist 
es für ihn ärgerlich einen Kunden vor sich zu sehen welcher 
anders gewachsen ist und eine andere Mode verlangt, er 
ist aber doch etwas gar zu anmassend wenn er beansprucht 
dass der Leib sich nach dem Rocke und nicht der Rock 
nach dem Leibe richten soll. 

Im Judenthume als ReUgion liegt für das Christenthum 
kein Grund der Unverträglichkeit, und wenn es sich um 
die Religion allein handelte, würde die in christlichen Vol- 
ke^ noch vielfach vorhandene Abneigung gegen die Juden 
nicht stärker sein als die mit welcher sich christliche Be- 
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kenntnisse selbst betrachten und behandeln. Der Gegen- 
satz des Rassencharakters und der dadurch bedingten Ge- 
föhlsweise hat an dieser Abneigung einen grösseren Antheil 
als die Religion. Man muss unter den Arabern gelebt 
haben um diesen Rassencharakter recht zu verstehen ^ und 
zu erkennen wie wenig die Schicksale des jüdischen Volkes 
daran geändert haben. Im allgemeinen aber ist dieser 
Gegensatz zwischen semitischem und arischem Rassen- 
charakter ein die Kultur in hohem Grade fördernder^ und 
so wenig der jüdische Einfluss in den christlichen Völkern 
in allen Beziehungen als ein glücklicher zu bezeichnen ist, 
auch sein Vorherrschen nicht gewünscht werden kann^ so 
können dem jüdischen Geiste seine grossen Verdienste um 
Philosophie^ Wissenschaft^ Literatur, Humanität und wirth- 
schafüichen Fortschritt nicht bestritten werden. Wie heute 
die Dinge stehen, ist es mehr ein Fehler der Juden als der 
Christen wenn jene noch vielfach in den christlichen Na- 
tionen als Fremdlinge leben und ein Volk im Volke bilden. 
Die- Absonderung ist in Wahrheit ihnen vorgeschrieben 
und mehr ihr Werk als das christlicher Intoleranz. Es ist 
eine grosse Frage ob ein jüdischer Stat Christen das Bürger- 
recht ertheilen würde. 

DasS; und unter welchen Bedingungen, die indischen 
Religionen sich mit dem Christenthume und dem Islam im 
gleichen S,tatswesen vertragen, zeigt ganz im Grossen das 
indobritische Reich. Dabei lässt sich die Möglichkeit er- 
kennen dass die christliche Bildung, durch unsere Natur- 
I 

Wissenschaften und Philosophie, und an die symbolische 
Metaphysik dieser Religionen anknüpfend, mit der Zeit 
ihre Läuterung von grobem Aberglauben und sittlichen 
Rohheiten und Verirrungen bewirken werde. Es wäre das 
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allerdings die Synthese christlicher und indischer Reli- 
giosität^ welche von unseren neuesten Philosophen erwartet 
wird; aber das Christenthum wäre dabei nicht der em- 
pfangende sondern der gebende Theil, denn den panthei'sti- 
sehen Gehalt der indischen Beligionen hat es schon. 

Aeusserlich betrachtet, scheint die nationale Glaubens- 
einheit ein Wünschenswerther Zustand zu sein. Sie ist 
wenigstens sehr bequem. Für ein klares politisches Urtheil 
ist es jedoch einleuchtend dass sie für den Fortschritt in 
der Kultur geföhrlich ist und den Stat nur schwer zu vollem 
politischen Bewusstsein gelangen lässt. Wie auf der einen 
Seite die Glaubenseinheit des ganzen Menschengeschlechtes 
zu erstreben ist^ so ' ist auf der anderen — und gerade dieses 
hohen Zieles wegen -^ das Zusammentreffen von Glaubens^ 
grenzen mit Statsgrenzen als ein kulturwidriges Verhältniss 
zu scheuen. Ein solches Zusammentreffen begründet eine 
Statsreligion; — ein mit den Mitteln der Statsgewalt geltend 
gemachtes Glaubenssystem^ welches sich mit Nothwendigkeit 
dem höheren Ziele menschlicher Glaubenseinheit in den Wefg 
stellt oder zu dessen Erreichung den Universalstat voraus- 
setzt ^ — ein offizielles Glaubenssystem welches die allen 
geistigen Fortschritt bedingende Wechselwirkung von Reli- 
giou; Wissenschaft^ Kunst; Moral; Technik und Politik ab- 
schneidet; unvermeidlich zu einer Schule der Heuchelei oder 
Dummheit werden muss, und den Stat zum Diener der 
Kirche ; wenn nicht die Kirche zum Diener des States 
macht; — zwei Verhältnissformen von denen die eine so 
kulturwidrig wie die andere ist. Ein solcher Zustand ist 
freilich das russische Ideal, und man erkennt wie dieses 
Ideal mit den russischen Universalstatstendenzen zusammen- 
hängt. Um so mehr Grund für die übrige Welt den Zu- 
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stand nicht zu wollen und das Ideal zu bekämpfen^ — um 
so mehr Grund in dem Gegensätze von Bussenthum und 
Türkenthum f&r das letztere und g^en das erstere Partei 
zu nehmen. 

Wenn ein Glaubenssystem nicht über die Grenzen des 
einzelnen States hinausreicht; ist im Interesse der Kultur 
zu wünschen dass es ihn auch nicht ausfälle, und dass es 
gezwungen sei sich innerhalb desselben mit einem oder 
mehreren anderen zu yertrageu; obschon die Verträglich- 
keit, wie wir gesehen haben , ihre Schranken hat. Die In- 
kongruenz von Stat und Kirche und die Mehrheit der Be- 
kenntnisse im gleichen Volke mit gleicher politischen Be- 
rechtigung gehört zu den Bedingungen höherer politischer 
Entwickelung/ insbesondere der Ablösung des Rechtsgebietes 
vom Religionsgebiete y gegen welche der KathoUzismus sich 
immer noch sträubt , — welche Einsicht der theoretischen 
Schwärmerei für Nationalkirchen entgegenzustellen ist. Der 
Gedanke der Nationalkirchen hat allerdings einen Sinn als 
Bestandtheil der Vorstellung einer nach historisch-politi- 
schen Bedingungen gegliederten allgemeinen Kirche der 
Menschheit; man sieht aber dass dieser Sinn für jetzt nur 
ein idealer sein kann, und es muss hinzugefügt werden 
dass die Absicht einer Ausfuhrung unter den Kulturverhält- 
nissen der heutigen Welt eine unverständige ist und nur 
dazu beitragen kann die Politik in kirchlichen Angelegen- 
heiten auf falsche Wege zu leiten. Nationalkirchen könnten 
unter den heutigen Kulturverhältnissen nur Statskirchen 
werden y' und wären doch auch als solche nirgends rein 
durchzuführen. 

Wir sind damit auf das Verhältniss von Stat und 
Kirche überhaupt gekommen, welches wir in früheren 
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Kapiteln schon von verschiedenen Seiten berührt haben. 
Die Einsicht darf also hier scflin vorausgesetzt werden^ 
dass es nicht die Sache des States ist die religiösen lieber- 
Zeugungen einer Kritik zu unterwerfen und zu beherrschen, 
dass aber; wenn diese Ueberzeugungen durch ihre Gemein- 
samkeit zu einer Veremigung von Menschen und zu einer 
gesellschaftlichen Organisation mit äusseren Zwecken und 
Mitteln jgefuhrt haben, sei es dass dieselbe ganz auf dem 
Gebiete des States liegt, dass sie über dasselbe hinausreicht 
oder dass sie von aussen in dasselbe hereingreift, — der 
Stat eine solche Organisation nach seinem eig^aen um- 
fassenden und suveränen Zwecksysteme beurtheilen, sie 
dazu in ein bestimmtes Verhältniss setzen und entweder in 
dasselbe einreihen oder aus demselben entfernen muss. Das 
Verhältniss des States zur Kirche ist danach in der Theorie 
ein einfaches; minder einfach gestaltet es sich nur für die 
Praxis, in welcher die Grenze zwischen kirchlicher Freiheit 
und statlicher Autorität eine nicht überall leicht bestinom- 
bare und darum vielfach eine streitige ist. Und dies in 
der Hauptsache in zwei Beziehungen. 

Erstlich kann von Seite der Kirche versucht werden 
geltend zu machen, und wird wirklich geltend gemacht, 
dass das äussere Leben der Menschen sich nach ihren 
inneren Ueberzeugungen gestalten müsse, dass die reli- 
giösen Ueberzeugungen unbedingt massgebend seien, dass 
die kirchliche Organisation, durch den Glauben selbst vor- 
geschrieben, nichts weniger als eine blosse Aeusserlichkeit 
sei, und dass der Stat sich über dieselbe keine Autorität 
zusprechen könne ohne den Glauben selbst anzutasten. 
Zweitens aber rekrutirt sich die religiöse Gemeinschaft wie 
die poUtische durch die Erziehung und den Unterricht 
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n^hwachsender Generationen, und das Schul- und Er- 
ziehungswesen wird damit 'zum Kampfplätze kirchlicher und 
»tätlicher Interessen. 

Es ist leicht zu sehen dass man es in der ersten Be- 
ziehung mit einer Beihe halber Wahrheiten und trügerischer 
Sätze zu thun hat^ welche geeignet sind ein schwaches Ur- 
theil irre zu leiten und kirchlichen Anmassungen den Schein 
der Berechtigung zu geben. Es ist recht schön und löb- 
lich wenn ein Mensch seinen Ueberzeugungen gemäss lebt, 
ganz besonders wexm sie gut und vernünfitig sind. Es ist 
auch wahr dass ein nach fremdem Ürtheil und Willen ge- 
führtes Leben, wie gut es auch sein mag, ohne moralischen 
Werth ist, und die Kirche, welche ihre Moral aus einer 
nicht im Menschen selbst liegenden Quelle schöpft, hätte 
am meisten Ursache sich diese ethische Wahrheit zu Ge- 
müthe zu fuhren. Aber daraus dass die Menschen das Gute 
und Vernünftige aus eigner Ueberzeugung thun sollen, folgt 
nicht dass alles was sie aus eigner Ueberzeugung thun oder 
zu thun Lust haben, gut und vernünfitig ist. Die Ueber- 
zeugungen der Menschen sind von sehr verschiedenem 
theoretischen und praktischen Werthe. Hat demungeachtet 
jeder Mensch das Recht seiner Ueberzeagung, so hat kein 
Mensch das Recht jeder Ueberzeugung praktische Folgen 
zu geben, und die religiösen Ueberzeugungen können darin 
kein Vorrecht geltend machen. Es hilft ihnen nichts dass 
Bie sich auf das Gewissen berufen. Auch die wissenschaft- 
liche Wahrheit ist Gewissenssache und die Kirche hat 
Manchen gezwungen sie zu verleugnen, während religiöser 
Fanatismus es sich oftmals zur Gewissenssache gemacht hat 
Uiissliebige Menschen aus der Welt zu schaffen, denen es 
ihrerseits Gewissenssache war Ueberzeugungen zu bekennen 

19* 



292 

welche der Kirche missfielen. Dazu kommt aber dass die 
Ueberzeugungen welche sich auf die äusderen Eimichtangen 
der Kirche, auf ihre Verfassung und Verwaltung, auf ihr 
Vermögen und ihre Disziplin beziehen, ihrer Natur nach 
gar keine religiösen sind. Fragen wie die der weltUchen 
Herrschaft des Papstes, der Rechte der Bischöfe und der 
niederen Geistlichkeit, des Stimmrechtes der Laien, der 
Priesterehe und andere, sind keine religiösen sondern poli- 
tische Fragen, und die darauf bezüglichen Ueberzeugungen 
sind nicht besser als die von einer wünschenswerthen Stats- 
Verfassung oder der zweckmässigen Einrichtung eines Kriegs- 
heeres. Der Stat also wird der Kirche vollkommen gerecht 
wenn er sagt: glaube was du willst, aber thun darfst da, 
wie ^ede andere physische oder moralische Person im State, 
nur was nicht mit meinem Zwecksysteme, welches das 
Wohl der Gesellschaft und den Fortschritt des Menschen- 
geschlechtes zum Ziele hat, in Widerspruche steht, und 
darüber habe ich zu entscheiden. Behauptet die Kirche 
dass die Entscheidung ihr zukomme, so wirft sie sich zum 
Ober^ oder Gegenstate auf, und der Stat hat es in ihr mit 
einem Rivalen zu thun. Denn die Entscheidung was im 
State gethan und was nicht gethan werden darf, gebührt 
dem suveränen Willen, und die Suveränetät, als das eigent- 
liche Statsprinzip, wenn der Kirche zugesprochen, macht 
diese zum State, wie umgekehrt der Stat, welcher ent- 
scheiden will was auf seinem Gebiete geglaubt werden darf, 
sich selbst zur Kirche macht. Die Geschichte der Christen- 
heit weist uns in der That bis auf die Gegenwart die eine 
Verirrung wie die andere auf. Das Zarenthum stellt uns 
in seiner Grundidee den Stat als Kirche, der Jesuitismus 
die Kirche als Stat dar, während der Calvinismus den Stat 
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zur KircheBanstalti das Lutherthum aber die Kirche zur 
Statsanstalt herabzusetzen gesucht hat. 

Feinere und schwierigere Fragen erheben sich in Be- 
ziehung auf die Leitung des Erziehungs- und Unterrichts- 
wesens durch Stat und Earche. 

Da der Glaube und die religiöse Stimmung sich nicht 
selbst genügen sondern zum Bekenntniss drängen und Be- 
kenner suchen, so hegt es im Wesen der Kirche begründet 
dass sie lehrend wirken will. Mehr als dies aber kommt 
hier in Betracht. In der Kindheit menschlicher Kultur ist 
die Religion der Inbegriff aller Bildung gewesen und hat 
die Anfange aller Wissenschaf);; Kunst und politischen Weis- 
heit enthalten. In allem und allem waren Priester die ersten 
Lehrer der Menschen. Die Entwickelung des menschlichen 
Bewusstseins hat verlangt dass die Elemente der Kultur 
aus einander gelegt werden, damit jedes einzelne, vom 
anderen ungehemmt, den Beichthum seiner besonderen 
Natur entfalten könne, um mit diesem Reichthume in den 
Organismus eines gebildeten gesellschaftlichen Lebens ein- 
treten zu können. In diesem Verlaufe der Kulturgeschichte 
haben sich aus der Religion alle Kulturelemente ausge- 
Bchieden welche nicht wesentlich ihr selbst angehören, und 
es ist als ihr Inhalt die symbolische Metaphysik des Ge- 
müthes mit den ihren Vorstellungen entsprechenden Seelen- 
stimmungen und Willensrichtungen übrig geblieben, zu 
deren Erregung sie sich in der Kirche einen Apparat von 
Mitteln schafft. Zu diesen Mitteln gehört auch das kirch- 
liche Lehramt, dessen Ausübung in der Predigt vor sich 
geht Es ist indessen begreiflich dass die Kirche mit diesem 
Amte über ihr Feld hinauszugreifen sucht. Denn nicht 
nur machen die gebildeten Völker und Volksklassen in 
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welchen die Scheidung der Eulturelemente vor sich ge- 
gangen,, nur eine, wenn auch noch so entscheidende, Minder- 
heit aus, und für die Mehrheit passt in gewissem Grade noch 
immer jene ursprüngliche Stellung des Priesters als Lehrers, 
Berathers und Führers in allen Dingen, sondern der meta- 
physische Inhalt der Religion erhält dieselbe auch in steter 
Wechselwirkung mit allen Interessen des menschlichen 
Lebens, — eine Wechselwirkung durch welche, bei mangeln- 
der Klarheit der Einsicht ihrer Diener, die Kirche fort- 
während verleitet werden muss in Dinge zu reden von 
denen sie nichts versteht. Ihr die Leitung des Schulwesens 
zu überlassen, wäre aus diesem Grunde schon dann gefähr- 
lich wenn sie nicht nach ihrem wahren inneren Wesen als 
grosses und allgemeines Beruhigungsmittel in der ewigen 
Unruhe und Bedrängniss des Lebens mit Nothwendigkeit 
zur Stabilität geneigt sein müsste, ihre Fortbildung nicht 
durch den von aussen kommenden Einfluss der Natur- und 
Geschichtswissenschaft, der Philosophie, der Kunst, der 
Technik, Oekonomie und Politik vor sich ginge, — einen 
Einfluss den sie naturgemäss von sich abzuhalten sucht, 
und von sich abhalten kann sowie sie die Erziehung und 
den Unterricht zu leiten hat. Werm der. Stat sie gerade 
darum für eine konservative Politik zu Hilfe zu nehmen 
sucht und von ihrem Einflüsse auf die Schule eine heilsame 
Wirkung sich verspricht, so ist er in mehrfachem Miss- 
verständnisse befangen. Konservativ sein heisst nicht stabil 
sondern progressiv sein, und wenn die Kirche selbst nicht 
progressiv ist, kann sie am allerwenigsten eine konservative 
Wirkung ausüben. Eine solche Wirkung der Erche ist 
doch nur denkbar wenn diese überhaupt einen Einfluss auf 
die Gesellschaft behält und ihre Lehren nicht unbeachtet 
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bleiben, und den Einfluss auf eine progressive Gesellschaft 
verliert sie wenn sie selbst sich stabil erhält. In unserer 
Zeit des Ueberganges aus einer Eulturperiode in eine andere 
beruht die Erhaltung, beziehungsweise die Wiederbelebung 
der Religfosität ganz und gar auf einer Fortbildung der 
Religion, einem Vorgdbge dem nichts hinderlicher sein 
kann als der Einfluss einer an sich mit Nothwendigkeit 
zur Stabilität geneigten Kirche auf das Schul- und Er- 
ziehungsweben. Denn gerade in dem Lehrstoffe welcher 
der Schule durch Wissenschaft und Kunst geliefert wird, 
dringen die Ideen in das Volk durch welche eben die Fort- 
bildung der Beligion vor sich gehen muss. Ohne diese in 
eine regelmässige Bahn geleitete Zuführung geistiger Er- 
rungenschaften geht der Fortschritt der Bildung ausschliess- 
lich in den wissenschaftlichen und mit diesen in unmittel- 
barer Berührung befindlichen Kreisen vor sich, und zwischen 
diesem kleinen Theile der Nation und der Masse des Volkes 
entsteht eine Kluft in welche eines Tages die Ergebnisse 
langer und mühevoller Kulturarbeit hinabstürzen können. 
Auf den höheren Kulturstufen unserer Zeit kann demnach 
das Schul- und Erziehungswesen nicht unter der Leitung 
der Kirche stehen. 

Die Beligion indessen will nicht nur lehrend wirken, 
wozu sie sich in der Kirche ihren Wirkungskreis geschaffen 
hat, — sie muss auch selbst gelehrt werden, und der Unter- 
richt in derselben gehört zur Erziehung der Jugend, welche 
theils im Privatleben theils in den öffentlichen Schulen vor 
sich geht. Der Stat aber, als Obervormund aller Unmün- 
digen, ist für diese Erziehung verantwortlich. Er also hat 
auch durch seine Schulgesetze zu bestimmen, wie, wo und 
von wem die Jugend in der Beligion unterrichtet werden 
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soll. Die Kirche ohne Zweifel wird nur dann sicher sein 
dasB der Unterricht in ihrem Geiste ertheilt wird, wenn die 
Ertheilung durch ihre eignen Diener geschieht. Aber der 
Stat, welcher daför zu sorgen hat dass dieser Unterricht 
sich nicht mit den positiven Ergebnissen der Natur- und 
Geschichtswissenschaft und mit dem in der Nation geltenden 
Rechtssysteme in Widerspruch setzt , ist für die Erziehung 
und intellektuelle Ausbildung des sich dem Eirchendienste 
widmenden Theiles der nationalen Jugend so 'gut verant- 
wortlich wie fiir die der übrigen jungen Generation, und 
erst der weitere Bildungsgang des der Schule entwachsenen 
Menschen ist seiner Beaufsichtigung und Leitung entrückt. 
Ist der Stat nicht in den politischen Irrthum einer Stats- 
religion gerathen, so hat er keine Veranlassung in den Vor- 
schriften für den Studiengang der Religionslehrer den In- 
halt des Giaubenssystemes zu berühren. Er wird von diesen 
Lehrern nur die Bekanntschaft mit den Ergebnissen der 
auf der Höhe der Zeit stehenden Wissenschaft und Rechts- 
bildung verlangen müssen, mit welchen die Religion nicht 
in Widerspruch stehen kann, und von den Lehrern aller 
auf* seinem Gebiete vertretenen Glaubensbekenntnisse^ Nicht- 
christen wie Christen und Katholiken wie Protestanten, wird 
er die gleiche allgemeine Bildung zu fordern haben. Im 
übrigen ist das wo und von wem des Religionsunterrichtes 
eine Frage der Zweckmässigkeit, welche nach gesellschaft- 
lichen Zuständen zu beantworten ist. Im allgemeinen ist 
kein verständiger Grund zu erkennen wesshalb dieser Unter- 
richt nicht eben so gut von einem mit der erforderUchen 
Bildung ausgerüsteten, der bestimmten Kirche angehörigen 
Laien, wie von einem Geistlichen ertheilt werden könne, 
wobei der Kirche unbenommen bleiben muss, vor der for- 
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mellen Aufnahme eines ihr zugewachsenen neuen Gliedes 
dieses auf seinen Qlauben zu prüfen und den Unterricht zu 
ergänzen. Staten jedoch deren Bevölkerung verschiedenen 
Religionssystemen und Glaubensbekenntnissen angehören^ 
besonders wenn diese örtlich unter einander gemischt sind, 
werden in unserer Zeit nicht umhin können den Religions- 
unterricht ganz aus den öffentlichen Schulen auszuschliessen 
und der Privaterziehung zu überlassen^ wie das in der That 
immer mehr geschieht. 

Nach allem diesem bleibt uns fiir das Verhältniss von 
Stat und Kirche in Bezug auf das Schul- und Erziehungs- 
wesen nur die Frage der reinen Eirchenschulen übrig. Sie 
ist einfach zu beantworten. Der Stat kann ihnen keine 
anderen Rechte als den Privatschulen geben und muss an 
sie die nämlichen Anforderungen stellen wie an diese^ denen 
sie überhaupt im Verhältniss zum State gleichzusetzen sind. 
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Die Kulturpolitik, weitere Fortsetzung. — Die Bildung als politische 
Angelegenheit. Fortlaufendes Zusammenwirken der Interessen einer 
alten und einer jungen Generation. Der Stat und der Volkscharakter. 
Allgemeine Höhenfläche der Volksbildung. Die Volkserziehung. 
Männlicher und weiblicher Kulturberuf. Höhere Bildungsanstalten. 
Nothwendigkeit einer Aristokratie des Geistes und der Bildung in 
einer Nation. Die Bildung für den Statsdienst. Humanismus und 
Realismus in der Schule. Pädagogische Systeme. Ueberschätzung 
des Individuums und der pädagogischen Wirkung innerhalb einer 

Lebensdauer. 



In der Erziehung und der durch sie hervorgebrachten 
Bildung der Menschen vereinigen sich fortlaufend die Inter- 
essen einer alten und einer jungen Generation. Die junge 
hat dadurch dass sie von der alten in's Leben gesetzt 
worden ist, ein Recht von derselben mit den Kultur- 
errungenschaffcen in deren Besitze sich diese befindet, aus- 
gerüstet zu werden. Da aber von der alten Generation 
ununterbrochen ein Theil abgeht und durch einen zu- 
wachsenden Theil der jungen ersetzt wird, hat jene ihrer- 
seits selbst das stärkste Interesse dieser ihr Urtheil, ihren 
Willen und ihre Fähigkeiten einzupflanzen, kurz das ganze 
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Kulturergebniss dessen Inhaber sie ist^ auf dieselbe über- 
zutragen. 

Der Stat^ als die beide Elemente in sich vereinigende 
politisch organisirte Nation^ hat in jedem Augenblicke die 
Interessen beider Generationen zu vertreten. Als Ober- 
vormund der unmündigen Jugend hat er die Pflicht dafiir 
zu sorgen dass diese nicht vernachlässigt werde ^ zugleich 
aber gebietet ihm die Sorge für die Behauptung der er- 
rungenen Macht und Kulturstufe, von welchen neue Fort- 
schritte ausgehen sollen, in der Erfüllung jener Pflicht die 
Nation als organisirte Gesammtheit im Auge zu haben, und 
ein nationales Erziehungs- und Unterrichtssystem herzu- 
stellen welches geeignet ist ein verständiges, sittliches, 
fleissiges, geschicktes, ordnungliebendes, wahrhaftes und 
politisch disziplinirtes Volk, — eine Klasse höher gebildeter 
Menschen für den Betrieb von Wissenschaft und Kunst, 
für das weltUche und geistliche Lehramt, fiir die praktisch- 
wissenschaftlichen Berufe und höheren technischen Ge- 
schäfte, — endlich einen Stand intelligenter, unterrichteter, 
gewissenhafter und charaktervoller Beamteten für den 
Statsdienst in Frieden und Krieg heranzubilden und zu 
erhalten. 

Das nationale Erziehungs- und Unterrichtssystem soll 
also dem dreifachen Zwecke der Volksbildung, höheren 
Geistesbildung und Berufsbildung dienen, und ist danach 
zu organisiren. 

Unter der Volksbildung müssen wir ein Mass von 
Kenntnissen und Geschicklichkeiten und einen Grad geistiger 
Entwickelung verstehen, welche Gemeingut des ganzen 
Volkes sein können und darum auch sein sollen, deren Er- 
werbung dazu befähigt nach dem Stande der gesammten 
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Dationalen Kultur auf der breiten Grundfläche der gesell- 
schaftUchen Ordnung Stellung zu nehmen, und, bei vor- 
handenen weiter reichenden Fähigkeiten und Bildungs- 
trieben; je nach deren Massgabe; von da aus emporzu- 
streben. Die Volksschule ist bestimmt diesen Bildungsgrad 
zu gewähren. Eine Verirrung des pädagogischen Gleich- 
heitswahnes und der demokratischen Politik ist es dabei, 
diesen Grad auf eine Höhe hinaufschrauben zu wollen; 
welche nach der Natur der Dinge nicht behauptet werden 
kann. Die höheren Fähigkeiten und danach sich be- 
messenden höheren geistigen Bedürfnisse sind inmier in 
einer verhältnissmässig kleinen Minderheit vorhanden, v^ie 
im Grossen durch das Zahlenverhältniss der in verschie- 
denem Grade begabten Rassen und Völker und durch aUe 
Vorgänge der Kulturgeschichte dargethan wird; und es ist 
so in der Natur begründet, da in der ganzen Fortentwicke- 
lung des organischen Reiches von den untersten Gebilden 
bis herauf zum edelsten Menschen jeder Fortschritt durch 
die Aussonderung des einzelnen höheren Bildungsergebnisses 
aus der Masse der zurückbleibenden Organismen vor sich 
geht. Auch haben wir an einer früheren Stelle gezeigt 
dass der Versuch, zu einer naturwidrigen Gleichheit zu er- 
ziehen, nur eine Vermehrung der Ungleichheit zur Folge 
haben kann, weil er umsonst sich abmüht nicht vorhandene 
Fähigkeiten auszubilden und nicht vorhandene Bedür&isse 
zu befriedigen, unvermeidlich aber dabei die vorhandenen 
niederen vernachlässigen, also das Opfer des pädagogischen 
Wahnes noch mehr benachtheiligen muss als es von Natur 
schon benachtheiligt ist. Ohnmächtige Anstrengungen 
können nur eine Vorbildung, vielleicht eine Scheinbildung 
hervorbringen, welche schUmmer ist als die Rohheit, weil 
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sie nicht wie diese wenigstens den Ausgangspunkt für ge- 
sunde Eulturwirkungen abgeben kann^). Mit allem dem 
kann jedoch nicht gesagt sein sollen dass es entsehiddigt 
werden könnte das Volk zum Vortheil «iner bevorrechteten 
Klasse zurückzuhalten. Es ist nicht zu stark^ ein solches 
Verfahren als ein politisches Verbrechen zu bezeichnen; 
und es ist zugleich eine politische Dummheit, weil es die 
bevorrechtete Klasse selbst zur geistigen Trägheit verleitet, 
indem es ihr die geistige Ueberlegenheit leicht macht; wo- 
mit die ganze Nation degradirt wird. Ganz im Gegentheil 
hat die Kulturpolitik in der Volksbildung zwei dem Fort- 
schritte angehörige Zwecke von höchster Bedeutung in's 
Auge zu fassen: si^ hat es sich zur Aufgabe zu machen 
die in der Masse des Niederen und Mittelmässigen sich be- 
merklich machenden höheren Fähigkeiten ujid Bildungs- 
triebe zu beachten und ihnen das Emporsteigen auf höhere 
Bildungsstufen zu ermöglichen ^ in Bezug auf diese Masse 
aber nicht zu vergessen dass ihre Arbeit sich nicht in der 
Ausbildung der Individuen nach dem Masse ihrer ge- 
gebenen Natur erschöpft, sondern die allmälige Fortbildung 
dieser Natur in der Beihe der Generationen zum Ziele hat, 
also in dieser Beziehmig eine säkulare ist und als solche 
gewürdigt werden muss. Erst die in Fleisch und Blut 
übergegangenen, in der Fortpflanzung sich vererbenden und 
in Generationen sich sunmiirenden Erziehungswirkungen 
sind diejenigen durch welche Völker gehoben und veredelt 



1) Ueber die nachtheiligea Wirkungen einer über ihre richtige 
Höhenfläche emporgeschraubten Volksbildung ist es interessant das 
Urtheil Bluntschli^s , als das eines gebornen Schweizers, zu vergleichen. 
Lehre vom modernen State II, 463. 
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werden^ und an dieser Veredelung soll allerdings die Volks- 
erziehung rastlos arbeiten. 

Auf der heutigen Kulturstufe der am weitesten fortr 
geschrittenen Nationen bleiben immerhin an die Volksschule 
hohe Anforderungen zu stellen. Es ist unrecht und zu- 
gleich gefährlich das Volk in Unwissenheit, Aberglauben 
und positiven Irrthümern zu lassen, während einer höher 
gebildeten Minderheit in den grossen Fortschritten der 
Natur- und Geschichtswissenschaft eine neue Weltansicht 
aufgegangen ist, welche nach allen Sichtungen des Lebens 
sich geltend macht. Kein verständiger Mensch wird die 
Möglichkeit behaupten der grossen Mehrheit der Menschen 
eine tiefere Einsicht in die Natur, eine gründlichere Eennt- 
niss der Welt und der Geschichte, ein klares Verständniss 
von Zwecken und Mitteln der Politik beizubringen, und 
wenn die Möglichkeit bestände, würde es zweckwidrig sein 
das was Spezialitäten sind welche ganze Menschenleben in 
Anspruch nehmen, allgemein machen zu wollen. Selbst in 
den höchst gebildeten Klassen sind es wieder nur einzelne 
Wenige welche dem Forscher und Denker, dem geistvollen 
Statsmanne und dem grossen Mechaniker zu folgen ver- 
mögen. Aber ein Beflex des Lichtes hoher Wissenschaft 
kann und soll in die Köpfe auch der schwachen im Geiste 
fallen, wie arm auch der Inhalt sein mag der dadurch be- 
leuchtet wird. Und in der That ist auch eine wahre ge- 
schichtliche Thatsache nicht schwerer zu begreifen als eine 
unwahre, und der Umlauf der Erde um die Sonne nicht 
schwerer als der der Sonne um die Erde. Es bedarf eines 
sehr kleinen Schatzes elementarer Kenntnisse, wenn sie nur 
richtig und klar sind, um als Grundlage einer gesunden 
Weltansicht zu dienen, und wenn diese Kenntnisse dasÜn- 
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begreifliche nicht begreiflich machen^ so bringt die höchste 
Wissenschaft und die tie&te Philosophie das eben so wenig 
zu Stande, und der Bauer befindet sich in dieser Beziehung 
in keiner übleren Lage als der Professor. Dafür aber dass 
einfache physikalische, chemische und organische Vorgänge 
richtig aufgefasst und thatsächliche Unwahrheiten der Ge- 
sehichtsüberlieferung durch die Wahrheit in den Köpfen 
ersetzt, Wahn und Aberglaube aus ihnen verdrängt werden, 
hat die Volkserziehuo^g zu sorgen und die Aufgabe ist nichts 
weniger als eine unlösbare. Auch ist ihre Lösung nicht 
mit der Gefahr verbunden einen theoretischen Materiaiis- 
muB grosszuziehen, in welchen sich nur der naturwissen- 
schaftliche Spezialist und Empirist verirren kann. Die Ge- 
fahr ist viel grösser da wo die Unwissenheit, sich selbst 
überlassen, ganz unvermittelt mit den Leistungen hoch aus- 
gebildeter Technik zusammentrifft, und in der UnmögUch- 
keit des Begreifens eine Gedankenlosigkeit zur Folge hat 
welche theilnahmlos vor der wunderbarsten Erscheinung 
steht, wenn sie nicht zum wenigsten Phantasie genug hat 
im Aberglauben eine Vermittelung zu suchen. Man kann 
beides beobachten, wenn man das Verhalten unwissender 
Völker bei Bekanntwerden mit Dampfmaschinen, dem elek- 
trischen Telegraphen oder der Photographie in's Auge 
fasBt 1). 



1) Der Verfasser machte einmal einen Menschen aus der unteren 
mexikanischen Volks klasse auf die Vorzüge europäischer Industrie- 
erzeugnisse aufmerksam. ,)Das ist keine Kunst*' — war die Antwort. 
»Ihr habt Maschinen. Wenn wir Maschinen hätten, könnten wir das 
auch machen.*' — Höher stand immerhin ein Araber, welcher Eisen- 
bahnen und Telegraphen auch nicht merkwürdig fand, da schon vor 
alten Zeiten die Dschins (Geister) das Geheimniss 'des Dampfes und 
der Elektrizität dem grossen griechischen Arzte Iphlaton (Piaton) 



304 

Eine andere Seite der Volk&bildung ist die praktische, 
in welcher es sieh um nützliche Kenntnisse und Geschick- 
lichkeiten handelt Es gibt Standpunkte ftir welche der 
ganze Zweck der Volksbildung , wenn nicht der Bildung 
überhaupt, sich um die Verbreitung solcher Kenntnisse und 
Geschicklichkeiten dreht. Für den englischen Utilitarismus 
ist, von der Beligion abgesehen, welche aber auch ihren 
Nutzen hat, mit der ^diffusum of useftd Jenoivledgef^ die Auf- 
gabe der Volksbildung erfüllt. Die Kunst des Lesens und 
Schreibens kann, ohne dass damit ihre höhere Kultur- 
bedeutung verkannt wird, als die Grundlage utilitarischer 
Bildung betrachtet werden, und ein rechter Utilitarier be- 
trachtet die Statistik des Lesens und Schreibens in der 
That als den Massstab der von einem Volke erreichten 
Kulturstufe. Es ist indessen ein grosser Lrrthum dass durch 
diese Geschicklichkeiten an und fär sich die Intelligenz ge-- 
steigert werde. Im Gegentheile tritt mit denselben in vielen 
Beziehungen die Geschicklichkeit an die Stelle der Intelli- 
genz, und ein darin wohlgeschultes Volk ist darum noch 
lange nicht ein besonders intelligentes. Ein Beobachter 
solcher Kulturverhältnisse findet leichte Gelegenheit sieh zu 
überzeugen dass unter den Verrichtern mechanischer Ge- 
schäfte diejenigen welche gewandt lesen, eine gute Hand- 
schrift schreiben und eine leidliche Rechnung fuhren können, 
schlechte Arbeiter sind. Es ist der Anfang literarischer 
Bildung welcher der praktischen Bef&higung Abbruch thut 
Noch zweifelhafter aber ist der moralische Werth dieser 



entdeckt, worauf später dasselbe von den Griechen den Engländern 
verrathen worden sei. Man muss schon manches begreifen gelernt 
haben um etwas i^nbegreiflich zu finden, und für die G-edankenlosig- 
keit gibt es so wenig ein Wunder wie ein Natorgesetz. 
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Geschicklichkeiten. Italienische Beurtheiler haben gestehen 
müssen dass mit den Fortschritten des Schulwesens und 
der Kunst des Lesens und Schreibens das in gewissen 
Provinzen heimisjohe Brigantenwesen nicht abgenommen hat 
sondern nur gefährlicher geworden ist; und mexikanische 
Indianer welche in frühem Knabenalter gefangen wurden 
und den üblichen Schulunterricht genossen, haben später 
als Anführer indianischer Räuberbanden ihre Kenntniss des 
Lesens benutzt um sich aus den der Post abgenommenen 
Briefen über Gel^- oder Silbertransporte zu unterrichten. 
Mit diesen*Hinweisungen wird der für unsere Kulturstufe 
unentbehrlichen Allgemeinheit der Kunst des Lesens und 
Schreibens ihr sehr hoher Kulturwerth gelassen, und es 
wird nur darauf hingewiesen dass Kenntnisse und Geschick- 
lichkeiten ebensowohl zum Bösen wie zum Guten angewandt 
werden können, und dass durch die Bildung, wenn ihr der 
sittliche Gehalt fehlt, ein Volk ebensowohl abwärts wie 
aufwärts geführt werden kann. Dieser sittliche Gehalt aber 
kann nur aus dem Glauben an die ideale Bedeutung des 
realen Weltprozesses geschöpft werden, an welchem der 
Mensch sich durch ein sittliches Leben und eine wahrhaft 
nützliche Arbeit zu betheiligen hat. Durch diesen Glauben, 
mit welchem wir auf den Inhalt des vorigen Kapitels und 
das Verhältniss der Religion zur Kultur zurückweisen, er- 
hält die Nützlichkeit einen höheren Sinn und der realistisch- 
utilitarische Geist unserer Zeit seine ideale Bedeutung. Und 
dieser Geist in dieser Bedeutung ist der Geiöt in welchem 
die Volkserziehung und Volksbildung sowohl nach der theo- 
retischen wie nach der praktischen Seite in unserer Zeit in 
einer Nation auf der Kulturstufe der unsrigen zu leiten ist. 
Die Beziehungen auf eine ideale Welt dürfen der Beschäf- 

Froel)el, Politik. 20 
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tigung mit der realen^ wenn diese flicht einem Abgrunde 
der Verwilderung entgegengehen soU^ nicht fehlen, gleich- 
viel ob das Ideal als in der Welt oder jenseit der Welt 
liegend gedacht wird. Nur gehört, es in der Welt liegend 
zu denken 9 zum Charakter einer Entwickelungsstufe des 
menschlichen Geistes welche wir zu ersteigen im Begriffe 
und eine realistische zu nennen berechtigt sind, weil der 
Realismus aus der Ueberzeugung entspringt dass das Ideal 
den Qeist der Realität bildet, welcher sich durch den 
Lebensprozess offenbaren soll. 

Im Sinne dieses sittlich-religiösen Realismus soll die 
Volkserziehung endlich sich die Ausbildung des Volks- 
charakters zur Aufgabe machen. Im Charakter ist das 
Ergebniss der Kultur wieder zur Natur geworden, was 
durch die Gewöhnung und Vererbung der Gewohnheit vor 
sich geht. Die Gewohnheit auf eine gewisse Art zu denken, 
zu empfinden, zu wollen und zu handeln macht den 
Charakter eines Volkes wie eines einzelnen Menschen aus, 
welchen, auf gegebener Naturgrundlage, die Kultur, in die 
Natur zurückkehrend, hervorbringt und weiter wirken lässt. 
In dieser Beziehung hat die Volkserziehung ihr Augen- 
merk besonders auf das weibliche Geschlecht zu richten. 
In der Betheiligung der beiden Geschlechter an der Ent- 
Wickelung der Menschheit ist die Kultivirung der Natur 
männlicher, die Naturisirung der Kultur weiblicher Beruf. 
Die erste Hälfte des Doppelvorganges gehört dem öffent- 
lichen Leben an, die zweite begibt sich im Innern der 
Familie und des häuslichen Privatlebens, in welchem die 
Ergebnisse der Gewöhnung durch die Fortpflanzung sich 
vererben Und von wo sie als Sitte und herrschender Ge- 
schmack in das öffentliche übergehen. Im allgemeinen aber 
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liegt in der Ausbildung des Volkscharakters der Kultur- 
politik eine Aufgabe vor^ welche weit über die Schule 
hinausreicht und zu deren fortgesetzter Lösung die Gesetz- 
gebung und der Verlauf der Statspolitik in Frieden und 
Krieg ihren vielfach entscheidenden Beitrag liefern. In 
Staten mit allgemeiner Wehrpflicht setzt der Waffendienst 
und die Ausbildung der Wehrhaftigkeit des Volkes in Bezug 
auf Charakterbildung das Werk der Schule fort, indem es 
der Nation den unschätzbaren Vorzug eines disziplinirten 
Volkes verschafft. Die in unseren Tagen so folgenreich 
bewährte Ueberlegenheit des preussischen States beruht 
hauptsächlich auf diesem Vorzuge; die ganze deutsche Na- 
tion desselben theilhaftig zu machen , ist die Aufgabe der 
preussischen Hegemonie im Deutschen Reiche, während ein 
durchgehender Mangel der Disziplin in allen Richtungen 
des gesellschafdichen Lebens der Fehler der französischen 
Nation ist aus welchem die Schwäche Frankreichs her- 
vorgeht. 

Höhere Geistesbildung ist nach ihrer Möglichkeit von 
ausgezeichneteren individuellen Fähigkeiten, nach ihrer 
Wünschbarkeit von individuellen Lebenszwecken abhängig, 
und kann desshalb weder allgemein erlangbar noch obliga- 
torisch gemacht werden. Das pädagogische Ideal pflicht- 
mäsßiger Allgemeinheit höchster menschlicher Bildung geht 
von einer Ueberschätzung des individuellen Daseins und 
Lebens aus, mit welcher auf dem Boden des heutigen Rea- 
lismus anachronistisch sich ein letztes Ergebniss des ab- 
strakten Individualismus einer im wesentlichen überschrit- 
tenen Kulturperiode einzudrängen versucht hat, nicht ohne 
hier in dem die individuelle Ehre und Würde vergessenden 

Kommunismus seinen scharfen Gegensatz zu finden. Der 

20* 
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dünkelhafte Individualismus trifft mit dem ehrlosen Kom- 
munismus auf dem Boden einer missverstandenen realisti- 
schen Weltansicht zusammen. Die wahre Aufgabe realisti- 
scher Moral und Bildung jedoch ist die, dass das mensch- 
liche Individuum sich als einen mit besonderer und be- 
schränkter Lebensaufgabe betrauten Mitarbeiter am Werke 
der Weltkultur fühlen und die innere £hre dieser dem 
Ganzen dienenden Stellung in Bescheidenheit tragen und 
wahren lernt. 

Wenn sich der Mensch, die kleine Narrenwelt, 
G-ewöhnlich für ein Ganzes hält, 

so ist es in der That nicht die Aufgabe der Volkserziehung 
ihn noch ausdrücklich in der Narrheit zu bestärken. Aber 
aus praktisch-politischen Gfünden^ und um des allgemeinen 
Zweckes willen welchem die Theüung der Kulturarbeit in 
die speziellen Verrichtungen der einzelnen vorübergehenden 
Individualitäten zu dienen bestimmt ist^ muss ein allgemein 
erreichbares und für jeden Menschen in seinem eigenen 
Interesse wie in dem der Gesellschaft wünschenswerthes 
Mass individueller Bildung ersti^ebt werden. Es ist dess- 
halb wohlbegründet dass der Stat den Besuch der Volks- 
schulen als Mittel zur Erfangung eines geringsten Bildungs- 
grades fiir Alle welche nicht einen höheren zu erstreben 
in der Lage und veranlasst sind^ zur Pflicht macht, und 
denselben nöthigenfalls erzwingt. Auf der anderen Seite 
aber verstärkt damit der Stat auch seine eigene Verpflich- 
tung die nöthigen Schulanstalten mit den geeigneten Lehrern 
und Lehrmitteln herzustellen ; zu erhalten^ und ihre Be- 
nutzung unentgeltlich zu machen^ sei es dass die Kosten 
aus der Statskasse bestritten oder von Gemeinden gefragt 
werden. 
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Der zum vollen Bewosstsein seiner Interessen und 
Pflichten. gelangte Stat wird allerdings auch die Pflicht er- 
kennen die für die Erwerbung und Pflege höherer. Bildung 
erforderlichen Anstalten ^ und nicht etwa nur im Interesse 
des Statsdienstes , zu schaffen. Da indessen deren Be- 
nutzung nur aus freier Wahl hervorgehen kann, ist es nur 
logisch dass dieselbe nicht unentgeltlich sei, und es lassen 
sich gegen die Unentgeltlichkeit auch praktische Ein- 
wendungen erheben. Auf der einen Seite ist von den 
KoUegiengeldem unserer Universitäten das hochwichtige 
Institut der Privatdozenten abhängig, durch welches nicht 
nur der Stand der akademischen Lehrer sich auf die der 
Wissenschaft förderlichste Weise rekrutirt, sondern auch 
die Unabhängigkeit der Wissenschaft von der Statsregie- 
rung — ein politisch sehr wichtiger Zweck — wesentlich 
gestützt wird; auf der anderen muss es unter unseren 
Eulturverhältnissen als richtige Politik beurtheilt werden, 
den Zudrang zu den Mitteln und Wegen höherer Geistes- 
und Berufsbildung nicht unterschiedslos allzusehr zu erleich- 
tern. Im Gesammtorganismus des nationalen Lebens ist 
diese höhere Bildung, auch in ihrer grössten Allgemeinheit, 
doch wiederum nur eine Spezialität, deren Uebernährung 
um so weniger einen gesunden Zustand hervorbringt als 
die Triebfedern des Zudranges zum kleineren oder grösseren 
Theile &lsche sind. Ein Beispiel dafiir liefert das heutige 
Griechenland, in welchem die Zahl der sich zu den Uni- 
versitätsstudien drängenden jungen Leute weit über alle 
Möglichkeit der Verwerthung des Ergebnisses im Dienst 
und zum Wohle des Vaterlandes hinausgegangen und da- 
durch ein Heer unbefriedigter Persönlichkeiten geschaffen 
ist, für die es nur einen Wirkungskreis gibt wenn es ihnen 
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gelingt andere daraus zu verdrängen ^ und die desshalb in 
die politische Entwickelung der Nation nur störend ein- 
greifen können. Die Triebfedern eines solchen Zudranges 
liegen nur in einzelnen FäUen in dem Gbfiihle höherer 
Geisteskräfte und dem daraus hervorgehenden Bewusstsein 
eines höheren Berufes ; in der Mehrzahl sind sie keine 
edleren als die welche zum Eintritt in diesen oder jenen 
Zweig des Handels oder der Industrie veranlassen^ nur dass 
eitle Menschen es angenehmer und talentvolle Menschen es 
leichter finden sich ein geistiges als ein materielles Kapital 
zu erwerben, in vielen Fällen nur eben ohne zu bedenken 
ob gerade für ein Kapital der ersten Art Verwendung 
ist Die Erwerbung des geistigen Kapitales aber ist in 
solchen Fällen nicht minder eine blosse Spekulation — und 
eben vielfach eine verfehlte, — wie die des materiellen; und 
kein Grund ist vorhanden wesshalb die Spekulation in dem 
einen Falle auf Statskosten und nur in dem anderen auf 
Privatkosten gemacht werden soll. Ein durchaus anderer 
Gesichtspunkt macht sich geltend wenn höhere Befähi- 
gungen und edlere Bestrebungen der Unterstützung be- 
dürfen, welche eine verständige Politik bedacht sein wird 
zu gewähren. Die Nationen und die Menschheit bedürfen 
höher begabter und höher entwickelter Geister, welche die 
Lehrer und Führer derselben auf dem Wege des Fort- 
schrittes zu sein bestimmt sind, und die sparsame Natur 
hat dafiir gesorgt dass ihre Zahl nicht zu gross ist. Denker, 
Dichter, Künstler, Entdecker und Erfinder entstehen wann 
und wo dazu die Bedingungen vorhanden sind, und nicht 
ganz zwar, aber zum Theil, sind diese Bedingungen in der 
Möglichkeit der Ausbildung, angebomer Geistesvorzüge 
enthalten. Der Stat darf sich durch die demokratische 
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Zeitstimmung nicht darin beirren lassen solchen Vorzügen 
Beachtung und Sorgfalt zu widmen, und die höheren Lehr- 
anstalten der Nation sollen wirklich darauf berechnet sein 
eine Aristokratie des Geistes zu ziehen, welcher die Leitung 
des gesammten nationalen Lebens gebührt. Auf eine ii^esent- 
liehe Bedingung der Erreichung dieses Zweckes muss dabei 
ein Nachdruck gelegt werden. Wissenschaft und Kunst 
bedürfen der Unabhängigkeit und haben ihre Massstäbe in 
sich selbst. Sie lassen sich, so wenig wie die Religion; 
regieren. Während es die Aufgabe des States ist die zur 
Erlangung wissenschaftlicher und künstlerischer Bildung er- 
forderlichen Anstalten herzustellen, kann die Regierung als 
solche weder die Stellung eines höchsten Beurtheilers 
wissenschaftlicher Wahrheit und wissenschaftlichen Werthes 
noch die eines höchsten Kunstrichters in Anspruch nehmen. 
Im Gebiete der Kunst ist in dieser Beziehung eine Ver- 
irning der Kulturpolitik wenig veranlasst ^ in dem der 
Wissenschaft nicht so wenig. Die Unabhängigkeit der 
Fakultäten unserer Universitäten ist ein Prinzip welches 
durch Eingriffe der Statsverwaltung nicht beeinträchtigt 
werden soll; und akademische Grade sind keine Ehren über 
welche der Stat zu verf&gen hat. 

Für seinen eigenen Dienst dagegen braucht der Stat 
fortlaufend eine grosse Zahl von Menschen welche auf der 
einen Seite für die verschiedenen Verrichtungen des poli- 
tischen Lebens besonders gebildet , auf der anderen mit 
einem höheren Grade allgemeiner Bildung ausgerüstet 
sein müssen, um den gesammten Statsdienst auf der Höhe 
erreichter Kultur und in der dadurch bedingten Würde 
und Achtung zu erhalten. Nur ftir bestimmte Spezialitäten 
der Verwaltung und des öffentlichen Dienstes von Vorzugs- 
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weise ökonomkeher oder technischer Natur werden die An- 
sprüche an allgemeine Bildung weniger hoch gestellt werden 
müssen. Gleichviel aber ob diese Ansprüche^ sowie die an 
die spezielle Befähigung für bestimmte Dienstzweige, höher 
oder tiefer gesteUt werden^ sind dieselben in einem durch- 
gebildeten Statswesen viel zu systematisch als dass der Stat 
die Erwerbung der geforderten Bildung dem Ziifalle über- 
lassen könnte, und sich nicht genöthigt sähe auch selbst 
die dazu geeigneten Lehranstalten herzustellen, in ihrer 
Benutzung einen gewissen Studienplan vorzuschreiben. Nor 
ist es ein richtiges System diesen Zweck mit dem der Be- 
friedigung der Bedürfnisse freier höherer Geistesbildung zu 
vereinigen, wie dies in der Einrichtung unserer Gelehrten- 
schulen, Universitäten und technischen Lehranstalten in 
Ausfuhrung gebracht ist. Und zwar ist dieses System das 
richtige nicht etwa nur weil es in den meisten Lehrmitteln 
doppelte Kosten erspart, sondern auch — imd hauptsäch- 
lich — weil es die Bildung der Statsdiener mit der Bildung 
des höheren Privatlebens in Zusammenhange erhält und die 
Entstehung einer abgesonderten Beamtenkaste mit einem 
ihr ausschliesslich eigenen Bildungscharakter unmöglich 
macht. Für die höhere militärische Ausbildung sind ohne 
Zweifel besondere Anstalten erforderlich, zu deren Be- 
nutzung für die Bildungsbedürfnisse des Privatlebens keine 
Veranlassung besteht. Seminare für Geistliche und Schul- 
lehrer nehmen in anderen Richtungen eine ähnliche Stel- 
lung ein. Wenn es aber der Natur und dem Zwecke dieser 
Anstalten entspricht dass sie ausschhesslich bestinunten 
Klassen des öffentlichen Dienstes gewidmet und den Bil- 
dungszwecken des Privatlebens verschlossen sind, so ist 
damit nicht die Umkehrung des Grundsatzes begründet, und 
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die Frage nicht beantwortet ob ihren Zöglingen nicht die 
Benatzimg der einer allgemeineren Bildung gewidmeten 
Schulen offen stehen und besdehungsweise zur Pflicht ge- 
macht sein soU^ damit sie durch Gemeinsamkeit der Studien 
mit der Bildung anderer Elemente der Gesellschaft in 
lebendigem Zusammenhange erhalten werden. Mit Recht 
ist die Frage vielfach theoretisch und praktisch bejaht 
-worden. 

In Bezug auf den Inhalt der in den höheren Lehr- 
anstalten des States erzielten Bildung haben sich Forde- 
rungen der neuen Zeit mit ererbten Anschauungen einer 
ablaufenden in einen Widerstreit gesetzt, welcher zu wenig 
auf den Kern der Sache eindringt um in der gegebenen 
[Fragestellung gelöst werden zu können, welcher indessen 
eine lösbare Gestalt annimmt sowie man zu diesem Kerne 
gelangt Es ist die Rede von dem relativen Werthe huma- 
nistischer und realistischer Bildung. Wenn unter der ersten 
nur die Frucht klassisch -philologischer Studien, unter der 
zweiten nur der Besitz naturwissenschaftlicher Kenntnisse 
und nützlicher Geschicklichkeiten verstanden wird, so ist 
es allerdings beschränkt zu glauben dass die erste fort- 
fahren könne das höhere Bildungsbedürfhiss zu befriedigen, 
— Brutalität aber ist es, der Menschheit die Befriedigung 
mit der zweiten zumuthen zu wollen. Das ist indessen doch 
nicht ganz der wahre Sinn und Gehalt der pädagogischen 
Frage. Der brutale naturwissenschaftliche und technische 
Materialismus hat mit dem Realismus in seiner wahren 
theoretischen und praktischen Bedeutung nichts gemein. 
Für diesen ist der Naturprozess die Realisation der Idee, 
der Kulturprozess die des Ideales. Er ist also nichts weniger 
als materialistisch. Auf der anderen Seite ist das Wesen 
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des Humanismus mit dem Eulturgehalte des klassischen 
Alterthumes nicht ausgefüllt. Der Humanismus in seiner 
allgemeinen Bedeutung will den idealen Q-ehalt der Welt- 
geschichte überhaupt flir die Fortbildung des Menschen- 
thums verwerthen. Er ist der Idealismus der Geschichte 
auf die bewusste Betheiligung am Eulturprozesse angewandt. 
Beide so verstanden^ schliesst der Realismus den Humanis- 
mus in sich und kann mit ihm nicht in Widerstreit sein. 
Was die klassischen Studien in's besondere betrifft ^ so ist 
das griechische und römische Alterthum an idealem Gehalte 
reicher als ein grosser Theil der ganzen übrigen Menschen- 
geschichte zusammengefasst , und wenn die Zeit vorbei ist, 
wo uns die klassische Bildung mit ihrem Lichte helfen 
musste supranaturalistischen Spuk zu vertreiben^ so erhebt 
sie uns heute über naturalistische Plattheit und Rohheit 
Indessen ist die in ihrer Art hohe Kultur jener Geschichts- 
periode doch auch wieder ein reales Entwickelungsmoment 
von nur relativer Bedeutung, und die Bekanntschaft mit 
demselben kann auch in der höchsten Bildung unserer Zeit 
nur eins unter anderen wirkenden Kulturelementen sein, 
welchem nicht gestattet sein darf andere zu benachtheiligen 
oder gar zu verdrängen. Nicht welche Studien bevorzugt 
sondern in welchem Geiste sie betrieben werden, ist die 
pädagogische Frage, worüber wir zu schon gesagtem nichts 
hinzuzufügen haben. 

Ausser dem Organismus der dem Unterrichte und der 
Erziehung gewidmeten öffentlichen Anstalten und dem In- 
halte der darin erzielten Bildung konunt fär die Kultur- 
politik auch die Methode der Erziehung, ganz besonders 
aber fär die frühe Jugendbildung ^ in Betracht. Der Stat 
hat es darin mit den Systemen und Methoden der Erzieher 
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von Beruf* zu thuii; welche mehr oder minder an Einseitig- 
keiten zu leiden pflegen. Von besonderer Wichtigkeit für 
unsere Eulturverhftltnisse ist die sogenannte entwickelnde 
Methode geworden, welche aus dem richtigen Satze ; dass 
der ganze Inhalt menschlicher Bildung im menschlichen 
Wesen stecken müsse, zu dem falschen Schlüsse fort- 
schreitet, dass er darum auch aus dem einzelnen Indivi- 
duum heraus entwickelt werden könne und aus pädagogi- 
schen Gründen entwickelt werden müsse. 

Es liegt diesem pädagogischen Unternehmen zunächst 
wieder der Ii^rthum zu Grunde dass dem Individuum als 
solchem, nach seinen Anlagen wie nach seiner Bestimmung, 
eine viel zu grosse Bedeutung zugeschrieben wird; sodann 
aber der weitere, dass in dem Vorgange der Entwickelung 
allen Lebens auf die inneren Bedingungen des Individuums 
im Verhältniss zu den äusseren der dasselbe umgebenden 
Welt ein zu grosses Gewicht gelegt wird. Dieser zweite 
Irrlhum hat in der ursprünglichen Gestalt der darwinisti- 
schen Biologie, deren Einseitigkeit Hartmann sich viele 
Mühe gegeben hat in allen Richtungen, und mit vollstän- 
digem Erfolge, nachzuweisen, sein Gegenstück erhalten. 
Der Grundgedanke also, dass die Erziehung Entwickelung 
sei, ist richtig, und ist ein grosser Schritt im Verständniss 
der Menschheit über sich selbst und in der eignen Leitung 
ihres Bildungsganges; falsch dagegen ist die individua- 
listische Auslegung welche dem Gedanken von der Päda- 
gogik gegeben worden ist, und falsch das Verfahren zu 
welchem sie sich dadurch hat verleiten lassen. Es ist, wie 
soeben gezeigt, nicht wahr dass die allseitige Ausbildung 
des menschlichen Wesens im Individuum ein vernünftiger 
Kulturzweck ist, denn die Kultur schreitet im ganzen 
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Menachengeschlechte fort; ihr Fortschritt verlangt im all- 
gemeinen die Theilung der Arbeit und vom Individuum die 
Beschränkung auf seine Spezialität. Das Bedürfiiiss um- 
fassender Bildung, ausgedehnten Wissens ^ ^elseitigen 
EönneoB und hoch entwickelter Urtheilskraft in einzelnen 
Individuen ist dagegen keine Einwendung. Auch die Fähig- 
keit und der Beruf, ein Anführer, Beurtheiler, Berather der 
Menge zu sein, ist eine Spezialität, und gerade diejenige 
welche am wenigsten allgemein zu brauchen ist. Es ist 
ferner nicht wahr dass die äusseren Lebensbedingungen^ 
iJso auch die Erziehung und der Unterricht, nur anregen 
was in den inneren schon vorhanden ist, und es ist geistig 
so wenig wahr wie leiblich. Denn mit demselben Rechte 
mit welchem gesagt worden ist der Unterricht in einer 
Wissenschaft oder Kunst solle und könne nur die im Geiste 
schon vorhandene Erkenntniss- und WoUensfUhigkeit an- 
regen, liesse sich behaupten die leibliche Nahrung werde 
mu^- genossen um die schon vorhandenen Stoffe zur or- 
ganisch-chemischen Aktion zu reizen, was bei wachsenden 
Individuen augenscheinlich am allerwenigsten ausreichen 
könnte. 

Die praktische Bedeutung der entwickelnden £r- 
ziehungs- und Unterrichtsmethode liegt in der durch die- 
selbe bewirkten vollständigen Ueberwindung der Scholastik^ 
welche von der Vorstellung einer ein- fiir allemal ge- 
gebenen stabilen Welt ausgeht. Eine Politik , welche sich 
darüber klar ist dass konservativ soviel heisst wie pro- 
gressiv, kann die Scholastik in der Schule so wenig 
brauchen wie in der Philosophie und in der Religion. Die 
entwickelnde Erziehungs- und Unterrichtsmethode aber» 
bedarf einer verständigen Erklärung und Durchbildung, 
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um zu leisten was sie zu leisten bestimmt ist. Unter 
anderem hat sie in ihrer Anwendung auf die frühe Kind- 
heit sich von dem Ueberwuchem der Spielerei fern zu 
halten, über welcher die Unterscheidung von Arbeit und 
Liebhaberei; von Pflicht und Lust verloren geht Die Er- 
ziehimg soll nicht nur das Wollen und Können, sondern 
auch das Bewusstsein des Sollens und Müssens entwickeln. 
Wie aus den psychologischen und kulturhistorischen 
Theorien der Erzieher von Beruf, so gehen auch aus den 
Einseitigkeiten politischer Systeme und Zustände pädago- 
gische Einseitigkeiten und Verirrungen hervor, welche sich 
nicht vermeiden lassen. Leitende Statsmänner, Generationen 
von Beamteten, parlamentarische Majoritäten, gehören dieser 
oder jener philosophischen Schule, dieser oder jener reli- 
giösen Richtung, dieser oder jener politischen Partei an^ 
und werden sich bestreben im Schulwesen ihre Ansicht 
geltend zu machen um sich Menschen nach ihrem Sinne 
heranzuziehen. In einem sehr bewegten politischen Leben 
werden solche Einseitigkeiten sich durch ihre Abwechse- 
lung in Schranken halten und berichtigen; aber diese Ab- 
wechselung hat selbst wieder ihre Nachtheile. Mit den 
Zöglingen verschiedener Regierungsperioden nährt sie die 
scharfen Gegensätze des Parteikampfes, welche dem State 
gefahrlich werden können. Den möglichen Fehlern und 
Verirrungen der Statserziehung muss darum durch die Frei- 
heit der Privaterziehung entgegengewirkt werden, von 
welcher ausserdem auch die Fortschritte der Erziehungs- 
wissenschaft und Erziehungskunst vorzugsweise ausgehen. 
Von selbst versteht sich dass mit der Gewährung dieser 
Freiheit der Stat nicht auf sein Aufsichtsrecht über alle 
Erziehung verzichten kann. 



FÜNFZEHNTES KAPITEL. 



Die Knlturpolitik « Scblnss. — Die Pflege der WUsenschaft und 
Kunat. Die Schule und der freie Wissenschaftsbetrieb. Förderung 
der Wissenschaft an sich. Die Pflege der Kunst durch den Stat ist 
mehr als politischer Luxus. Heilige und profane Kunst. Kunst- 
moral und Kunstlaster. Nationalcharakter und ästhetischer Chau- 
vinismus. Die nationale Kleidertracht und der Baustil. OefFentliche 
Gebäude und nationale Denkmäler. Das Theater als nationale Kunst- 
anstalt. Der Theaterbesuch. Aesthetische Diätetik. Ethos und 
Pathos im Gegensatze. Die Oper und das Musikdrama. 

Theater und Kirche. 



JJie Förderung und Pflege der Wissenschaft und Kunst 
ist etwas anderes als der Unterricht welchen die Schule in 
beiden gewährt^ obgleich die Uebertragung der Kenntnisse 
und Geschicklichkeiten vom Lehrer auf den Schüler und 
die Ausbildung der Urtheilskraft und des Geschmackes ini 
letzteren zu den Mitteln gehört durch welche die beiden 
genannten Kulturzweige gefördert und gepflegt werden. Dem 
wissenschaftlichen Forscher und Denker ist es um die Er- 
weiterung der ErkenntnisS; dem Künstler um die Hervor- 
bringung von Kunstwerken zu thun; der Lehrer trägt im 
glücklichen Falle nur dazu bei dass Forscher und Künstler 
entstehen. In der Mehrzahl der Fälle haben sich die Schüler, 
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namentlich die der Wissenschaft; kein so hohes Ziel ge- 
steckt; die erworbenen Kenntnisse sollen ihnen f&r prak- 
tische Zwecke dienen, und an dem Masse und Gewichte 
der ihnen übertragenen geistigen Schätze haben sie in den 
meisten Fällen eher zu viel als zu wenig. 

An der Förderung und Pflege der Wissenschaft hat 
also der Stat eine Aufgabe welche an sich mit dem natio- 
nalen Schulwesen nichts zu thun hat; deren Lösungsmittel 
jedoch zweckmässiger Weise mit den höheren Lehranstalten 
in Zusanmienhang gebracht werden können. Bibliotheken^ 
Sammlungen; Laboratorien und Apparate können gleich- 
zeitig der wissenschaftlichen Forschung und dem höheren 
Unterrichte dienen; obschon die Bedürfnisse der ersteren 
weit über die des letzteren hinausgehen. Zugleich kann es 
im allgemeinen auch nur von heilsamen Folgen seiu; wenn 
die Lehrer der höheren Anstalten zugleich Männer von 
selbständigen wissenschaftlichen Verdiensten sind; obschon 
solche Männer durch diese Verdienste nicht den Beweis 
führen; für die durchschnittlichen Bildungsbedürfnisse die 
besten Lehrer zu sein. Für die Art wie sich die wissen- 
schaftliche Forschung mit dem höheren Lehramte verbindet; 
sind vielfach die wirthschaftlichen und gesellschaftlichen 
Zustände entscheidend. In Deutschland; wo Männer in der 
unabhängigen Stellung eines Alexander von Humboldt; 
Leopold von Buch; Arthur Schopenhauer oder Eduard von 
Hartmann bisher zu den Seltenheiten gehört haben, ist das 
wissenschaftliche Interesse in der Regel gezwungen am 
Lehramte eine Stütze zu suchen; und unsere wissenschaft- 
lichen Leistungen gehen vorzugsweise aus dem Kreise des 
letzteren hervor. In England ist das anders ; was durch 
die allgemeinere Verbreitung des Wohlstandes und andere 
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gesellschaftliche Verhältnisse bedingt ist. Der eine und der 
andere Zustand hat seine Voirtheile und seine Nachtheile. 
IMe Wissenschaft ist in England mehr von der Schule un- 
abhängig; dafür ist das Lehramt — auch das höhere — 
dort weniger ein Beruf als ein Geschäft, und wird nicht 
selten mit cynischer Offenheit als ein solches betrieben, was 
bei uns nicht der Fall ist Der Pflege und Förderung der 
Wissenschaft um ihrer selbst* willen sind Akademien der 
Wissenschaft gewidmet; wenn aber in einem Lande die 
höhere wissenschaftliche Bildung ihren Sitz vorzugsweise 
im Stande der Lehrer an den oberen Bildungsanstalten hat, 
wird unvermeidlich auch der Geist der Schule in die Aka- 
demie eindringen und ihrem wahren Zwecke Abbruch thun. 
Was der Stat ftir die Wissenschaft als selbständiges 
Eulturinteresse thun kann und thun soll, kann nicht au» 
seiner Initiative hervorgehen; die Anregungen dazu müssen 
von denen kommen welche sich den Betrieb derselben zum 
Berufe gemacht haben, wenn im Verfolge ihrer Arbeiten 
wissenschaftliche Zwecke sich ihnen darstellen zu deren 
AusftLhrung Privatmittel nicht ausreichen. Solche Zwecke 
sind wissenschaftliche Expeditionen, Gründung und Unter- 
haltung von Beobachtungsstationen, Herstellung kostbarer 
Apparate und Instrumente, und der Druck kostbarer, durch 
den Buchhandel sich nicht bezahlender Werke. Es ist in 
Gedanken zu halten dass die Statsausgaben ftir solche 
Zwecke, wenn ihre theoretische und praktische Wichtig- 
keit ausser Zweifel gestellt ist, keinesweges nur der Be- 
friedigung einer nationalen Eitelkeit dienen sollen sondern 
die Erftillung einer politischen Pflicht sind, — einer Pflicht 
welche aus dem Wesen 'des States folgt, und ganz die 
nämliche Begründung hat wie die Pflicht für die Erziehung 
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des Volkes zu sorgen oder ein System nationaler Verkehrs- 
mittel herzustellen. Uebrigens haben grosse wissenschaft- 
liche Fragen nicht selten neben den theoretischen eine in 
so hohem Grade praktische Bedeutung, dass das Wohl des 
States bei ihnen unmittelbar betheiligt ist Zu erinnern ist 
nur noch dass das Gedeihen und der Fortschritt der 
Wissenschaft die Freiheit nicht nur ihres Betriebes^ sondern 
auch der Mittheilung ihrer Ergebnisse voraussetzt. 

Dass auch die Pflege der Kunst eine legitime Au%abe 
des States, nicht ein politischer Luxus zur Beftiedigung 
nationaler Eitelkeit ist, bedarf im allgemeinen noch mehr 
einer Verständigung als das im vorigen geforderte Ver- 
halten der Politik zu den Bedürftiissen der Wissenschaft. 

Der Stat ist eine suveräne Zweckgemeinscbaft. In 
dieser verbinden sich die Privatzwecke der einzelnen Men- 
schen und die öffentlichen Zwecke der Gemeinschaft als 
solcher zu einem nationalen Zwecksysteme, welches durch 
Sitte^ Gesetz und Volksart seinen Charakter erhält. Ein 
Zweck aber ist eine den Willen bestimmende Vorstellung 
welche vom Gemüthe ausgeht und von diesem an den Ver- 
stand abgegeben worden ist Im Gemüthe ist der Zweck 
embryonisch als Ziel eines Wunsches vorhanden, — als 
eudämonische Vorstellung, welche auf höherer Kulturstufe 
durch die küustlerische Thätigkeit der Phantasie zum Ideale 
gestaltet wird. Das Ideal ist noch kein Zweck und hat 
auch nicht immer die Bestimmung ein solcher zu werden. 
Jedem Zwecke aber liegt eine Idealvorstellung zu Grunde 
und jeder Zweck wird ausserdem noch durch Nebenvorstel- 
lungen gleicher Natur bestimmt. Da nun Idealvorstellungen 
nur das Ergebniss der künstlerisch wirkenden Phantasie 
sein können, so ist ohne Mitwirkung eines der Eunstthätig- 

Proebel, Politik. 21 
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keit angehörigen psychologischen Vorganges überhaupt 
keine Zweckbildung möglich ^ und jedes Zwecksystem ist 
durch ein Idealsystem beherrscht. Unvermeidlich hat das 
Zwecksystem der Statsgesellschaft einen nationalen Charak- 
ter; und dieser setzt ein Idealsystem von nationalem Charak- 
ter voraus ; dessen Ausbildung ein Werk der nationalen 
Kunstthätigkeit ist; gleichviel ob diese es zu deutlichen 
Gestaltungen, oder nur zu rohen und verworrenen Bildern 
und Gemüthserregungen bringt. Der nationale Charakter 
braucht dabei nichts weniger als das Erzeugniss eines 
ästhetischen Chauvinismus zu sein welcher auf kindische 
Weise auch in der Kunst, wie in der damit in Verbindung 
stehenden Kleidertracht; etwas Appartes für sich habeÄ 
will ; er geht naturgemäss aus einer Bethätigung des geisti- 
gen Lebens der Nationen hervor, in welcher der ideale Sinn 
derselben sich unter bestimmten, poUtisch gegebenen Be- 
dingungen entwickelt; um von da in alle anderen Lebens- 
gebiete einzudringen. 

Ueber die nationale Beschränkung wird jedoch die 
Kunst durch ihre Verwandtschaft und ihren Zusammenhang 
mit der BeUgion hinausgeführt, welche ein der Menschheit 
gemeinsames Idealsystem auszubilden und in's Leben zu 
bringen sucht. Es ist gleichfalls die gestaltende Phantasie^ 
also eine künstlerische Thätigkeit, durch welche die meta- 
physischen Vorstellungen der Beligion die fiir das Gemüth 
fassbare sinnliche Form annehmen; und die Kunst allein 
ist im Stande die auf diese Weise angeregten religiösen 
Gemüthsstimmungen auszudrücken und dadurch mittheilbar 
und gemeinsam zu machen. Ohne Mitwirkung der Kunst; 
das haben wir schon in einem früheren Kapitel gezeigt, ist 
weder die Ausbildung der Beligion selbst noch deren prak- 
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tische Wirkung auf das Gemüth möglich. Auf der anderen 
Seite hat alle Kunst einen metaphysischen Gehalt; wenn 
auch nicht för die Erkenntnisse insofern sie das f&r diese 
unlösbare Problem der Enthüllung des hinter der Natur 
liegenden idealen Wesens der Dinge fbr das Gefühl löst. 
Das Verhältniss der Musik zur Akustik ist die beste Er- 
läuterung: diese gehört der Physik an^ jene enthüllt für 
unser Gefiihl eine metaphysische Welt. Da nun aber die 
Religion ganz im allgemeinen die Metaphysik des Gemüthes 
ist; muss sie thatsächlich das ganze Gebiet der Kunst be- 
herrschen, genau so wie die Philosophie das ganze Gebiet 
der Wissenschaft ; und wie alle Religion künstlerisch, so ist 
alle Kunst ihrer Natur nach im allgemeinsten Sinne religiös, 
sie mag wollen oder nicht. Und so ist es und bleibt es, — 
wie irreligiös zu sein eine kunstliebende Zeit auch scheinen 
oder selbst glauben mag. Das was die Verweltlichung der 
Kunst genannt worden ist, bezeichnet nur den sich vielfach 
wiederholenden Uebergang vom Theismus zu einem gleich- 
viel ob ernsten oder frivolen Pantheismus — den Ueber- 
gang von einer Religion zu einer anderen; und der kunst- 
feindliche Geist einzelner religiöser Richtungen , welcher 
sich doch keinesweges gegen die phantastischen Aus- 
malungen der eigenen Mythologie , soweit sie in der Vor- 
stellung bleiben, sondern nur gegen das die Vorstellung in 
die wirkliche Welt hereinziehende Bild kehrt, aus Furcht 
dass das Ideal dadurch zum Idole werde, ist nichts anderes 
als die Selbstvertheidigung thei'stischer Orthodoxie gegen 
panthei'stische Ketzerei; also einer Religion gegen die andere 
und die Kunst ist damit nicht in Gegensatz gegen die Reli- 
gion überhaupt gestellt. Ihre soziale Macht indessen übt 

die Religion als positives Glaubenssystem aus, welches in 

21* 
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seiner vollen Entwickelang sich einen kirchlichen Organis«- 
mus 8cha£ft. Es besteht aus einem bestimmten Gehalte von 
Vorstellungen von wesentlich methaphysisch- ethischer Be^ 
deutung, denen ein bestimmter Ton der darauf bezüglichen 
Empfindungen entspricht Indem die Kunst diesen Gehalt 
zum besonderen Gegenstande ihrer Darstellung und die 
Erregung dieser Empfindungen zu ihrem Zwecke macht, 
muss sie unvermeidlich einen besonderen kirchlichen 
Charakter annehmen, mit welchem sie^ bei allem verwandt- 
schaftlichen Zusammenhange mit der Religion überhaupt, 
in einen Gegensatz zu ihrer Entfaltung auf dem weiten und 
freien Gebiete der Welt und des Lebens tritt. Die Kirche 
bezeichnet diesen Gegensatz als den zwischen heiliger und 
profaner oder weltlicher Kunst. 

Es ist ein in unserer Zeit sehr allgemeiner Irrthum zu 
glauben dass dieser Gegensatz ein überwundener sei^ ob- 
schon seine Bedeutung für uns eine andere geworden ist 
als sie für andere Zeiten gewesen. Wenn die kirchlich- 
christliche Kunst ihren Zusammenhang mit unserem 6e- 
müthsleben verloren hat^ so ist damit nur der Verfall des 
thei'stischen Christenthums bewiesen ^ und wenn die welt- 
liche Kunst dafür einen hohen Aufschwung nimmt und 
hohen Zielen zustrebt; so geht darin die Gestaltung eines 
panthei'stischen Christenthumes vor sich, welches mit der 
Zeit sich auch seine Kirche organisiren und sich seinen 
Gehalt dogmatischer Vorstellungen ausbilden wird. Ihre 
heilige Kunst , im Gegensatze zur profanen, wird jedes 
positive Religionssjstem haben^ bestehe sie auch nur in der 
Vorstellungswelt eines mohammedanischen Paradieses ^ in 
deren Hervorbringung der Prophet eben nichts anderes als 
ein Poet gewesen ist. Der Gegensatz ist aber ein blei- 
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bender^ weil er ein prinzipieller ist. Denn die weltliche 
Kunst will uns den Geist der Erscheinung, die heilige aber 
die Erscheinung des Geistes zu Gemüthe führen« 

Ihren Charakter entwickelt die Kunst objektiv im Stil; 
subjektiv in der Stimmung. Stil und Stimmung aber ent- 
sprechen einander wie Inneres und Aeusseres derselben 
Sache. Der Stil ist der Ausdruck einer Stimmung ^ die 
Stimmung der Eindruck eines Stiles. Aus diesem Grunde 
kann man jeden der beiden Begriffe auf das Gebiet des 
anderen übertragen, indem man den Ausdruck als Eindruck, 
den Eindruck als Ausdruck in's Bewusstsein fasst. Von 
einer Landschaft, einem Bauwerke lässt sich sagen, es habe 
Stimmung, und von einer Musik sie habe Stil. Man schreibt 
der Farbe Ton, dem Tone Farbe zu. Indessen ist der Stil 
die Charakterform der bildenden Kunst, die Stimmung die 
der Musik, während die Poesie sich in Stil und Stimmung 
zugleich charakterisirt. 

In der Würdigung von Stil und Stimmung ist der 
Massstab der Beurtheüung fär ersteren der ästhetische, fiir 
die letztere ein in der weitesten Bedeutung ethischer. Beide 
drücken sich im Kunstwerke aus, woraus folgt dass jedes 
Kunstwerk sich sowohl nach seinem ethischen wie nach 
seinem ästhetischen Werthe beurtheilen lassen muss ^) und 
dass es ein Irrthum ist die Beurtheilimg nach dem ethischen 



1) G. Dullo, welcher in seiner Schrift über den Text der Wag- 
nerischen Nibelungen-Trilogie dieses ganz gewiss nicht unbedeutende 
Erzeugniss antediluvianischer Renaissance oder urteutonischen Zopf- 
stiles auch auf seinen sittlichen Werth geprüft hat, ist dem Einwurfe 
begegnet dass, wie die Schätzung berühmter Gemälde beweise, die 
Moral sich nicht zum ästhetischen Massstabe eigne. Das ist ganz 
wahr, aber der moralische Massstab hat seine eigene Geltung auch 
am Kunstwerke. 
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ganz ablehnen zu können. Von einer moralisirenden Be- 
urtheilang der Eonst^ ist hierbei nicht die Rede. Dass die 
künsüeriflche Darstellung von Gegenständen oder Vorgängen 
bei denen es ausdrücklich auf eine der Sittlichkeit wider- 
streitende Wirkung auf das Gemüth abgesehen ist^ ver- 
worfen werden mnss^ bedarf um so weniger einer Begrün- 
dung^ als die wahre Kunst eine solche Wirkung gar nicht 
beabsichtigen kann^ und wenn sich grosse ästhetische und 
technische Verdienste mit der Darstellung eines schamlosen 
Gegenstandes verbinden; muss^ bei aller Anerkennung dieser 
Verdienste ; das äussere Schicksal des Kunstwerkes die 
Folgen der Verbindung des Talentes mit dem unwürdigen 
Gegenstande tragen. Im übrigen bezieht sich diese Be- 
urtheilung fast nur auf das beschränkte Gebiet geschlecht- 
licher Sittlichkeit, welche man sich gewöhnt hat vorzugs- 
weise als Moralität zu bezeichnen. Für uns handelt es sich 
hier um einen weiteren Gesichtskreis. Wie die ganze Welt 

— die sittlichen Verhältnisse des Menschenlebens inbe- 
griffen — sich unter dem ästhetischen oder jedem anderen 
Gesichtspunkte betrachten lässt, so gestattet die ganze Welt 

— die Kunst inbegriffen — eine Beurtheilung unter dem 
moralischen oder jedem anderen Gesichtspunkte. Nur be- 
steht die Moral der Kunst nicht darin dass sie sich zu Vor- 
würfen ihrer Darstellungen moralische Gegenstände wählt, 
sondern in der Reinheit der künstlerischen Absicht und 
der Reinlichkeit ihrer Ausführubg, — in ihrem eigenen 
Charakter; der sich objektiv im Stile ; subjektiv in der 
stimmenden Einwirkung auf die Menscbenseele bethätigt 
Sehr bezeichnend spricht daher ^ worauf wir schon an 
früherer Stelle hingewiesen ^ die Kunstkritik nicht nur von 
einem reinen ; sondern auch von einem keuschen Stile^ — 
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ein Ausdruck mit welchem auf keinen der Kunst als solcher 
fremden Charakterzug hingedeutet werden soll. Es gibt 
eine besondere Eunstmoral welche subjektiv in der durch 
das Kunstwerk hervorgerufenen Seelenstimmung zu er- 
kennen ist Es gibt eine Logik des Empfindens, deren 
absichtliche Verletzung gerade so als Sophistik oder Ver- 
logenheit bezeichnet werden muss^ wie die absichtliche Ver- 
letzung der Logik des Denkens. Diese Verletzung der 
Logik des Empfindens ist die Immoralität einer innerlich 
unwahren Kunst. Die Musik gibt dafiir das belehrendste 
Beispiel in der sogenannten unendlichen Melodie , welche^ 
um die raffinirte Verlängerung eines beabsichtigten Seelen- 
reizes zu bewirken, systematisch alle ästhetisch -logischen 
Schlüsse vermeidet — ein Genuss für musikalische rou& 
und rouieSy zu welchem zu verleiten eine musikalische 
Demoralisation^ eine Verfiihrung zur romantischen Lüderlich- 
keit des Empfindens ist. Es wäre bedenklich, wenn all- 
gemeiner verkannt würde welche schädliche Einwirkung' 
auf den politischen Geist und Charakter davon ausgehen 
muss. Der Empfindungsweise einer Nation kann nicht eine 
ästhetisch-lasterhafte Richtung gegeben werden, ohne dass 
das innerste Wesen derselben von der Unnatar angefressen 
und zuletzt auch der Stat wurmstichig wird. 

Aus allem bisher gesagten ergibt sich die hohe und 
sehr ernste Aufgabe welche der Stat in der Pflege der 
Kunst vor sich hat, und diese Au%abe ist zugleich die 
schwierigste und feinste der Kulturpolitik. Stil und Stim- 
mung, um die es sich in der Kunst fiir das politische Inter- 
esse hauptsächlich handelt, sind im Kunstwerke ausgedrückt 
und die Entstehung von Kunstwerken lässt sich so wenig 
dekretiren wie eine wissenschaftliche Entdeckung oder eine 
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technische Erfindung. Aber eine wissenschaftliche Ent- 
deckung ist die Enthüllung einer Thatsache, welche eben 
damit ausser Zweifel gestellt ist, der Werth einer tech- 
nischen Erfindung lässt sich durch den Versuch ihrer An- 
wendung ermitteln, während das ästhetische Urtheil immer 
ein starkes subjektives Element in sich schliesst, welches 
im Grossen höchstens zum nationalen oder konfessionellen 
Geschmacke ausgedehnt^ individuell aber nur durch die 
höchste Geschmacksbildung überwunden werden kann. Und 
da die Entscheidungen selbst dieser letzteren für Andere 
inmier noch nicht überzeugend zu sein brauchen, so tritt 
f&r das Urtheil in Eunstsachen mehr als für das in einem 
anderen geistigen Gebiete das Bedürfniss der Autorität ein. 
Die Schwierigkeit für den Stat in der Förderung und Pflege 
der nationalen Kunst besteht nun in der Auffindung und 
Wahl der berechtigten Autorität. Der Stat kann die Er- 
richtung eines öffentlichen Gebäudes oder Denkmales be- 
schliessen, die Mittel zur Ausfuhrung bereit halten, für die 
ökonomische Verwaltung des Unternehmens sorgen: Ent- 
wurf, Plan, Modell können nur vom Künstler ausgehen, — 
und doch soll der Stat dessen Vorlagen und Vorschläge 
beurtheilen und zwischen verschiedenen seine Wahl treffen, 
womit er sich selbst, das heisst seine Beamteten, über den 
Künstler stellt. Während aber viele dieser Beamteten 
durch die sie zum Statsdienste befähigenden Studien in 
den Stand gesetzt sind über eine die Wissenschaft be- 
treffende administrative Massregel zu urtheilen, ist der 
Werth ihres Urtheils in Kunstsachen, vielleicht gerade in 
Folge dieser Studien, im allgemeinen zweifelhaft und that- 
sächlich nicht bewährt. Der die Pflege der Kunst be- 
treffende Statsdienst erfordert ein kleines Personal, aber er 
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erfordert eine Vereinigung von philosophischer, historischer, 
ästhetischer^ technischer und Welt-Bildung; zu welcher die 
Anlage selten ist^ und die nur zum kleinsten Theil und 
nur in ihren untergeordneten Bestandtheilen in der Schule 
erworben werden kann^ wie sie namentlich eine ausgebrei- 
tete Kenntniss der bedeutendsten Kunstwerke alter und 
neuer Zeit aus eigener Anschauung voraussetzt. Die wtin- 
schenswerthen Eigenschaften und Fähigkeiten, welche sich 
durch eigene kritisch-literarische Leistungen legitimirt haben 
sollten^ werden demnach im Kreise der höheren Kunst- und 
Literaturwelt selbst zu suchen sein, und der Stat wird sie 
nehmen müssen wo er sie findet. Die unmittelbar prak- 
tischen Zwecke auf welche es ihm dabei ankommt^ sind die 
ästhetische Begutachtung yon Plänen zu öffentlichen Bauten 
und Monumenten^ die Organisation und Leitung von Kunst- 
schulen imd Kunstakademien, die Unterhaltung und Ver- 
mehrung von Kunstsammlungen, die Leitung und Beauf- 
sichtigung des Theaters ; sowie der mit der dramatischen 
Kunst nahe verwandten politischen und religiösen Volks- 
feste. Unter diesen sind drei^ nämlich die welche sich auf 
die öffentlichen Bauten und Monumente, auf das Theater 
und auf die Volksfeste beziehen, von besonders aktualem 
Interesse für unser öffentliches Leben. 

In der ersten Beziehung handelt es sich um den Stil 
im aUgemeinsten Sinne. Es ist ein verkehrtes Beginnen 
absichtlich einen nationalen Baustil einführen, nöthigenfalls 
erfinden zu wollen, nicht verständiger als die Bemühungen 
zur Erfindung einer unterscheidenden E^eidertracht für 
Nationalitäten welche sich dem Strome der Kultur in der 
Weltgeschichte zu widersetzen suchen und nach Stroh- 
halmen greifen um sich über dem Wasser zu halten. Natur- 
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gemäss sind die Trachten durch Klima und gesellschaft- 
liche Sitten bedingt; wenn aber die Meinung dass eine oft 
geschmacklose Gleichmacherei in dieser Beziehung zur 
2Uvili8ation gehöre^ thöricht ist, so ist es die willkürliche 
und absichtliche Unterscheidung nicht minder^). Dasselbe 
gilt von der Baukunst. Ohne Zweifel kann der Charakter 
des nationalen Lebens in Statseinrichtungen, ReUgion, Em- 
pfindungsweisC; Sitte, technischer Bildung, Wohlstand und 
klimatisch bedingten WohnangsbedürfhiBsen nicht ohne Ein- 
fluss auf den im Lande herrschenden Baustil bleiben, und 
eine darin sich an den Tag legende Anarchie kennzeichnet 
einen gesellschaftlichen Uebergangszustand mit neuen gesell- 
schaftlichen Blassen und Verhältnissen und neuen noch 
unsicheren Sitten, — einen Zustand in welchem die Men- 
schen noch nicht über ihre Stellung, ihre Bedürftiisse, den 
Bereich ihrer Mittel und ihren Geschmack klar sind^ daher 
gern den Baumeister auf ihre Kosten Experimente machen 
und spekuliren lassen. Das ist kein dauernder Zustand und 
festere Charakterzüge werden ohne Zweifel auch ihre na- 
tionalen Merkmale tragen. Die nationale Eigenthümlichkeit 
ist indessen in unserer Zeit doch in der Lebensweise und 
Eulturform der Völker westlicher Zivilisation durch die 



1) Wie wenig der Nationalcharakter mit der sogenannten fran- 
zösischen Mode zu thun hat, gegen die sich der Teutonismus wie der 
Slavismus und Magyarismus in so alberner Weise empört hat, ist 
leicht nachzuweisen. Nicht die französische Nation sondern die sehr 
kosmopolitisch zusammengesetzte Pariser Gesellschaft hat in neuerer 
Zeit der Welt die Mode vorgeschrieben. Eine Spanierin mit Hilfe 
einer deutschen Jüdin hat lange Zeit, allerdings in der französischen 
Hauptstadt, das Amt einer Oberpriesterin der Mode ausgeübt. Und 
mit der Nationalität der provinziellen Empörung dagegen steht es 
nicht besser. Der deutsche Schneider Hassenteufel in Prag ist be- 
kanntlich der Erfinder der tschechischen Nationaltracht gewesen. 
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Lebesdigkeit des internationalen Verkehres und die Ge- 
meinsamkeit wesentlicher Interessen sehr verwischt. Diese 
Völker bilden einen gemdnsamen Enltarkreis^ leben in 
einer gemeinsamen geistigen Atmosphäre; deren Strömungen 
sie in Gemeinschaft fühlen. Im Gebiete des Geschmackes 
äussern sich diese Strömungen als Mode, welcher ßir das 
Privatleben auch der Stil der Baukunst einigermassen 
unterworfen ist, obgleich sie in diesem Lebenskreise sich 
in viel langsamerem Tempo bewegt, sich nur in den neuen 
Erzeugnissen geltend machen kann und diese fortwährend 
mit den Denkmälern früheren Geschmackes mischt. Unter 
allen Umständen aber muss sich der Baustil nach der Be- 
stimmung des Gebäudes ; nach dem richten was sich darin 
begeben soll, und der Stil eines Parlamentshauses ^ für 
manches Land ein neuer Vorwurf, wird verständiger Weise 
ein anderer sein sollen als der eines Theaters, einer Ejrche 
oder eines Bahnhofes. Aehnlich der Musik, welche mit 
dem Ausdrucke einer entsprechenden Seelenstimmung die 
Worte begleitet in denen ein Gedanke enthalten ist, — soll 
der Baustil, zu den Anforderungen der Zweckmässigkeit 
hinzu, dem Bedürfnisse genügen eine allgemeine Geistes- 
stimmung ausgedrückt zu sehen, welche dem entspricht was 
darin vorgeht. Gebäude in welchen sich Vorgänge des 
Statslebens begeben, sollen auch in ihrer äusseren Erschei- 
nung sich von denen des Privatlebens unterscheiden und 
die allgemeine Wflrde wie den besonderen Geifit des States 
ausdrücken. Grosse, edle, ruhige Formen, über wechseln- 
den Modegeschmack und individueUe Einfälle erhaben, 
weder ärmlich noch prunkhaft ausgeführt, sollen einen Stil 
auszeichnen welcher im allgemeinen monumental zu nennen 
ist, im übrigen verschiedene ästhetische Grundtypen zulässt. 
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Nationale Denkmäler aber sollten jedenfiJIs dem nationalen 
Urtheil und Geschmacke Ehre machen und von jeder Prah- 
lerei sieh frei halten ^ in welcher sich niemals Kraft aus- 
drückt. 

Menschen von gesundem und gebildetem Urtheile sind 
wohl auch über diese ganz allgemeinen Grundsätze ein- 
verstanden; dagegen ist die Stellung des Theaters im na- 
tionalen Leben^ und das Verhältniss der Musik zur drama- 
tischen Kunst und beider in Verbindung zur Politik; bei 
uns in neuester Zeit ein Gegenstand tief eingreifender Er- 
örterungen geworden ; in welchen in der That bedeutende 
Kulturinteressen betheiligt sind. 

Während fär gewisse Bestandtheile des Publikums das 
Theater nichts als eine Anstalt der Unterhaltung und des 
Genusses ; nicht immer der besten Art; ist; suchen andere 
darin die Befriedigung hoher Interessen des Geistes und 
Gemüthes und machen an dasselbe damit übereinstimmende 
Ansprüche. In den Extremen bildet sich damit eine frivole 
und eine ästhetisch -puritanische Ansicht auS; von welchen 
jede als einseitig bezeichnet werden muss. Auch das was 
man Unterhaltung nennt und was als eine zwecklose Be- 
schäftigung des Geistes erklärt werden kanu; und auch der 
GenusS; welcher immer in einer wirklichen oder vermeint- 
lichen Herstellung des gestörten psychologischen Gleich- 
gewichtes besteht; hat seine Eechte, und es ist keinesweges 
der Kunst zu gering die von dieser Seite an sie gemachten 
Ansprüche zu befriedigen. Auch hat einem griesgrämigen 
Ernste ; einer hohlen Würde ; einer heuchlerischen Tugend 
und einer falschen Moral gegenüber selbst die Frivolität 
ihre volle Berechtigung; es gehört zu den Aufgaben der 
Kunst zu erheitern; und als Integral einer pessimistischen 
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Weltansicht ist diese besondere Leistung sogar in meta- 
physischem Sinne so wenig gering zu schätzen, wie die 
Stimmung zum tragischen Ernste als Integral optimistischer 
Zufriedenheit In einem Punkte nur hat die hohe Auf- 
fassung der Bestimmung des Theaters begründete Ursache 
gegen eine niedere Verwahrung einzulegen: — in der Ver- 
werfung einer Benutzung desselben zu einem Mittel des 
Erwerbes und der Spekulation. Es ist unbedingt als eine 
Verirrung der Gesetzgebung zu bezeichnen dass auf den 
Betrieb von Theateruntemehmungen der Begriff der Ge- 
werbsfreiheit angewandt worden ist. Die Wirkung drama- 
tischer Darstellungen ist eine viel zu mächtige, ihr Einfluss 
auf den öffentlichen Geist ein viel zu tief eindringender 
und nicht nur die vorübergehende Stimmung sondern auch 
den sich festsetzenden Charakter bedingender, als dass sie 
ein im Interesse des Erwerbes betriebenes Geschäft sein 
dürften, und die Gefahr dass sie als ein solches geradezu 
auf den schlechten Geschmack und die gemeineren Nei- 
gungen der Menge spekuliren, ist viel zu gross. Auf den 
Volkscharakter und die Richtungen des Volksgeistes wirkt 
das Theater stärker als die Literatur und die Tagespresse, 
weil seine Wirkung sich an alle Geistes- und Seelenkräfte 
zugleich mit allen dem menschlichen Geiste und der mensch- 
lichen Kunst zu Gebote stehenden Mitteln wendet und in 
der Unmittelbarkeit des Eindruckes gar keiner Widerrede 
und Kritik Raum und Zeit gibt. Durch diese Vereinigung 
aller Künste mit Hinzuziehung aller dazu dienlichen Mittel 
der Technik zur Hervorbringung einer Gesammtwirkung 
unterscheidet sich denn auch die theatralische Kunst von 
jeder anderen, welche dagegen als ein blosses Exzerpt er- 
scheint, und dieser Umstand, sowie das Zusammenwirken 
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einer Mehrzahl von Künstlern und der Charakter einer 
öffentlichen Anstalt ^ beseitigt yoUständig die Einwendung 
dass der Ausflbung der dramatischen Kunst die nämliche 
Freiheit wie jeder anderen gewährt werden müsse. Damit 
soll indessen nicht gesagt sein dass alle Theater Stats- 
anstalten im engeren Sinne des Wortes sein sollten. £& 
wird nur behauptet dass sie sich nicht zu Privatunter- 
nehmungen eignen. Auch als Kommunalanstalten erhalten 
sie die Stellung welche für sie gefordert werden muss. 
Weder in der einen noch in der anderen Stellung aber ist 
es unter der Würde der Nation die Komödie so gut zu 
achten und zu pflegen wie die Tragödie. Das satirische 
Drama in's besondere — selbstverständlich in gebührenden 
Schranken gehalten — kann eine heilsame Arzenei für die 
Krankheiten des öffentlichen und gesellschaftlichen Lebens 
werden^ welche nicht; weil sie zuweilen nicht wohl- 
schmeckend ist; weggeworfen werden sollte. Die Musik 
kann dabei als die versüssende Zuthat des ästhetischen 
Apothekers dienen ^ und es beweist nur einen Mangel an 
Geist, Witz und Verständniss über das damit entstehende 
Kunstgenre wegwerfend zu urtheilen. 

Wenn das Theater als äussere Einrichtung einmal be- 
steht; kommen in der Pflege der dramatischen Kunst vier 
Elemente der Wirksamkeit in Betracht: die Dichtung, mit 
Einschluss der musikalischen Komposition; die Direktion, 
die Aufführung und der Besuch. Von diesen sind die 
Direktion und die Aufführung sein eignes. Werk. Die letz- 
tere hat einfach den Anforderungen der Kunst zu ent- 
fiprechen und die ausübenden Künstler unter der Direktion 
sind dafür verantwortlich. Die Bildung dramatischer Künst- 
ler ist neuerdings -^ wie fiir den musikalischen Theil der 
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Kunst schon längst ' — dem State zur Pflicht gemacht 
worden. Das Genie kann man auch in diesem Gebiete 
nicht erziehen^ aber die wünschenswerthe allgemeine und 
die nöthige ästhetisch -besondere Bildung lässt sich durch 
eine Theaterschule erzielen, die indessen nicht ohne Gefahr 
für die Kunst ist. Eine wichtige Aufgabe und Verantwort- 
lichkeit gegen die Nation föilt der Direktion in der Wahl 
der Stücke zu, in welcher, bei aller Objektivität des ür- 
theils, die Bevorzugung einzelner Kunstrichtungen nicht 
ganz zu vermeiden sein wird. Es wird darin immer alles 
auf den geistvollen und hochgebildeten Mann ankommen 
welcher an der Spitze der Anstalt steht. In Bezug auf den 
Theaterbesuch endlich hat die Kulturpolitik Pflichten zu 
erföUen welche gegenwärtig nicht beachtet werden. Es 
kann nicht die Aufgabe des States sein das Publikum darin 
zn bevormunden, aber der Obervormund der Jugend ist der 
Stat, und wenn er als solcher das Recht hat den Schul- 
besuch der Kinder zu befehlen, so wird er wohl auch das 
Recht haben den Theaterbesuch der Kinder zu verbieten 
oder gewissen Einschränkungen zu unterwerfen. Wenn das, 
im Gegensatze mit jetzt herrschender Sitte, fiir wünschens- 
werth gehalten wird, so werden dafür die Gründe angegeben 
werden müssen. Es handelt sich dabei nicht gerade um 
moralische und unmoralische Stücke, denn unmoralische in 
dem hier zulässigen Sinne sollten überhaupt nicht gegeben 
werden, sondern um die Wirkung des Theaters auf das 
kindliche und jugendliche Gemüth überhaupt, welche eine 
^r die Charakterbildung gefährliche ist. „Das imerfahrene 
Gemüth und die ungewappnete und undisziplinirte Phantasie 
dem Einflüsse eines glänzenden Scheines hinzugeben, welcher 
die Wirklichkeit verdunkelt, ihre Pflichten lästig und ihre 
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Anforderungen unerträglich macht; ist gefilhriichy und es 
gehört ein starkes realistisches Gegengewicht dazu, der Ge- 
fahr zu begegnen. Indem Schiller den schönen Schein zum 
ethisch-ästhetischen Prinzipe zu machen gesucht hat, ist er 
für eine theoretische Verirrung verantwortlich, deren prak- 
tische Folgen nur schlechte sein konnten. Was wir brauchen, 
ist nicht der schöne Schein, sondern die schöne Wirklich- 
keit, in deren Herstellung alle menschliche Thätigkeit ihren 
Zweck findet Der Kunst, und in's besondere dem Theater, 
fällt dabei eine hohe Aufgabe zu, welche Rousseau nicht 
begriffen hat. ^y^ Aber diese Aufgabe gehört, was das 
Theater betrifft, nicht zur Jugenderziehung. Sie ist wesent- 
lich durch die Einwirkung auf das reifere Alter zu voll- 
bringen, welches Schein und Wirklichkeit auseinander zu 
halten weiss und den Sinn künstlerischer Idealisirung auf 
der einen wie der Satire und Karikatur auf der anderen 
zu begreifen im Stande ist 

Dieses Urtheil ist in Bezug auf die Oper zu ver- 
schärfen. Nicht das wir diese gering schätzten oder als 
Kunstform tief stellten, wie aus Missverstand selbst Be- 
urtheiler thun welche persönlich grossen Geschmack daran 
finden. Wir sind weit davon entfernt den Geschmack an 
der Oper für eine ästhetische Schwachheit zu halten. Sie 
nimmt im Organismus der Künste eine ganz bestimmte 
Stelle ein. Aus zwei Gründen aber ist ihr Einfluss auf die 
Ausbildung des jugendlichen Charakters ein nachtheiliger. 
Indem sich in ihr alle Künste zu einer Gesammtwirkung 
vereinigen, welche durch das Vorherrschen der Musik auf 



1) Der Verfasser zitirt in obigem was er selbst an anderer 
Stelle in anderer Gedankenverbindung ausgesprochen hat. 
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das Gbmüth eindringt; muss bei bedeutendem Gehalte der 
Eindruck auf die junge Seele ein so gewaltsamer sein^ 
dass zunächst eine Ueberreizung und bei Wiederholungen 
eine Abstumpfting die unvermeidliche Folge sein muss. Es 
sind; darf man sagen ^ vorzeitige Gemüthsausschweifungen^ 
in welche die Jugend durch den Besuch der Oper gestürzt 
wird. Sodann aber ist die Natur der Oper der Entwicke- 
lung des Charakters im ganz allgemeinen Sinne nachtheilig. 
Dies bedarf der Erläuterung. 

Der Charakter in diesem Sinne setzt Bestimmtheit und 
Kraft des Willens voraus. Schopenhauer erklärt nun frei- 
lich die Musik für die Sprache des Willens, für dessen un- 
mittelbaren Ausdruck und für die Enthüllimg seiner ge- 
heimen Geschichte; aber er setzt in den beiden von der 
Musik handelnden Abschnitten seines grossen Werkes ^) 
durchweg Empfindung, Affekt, Wunsch, Verlangen, Leben 
oder Bewegung des Herzens als dem Willen gleichbedeu- 
tend : — ein folgenschwerer Irrthum, denn Wunsch, Ver- 
langen, Sehnsucht, Empfindung, Stimmung — diese letztere 
schon der Sprache nach die eigentliche Wirkung der Musik 
— sind soweit davon entfernt mit dem Willen einerlei zu 
sein, dass sie ihm vielmehr entgegengesetzt sind. Ein folgen- 
schwerer Irrthum aber muss es genannt werden den Willen 
in seiner pragmatischen Ausbildung zur sittlichen Kraft mit 
dem Pathos leidender Gemüthszustände zu verwechseln oder 
zusammenzuwerfen. Ethos und Pathos sind psychologische 
Gegensätze. Der Wunsch wartet auf den Genuss, der Wille 
strebt zur That. Der Wille ist so zu sagen die Seele des 



1) Die Welt als Wille I, 301—316 und II, 609—521 der 
3. Auflage. 

Froebel, Politik. 22 
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Dramas. Die Musik aber kann weder einen Willen aus- 
drücken noch einen solchen erregen. Sie kann ihn nur 
beeinflussen oder ihn erklären helfen. Leidenschaften aller- 
dings vermag sie nicht nur auszudrücken sondern auch zu 
erregen. Aber Leidenschaft und Wille ist wiederum zweierlei. 
Der Wille setzt einen bestimmten Zweck voraus^ weil man 
nicht wollen kann ohne etwas bestimmtes zu woUen. Einen 
bestimmten Zweck indessen kann die Musik weder aus- 
drücken noch kann sie fUr einen bestimmten Zweck ge- 
winnen. Im Drama jedoch hat es der Wille eben mit be- 
stimmten Zwecken zu thun^ die er erreicht oder an denen 
er scheitert. Dass er dabei durch Gemüthsstimmungen Ein- 
fluss erleidet; dass seine Konflikte Gemüthsstimmungen er- 
zeugen und von Gemüthsstimmungen begleitet werden^ ver- 
steht sich von selbst; und wenn diese ausgedrückt und 
mitgetheilt werden sollen, müssen Wort und That von der 
Musik unterstützt werden ^ wie es in der Oper geschieht. 
Eine Spannung des reinen Willens jedoch ist von musika- 
lischer Aeusserung oder musikalischer Emp&nglichkeit weiter 
entfernt als jeder andere Seelenzustand. Niemand wird wohl 
jemals einen Menschen im Zustande einer solchen Span- 
nung — einem Zustande der sich nicht durch offenen son- 
dern durch geschlossenen Mund zu kennzeichnen pflegt — 
haben singen hören oder einer Musik haben lauschen sehen. 
Man wird vielleicht die mit der Militärmusik beabsichtigte 
und auch erreichte Wirkung glauben einwenden zu können. 
Aber der Soldat braucht gesteigerte Seelenstimmung; Leiden- 
schaft; kriegerischen Muth. Im militärischen SinnO; worauf 
es bei der Militärmusik doch ankommt; hat er keinen Willen 
und kann keinen brauchen. Den Willen für die ganze 
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Armee hat der Feldherr, und dieser wieder kann flir seine 
Aufgabe die Musik nicht brauchen. 

Das Drama bewegt sich in Handlungen , die Musik in 
Stimmungen. Die Verbindung der Musik mit einem drama- 
tischen Vorgange im nämlichen Kunstwerke ist die Oper, 
und da zwischen Handlung und Stimmung ein psychologi- 
scher Zusammenhang von ganz wesentlicher Bedeutung be- 
steht, so hat die Oper in der That ein wesentliches und 
selbständiges Kunstproblem zu lösen. Die Verbindung der 
beiden Kunstelemente lässt aber zwei Hauptverhältnisse zu: 
das Kunstwerk kann uns den Vorgang in seiner Abhängig- 
keit von der Stimmung oder die Stimmung in ihrer Ab- 
hängigkeit von dem Vorgange darstellen, wobei wir un- 
berücksichtigt lassen dass diese zwei Verhältnisse sich in 
der Wirklichkeit mischen. Im ersten Falle wird das Kunst- 
werk lyrisch-dramatisch, im zweiten episch-dramatisch sein, 
— das zweite desshalb, weil eine Handlung pur dann die 
Stimmung beherrschen kann wenn sie als schon zu Ende 
gefuhrt und abgeschlossen bekannt ist, dem Gedanken als 
fertige Thatsache vorschwebt deren Entstehung und Vor- 
gang erzählt oder erzählend dargestellt wird. Damit tritt 
zugleich das die Stimmung abschwächende Element der 
Reflexion in die Verbindung; denn wie die Betrachtung 
der historisch gewordenen Thatsache eine Stimmung eiTegt, 
so erregt sie auch Gedanken. 

Das erste Verhältniss ist das auf welchem unsere ge- 
wöhnliche Oper beruht, welche um so vollkommener ist, je 
reiner sie den lyrisch-dramatischen Charakter behauptet. 
Der Kampf gegen das ihr wesentliche lyrische Element ist 
nur begründet wenn er, vom dramatischen Standpunkte 
ausgehend, gegen das Ueberwuchern einer sich aus der 

22* 
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Verbindung loslösenden Lyrik gerichtet ist; er ist unberech- 
tigt, wenn er, wie es von Richard Wagner geschieht, der 
Lyrik nur den epischen Ton entgegen zu steilen weiss. In 
unserer Oper, nicht nur wie sie ist, sondern wie sie sein 
soll, erscheint die Handlung von der Stimmung beherrscht, 
in welche wir durch die Ouvertüre versetzt werden noch 
bevor irgend etwas geschehen ist. Hierin liegt die ge&hr- 
liche Wirkung unserer Oper auf den jugendlichen Geist 
und Charakter. Sie lehrt überhaupt die Handlung von der 
Stimmung abhängig sein zu lassen, womit der Charakter 
verdorben wird, denn von diesem wird umgekehrt die Be- 
herrschung der Stimmung zu Grünsten der verständigen 
Handlung gefordert. Aus dieser Wirkung geht unmittelbar 
ein durch die Jugendbildung vermittelter nachtheiliger Ein- 
fluss auf das öffentliche Leben hervor. Das Wesen des 
reinen Dramas ist, im weitesten Sinne verstanden, politisch, 
— das in ihm wirkende geistige Element ist, wie in der 
Politik, der Charakter, der Wille, die Handlung. Die Ab- 
hängigkeit der Handlung von der Stimmung ist demnach 
entschieden antipolitisch. Die vorherrschend musikalischen 
Völker sind nicht die vorherrschend politischen, und wenn 
sie anfangen politische zu werden, hören sie auf vorherr- 
schend musikalische zu sein, wozu wir mit der Wagneri- 
schen Musik auf dem besten Wege sind. Nur wird mit 
dieser auch dem politischen Geiste kein Dienst geleistet, 
denn die epische Stimmung ist so wenig politisch wie die 
lyrische, wofür die politische Unfähigkeit einer vorherr- 
schend episch gestimmten und episch erregten Generation, 
welcher Richard Wagner als genialer Kunstepigone ange- 
hört, einen praktischen Beleg gegeben hat. 

Das Wagnerische „Musikdrama" gehört nach Absicht 
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und Ausfiüirung dem zweiten Verhältnisse zwischen Stim- 
mung und Handlung an. Die Trilogie des Ringes der 
Nibelungen ist ein grosses episch-dramatisches Kunstwerk^ 
welches mit den unreineren und unvollständiger ent- 
wickelten Kunstformen des Oratoriums , der kirchlich 
musikalischen Prozession und Celebration in das gleiche 
Eunstgebiet fällt. Solche Kunstleistungen lassen sich aller- 
dings auf den Boden des politischen Lebens übertragen, 
wozu unsere Zeit in politischen Volksfesten vielfache An- 
läufe genommen hat, und Bichard Wagner hat ja wohl -\ 
die Aufführung seines grossen Werkes mit einem solchen 
in Verbindung gedacht. Es ist aber doch mehr eine poli- 
tische BeUgion, welche auf diese Weise, mit reichlichem 
chauvinistisch-dogmatischen Inhalte versehen, ihr Kultus- 
bedürfniss geltend zu machen sucht, als eine nähere Be- 
ziehung zum dramatisch -pragmatischen Geiste der Politik 
selbst. 

Das psychologisch begründete Eintreten der Reflexion 
in die Verbindung des epischen mit dem dramatischen 
Elemente gibt unvermeidlich dem aus dieser Verbindung 
entspringenden Kunstwerke einen nüchternen, dogmatisch 
verständigen Charakter, welcher durch alle Aufblähung 
des epischen Pathos nicht überwunden werden kann, und 
es muss daraus mit innerer Nothwendigkeit ein herber 
hieratischer, gewissermassen kirchlicher Stil entspringen, 
wie er, bei allem germanischen Heidenthume, der Wagneri- 
schen Musik eigen ist. Eine gewisse Heiligkeit wird auch 
in der That dafür in Anspruch genonmien, und die Dich- 
tung, welche den Text des Ringes der Nibelungen bildet, 
ist unzweifelhaft in der Absicht des Dichter-Komponisten 
eine metaphysisch-ethisch-sozialistische Allegorie von grossen 
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Ansprüchen. Diese Erscheinung, und die damit an den 
Tag getretene Eulturrichtang^ fiihrt uns zum Schlüsse auf 
das Verhältniss des Theaters zur Earche. 

Theater und Kirche — diese hier als äussere dem 
Kultus gewidmete Anstalt — stehen mit einander in einem 
Verhältnisse naher Verwandtschaft und doch zugleich ent- 
schiedenen Gegensatzes. Man kann sagen das Theater sei 
die weltliche Kirche ^ die Kirche das geistliche Theater. 
Den katholischen Völkern in's besondere ist auch wirklich 
die Earche eine Art von Theater ^ und ein sozialistischer 
Schriftsteller Frankreichs hat dies geradezu ausgesprochen, 
indem er die zunehmende Unkirchlichkeit der arbeitenden 
Klassen insofern beklagt, als dem Volke dadurch sein 
Theater — ein Theater mit freiem Eintritte, — in welchem 
es seine idealen Bedürfnisse zu befriedigen gewohnt war, 
verloren gegangen. Jede der beiden Anstalten hat sich 
auch bemüht der anderen ihre Kundschaft abspenstig zu 
machen, und die katholische Kirche ist in diesem Streben 
zu recht weltlichen Mitteln herabgestiegen. Den um- 
gekehrten Versuch von Seiten des Theaters haben ^ in 
dem Wagner'schen Musikdrama mit seinem allegorischen 
Inhalte und dem Rückgange bis auf die ernsthaft meta- 
physisch genonmiene urgermanische Mythologie vor uns. 
Wir haben indessen weiter oben den G-egensatz zwischen 
heiliger und profaner, kirchlicher und weltlicher Kunst als 
einen prinzipiell begründeten und darum wesentlichen und 
bleibenden dargethan. Wir haben diesen Gegensatz so 
ausgedrückt dass diese den Geist der Erscheinung, jene 
die Erscheinung des Geistes für das Gemüth darzustellen 
habe. Wir müssen daher urtheilen, dass weder die 
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Kirche das Theater noch das Theater die Kirche ver- 
drängen werde. 

Für die Kulturpolitik in ihrer Beschäftigung mit der 
Kunst und in's besondere mit dem Theater glauben wir im 
vorhergehenden die wesentlichen Gesichtspunkte bezeichnet 
zu haben. 



Sechzehntes Kapitel. 



Die Bechtspolitik. — Abhängigkeit des Bechtes von den Zwecken 
der Politik. Die Wohlthat als Plage und die Plage als Wohlthat 
Recht und Macht. Der Realismus des Rechtes und die Thorheiten 
liberaler Gesetzgebung. Das realistische Strafrecht und die krimi- 
nalistische Sentimentalität. Der utilitarische Zweck der Rechtsbildung. 



iJasB das Recht den Zwecken der Politik unterworfen 
werden dürfe ^ mag als ein den Rechtsbegriff verletzender, 
das Rechtsgefiihl empörender und also verwerflicher Grund- 
satz erscheinen. Kommt die Politik — wird man vielleicht 
glauben urtheilen zu müssen — mit dem Rechte in Wider- 
streit, so soll sie dem Rechte, nicht das Riecht ihr weichen. 
Der Begriff einer Rechtspolitik würde hiernach überhaupt 
unstatthaft sein. 

Ein solches Urtheil wäre in mehr als einer Beziehung 
ein nicht wohl überlegtes. 

Zunächst ist zu bedenken dass jedes einzelne Recht in 
ein nationales Rechtssystem gehört , und dass jedes solche 
System, sowohl nach der Seite des öffentlichen wie nach 
der des privaten Rechtes, ein Erzeugniss der Politik ist. 
In der StatsverfassuQg, der bürgerlichen Rechtsordnung 
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and dem Strafrechte bringt die Politik selbst nur ein 
System nationaler Zwecke zu feststehender Geltung ^ im 
Gegensatze zu den flüssigen, veränderlichen Zwecken, 
welche sich aus dem Verlaufe der Geschichte und den da- 
durch geschaffenen vorübergehenden Umständen und poli- 
tischen wie privaten Lagen ergeben. Im allgemeinen muss 
nun allerdings verlangt werden, und zwar im Namen der 
politischen Logik und Zweckmässigkeit selbst, dass das von 
der Politik geschaffene, und ausdrücklich zur Begründung 
eines festen Rechtszustandes geschaffene, positive Rechts- 
system auch von der Politik geachtet werde ; es ist jedoch 
nicht zu übersehen dass, wenn sie mit diesem Systeme in 
Widerstreit kommt, weil die aus neuen Umständen und 
Lagen entspringenden Anforderungen daran ein Hindemiss 
finden, sie mit sich selbst, nicht mit einer ausser ihr liegen- 
den Macht in Widerstreit ist. Abänderung der Verfassung 
und der Gesetze, wenn dazu die Zeit gegeben ist und die 
neuen Anforderungen dauernden Zwecken entsprechen, — 
Suspension der Verfassung, Einführung einer zeitweiligen 
Diktatur, Erklärung des Kriegszustandes, — alles dies wenn 
ein Nothzustand eintritt der weder Zeit noch Möglichkeit 
zur Anwendung anderer Auskunftsmittel darbietet, — sind 
dann die verschiedenen Wege welche die Politik zur Hebung 
des Gegensatzes zwischen dem positiven Rechte und dem 
Bedür&iss der vorübergehenden Lage einsehlagen kann 
und unter Umständen einschlagen muss. Und wenn der 
Unverstand eines demokratischen Schwindels sich der ge- 
setzgebenden Gewalt bemächtigt hat und den mephistopheli- 
schen Satz von der Vernunft und dem Unsinn in Gesetz 
und Rechten in umgekehrter Richtung zu bewahrheiten be- 
müht ist, kann es konunen dass irgend ein starker Wille 
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und eine starke Faust die Zügel der einheitlichen Stats- 
gewalt ergreift und die Gesellschaft einer Herrschaft unter- 
wirft, in welcher nicht die Wohlthat zur Plage sondern die 
Plage zur Wohlthat wird. Die sogenannte Oesellschafts- 
rettung ist allerdings ein zweideutiges Geschäft, aber die 
Gesellschaft ist schuld wenn sie dazu auftnuntert, und der 
Rechtstitel ftir den Statsstreich ist nicht schlechter als der 
für die Revolution. 

Auch dem schon gebildeten Rechte gegenüber kann 
also die Politik grosse und schwierige Aufgaben zu lösen 
bekommen, und selbst die regelmässige Rechtspflege lässt 
ihr einen gewissen Spielraum. Das Strafrecht lässt Milde- 
rungs- und Verschärfungsgründe zu, welche, wie Milde und 
Strenge überhaupt, nicht juridischer Natur sind sondern 
durch Beurtheilung unter sozialpolitischen Gesichtspunkten 
bestinmit werden. Mit dem Begnadigungsrechte aber erhebt 
sich die Politik vollständig über die Justiz. Das eigent- 
liche Feld ihrer Wirksamkeit hat jedoch die Rechtspolitik 
in der Gesetzgebung, in welcher durch ihre Beweggründe 
die Rechtsbildungen entschieden werden müssen. Von da 
aus beherrscht unvermeidlich die Politik das ganze Rechts- 
gebiet, und es ist das Verhältniss des Rechtes zur Macht 
von welchem sie sich dabei muss leiten lassen. 

Dass das Rechtsgefuhl und die vemunftmässig daraus 
entwickelte Rechtsidee der sittlichen Natur des Menschen 
angehört und von da aus ihre selbständigen Forderungen 
geltend macht, ist zwar von grossem psychologischen aber 
von geringem politischen Interesse. Hat sich, wie wir über- 
zeugt sein müssen, die menschliche Natur aus der thieri- 
schen entwickelt, so müssen ihre sittlichen Elemente auch 
schon in dieser enthalten sein. Wir sehen aber wie wenig 
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das praktisch zu bedeuten hat. Eine praktische Bedeutung 
enthält das Recht erst nachdem die sittliche Ausbildung 
des Menschenthums es bis zu den Anfängen des States ge- 
bracht. Im praktischen Sinne föllt die Entstehung des 
Rechtes mit der des States zusammen^ und geht mit dieser 
von der Gewalt aus, welche thatsächlichen Ursprungs ist, 
in einer Menschenmenge die Gemeinschaft der Existenz- 
zwecke herstellt und — als Statsgewalt — diese Gemein- 
schaft; auch allein erhält. Worauf diese Gewalt sich gründet 
und von wem sie ausgeübt wird^ ist nebensächlich. Wichtig 
dagegen ist es dass durch Anerkennung^ gleichviel ob fi'ei- 
willige oder erzwungene, die Gewalt zur Autorität wird, 
welche nach der theoretischen und praktischen Seite sich 
in Recht und Macht zerlegt. Von da an geht die Aus- 
bildung des States durch eine Organisation der Gewalt vor 
sich welche sich theoretisch ein Rechtssystem, praktisch ein 
Machtsystem schafft. Diese beiden Systeme stehen in Ab- 
hängigkeit von einander und können in Uebereinstimmung 
sein oder sich gegenseitig nicht genügen. Das vollkommene 
Gleichgewicht zwischen Macht und Recht, also die voll- 
kommene Uebereinstimmung der Rechtsforderungen und 
der Machtforderungen, ist aber ein idealer, an keinem Ort 
und zu keiner Zeit realisirter Zustand. Die Welt zeigt 
uns bald eine Verkümmerung des Rechtes durch die Macht, 
bald eine Verkümmerung der Macht durch das Recht, und 
während diese Ohnmacht hervorbringt, erzeugt jene Un- 
recht. Die beiden Systeme des Gewaltorganismus durch 
die Gesetzgebung in Gleichgewicht und Uebereinstimmung 
zu bringen, ist die ganz allgemeine Aufgabe der Rechts- 
politik, welche allmälig annähernd durch die Gesetzgebung 
zu vollbringen ist. Das Ergebniss wäre ein Zustand voll- 
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ständiger Gerechtigkeit, in welchem das Recht im mensch- 
lichen Sinne allmächtig, die Macht aber allgerecht wäre. 

Eine gerechte Welt zu schaffen^ ist überhaupt die Auf- 
gabe der Politik. Die Aufgabe ist nur eine weit aussehende. 
Die Politik arbeitet schon einige Tausend Jahre daran und 
wird noch viele Tausend Jahre daran arbeiten. Unter- 
dessen kann die Welt nicht auf die Gerechtigkeit warten. 
Die Welt will vor allen Dingen bestehen^ — mit Recht, 
wenn es sein kann — mit Unrecht, wenn es sein muss. 
Die Politik muss ihr dabei durchhelfen so gut sie kann, 
und es bleiben ihr nur die beiden Pflichten zu beobachten, 
da wo sie die freie Wahl hat, dem Rechte den Vorzug vor 
dem Unrechte zu geben und den allgemeinen Zweck ihres 
Gerechtigkeitsdienstes in seinen grossen Bedingungen und 
kulturhistorischen Zusammenhängen nicht über dem daraus 
losgerissenen einzelnen Falle aus dem Gesicht zu verlieren. 
Denn in der Rechtsbildung hat es die Politik nicht mit 
der Anwendung eines abstrakten Rechtsbegriffes auf unzu- 
sanmienhängende Verhältnisse, Vorgänge und Thatsachen^ 
sondern mit der Herstellung eines Rechtssystemes zu thun 
in welchem zunächst ein nationales und weiter das all- 
gemein menschliche Zwecksystem seine anerkannte Giltig- 
keit erlangt. Langsam muss sich in diesem Prozesse erst 
die Möglichkeit des Rechtes durch die Ausbildung des 
Zweckbewusstseins herausarbeiten, womit in den ersten An- 
fangen noch gar nicht das Verhältniss von Recht und Un- 
recht berührt ist, sondern beide, Recht und Unrecht mit 
einander, treten zunächst einem unpolitischen Zustande ent- 
gegen in welchem der Zweckgedanke, als politisches Prinzip, 
noch gar nicht zu seiner Geltung gelangt ist. Das Unrecht 
eines politischen Zustandes hindert nicht dass dieser, inso- 
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fern das Unrecht auch ein Rechtsverhältniss ist, kultur- 
historisch höher steht als die Unschuld und Harmlosigkeit 
eines statlosen Zustandes, welcher, wenn er bestände, mit 
der Rechtsfrage noch gar nichts zu thun haben würde, und 
wie das Paradies erst verloren gehen mtisste, ehe von 
Rechtsbildung die Rede sein könnte. Auch ein gesellschaft- 
licher Zustand welcher auf die Ansicht gegründet ist dass 
das weltliche Leben werthlos und daher zwecklos sei, und 
sich mit der Zweck-Phantastik eines überweltlichen Lebens 
tröstet, steht politisch, und darum überhaupt kulturhistorisch, 
tiefer als der einer ruchlosen aber wohl organisirten Zweck- 
mässigkeit, wie sie Macchiavelli in klassischer Objektivität 
dargestellt hat. Die Gesellschaft muss überhaupt ein welt- 
liches Zwecksystem haben und die Zweckmässigkeit als das 
politische Prinzip anerkennen, bevor von dem Werthe der 
Zwecke die Rede sein kann. Die kulturhistorische Be- 
deutung der Zustände unter deren Einflüsse Macchiavelli 
geschrieben hat, besteht darin dass in ihnen das weltliche 
Zwecksystem rücksichtslos sich geltend macht. Sie waren 
Orgien des erwachten politischen Realismus, — bei aller 
Ruchlosigkeit ein Fortschritt, mit welchem das politische 
Bewusstsein der neueren Zeit beginnt. Erst aus der Durch- 
bildung deö" Zweckbewusstseins bis zur Moralisirung des- 
selben können Zustände entspringen in denen die Macht 
ganz gerecht sein kann. Bis dahin wird in der Lösung 
grosser politischer Probleme der Statsmann nicht ganz 
umhin können zuweilen Macchiavillist zu sein, und in 
welchem Orade oder auf welche Weise er es dann ist, wird 
von dem sittlichen Bewusstsein seiner Zeit und von dem 
der handelnden Person abhangen. Die Klarheit, Richtig- 
keit und Sicherheit dieses Bewusstseins entspringt aus der 
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Erkenntniss der Rangordnung menschlicher Zwecke und 
ihrer Unterordnung unter den absoluten Zweck der Ver- 
edelung des Menschengeschlechtes zur Verwirklichung des 
Menschheitsideales durch den Verlauf der Kulturentwicke- 
lung. Das Recht an sich, das absolute Recht, setzt die £r- 
kenntniss des Zweckes an sich, des absoluten Zweckes 
voraus. Diesem absoluten Rechte müssen freilich alle sekun- 
dären Zwecke der Politik weichen; selbst das Dasein des 
einzelnen States muss ihm weichen ^ weil dieser nur dazu 
da ist es verwirklichen zu helfen ; und nicht zu bestehen 
verdient wenn er diese Pflicht verkennt. Die ganze Politik 
ist für das klare sittliche Bewusstsein nichts anderes als 
die Arbeit an dieser Verwirklichung. Aber jede Stufe der 
durch diese Arbeit bewirkten Rechtsentwickelung setzt eine 
entsprechende Maöhtentwickelung voraus. 

Mit dieser Erkenntniss, durch welche der in den groben 
Verirrungen des Macchiavellismus und Jesuitismus dennoch 
enthaltene Wahrheitskern deutlich wird, stellen sich der 
Rechtspolitik zwei grosse Ziele dar: erstens durch Rechts- 
bildung , Rechtsentwickelung und Rechtspflege die Macht 
des States zu fördern, und zweitens durch diese Macht die 
Welt einem Zustande der Gerechtigkeit entgegen zu führen. 
Ihr sittlicher Werth richtet sich ganz nach dem was sie 
für diese beiden verbundenen Zwecke leistet. Ihre Wirk- 
samkeit aber hat sie in den drei Kreisen des bürgerlichen 
Rechtes, des Strafrechtes und des Stats- und Statenrechtes 
zu entfalten. 

Insofern das Stats- und Statenrecht selbst ein Theil 
der Politik ist, bedarf die politische Natur der dasselbe 
bestimmenden Beweggründe keiner Nach Weisung. Die 
bürgerliche Rechtsordnung scheint von politischen Beweg- 
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gründen freier zu sein und mehr aus apriorischen und 
allgemeinen Rechtsgrundsätzen hervorzugehen als die Ein- 
richtung des States. In Wahrheit aber könnte man wohl 
sagen dass es sich umgekehrt verhalte. Man könnte eine 
Statsverfassung^ insofern darch eine solche die Politik erst 
System und Methode erhält, ein metapolitisches Erzeugniss 
nennen, während die bürgerliche Rechtsordnung das ab- 
geleitete Werk der Politik ist. Es sind, wie wenig das 
aach dem gewöhnlichen Urtheile zum Bewusstsein kommt, 
welches die gewohnten Vorgänge und Verhältnisse für 
apriorisch begründete und allgemeingiltige hält, ganz wesent- 
lich Interessen der Politik welche über die Gestaltung des 
Familienrechtes , Eigenthumsrecht^s, Erbrechtes, Standes- 
rechtes, Verkehrs- und Wirthschaftsrechtes entscheiden. 
In diesen Beziehungen müssen wir hier auf die der Sozial- 
politik und Wirthschaüspolitik gewidmeten Kapitel zurück- 
verweisen. Die Rechtspolitik hat hierin nur den Erforder- 
nissen der Gesellschaft Genüge zu leisten. Hervorgehoben 
muss jedoch hier werden , dass die heutige liberale Gesetz- 
gebung, während sie in löblicher Weise den Schwachen 
gerecht zu sein bemüht ist, vielfach die Beweggründe so- 
zialer Zweckmässigkeit übersehen hat. Indem sie, um die 
persönliche Freiheit der wirthschaftlich abhängigen Klassen 
zu schützen, die Unentbehrlichkeit des Dienstverhältnisses 
bis auf wenige Fälle gänzlich verkannt hat, ist durch sie 
die Aussicht auf zukünftige allgemeine Dienstbarkeit und 
Zwangsarbeit eröflRaet worden. Dass liberale Gedanken- 
losigkeit und Kurzsichtigkeit die Besorgnisse welche durch 
diese Aussicht erregt werden lächerlich finden oder mit 
dem blödsinnigen fiat justitia, pereat nmnäus abfertigen 
wird, versteht sich von selbst. Das kann uns nicht ab- 
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halten die Frage aufzuwerfen , wesshalb nur gegen den 
Schiffsmann die executio ad fadendum^ nicht aber auch 
gegen den Arbeiter und Diener, welcher sich auf Zeit ver- 
pflichtet hat; zulässig sein soll. Der Schaden welcher der 
Nationalwirthschaft durch den Stillstand von Fabriken in 
Folge einer Arbeitsverweigerung zugefügt wird, kann 
grösser sein als der aus der Unterbrechung der Fahrt eines 
Handelsschiffes hervorgehende, selbst wenn bei letzterer 
Schiff und Ladung zu Grunde gingen. Wesshalb erfreut 
die 'Schifffahrt sich eines gesetzlichen Schutzes^) welcher 
der Industrie, der Landwirthschaft und der Haus- und 
Familienwirthschaft versagt ist? — Antwortet man: weil 
die Schifffahrt dieses Schutzes mehr bedarf — so appellirt 
man an die Zweckmässigkeit und ist dann auch ganz auf 
dem richtigen Standpunkte. Dann muss aber auch die 
Zweckmässigkeit über das ganze Dienstarbeiterverhältniss 
entscheiden. Als in London das Arbeiterpersonal der städti- 
schen Gasbeleuchtung Strike machte, wurde die Stadt durch 
Zwangsmassregeln gegen die unberechenbaren Folgen einer 
allgemeinen Dunkelheit geschützt. *) In Betreff des Eisen- 
bahndienstes haben die amerikanischen Vorgänge, von ihrer 
allgemeinen sozialpolitischen Bedeutung abgesehen , die 



1) Art. 532 des Allg. deutschen Handelsgesetzbuches sagt: 
„den Schiffsmann, welcher nach der Anmusterung dem Antritte oder 
der Fortsetzung des Dienstes sich entzieht, kann der Schifier zur Er- 
füllung seiner Pflicht zwangsweise anhalten lassen/' und das Sti*af- 
gesetzbuch des deutschen Beiches § 298 bestimmt: „Ein Schiffsmann 
welcher mit der Heuer entläuft oder sich verborgen hält um sich 
dem übernommenen Dienste zu entziehen, wird, ohne Unterschied, ob 
das Vergehen im Inlande oder Auslande begangen ist, mit Geföng- 
niss bis zu einem Jahre bestraft/' 

2) Der Londoner Korrespondent einer deutschen Zeitung ist 
freilich albern genug gewesen den angewandten Zwang zu tadeln. 
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Kothwendigkeit strairechtlicher Zwangsmittel auf eine so 
eindringliche Weise dargethan dass nur eine ganz ver- 
stockte Doktrin nicht dadurch belehrt worden sein kann 
und die Einsicht sogar in den Vereinigten Staten durch- 
schlagend gewirkt hat. Man kann sagen dass hiermit Vor- 
kommnisse von ganz besonderer Natur und Wichtigkeit 
herbeigezogen werden. Wenn aber in diesen Fällen die 
Bedürfnisse der Gesellschaft massgebend sind y . so sind sie 
es überhaupt^ und es fragt sich also nur welche sie sind. 
Es gehört aber wenig Erfahrung und Ueberlegung dazu 
die wirthschaftlichen und sittlichen Nachtheile zu erkennen 
welche aus der Unsicherheit des Rechtes auf persönliche 
Arbeits- und Dienstleistungen entspringen. Dieses Recht 
ist eine Werthform, durch welche der Werth in seiner pro- 
duktiven Bewegung hindurchgehen muss so gut wie durch 
andere Obligationen, und die durch die liberale Gesetz- 
gebung hervorgebrachte oder wenigstens vermehrte Un- 
sich^heit des darin enthaltenen Werthes muss als ein die 
wirthschaftliche Bewegung vielfach unterbrechendes, den 
Kredit und den Wohlstand schädigendes Uebel betrachtet 
werden welches auf die Dauer unerträglich ist, und man 
wird sich unzweifelhaft genöthigt sehen in dem die Arbeits- 
und Dienstverpflichtungen betreffenden Theile des Obliga- 
tionenrechtes von den liberalen Thorheiten durch welche 
derselbe in den meisten Ländern moderner Zivilisation ver- 
wildert ist; zurückzukommen. Dies zu bewirken, muss ein 
wesentlicher Zweck der Rechtspolitik sein, welcher nur 
durch das Mittel des Strafrechtes erreicht werden kann. 
Der Liberalismus beweist, wenn er sich dem widersetzt, 
nur seine Kurzsichtigkeit. Wenn irgend ein Zustand der 
Gesellschaft durch seine Nachtheile unerträglich wird, findet 

Froebel, PoUtik. 23 
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er entweder seine Abhilfe; oder die Gesellschaft versucht 
es wenigstens sich Abhilfe zu verschaffen; selbst auf die 
Gefahr dabei in ein noch grösseres Uebel zu verfallen. 
Schafft die Gesetzgebung, der Unsicherheit des Rechtes auf 
Arbeits- und Dienstleistungen gegenüber; die Abhilfe nicht 
auf dem Boden der Privatwirthschaft; so kann die Folge 
davon nur der Uebergang in das System zwangsmässiger 
Statsarbeit sein. Die Anhänger des Statskommunismus, 
welche den Privatdienst verabscheuen und den Arbeiter 
zum Statsdiener machen wollen ; werden damit zufrieden 
sein, und ihre Arbeitseinstellungen haben im ferneren 
Hintergrunde ja auch nur dieses Ziel. Der Liberalismus 
aber kann dabei so wenig seine Rechnung finden wie eine 
verständige Politik; welche letztere in der Wirthschaft auf 
individuelle Rechnung und Gefahr eine der ergiebigsten 
nationalen Kraftquellen erkennt und weder utopische noch 
ikarische Zustände zu schaffen sucht; ohne freilich verhüten 
zu können dass sie durch den Aberwitz solchen Zustimden 
entgegengetrieben wird. Privatrechtliche und strafrecht- 
liche Aufgaben in Verbindung liegen hier der Rechtspolitik 
zu lösen vor. 

Im Strafrechte sind die politischen Beweggründe mit 
voller Klarheit am Tage liegend. Das Bemühen den Be- 
griff der Strafe überhaupt zu einem Rechtsbegriffe zu 
machen, ist an sich ein verfehltes. Ist ein Recht verletzt 
worden; so kann das geschädigte Rechtssystem wie die be- 
troffene Person kein anderes Rechtsinteresse haben als dass 
der angerichtete Schaden, wenn möglich; oder soweit wie 
möglich, wieder gut gemacht werdC; indem das Recht wieder 
hergestellt oder der in ihm liegende Werth ersetzt wird. 
Was darüber hinausgeht; entspringt aus Beweggründen 
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welche dem Rechte selbst fremd sind. Der Zwang , an- 
gerichteten Schaden so viel wie möglich wieder gut zu 
machen^ ist aber keine Strafe , während auf der anderen 
Seite die Strafe an sich keinen angerichteten Schaden 
wieder gut macht; wie z. B. die Hinrichtung des Mörders 
den Gemordeten nicht in's Leben zurückruft. Das von 
fremden Beweggründen freie Rechtsinteresse würde ver- 
langen dass der Mörder am Leben erhalten und zu Gunsten 
hinterlassener Angehörigen des Gemordeten oder der durch 
die Vernichtung eines Menschenlebens geschädigten Nation 
mit lebenslänglicher Zwangsarbeit belastet würde^ was jedoch 
keine Strafe sondern nur die Erfüllung einer Schuldigkeit 
wärC; und sich wohl im Obligationenrecht; aber nicht im 
Strafrecht unterbringen liesse. Abschreckung und Bosse« 
rang treffen in einer disziplinarischen Absicht zusammen 
und haben mit dem Rechte unmittelbar gar nichts zu thun^ 
obschon sie mittelbar auf den allgemeinen Rechtszustand 
der Gesellschaft zurückwirken ^ insofern sie bestimmt sind 
Verbrechen und Vergehen in der Zukunft zu verhindern. 
Mit den geschehenen stehen sie in keinem logischen Zu- 
sammenhange. Die in disziplinarischer Absicht verhängte 
Strafe föUt unter den Begriff der Zucht, welcher in das 
Gebiet der Pädagogik oder Kulturpolitik, keinenfalls aber 
in das des Rechtes gehört. Die Strafanstalt wird darum 
mit vollem Rechte das Zuchthaus genannt. 

Weder juridisch noch politisch ist der Beweggrund 
einer in der Strafe beabsichtigten Sühne. Die Sühne be- 
zweckt eine Versöhnung und appellirt an das Gefühl, 
welches verletzt ist und wieder beruhigt und geheilt werden 
soll. Sie hat die nächste Verwandtschaft mit der Busse, 
welche deren subjektive Form ist. Durch die Busse soll 

23* 
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ein verletztes eigenes; durch die Sühne ein fremdes Gefühl 
geheilt werden. Beide gehören als Gefühlssache und Be- 
friedigungsmittel eines idealistischen Interesses dem reli- 
giösen Leben an, und nur die Unklarheit des Denkens, 
welche die beiden Gebiete des Rechtes und der Religion 
nicht zu scheiden weiss, hat die Begriffe der Busse und 
Sühne in das Rechtsgebiet einschleichen lassen. Kurz aus 
der Rechtsidee selbst ist überhaupt kein Beweggrund zur 
Strafe abzuleiten. Der Beweggrund dazu ist entweder ein 
religiöser, und dieser müsste in seiner reinen Wirksamkeit 
auf die freiwillige Busse hinauslaufen, oder ein politischer, 
welcher den Schutz der Gesellschaft nicht bloss gegen Un- 
recht, sondern gegen alles was dieselbe gefährden kann und 
was keines weges immer Unrecht an sich ist, zum Zwecke 
hat. Die richtige der Idee entsprechende Auffassung der 
Strafe ist in der Schule oder häuslichen Erziehung und in 
der militärischen Disziplin zu suchen, und das Recht hat 
darauf nur einen methodischen Einfluss, wie in den Grund- 
sätzen nach welchen von zivilisirten Nationen der Feind im 
Kriege zu behandeln ist. Und die Bestimmungsgründe für 
die Methodik des Strafens können wiederum nicht aus der 
Rechtsidee abgeleitet werden. Auf der einen Seite sind es 
die Erfordernisse der Wirksamkeit, auf der anderen die 
Einwendungen der Humanität welche über die Strafgesetze 
und das Strafverfahren zu entscheiden haben. In beiden 
Beziehungen sind die Bestimmungsgründe nicht juridischer 
sondern kulturpolitischer Natur, und für den Rechtsantheil 
bleibt nur die logische Durchbildung übrig, welche Willkür, 
Unvernunft und Parteilichkeit ausschliesst und dem ganzen 
Strafsysteme den objektiven Charakter sichert. 

Der wesentliche Charakter dieses Systemes ist ein 
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politisch-defensiver. Es soll die Gesellschaft gegen ihre 
absichtlichen und unabsichtlichen Feinde verUheidigen und 
schützen. Auch die Besserung des Verbrechers ist unter 
diesem Gesichtspunkte zu beurtheilen. Sie kann nicht 
Zweck der Bestrafung an sich sein^ sonst würde die Straf- 
rechtspflege sich an die Stelle der Schule und Kirche setzen. 
Sie geht darauf aus einen Feind der Gesellschaft zu einem 
Freunde derselben oder zu einem friedlichen Menschen zu 
machen. Sie führt Krieg, um Frieden schliessen zu können. 
Auch sie also führt, wie die Abschreckung, einen Defensiv- 
krieg, und zum Kriege braucht man Waffen und die Waffen 
müssen wirksame sein. Die humane Bildung unserer Zeit 
verwirft auch hier den Gebrauch gewisser Waffen, und sie 
hat doppelten Grund ihn zu verwerfen wenn sie grausam 
sind ohne wirksam zu sein. Von den zwecklosen, zum 
Theile dem religiösen Gerechtigkeitswahne entsprungenen 
Grausamkeiten der Kriminaljustiz früherer Zeiten ist die 
Gesetzgebung jedoch vielfach in das entgegengesetzte Extrem 
verfallen, indem sie aus Sentimentalität sich absichtlich 
stumpfer Waffen bedient und damit ihre Pflicht gegen die 
Gesellschaft vergisst. Die Rechtspolitik wird von dieser 
Verirrung zurückkommen müssen, und hier und da hat sie 
die Nothwendigkeit der Umkehr auch schon erkannt Diese 
Umkehr ist aber um so unvermeidlicher, als die falsche 
Humanität in mehr als einer Richtung schon an dem Punkte 
angelangt ist wo der Weg zu Ende geht. Sie hat es bis 
zur Vorliebe für den Verbrecher oder Unrechtthuer im 
Gegensatze zu seinem Opfer und dem unbescholtenen Men- 
schen gebracht. In jenem sieht sie den Unglücklichen, den 
annen Proletarier der Moral, welcher gegen den mit seiner 
Tugend schändlich wuchernden Moralkapitalisten in Schutz 
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ZU nehmen ist Sie schlägt darum auch in der That^ ob- 
schon bis jetzt nur noch in der Theorie ; eine Reform der 
Oe&ngnisse vor, welche^ wenn praktisch ausgeführt, es als 
härteste Strafe würde erscheinen lassen aus einer solchen 
Musterversorgungsanstalt ausgestossen zu werden^ wenn die 
Sentimentalität nicht wieder gerade auch diese äusserste 
Grausamkeit verböte. Nach Ed. v. Hartmann soll der Ver- 
brecher nach überstandener Strafzeit das Recht haben im 
Gefängniss zu bleiben; und dieses soll so komfortabel ein- 
gerichtet sein dass auch Menschen welche sich noch nicht 
auf kriminalistischem Wege höherer Theilnahme empfohlen 
haben; es fvsr wünschenswerth halten werden darin Unter- 
kunft zu finden; — eine Unterkunft die ihnen auch nicht 
verweigert werden darf; weil man sie sonst nöthigen würde 
ein Verbrechen zu begehen; nur um der Wohlthat einer 
Aufnahme theilhaffcig zu werden. Auch ist ja; was die 
schwersten Verbrechen betrifft; nach diesen Ansichten nicht 
der Gemordete sondern der Mörder zu beklagen. Jener ist 
todt; dieser aber noch lebendig; und er aJso ist der welcher 
der Theilnahme und des Trostes bedarf; was sich freilich 
für den reinen unverftlschten Pessimisten; ftlr welchen das 
Leben eine Qual und der Tod eine Wohlthat ist, von selbst 
versteht, nur leider aber dann es wieder zu einem sehr 
inhumanen Verfahren macht den Mörder am Leben zu 
lassen. Eine solche Auffassung; wenn sie Eingang fände, 
wäre auf dem besten Wege uns indische Mördersekten als 
religiöse Gemeinschaften zu bringen. Dieses ganze System 
kriminalistischer Sentimentalität ist ein Stück jener ver- 
kehrten Welt; welche mit Nationen von Millionen Suveränen 
bevölkert ist, die je einige wenige Unterthanen haben welche 
man die Regierung nennt. Diese verkehrte Welt hat ihre 
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Logik 80 gut wie die gerade^ und wenn Ed. v. Harünann in 
«einer von uns an früherer Stelle schon angeführten Abhand- 
lung über das Gefangniss der Zukunft ^) diese Logik bis an's 
Ende hat führen wollen^ so ist die Satire meisterhaft ge- 
langen. 

Der Grundfehler der Theorie liegt in dem Irrthume, 
die Strafe als logisch begründete Rechtsfolge zu betrachten. 
Dieser Irrthum wird von einer sentimentalen Humanität 
ausgebeutet^ um dem Uebelthäter die Strafe abzunehmen 
oder wenigstens zu erleichtern. Die Strafe als logische 
Rechtsfolge setzt die absolute Zurechnungs&higkeit voraus, 
welche niemals vorhanden ist und niemals vorhanden sein 
kann. Die Sentimentalität kehrt sich gegen diesen schwachen 
Punkt der Theorie, indem sie die Zurechnungsfähigkeit so 
viel wie möglich bestreitet. Bald hat sie dafür psychia- 
trische, bald naturhistorischc; bald pädagogische, bald sozia- 
listisch-statistische Gründe, und alle diese Gründe sind ganz 
richtige. Nur verliert sich damit die kriminalistische Sen- 
timentalität und Superklugheit in eine ganz nutzlose Dia- 
gnostik und Kasuistik. Statt sich mit dieser zu beschäftigen, 
muss man kurzweg aussprechen: die Handlungen der Men- 
schen gehen aus ihrem individuellen Wesen unter dem Ein- 
flüsse äusserer Umstände und Yeraiilassungen hervor; — 
der bewusste Wille, welcher allein zurechnungsfähig ist, hat 
nur einen kleineren oder grösseren Antheil daran, welcher 
sich nicht nur fremder sondern auch eigener Bemessung 
entzieht, weil die Macht des unbewussten Willens, welcher 
doch nicht zurechnungsfähig sein kann,' sonst müsste auch 
eine im Schlafe begangene rechtswidrige Handlung bestraft 



1) GeBammelte Studien und Aufsätze, S. 206, ff. 
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werden^ sich nicht ermessen lässt ; — die äusseren Umstände 
und Veranlassungen treten der bewuast oder unbewusst 
wollenden Individualität mit der Macht des Schicksals ent- 
gegen; und haben schon an der Hervorbringung der In- 
dividualität einen Antheil, dessen Grösse sich so wenig be- 
messen lässt; wie die des Antheiles der äusseren Lebens- 
bedingungen; welche in Wechselwirkung mit der inneren 
Anlage aus Thieren allmälig Menschen gemacht haben ; so 
dass jeder Versuch die Strafe als logische Folge der rechts- 
widrigen Handlung aufzufassen, hoffnungslos ist. Wollte 
aber die Sühnetheorie von der Zurechnungsfahigkeit ab- 
sehen, und nicht auf den bewussten Willen, sondern auf 
das durch die rechtswidrige Handlung verletzte Gefiihl 
wirken; so müsste sie uns auf die Kriminaljustiz des alten 
EgyptenS; des christlichen Mittelalters und des heutigen 
Japan zurückfuhren; welche den schuldlosen Tödter einer 
heiligen Katze zum Tode verurtheilte, den Heuschrecken 
den Elriminalprozess machte; und noch heute ein Kind, 
welches beim Spiele zufällig eine dem japanischen Kaiser 
gehörige Ente tödtete, dem Henker überliefert. 

Die Besserungstheorie hat mit der Zurechnungsfähig- 
keit nichts zu thun; denn wenn das Strafgefangniss nichts 
als eine Besserungsanstalt sein soll, ja die Strafzeit sich 
sogar, wie Hartmann will, nach d^m Erfolge des Besserungs- 
verfahrens soll abkürzen, also doch wohl auch bei Miss« 
erfolge verlängern lassen, unterscheidet sich das Zuchthaus 
nicht mehr von der Irrenheilanstalt und Erziehungsanstalt. 
Besserung, Heilung, Belehrung und gute Gewöhnung sind 
Zwecke welche sich nicht scharf unterscheiden lassen. Mit 
Kindern müsste sich dann das Strafrecht ganz besonders 
angelegentlich beschäftigen, da bei diesen die Besserungs- 
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bemühungen den meisten Erfolg versprechen^ und einem 
Mörder ein Jahr lang täglich eine kalte Dpuche auf den 
Kopf zu geben; würde sich allerdings mehr empfehlen als 
ihm den Kopf abzuschlagen. Ueberhaupt ist klar dass von 
der Besserungstheorie die Todesstrafe ausgeschlossen wird; 
denn es hat keinen Verstand anzunehmen dass gerade nur 
die Begeher von Verbrechen auf welche jetzt noch Todes- 
strafe gesetzt ist; unverbesserlich seien. 

Die Besserungstheorie bedarf indessen nur der Reini- 
gung von Missverständnissen und unverständigen Anwen- 
dungen ; um • sich als die richtige zu legitimiren und der 
Strafrechtspolitik die richtigen Gesichtspunkte für die Ge- 
setzgebung zu eröffnen. 

Die allgemeine Verbesserlichkeit ist ein so grosser und 
so plumper Irrthum wie die absolute Zurechnungsfahigkeit. 
Selbst der pädagogische Schwärmer, welcher überzeugt ist 
dass die Erziehungskunst aus jedem Kinde alles mögliche 
machen könne ; erklärt gelegentlich , ein junger Mensch sei 
durch schlechte Erziehung so verdorben dass sich nichts 
gutes mehr aus ihm machen lasse. Selbst wenn alle mensch- 
liche Schlechtigkeit nur die Folge schlechter Erziehung 
wäre, würde es also nicht an unverbesserlichen Menschen 
fehlen. Einen viel mächtigeren Widerstand aber noch als 
die Ergebnisse schlechter Erziehung leistet den Bemühungen 
einen Menschen zu bessern das was der genealogische Zu- 
sammenhang und das Schicksal aus ihm gemacht haben, 
üs wäre merkwürdig wie Hartmann, wenn er, welcher 
niedere Menschenrassen zur Ausrottung bestimmt, von der 
Vererbung erworbener Eigenschaften überzeugt ist und die 
grössere Wirkung der Erziehung in der durch Vererbung 
vermittelten Summirung ihres auf Generationen fort- 



362 

gesetzten EinfluBses erkennt; — es wäre merkwürdig wie 
er, wenn er mit seiner Abhandlung über das Gefilngniss 
der Zukunft keine Satire hätte schreiben wollen ; darin 
einen so grossen Werth auf die Besserung des einzelnen 
Individuums hätte legen können. Mit dieser Bemerkung 
soll nicht gesagt sein dass es nicht eine Aufgabe der Strafe 
sei die Besserung der Uebelthäter zu bewirken, schon 
darum weil die Besserung derselben das einzige Mittel ist 
den Schaden gut zu machen welcher der GeseUschafk aus 
dem blossen Dasein eines bösartigen Individuums erwächst. 
Der utilitarische Beweggrund ist dazu ausreichend. Bei 
aller Stärke dieses Beweggrundes aber darf die Rechts- 
politik nicht vergessen dass eS; wie unheilbare Krank- 
heiten; so auch unverbesserliche Charakterfehler gibt. Diese 
sind nichts anderes als Rückstände der thierischen Natur 
oder Rückfälle in dieselbe; — eine Natur welche zwar 
von der Kultur im grossen bis zur Ausbildung naensch- 
licher Eigenschaften überwunden; aber doch im Menschen- 
geschlechte nicht ganz ausgetilgt worden ist. Für den 
welcher an den allgemeinen Stammbaum der lebendigen 
Wesen glaubt; hat die Aehnlichkeit mancher Menschen mit 
bestimmten Thieren, mit welcher sich Physiognomen und 
geistvolle Künstler oft schon beschäftigt haben, mehr als 
eine ästhetische Bedeutung; und ruft sehr ernste Betrach- 
tungen hervor, ^) welche der individualistischen Besserüngs- 
theorie nicht günstig sind, wohl aber zu unablässigen Be- 
mühungen für die Besserung der Generationen und des 
davon abhängigen gesellschaftlichen Zustandes auffordern. 



1) Ich bin durch nordamerikanische Rassen oft an Wölfe and 
Gkier, durch afrikanische an Hyänen und AfPen erinnert worden. 
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Gewöhnimg durch Zucht, und Furcht vor der Strafe, 
sind im grossen Verlaufe der Kultur die wirksamen Mittel 
dazu, und es ist Unverstand dies zu verkennen. Die 
Disziplin jedes Kriegsheeres kann darüber belehren. — 
Will man diese Berufung nicht gelten lassen? — »^ Sind 
Soldaten nicht auch Menschen? — Und beruht der Unter- 
schied zwischen Zivil- und Militärgerichtsbarkeit in etwas 
anderem als dem kleineren und grösseren Bedürfnisse der 
Disziplin? — 

Alles zusammengefasst, muss für die Rechtspolitik 
geltend gemacht werden dass die Strafe in dem höheren 
ethischen Sinne allgemeiner Vervollkommnung der Gesell- 
schaft und der Menschheit einen praktisch - utilitarischen 
Zweck hat, welcher, wie andere a^gemeine Zwecke, einer 
rechtlichen Ausbildung bedarf. Diese, aber nicht mehr, ist 
das Strafrecht. 

Das Recht überhaupt ist ein Element der Kultur welches 
nicht aus der Verbindung mit den anderen Elementen der- 
selben losgerissen werden darf. Und weil im Kultur- 
prozesse, welcher mit dem Weltprozesse einerlei ist, das 
Individuum nur eine sich zahllos und endlos wiederholende 
Durchgangsform der fortschreitenden Entwickelung ist, — 
eine Durchgangsform welcher eine, wenn noch so höhe, 
immer doch nur relative Bedeutung zukommt, ist eine 
Rechtspolitik wie die des liberalen Individualismus, welche 
allen Nachdruck auf das individuelle Recht legt und dar- 
über die Kulturbedürfhisse der Gesellschaft vergisst, so ein- 
seitig und fehlerhaft wie die, welche umgekehrt die Be- 
deutung des Individuums verkennt und dasselbe dem ab- 
strakten Gedanken des allgemeinen Kulturzweckes auf- 
opfert. Die Humanität und das Recht haben es nicht nur 
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mit dem einzelnen Menschen; sie haben es auch mit den 
Nationen und mit der Menschheit zu thun^ und eine über- 
grosse Zärtlichkeit gegen den ersteren kann leicht zu einer 
Pflichtverletzung gegen Nation und Menschheit werden, in 
welchen keine edlen Gewächse gedeihen können wenn das 
Unkraut nicht in Schranken gehalten wird. 



Siebzehntes Kapitel. 



Die Verfassungspolitik. — Nothwendigkeit fortlaufender Beschäftigung 
mit der Statsverfassung. Die üxe Idee der „Konstitution*'. Physio- 
logischer und morphologischer Charakter der Statsorganismen. Un- 
entbehrliche Organe und organische Fehler. Der politische Wille des 
Statsoberhauptes. Sein Regierungsstab. Die koUegialische Form der 
Statsoberhauptmannschaft eine Un Vollkommenheit des Statsorganis- 
mus. Die Ursprünge des politischen Willens in der Nation. Die 
Öffentliche Meinung und das politische Urtheil. Der parlamentarische 
Apparat. Yerirrung des Parlamentarismus. Die Zusammensetzung 
der Unter- und Oberhäuser keine Frage der politischen Ethik 
sondern eine Angelegenheit der politischen Technik. Majoritäten 

und Minoritäten. 



JciB ist uns für die Durchlaufdng des Gebietes der 
Rechtspolitik die Abtheilucg des Statsrechtes übrig ge- 
blieben. Diesem nimmt in der Statsverfassung seine be- 
stimmte Gestalt an, so dass wir den darauf bezüglichen 
Theil der politischen Thätigkeit als Verfassungspolitik be- 
zeichnen dürfen. 

Zu dieser Thätigkeit ist eine fortlaufende Veranlassung. 
Denn wenn auch die Verfassung eines States einen ver- 
hältnissmässig festen Zustand bezeichnet , so kann dieser 
Zustand niemals auf die Dauer und niemals für alle Theile 
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der Nation befriedigend sein. Ein Bestreben denselben zu 
verändern ist also immer vorhanden; und ganz wird dieses 
Bestreben niemals unberechtigt sein, weil die inneren und 
äusseren Bedingungen des politischen Lebens in steter Ver- 
änderung begriffen sind und die Verfassung diesen Be- 
dingungen entsprechen soll. 

Jeder Stat hat irgend eine Verfassung ^ gleichviel ob 
dieselbe ein geschriebenes Dokument oder ein Inbegriff ge- 
wohnheitsmässig beobachteter politischer Grundsätze ist. 
Das was der liberale Sprachgebrauch ^^eine Konstitution^^ 
nennt, ist nur die nach Inhalt und Form dem liberalen 
Systeme entsprechende Art von Verfassung. Es ist un- 
verständig zu wähnen dass gerade diese Art den Bedürf- 
nissen jeder Nation entsprechen und dass es jeder Nation 
zum Heile gereichen müsse mit einer „Konstitution^^ be- 
schenkt zu werden. Für Griechenland z. B. ist ;;die Kon- 
stitution*^ ohne Zweifel ein Unglück. Auch wenn eine 
zweifelhafte liberale Aufklärung sich bis zu der Ketzerei 
versteigt; einzuräumen dass dieses oder jenes Volk für das 
konstitutionelle Leben — wie die Formel lautet — „noch 
nicht reif' sei, hat sie sich noch nicht über den albernen 
Gedanken erhoben dass „die Konstitution^' — etwa so wie 
nach ähnlicher Beurtheilung „die Bildung*' oder „die Zivi- 
lisation^' — ein bestimintes Ziel sei, welches zu erreichen, 
gleich der Reife einer Frucht, die allgemeine Bestimmung 
der Völker wäre. ^) Weder hat das politische Leben einen 
solchen Abschluss vor sich, noch würde das Ziel für alle 



1) Diese Ansicht ist freilich nicht weniger geistreich als die 
Furcht vor der „Konstitution", mit welcher die konservativen Stats- 
männer vor einem halben Jahrhundert das Gespenst haben heran- 
kommen sehen. 
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Völker das nämliche sein; so wenig wie mit aller Reife ein 
Apfel jemals zu einer Birne wird. Was in's besondere die 
Art von Verfassungen betriflft welche ^^Konstitutionen^^ ge- 
nannt worden sind, so ist ihr kurzlebiges Zeitalter im 
Wesentlichen vorüber, und nur die Epigonen desselben 
können noch dafür schwärmen. Damit ist aber nichts zu 
Gunsten irgend eines absolutistischen Systemes oder gegen 
eine zweckmässige Betheiligung des Volkes an der Hervor- 
bringung des politischen Willens gesagt. 

Allerdings sind in der Idee allgemeine Rechtsforde- 
rungen vorhanden, denen in der Verfassung eines States 
Genüge geleistet werden soll. Wie weit dies aber möglich 
ist und durch welche Einrichtungen es geschehen* kann, ist 
vom ganzen Kulturzustande jeder einzelnen Nation ab- 
hängig. Dabei ist jedoch ganz wesentlich zu erwägen dass 
die Statsverfassung, obgleich in ihr das Statsrecht sich ver- 
wirklicht, dennoch mehr ist als das blosse Statsrechtssystem. 
Die Ansicht dass der Stat ein blosses Rechtsinstitut sei; ist 
keine verständige. Um zu bestehen, muss er vor allem 
ein Machtinstitut sein, und in der Einheit von Macht und 
Recht ist er ein Gewaltinstitut. Die Statsverfassung ist 
also überhaupt der Organismus der Statsgewalt, sowohl 
nach der Seite der Macht wie nach der des Rechtes. Die 
Verfassungspolitik hat mithin das Machtbedürfniss der Stats- 
gewalt so wenig aus dem Auge zu lassen wie das 'Rechts- 
bedürfniss des Volkes. Dem in unserer Zeit noch vor- 
herrschenden, wenn auch bereits vielfach als Irrthum 
erkannten Streben, zu Gunsten der persönlichen Freiheits- 
rechte die Statsgewalt in einer dem Statszwecke wider- 
sprechenden Weise zu schwächen, hat sie den entschieden- 
sten Widerstand zu leisten. Sie hat in dieser Beziehung 
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manche Thorheit wieder gut zu machen auf welche unsere 
Zeit sehr ohne Grund stolz ist. Je später sie aber diese 
Pflicht erkennt und erfüllt, um so grösser wird freilich die 
Gefahr sein dass die Grenzen rückwärts überschritten 
werden, über welche der politische Individualismus sie eine 
Zeit lang vorwärts getrieben. Je länger sich der sozialisti- 
schen Demagogie gegenüber die Albernheiten des Libera- 
lismus fortsetzen, desto wahrscheinlicher ist es dass uns ein 
Zeitalter des Statsabsolutismus bevorsteht, welcher mit dem 
heutigen Eonstitutionalismus nicht mehr Aehnlichkeit hat 
als ein Eisenbahnzug mit einem Ochsenkarren. Alle Men- 
schen von politischem Verstände müssen mitwirken dass uns 
ein solche« Zeitalter erspart wird. 

Der Gewaltorganismus des States hat seine unentbehr- 
lichen Elemente, deren Wirksamkeit von dem was man die 
Statsformen nennt unabhängig ist. Wie bei den Pflanzen 
und Thieren, ist auch bei den Staten der physiologische 
Charakter vom morphologischen zu unterscheiden, und der 
erste ist es auf welchen die Verfassungspolitik vorzugsweise 
ihr Augenmerk zu richten hat, so wenig zu verkennen ist 
dass der morphologische der Entfaltung des physiologischen 
förderlich oder hinderlich sein kann. Der physiologische 
ist bestimmt durch die Bewegung des politischen Willens, 
der morphologische durch die Gestaltung der Organe welche 
dieser Bewegung dienen. Die Erkenntniss dieser Unter- 
scheidung ist von Wichtigkeit für die Verfassungspolitik, 
weil die Organe sehr verschiedene Gestalten annehmen 
können ohne dass die wesentlichen Vorgänge der Bewegung 
dadurch verändert werden. 

Wenn eins der Organe des politischen Lebens un- 
zweckmässig gestaltet ist, leidet der Stat an einem organi- 
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sehen Fehler, welcher seine nachtheiligen und unter Um- 
ständen gefährlichen Wirkungen ausüben muss. Ein wesent- 
liches Organ kann ihm aber nicht fehlen. So ist der Stat 
nicht ohne ein Oberhaupt denkbar^ und es müssen diesem 
gewisse Machtbefugnisse zustehen. Unwesentlich aber ist 
dabei; wenn auch nicht gleichgiltig; ob dasselbe einköpfig 
oder mehrköpfig, ob durch Wahl^ durch Ererbung oder 
durch Gewalt in seine Stellung gekommen. Grieichviel ob 
Monarchie oder Bepublik — der Stat braucht ein Ober- 
haupt ^ und dieses muss die Macht besitzen gewisse un- 
entbehrliche Funktionen zu verrichten. Das ist eine so 
absolute Nothwendigkeit^ dasd wer immer diese Macht be- 
sitzt; thatsächliches Statsoberhaupt ist. Der Stat leidet an 
einem organischen Fehler, wenn seinem Oberhaupte die 
Macht falsch zugemessen oder deren Befugnisse unzweck- 
mässig bestimmt sind. Das Statsoberhaupt vertritt und be- 
thätigt die Einheit des nationalen Willens , welcher unter- 
halb seiner Stellung nur getheilt zur Erscheinung und Be- * 
thätigung kommen kann. Das Statsoberhaupt muss aber 
auch einen eigenen persönlichen politischen Willen haben, 
weil die Art wie die nationalen Bedürfnisse sich gerade ihm 
darstellen ; in der Bildung des Gesammtwillens nicht ohne 
gebührenden Einfiuss bleiben darf. ^) Und weil demnach 
sein Urtheil über die Erfordernisse der nationalen Politik 
von oftmals entscheidender Wichtigkeit sein muss, wird es 
sich mit einem Stabe selbstgewählter Berather umgeben 
müssen, wenn es nicht, wie in gewissen Republiken von 
mangelhafter Organisation , selbst schon eine koUegiahsche 



1) Mit vollem Rechte hat Mac Mahon der radikalen Doktrin 
gegenüber diesen Willen geltend gemacht. 

Froebel, Politik. 24 
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Form hat Das Statsoberhaupt zu einem willenlosen 
Figuranten, zur ornamentalen Spitze des Statsgebäudes 
machen zu wollen, ist theils politischer Unverstand, theils 
Macchiavellismus eines Systemes hinter dessen Doktrinen 
sich die Gelüste überwuchernder Volksbestandtheile bergen. 
Eine verständige Verfassungspolitik hat die richtig zu- 
gemessenen Machtbefugnisse des Statsoberhauptes gegen 
diese Gelüste wie gegen den Einfluss unverständiger Lehr- 
meinungen zu vertheidigen, und wo diese Befugnisse ganz 
oder theilweise verloren gegangen sind, ist es ihre Aufgabe 
sie wieder herzustellen. 

Unter dem Statsoberhaupte scheiden sich durch die 
Theilung der in ihm vereinigten Statsgewalt und durch die 
Zerlegung der Verwaltung in die einzelnen Ministerien, 
deren Inhaber den Regierungsstab des Oberhauptes bilden 
und naturgemäss zum Stabe seiner Berather gehören, die 
verschiedenen Wirkungskreise des nationalen Willens. Diese 
Scheidung muss sich unter dem Statsoberhaupte vollziehen, 
weil ausserdem die Einheit des Willens nirgends vorhanden 
wäre. Wenn in einer Republik mit kollegialischer Regie- 
rung der Mehrheitswille der versammelten Regenten die 
Einheit des nationalen Willens darstellen muss, während 
die Regierungsgeschäfte unter die einzelnen Mitglieder dieser 
Regentschaft vertheilt sind, so ist das nicht ein Vorzug 
sondern eine UnvoUkommenheit der Verfassung, gerade so 
wie es eine UnvoUkommenheit des thierischen Organismus 
ist wenn ein Organ von unentschiedenem Charakter ver- 
schiedene Funktionen verrichten muss. ^) Das Volk als 



1) Es ist mehr politische Naivetät als Weisheit welche unlängst 
den Vereinigten Staten von Amerika die kollegialische Regierung 
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solches hat keinen einheitlichen Willen. Durch das Volk 
also kann keine nationale That vollbracht werden. Durch 
die Nation freilich; aber die Nation begreift auch die Re- 
gierung, und das Statsoberhaupt gehört mit zu ihr. Das 
Volk besteht selbst nur im State und setzt also das Ober- 
haupt schon voraus; ausser dem State, also ohne Oberhaupt, 
kann eine Menschenhorde, eine Rasse, ein Stamm bestehen, 
aber diese sind noch kein Volk. Dass unter Umständen 
das Volk sich selbst sein Oberhaupt geben mag, ändert 
nichts an der unausweichlichen Nothwendigkeit ein solches 
zu haben, und nichts an den Machterfordemissen der Stel- 
lung. Dem gewählten Oberhaupte muss so gut gehorcht 
werden wie dem auf irgend einem anderen Wege über- 
kommenen. 

Von einem Statsoberhaupte, wie dieses auch entstanden 
und beschaffen sein mag, muss jeder nationale Willensakt 
ausgehen. Von ihm ausgehend verzweigt sich der Strom 
des nationalen Willens in die Vielheit des Volkes oder fasst 
dieser Wille alle nationalen Kräfte zu einer Wirkung nach 
aussen zusammen. Die grosse und wichtige Frage ist nun 
nur wie dieser Wille zu seinem Inhalte kommt. Dass der 
politische Verstand auch des grössten Regenten nicht aus- 
reicht ihm seinen Inhalt zu geben, bedarf keiner Be- 
gründung. 

Der politische Wille überhaupt ist der Wille welcher 
sich auf den Stat, — auf seine inneren Zustände oder seine 
äusseren Verhältnisse bezieht. Dieser Wille kann in Jedem 
entstehen, in welchem das politische Bewusstsein lebendig 



der Schweiz empfohlen hat. Der Präsident der Vereinigten Staten 
hat im Ganzen die sehr gut abgemessenen Befugnisse eines Stats- 
oberhauptes. 

24* 
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wird; und wo er entstanden ist, da wird er versuchen sich 
geltend zu machen. Auf dieser Stufe ist aber der politische 
Wille zunächst ein rein persönlicher und sein Ziel ein 
Privatzweck. Gelingt es ihm jedoch sich in der Nation zu 
allgemeiner und entscheidender Geltung zu bringen, dann 
wird aus dem persönlichen Willen welcher sich auf den 
Stat bezieht, ein Wille des States welcher sich auf alles 
mögliche beziehen mag, selbst auf die Person zurück von 
welcher er ausgegangen ist. Die Durchsetzung eines per- 
sönlichen politischen Willens in der Nation enthält die 
Selbstunterwerfung seines Urhebers. 

Das natürliche Recht zu dem Versuche seinen persön- 
lichen politischen Willen auf irgend einem Wege im State 
zur Geltung zu bringen, hat als Bestandtheil der Nation 
jeder ihr angehörige Mensch ohne Unterschied. Der allen, 
selbst den Frauen und Kindern offen stehende Weg ist der 
der Ueberredung, wenn auch nicht jede Form derselben 
Allen gestattet sein kann. Wort und Schrift sind in ge- 
bildeten und regelmässigen politischen Zuständen ein all- 
gemeines, aber freilich auch nur theoretisches Mittel. Durch 
Wort und Schrift wird unmittelbar nur eine Meinung mit- 
getheilt. Insofern dadurch gerade in den zu einer prak- 
tischen Geltendmachung im State berufenen Personen eine 
Ueberzeugung hervorgebracht werden kann welche auf die 
Willensbethätigung derselben einwirkt, haben die theoreti- 
schen Kundgebungen allerdings auch ihre praktische Wir- 
kung; aber doch nur eine mittelbare. Die öffentliche 
Meinung, als das allgemeine Ergebniss theoretischer Mei- 
nungsverbreitung durch Wort und Schrift, ist allerdings 
eine Macht; aber sie ist nicht zu einer unmittelbar prak- 
tischen Wirksamkeit berufen. Zu dieser überzugehen, ist 
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Empörung^ — bei einem gewissen Grade des Erfolges Re- 
volution. Fehlerhafte Zustände des Statsorganismus können 
diese letztere, wie eine Krankheit des physischen Organis- 
mus, unvermeidlich und unter Umständen zum einzigen 
Wege der Beseitigung schädlicher Bildungen machen; 
immer aber sind sie mit der Gefahr jeder Krankheit ver- 
bunden, ein misslingender Heilversuch der Natur mit un- 
glücklichem Ausgange zu sein. Ob Frankreich nicht an 
den Nachwirkungen seiner grossen Revolution zu Grunde 
geht, muss erst noch der Rest unseres Jahrhunderts lehren. 
Oeffentliche Demonstrationen, wie Volksversatnmlungen, 
Aufzüge und die Feier politischer Begebenheiten von be- 
stimmtem Charakter, halten sich auf der oft zweifelhaften 
Grenze zwischen theoretischen Kundgebungen und dem 
Uebergange zu thätlichem Vorgehen, und es mag für eine 
Regierung oft schwer sein solchen Vorgängen gegenüber 
die dem öffentlichen Wohle entsprechende Haltung zu be- 
obachten, wobei die Schwäche ebenso gefahrlich werden 
kann wie eine unzeitige Kraftentfaltung. Eine richtige Be- 
urtheilung ist durch den Umstand erschwert, dass es leicht 
einer kleinen aber rührigen Partei gelingen kann ihr Ver- 
langen als das allgemeine des ganzen Volkes darzustellen 
und damit die öffentliche Meinung zu verfälschen. Dass 
dieser überhaupt nur die Bedeutung einer thatsächlichen 
Macht zuerkannt werden kann, deren innerer Werth sehr 
. zweifelhaft ist und die in unserer Zeit ungebührlich über- 
schätzt wird, versteht sich bei ihrer Wankelmüthigkeit und 
dem politischen Unverstände der grossen Masse der Men- 
schen von selbst. Ein gebildeter Stat hält jedoch bestimmte 
und vorzugsweise geeignete Wege offen welche aus dem 
Gebiete der theoretischen Ueberzeugung und des dadurch 
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bestimmten Privatwillens in das der praktischen Politik 
führen. Es sind die welche der parlamentarische Verkehr 
zwischen Volk und Kegierung darbietet. Die Einrichtung 
dieses Verkehres ist eine Aufgabe der politischen Technik^ 
welche die Verfassungspolitik zu lösen hat. 

Ein Parlament ist seiner wesentlichen Bestimmung ge- 
mäss ein Apparat durch welchen unter bestimmten Be- 
dingungen und durch einen bestimmten Vorgang der aus 
vielen Privatwillen zusammengesetzte Volkswille in den aus 
dem einheitlichen Nationalwillen bestehenden StatswiUen 
verwandelt wird, welcher sich dann als Regentenwille zu 
bethätigen hat. Zur Vollständigkeit dieses Apparates ge- 
hört dem Wesen der Sache nach ein Volksrath oder Re- 
präsentantenhaus, ein Nationalrath oder Senat und ein Stats- 
oberhaupt als Regent Wo eins dieser drei Bestandtbeile 
fehlt, da ist ein mangelhafter Organismus vorhanden^ bei 
welchem der Stat sehr wohl bestehen kann, aber nicht 
ohne einen unvollkommenen Zustand der politischen Aus- 
bildung darzustellen. Der sogenannte Parlamentarismus, 
d. h. das System einer Parlamentsregierung, ist dabei zu- 
gleich eine Missbildung, die einen Widerspruch in sich 
selbst enthält, und, insofern damit der ganze Zweck ver- 
fehlt wird, ein grober Organisationsfehler, welchen man in 
doppeltem Sinne eine politische Kopflosigkeit nennen kann. 
Nicht ohne Grund ist das Wort durch welches das Wesen 
der Einrichtung bezeichnet wird, allgemein geworden und 
als allgemeine Bezeichnung von allen Nationen adoptirt. 
Ein „Parlament'' ist eine Einrichtung zum Unterhandeln, 
— dem Vorgange welcher hier unter dem „Parlieren" ver- 
standen worden ist — und zwar zum Unterhandeln zwischen 
dem Volke und seiner Regierung. Parlieren und Regieren 
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18t zweierlei; aber in einem richtig organisirten State soll 
nicht regiert werden ohne dass parliert worden ist, d. h. 
die Regierung eines solchen States setzt die parlamen- 
tarische Verhandlung und Unterhandlung voraus. Die Ver- 
handlung geht zwischen den Gliedern der parlamentarischen 
Versammlungen, die Unterhandlung zwischen diesen Ver- 
sammlungen und der Regierung vor sich. Will das Volk 
durch seine gewählten Vertreter selbst regieren, so bleibt 
den Beamteten nichts übrig als die Beschlüsse einer Re- 
präsentantenversammlung auszufahren. Daran wird nichts 
geändert, wenn diese Versammlung eine Executivkommission 
ernennt und diese mit der Ausfuhrung ganz im allgemeinen 
beauftragt Urtheil und Wille einer solchen Eommissioi^ 
sind dann auf untergeordnete Verrichtungen der politischen 
Technik beschränkt, welche sich innerhalb der Grenzen 
einer eingeschränkten Verwaltungsthätigkeit bewegen. Aus 
dem Parlamente ist dann ein Konvent geworden, welcher 
das wahre Statsoberhaupt darstellt, so vielköpfig dasselbe 
sein mag. Einem solchen Organismus noch einen konstitu- 
tionellen Fürsten oder Präsidenten, wie nach gänzlich miss- 
verstandenen und unverständigen Lehrmeinungen den der 
heutigen französischen Republik, hinzufügen zu wollen, ist 
ein eitler und zweckloser Luxus. Ein solcher Für6t oder 
Präsident soll keinen eigenen Willen also wohl auch kein 
eigenes Urtheil haben, da fiir den sittlichen Menschen doch 
der Wille dem Urtheile folgen soll. Unverantwortlich soll 
nach dieser Lehre auch der erste nur aus diesem Grunde 
und nur unter dieser Bedingung sein. Aber ein urtheils- 
und willenloses Statsoberhaupt ist ein Kopf ohne Hirn, 
eine alberne Decoration, deren sich eine Nation nicht weniger 
schämen sollte als der Mann welcher sich dazu benutzen 
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läset ^). Und auch als politisches Symbol ist diese Decora- 
tion eine Albernheit; denn ein lebendiger Mensch ist mehr, 
oder auch weniger ^ als ein Symbol, und kann nie etwas 
anderes darstellen als was er wirklieh ist, also auch die 
Einheit des nationalen Willens nur dann wenn sein eigener 
Wille den einheitlichen nationalen Willen ausdrückt; über- 
haupt aber hat es die Politik mit Realitäten, nicht mit 
Symbolen zu thun, und nicht was Menschen und Dinge be- 
deuten, sondern was sie wirklich sind, kommt für dieselbe 
in Betracht. Der Unverstand hat aber auch seine ernsten 
praktischen Folgen. Die zwecklose Existenz eines Stats- 
Oberhauptes welches als blosse Decoration dient, ist das 
politische Ideal aller durch ihre Hohlheit emporgehobenen 
Elemente auf der einen und aller ehrgeizigen Parteimänner 
auf der anderen Seite. Dem Inhaber des Thrones oder 
Präsidentenstuhles aber, welcher es nicht bis zur Urtheils-^ 
losigkeit, Willenlosigkeit und gänzlicher Resignation auf 
alles persönliche Selbstgefühl gebracht hat, bleibt nichts 
übrig als, wie Louis Philippe, seine Persönlichkeit in die 
Intrigue zu retten, was ihm kein billig denkender Mensch 
verargen kann. Der Ausspruch eines konstitutionellen 
Musterkönigs: „il fcmt savoir son mutier de roi'^ — kann 
auch keinen anderen Sinn gehabt haben. Die schädlichen 
Wirkungen welche das System auf das Parteiwesen aus- 
üben muss, werden bei der weiteren Analyse der parlamen- 
tarischen Politik sogleich zur Erkenntniss kommen. 

So wenig ein Parlament bestimmt sein kann zu regieren, 
so wenig ist es in einem durchgebildeten Statswesen zu 



1) Das hätten die bedenken sollen welche den Marschall Mac 
Mahon, seinen Patriotismus missbraucheod, soweit gedemüthigt haben. 
Die Demüthigung fällt auf die französische Nation. 
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entbehren, — so wenig aber auch kann ein Statsoberhaupt 
ohne eignen Willen und eignes Urtheil den Bedürfnissen 
eines solchen Statswesens entsprechen. Die französischen 
Republikaner, welche sich so gern auf das missverstandene 
Beispiel Englands berufen, würden besser thun die poli- 
tische Weisheit der Nordamerikaner zu beherzigen, welche 
ihrem Präsidenten, ganz besonders durch sein Veto, die 
wohl abgemessene Selbständigkeit des Urtheils und Willens 
gesichert haben. Der Präsident der Vereinigten Staten ist 
weit entfernt nichts anderes als die ornamentale Figur auf 
der Spitze des Statsgebäudes , oder aber das Sprachrohr 
seiner Minister zu sein. In der Wahl dieser Minister ist er 
frei, und wenn sich im Verlaufe seiner Amtsdauer im Re- 
präsentantenhause oder im Senate, oder auch in beiden zu- 
gleich, eine oppositionelle Majorität geltend machen sollte, 
muthet ihm Niemand zu, sich dieser unterzuordnen, wenn 
ein durch die Verfassung ihm zugewiesenes Recht ihn in 
den Stand setzt dem Gegenstrome zu widerstehen. Dass 
er als verständiger Mensch, wie jede andere wichtige That- 
sache, einen solchen Gegenstrom nicht unberücksichtigt 
lassen wird, versteht sich von selbst; aber zwischen einer 
seinem Ermessen überlassenen Rücksichtnahme und einer 
ihm zugemutheten Verpflichtung ist ein für das politische 
Leben ganz entscheidender Unterschied. Allerdings ist die 
grosse transatlantische Republik auch bei den französischen 
Parlamentaristen republikanischer oder monarchischer Kon- 
fession nichts weniger als* beliebt; diese aber haben doch 
erst der Welt noch zu beweisen dass auch sie Verstand 
genug haben ein auf hundert Jahre und mehr haltendes 
republikanisches oder monarchisches Statswesen zu gründen. 
Ein Parlament ist bestimmt dem politischen Verkehre 
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des Volkes mit dem Statsoberhaupte eine bestimmte Form 
zu geben und seine Bewegung in eine zweckmässige Methode 
zu bringen. Die im Volke zerstreuten und sich vielfach 
widersprechenden politischen Willensrichtungen sollen da- 
durch auf einheitliche Beschlüsse gebracht, diese sodacn 
dem Statsoberhaupte zugeführt werden ^ welches denselben, 
nach Berathung seines Regierungsstabes — das Ministerium 
genannt — seine Sanktion ertheilen soll, wenn nicht ge- 
wichtige Gründe dafür sprechen diese Sanktion zu versagen. 
Dass ein verständiger Mensch in der Stellung des Stats- 
oberhauptes, unter dem Einflüsse verständiger Rathgeber, 
von dem Veto keinen unverständigen Gebrauch machen 
wird, versteht sich wiederum von selbst. Sollte jedoch da- 
gegen eingewendet werden dass sich für den Verstand der 
Regenten keine Sicherheit geben lässt, so darf man billiger 
Weise fragen welche Sicherheit besteht dass nicht der Un- 
verstand im Volke und dem Rathe seiner Vertreter die 
Oberhand erhält. Die Erfahrung dürfte es unentschieden 
lassen auf welcher Seite die grössere oder geringere Sicher- 
heit ist Mit der vom Statsoberhaupte vollzogenen Sanktion 
aber ist der von der Vielheit zur Einheit gehende nationale 
Willensstrom an dem Wendepunkte angelangt, von wo er 
von der Einheit ausgehend sich in die Vielheit seiner Ver- 
wirklichungen verzweigt. Der Volkswille ist zum Statswillen 
geworden, welcher als Regentenwille in Ausfuhrung kommen 
soll und als solcher im Volke allgemeinen und ausnahms- 
losen Gehorsam fordert. Das allein ist der richtige Sinn 
der parlamentarischen Regierungsmethode, — ein Sinn 
welchem die Anmassungen oder Gelüste einer eigentlichen 
Parlamentsregierung, sei sie die offene eines Konventes oder 
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die versteckte eines missverstandenen Konstitutionalismus^ 
widersprechen. 

Wir haben indessen die Vorgänge des parlamentari- 
schen Lebens im Einzelnen zu betrachten ^ wobei die 
wahre Natur desselben noch deutlicher zur Anschauung 
kommen wird. 

Zunächst ist es eine vielsagende Thatsache dass die 
Initiative zum Zusammentritte einer parlamentarischen Volks- 
vertretung nicht im Volke selbst liegen kann. Eine solche 
Volksvertretung kann nur vom Statsoberhaupte einberufen 
werden. Wer sonst in der Nation mit Erfolg sich anmassen 
könnte sie einzuberufen, wäre thatsächlich selbst das Ober- 
haupt einer revolutionären Gegenregierung. Das Volk hätte 
ihm gehorcht. 

Für den Einzelnen im Volke handelt es sich sodann 
um das Recht der Theilnahme an dem parlamentarischen 
Vorgange. 

Es ist klar dass es nicht nur ein grosser Vorzug ist 
seine politische Ueberzeugung in einer parlamentarischen 
Versammlung geltend machen zu können, sondern auch 
dass der Urheber eines zum Statswillen gewordenen persön- 
lichen Willens sich zu diesem von ihm selbst gewollten 
Statswillen in einem anderen moralisch-politischen Verhält- 
nisse befindet, als alle diejenigen welchen dieser Wille von 
aussen als ein fremder entgegentritt und welche die politisch 
rezeptive Masse des Volkes bilden. 

Es gehört zu den Selbsttäuschungen des demokratischen 
Lehrsystemes, dass der Mensch überhaupt nur demjenigen 
allgemeinen Willen zu gehorchen verpflichtet; sein könne in 
dessen Entstehung sein eigener persönlicher Wille mit ent- 
halten, dessen Miturheber er selbst sei, wäre es auch nur 
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in dem Sinne dass er freiwillig sich im Voraus verpflichtet 
habe dem Willen der Mehrheit sich anzuschliessen, auch 
wenn dieser ein anderer sein sollte als der welchen er vor 
der Erklärung des Mehrheitswillens gehegt hat; und dieser 
Irrthum enthält eine so grobe Selbsttäuschung und so un- 
verständige Beurtheilung dass er sogar in der überreichen 
Geschichte des menschlichen Wahnes eine bemerkenswerthe 
Stelle einnimmt. 

Vor allem iert es eine thatsächliche Unwahrheit dass 
jemals alle Glieder einer Minderheit sich dem Willen der 
Mehrheit freiwillig unterordnen und ihren* eigenen Willen 
danach umgestalten ^ so dass dieser nun mit jenem zu- 
sammenfiele und der nachgebende Theil sich mit dem nach- 
träglichen Bewusstsein trösten könnte an der Urheberschaft 
wenigstens den Antheil wohlwollender Enthaltung von 
fernerem Widerstände zu haben. Von einem grösseren 
oder kleineren Theile einer politischen Minderheit mag die 
Unterordnung unter den Mehrheitswillen immerhin als 
Pflicht anerkannt sein; damit ist nichts geändert; denn mit 
der Unterordnung, auch der freiwilligen, ist der abweichende 
Wille nicht aufgehoben, sondern gerade in der Unterord- 
nung besteht derselbe fort. Ein anderer Theil einer Minder- 
heit sieht indessen in einem Mehrheitswillen überhaupt nichts 
anderes als einen Zwang. „Und bist Du nicht willig, so 
brauch' ich Gewalt" — ist in der That eine Erklärung 
welche von jeder politischen Mehrheit an die entgegen- 
stehende Minderheit ergeht. Es ist nicht ohne Grund dass 
von ultrademokratischer Seite eine Klage über die „Ty- 
rannei der Majoritäten" erhoben worden ist und Mittel in 
Vorschlag gebracht worden sind „das Recht der Minori- 
täten" geltend zu machen. Die Ultrademokratie trifft auf 
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diesem Punkte, indem sie nur einem politischen Humbug 
entgegentritt, mit dem monarchischen Absolutismus zu- 
sammen, welcher das Recht einer kleinsten Minorität gel- 
tend macht; — einer Minorität die aus einer einzigen Person 
besteht. Nur bemerkt die Ultrademokratie nicht dass, wenn 
für jedes Individuum im Volke das nämliche Minoritäts- 
recht in Anspruch genommen würde, der Zustand der einer 
vollständigen Anarchie wäre, wogegen der monarchische 
Absolutismus den unbedingten Vorzug hat dass die Mon- 
archie vor allen Dingen eine Archie, also das ist, was den 
Stat allein möglich macht. 

Unterwirft sich eine Minderheit dem Willen der Mehr- 
heit, so geschieht es entweder aus Liebe zum Frieden, aus 
Erkenntniss der Zweckmässigkeit einer Methode des politi- 
schen Willenskampfes, oder aus Furcht vor dem Zwange, 

— kurz aus persönlichen oder patriotischen Opportunitäts- 

« 

gründen. Der dem Mehrheitswillen entgegengesetzte Minder- 
heitswille ist damit keinesweges aufgehoben; er. hält sich 
praktisch zurück, sucht sich theoretische Geltung zu ver- 
schaffen und auf diesem Umwege selbst Mehrheitswille zu 
werden. Wenn ihm aber das gelingt, ist im Wesen der 
Sache nichts geändert, sondern es sind nur die Rollen um- 
getauscht. Immer muss die Minderheit der Mehrheit ge- 
horchen, wenn nicht die Mehrheit einer Minderheit ge- 
horchen soll. Gehorcht muss in beiden Fällen werden, das 
ist das Wesentliche. Nur im Falle einer Einstimmigkeit 
aller zu einer Nation gehörigen Personen wäre die Forde- 
rung erfüllbar, dem Gesammtwillen aus keinem anderen 
Grunde unterthan sein zu müssen als weil in diesem Ge- 
sammtwillen der eigne Wille der davon berührten Person 
enthalten ist. Diese Einstimmigkeit ist jedoch nicht nur 
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eine unmögliche Voraussetzung ^ sie wäre auch eine gänz- 
lich gedankenlose Forderung^ weil die Mehrheit und Minder- 
heit aller überhaupt von einem politischen Willen belebten 
und zu einem solchen befilhigten Menschen zusammen- 
genommen immer doch nur eine Minderheit der Nation 
ausmacht; deren grosse Mehrheit aus Menschen besteht 
welche entweder zu keinem politischen Willen befähigt ^ind, 
oder in welchen ein solcher Wille im allgemeinen oder in 
besonderen Beziehungen nicht lebendig ist, oder endlich 
welche sich aus irgend einem Grunde in der physischen 
oder moralischen Unmöglichkeit befinden ihn geltend zu 
machen. Diese grosse passive Mehrheit der Nation kommt 
zur Minderheit der kleinen Minderheit ihrer aktiven Be- 
standtheile hinzU; um die grosse durchaus nur gehorchende 
Masse des Volkes zu bilden ^ welche aus der ganzen un- 
reifen Jugend; dem weiblichen Geschlechte, den Abwesenden, 
durch Geschäfte Abgezogenen, durch Beruf Abgehaltenen, 
Theilnahmlosen, Altersschwachen, Kranken, geistig Un- 
fähigen und — den Üeberstimmten besteht. 

Wir greifen hiermit den tiefer in die Frage der 
Stimmberechtigung eingehenden Erörterungen nur vor, um 
zu zeigen dass unter allen erdenkbaren Umständen un- 
vermeidlich die grosse Mehrheit einer Nation einer ver- 
hältnissmässig kleinen Minderheit gehorchen muss, und dass 
von einer Forderung der politischen Moral, nach welcher 
die Verpflichtung zum Gehorsam aus einem Antheile an 
der Urheberschaft des politischen Willens hervorgehen soll, 
unter verständigen Menschen überhaupt nicht die Rede sein 
kann. Dieser Antheil ist so wenig ein allgemeines Menschen- 
recht wie er zu einer allgemeinen Menschenpflicht gemacht 
werden kann. Das Verhältniss wäre auch kein anderes 
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wenn der zur Herrschaft gelangende politische Wille wirk- 
lich von einer Mehrheit aller zur Nation gehörigen Per- 
sonen, Weiber und Kinder eingeschlossen, ausginge, und die 
nur gehorchenden in Wirklichkeit eine Minderheit aus- 
machten. Denn es ist doch schlechterdings nicht einzusehen 
wesshalb es ein weniger moralisches, ein des Menschen 
weniger würdiges Verhältniss sein soll dass eine Mehrzahl 
einer Minderzahl als dass eine Minderzähl einer Mehrzahl 
gehorcht, bestehe auch die Minderzahl aus einem einzigen 
Menschen. Ist der Gehorsam unwürdig, so ist es ebenso 
unwürdig dass Einer Vielen als dass Viele Einem ge- 
horchen. Die Unterordnung einer politischen Minderzahl 
unter eine Mehrzahl hat an und für sich mit der politi- 
schen Moral nichts zu thun. Aber es ist jedenfalls viel 
würdiger dass Viele einem einzigen, verständigen und ge- 
rechten Menschen gehorchen als dass dieser Eine vielen 
durch Dummheit, Vorurtheil und Leidenschaften in ihrem 
Willen bestimmten Thoren zu gehorchen genöthigt ist, und 
die Wahrscheinlichkeit dass in einer Mehrzahl von Menschen 
ein vernünftiger, aus ruhigem Urtheil und Sachkenntniss 
entspringender Wille herrsche, wird mit der grösseren Zahl 
immer kleiner^). Die Frage von wem der politische Wille 
ausgehen kann und ausgehen soll, stellt sich damit als eine 
blosse Frage der nationalen Zweckmässigkeit dar, — als 
eine Opportunitätsfrage , deren Beantwortung von dem Zu- 
stande und den Bedürfnissen der Nation abhängt. Diese 
Bedürfhisse sind ganz im allgemeinen und im letzten Grunde 



1) GÖthe ist gerade keine grosee politische Autorität; er ist 
aber ein Menschenkenner. In den Unterhaltungen mit dem Kanzler 
Müller (S. 124) sagt er: „Ich finde immer mehr dass man es mit der 
Minorität halten muss, die stets die gescheidere Partei ist." 
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durchaus die nämlichen wie die der militärischen Disziplin; 
denn Disziplin erfordert das Leben einer Nation nicht nur 
in Kriegs- sondern auch in Friedensangelegenheiten. Unsere 
Zeit, welche verständigerweise alle Meinungen, auch die der 
Narren, zu Worte kommen lässt, hat freilich auch das 
Urtheil vernommen dass ,,das bewaffnete Volk'' sich seine 
Führer selbst wählen müsse, und der Gedanke ist ja nur 
die folgerichtige Ergänzung anderer Forderungen der ab- 
strakten Demokratie. Das demokratische Prinzip aber, 
dass der einzelne Mensch nur dem im Gesetz oder Befehl 
enthaltenen eigenen Willen zu gehorchen verpflichtet sein 
könne, ist damit praktisch wie theoretisch ad absurdum ge- 
führt, — und nicht nur militärisch sondern auch poUtisch. 
Denn „das bewaffnete Volk" ist auch wieder nur eine 
Minderheit der Nation, und wenn diese sich ihre Führer 
erwählt, kann es ihr auch einmal in den Sinn kommen für 
die ganze Nation einen Imperator und Cäsar zu ernennen. 
Mit dem unvermeidlichen Dasein eines Kriegsheeres im 
State wird auch zugleich der Grundsatz des politischen 
Rationalismus, dass nur dem Gesetze, nicht aber den Men- 
schen zu gehorchen sei, auf seinen wahren Sinn zurück- 
geführt. Auch die militärische Disziplin hat ihre Gesetze. 
So wenig aber wie diese sich von selbst vollziehen, eben 
so wenig die des bürgerlichen Lebens, und nicht dem ab- 
strakten Gesetze, welches nichts als eine praktische Regel 
aufstellt, sondern den lebendigen Menschen welche diese 
Regel aufgestellt haben und welche es nöthigenfalls er- 
zwingen dass dieselbe beobachtet wird, — diesen lebendigen 
Menschen wird in Wahrheit gehorcht. So bleibt immer die 
wesentliche Frage zu beantworten, wer der Gesetzgeber, 
wer der Richter und wer der Vollstrecker eines ürtheilfl 



385 ! 



sein Boll. Das sind die Menschen denen gehorcht werden 
muB8^ wenn dem Gesetze gehorcht werden soll. Verneint 
man die Autorität dieser Menschen, so hat auch das Gesetz 
seine Macht verloren. Mit dem Gehorsam gegen diese 
Menschen ist es jedoch nicht abgethan. Das politische 
Leben geht; so wenig wie ein Krieg; allein nach Regeln 
vor sich ; und wie die Armee einen Befehlshaber; so braucht 
der Stat einen Regenten, welchem gleichfalls gehorcht 
werden muss. Regent aber ist das Statsoberhaupt; in 
welchem unmittelbar die Einheit des nationalen Willens, 
obschon die an sich noch inhaltlose Einheit desselben, ge- 
setzt ist. 

Indem nun nach allem diesem der Antheil an der par- 
lamentarischen Gesetzgebung nicht zu einer sittlichen Forde- 
rung gemacht werden kann sondern sich auf eine Frage der 
politischen Zweckmässigkeit zurückfuhrt; muss untersucht 
werden welche Klasse von Menschen aus Zweckmässigkeits- 
gründen das Recht haben soll Mitglieder zu einer parla- 
mentarischen Versammlung zu ernennen und welche Klasse 
von Menschen aus den nämlichen Gründen zur Mitglied- 
schaft befähigt sein soll. Es handelt sich also um das so- 
genannte aktive und passive Wahlrecht. 

Es verdient beachtet zu werden dass in beiden Be- 
ziehungen nur von einem Rechte, nicht aber von einer 
Pflicht die Rede sein kann. Eine Pflicht zu wählen oder 
sich wählen zu lassen kann schon darum nicht in der Natur 
des Verhältnisses begründet sein, weil der bestinunte im 
einzelnen Wahlakte zur Geltung kommende Wille Privat- 
wille ist. Ein Statswille äussert sich zwar ganz im all- 
gemeinen in der an das Volk gerichteten Aufforderung zur 
verfassungsmässigen Kundgebung des in ihm zum Bewusst- 

Froebel, Politik. 25 
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sein gekommenen politischen Willens, — eine Aufforderung 
welche durch die Ausschreibung der Wahlen und die Ein- 
berufung des Parlamentes ergeht; — demselben fehlt jedoch 
jeder bestimmte Inhalt. Zu einem Willen kann aber Nie- 
mand verpflichtet werden. Und wenn das ganze Volk er- 
klärte: wir haben nichts zu wollen, — so unterbliebe die 
Wahl, und der Stat hätte kein Mittel ein Parlament zu- 
sammenzubringen. In der parlamentarischen Wahlhandlung 
wie in den parlamentarischen Verhandlungen und Be- 
schlüssen betreibt jeder Betheiligte seine eigene persönliche 
und private Politik so lange bis das Ergebniss auf dem 
oben bezeichneten Wege zum Statswillen geworden ist. Die 
Mitglieder eines Parlamentes als solche sind darum auch 
nicht Statsmänner sondern Volksmänner, womit zugleich 
die Gewährung von Diäten aus der Statskasse an dieselben 
als absolut zweckwidrig und dem Wesen der Sache wider- 
sprechend verurtheilt ist. Mit der Annahme von Diäten 
wird der Charakter des Volksvertreters im Parlamente 
gänzlich verfälscht. Der Volksvertreter ist kein Beamteter, 
und die ganze politische Bedeutung seiner Stellung ginge 
verloren wenn er sich als solchen auffassen und behandeln 
liesse. Sein politischer Stolz muss in seiner Unabhängig- 
keit begründet sein, — darin dass er seine eigene Politik 
treibt. 

Für die parlamentarische Wahlberechtigung und Wähl- 
barkeit werden in verschiedenen gesellschaftlichen und poli- 
tischen Zuständen verschiedene Bedingungen des Alters, des 
Berufes, der wirthschaftlichen Lage und des Aufenthaltes 
zu stellen sein. Wählbarkeit und Wahlberechtigung sind 
jedoch nicht ganz auf gleiche Weise zu beurtheilen. Da 
es uns hier jedoch nur um die Frage der Betheiligung an 
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der Urheberschaft des politischen Willens zu thun ist, wollen 
wir uns an dieser Stelle nur mit dem Verhältniss der poli- 
tischen Urtheilsfähigkeit beschäftigen , welche einerseits im 
Wähler, anderseits im parlamentarischen Volksvertreter 
vorausgesetzt werden muss, und durch welches ihre gegen- 
seitige politische Stellung bedingt ist. 

Es kommt hier hauptsächlich das sogenannte Imperativ- 
mandat, d. i. die Erwählung parlamentarischer Volksver- 
treter mit bestimmter Beauftragung für die einzelnen poli- 
tischen Fragen in Erwägung, eine Forderung welche zu 
den Idealen der Demokratie gehört, in welcher aber auch 
alle Verkehrtheiten des demokratischen Lehrsystemes im 
hellsten Lichte erscheinen. 

Wäre Jeder im Volke mit dem gleichen Masse poli- 
tischer Weisheit und Tugend gesegnet, so wären die Auf- 
regungen einer nationalen Wahlbewegung ein thörichter 
Lärm um nichts, dessen ein weises und tugendhaftes Volk 
sich unmöglich könnte schuldig machen wollen. Die Volks- 
vertreter könnten dann nach der Altersfolge an die Reihe 
kommen oder durch das Loos bezeichnet werden. Die That- 
sache einer Wahl beweist dass man von der Ungleichheit 
der Befähigung überzeugt ist. Natürlich beabsichtigt man 
dabei die Erwählung des Fähigsten. . Hat man aber diesen 
wirklich gewählt, dann versteht er auch die politischen An- 
gelegenheiten besser als alle seine Wähler ; denn wäre unter 
diesen einer der sie besser verstände als der Gewählte, dann 
hätte man jenen wählen müssen, und die Wähler, welche 
den Minderbefahigten vorgezogen, hätten nur ihren eigenen 
Unverstand bewiesen. So oder so, beweisen die Wähler 
nicht dass sie die Leute sind ihrem Vertreter eine Instruk- 
tion zu geben und ihm die Befolgung derselben zur Pflicht 

25* 
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zu machen. Die Vielheit der Wähler gegen den einen Ge- 
wählten kann die Sache nicht anders machen^ da aus der 
Addition des Unverstandes zwar ein grösserer Unverstand; 
niemals aber auch nur die kleinste Summe von Verstand 
entspringen kann. Wäre es anders ^ dann wäre wiederum 
der Volkswille ; viel einfacher als durch eine parlamenta- 
rische Versammlung, durch Abstimmung über die einzeben 
politischen Fragen in Urversammlungen und Zusammen- 
tragung aller Abstimmungsergebnisse zu ermitteln. Die 
parlamentarische Diskussion wäre dann in die Urversamm- 
lungen verlegt, und in der That wäre sie in einer Versamm- 
lung gewählter Volksvertreter auch gänzlich zwecklos , da 
jeder Einzelne von diesen durch seine Instruktion doch ge- 
bunden wäre und alle Gründe an ihm verschwendet sein 
würden. Nicht besser begründet wird die Forderung durch 
den hier und da schon von einem Katheder herab vor- 
getragenen wunderlichen Einfall dass eine parlamentarische 
Volksvertretung ein konzentrirtes Extrakt aus allen im 
Volke vorhandenen Ansichten und Absichten zu sein be- 
stimmt sei. Die gelehrten Vertreter dieser Auffassung 
müssen nie in der Lage gewesjen sein unreines Wasser 
durch eine Filtrirmaschine passiren lassen zu müssen um 
es trinkbar zu machen. Der Zweck eines Wahlvorganges 
ist nicht zu konzentriren sondern zu filtriren, den Un- 
verstand und die gemeinen Motive zurückzulassen. 

Mit dem Imperativmandate ist nicht das natürliche 
Verlangen der Wähler einerlei, die politischen Ansichten 
des Kandidaten im allgemeinen, seinen Charakter und seine 
Persönlichkeit zu kennen. Die Wahl ist in Bezug auf die 
Ansichten in der Regel Parteisache, in Bezug auf Charakter 
und Person Vertrauenssache. Aber Charakter so gut wie 
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Intelligenz wäre bei der Instruktion gerade ganz überflüssig. 
Haben die Wähler das Recht zu instruiren, so hat der Ge- 
wählte die Pflicht der Instruktion zu folgen. Dass die 
Wähler einen Mann verlangen welcher ihnen Zutrauen in 
seine Fähigkeiten und seinen Charakter einflösst und dessen 
Persönlichkeit und allgemeine Ansichten ihnen sympathisch 
sind, ist selbstverständlich; das Begehren jedoch, ihm vor- 
zuschreiben wie er im einzelnen Falle sich aussprechen 
und seine Stimme abgeben soll, löst sich in eine Masse von 
Widersprüchen und Unsinn auf. Gewinnt durch die De- 
batte ein Volksvertreter eine andere Ueberzeugung als die 
welche er vor seiner Erwählung öffentlich bekannt hat, 
fühlt er sich namentlich veranlasst von einer Partei zu einer 
anderen überzutreten, so wird im allgemeinen der politische 
Anstand erfordern dass er sein Mandat zurückgibt und sich 
einer neuen Wahl unterzieht. Es ist aber ein falscher 
Grundsatz dass er dazu verpflichtet sei, und in der besten 
patriotischen Absicht, mit allem guten Grunde, kann er 
sich unter Umständen veranlasst, ja verpflichtet fühlen es 
nicht zu thun. Ein Politiker indessen welcher sich selbst 
achtet, wird auch niemals zu genaue Verpflichtungen gegen 
seine Wähler eingehen, sondern, nachdem er sie mit seinem 
politischen Standpunkte im allgemeinen bekannt gemacht, 
von ihnen das Vertrauen in seine politische Gewissenhaftig- 
keit verlangen. Was die Parteidisziplin betrifft , so ist es 
eine Entartung des Parteiwesens, vom Politiker zu ver- 
langen dass er sich durch Parteizwecke bestimmen lasse 
seine persönliche Ueberzeugung von dem was zum Wohle 
der Nation dient zum Opfer zu bringen. Gerade mit dieser 
persönlichen Ueberzeugung ist er der Kation verpflichtet^ 
— der .Nation, welche über der Partei steht, und gerade 
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dieser Ueberzeugung treu zu sein, ist die wahre Ehren- 
und Gewissenssache des Politikers , nicht nur im Verhält- 
nisse zu sich selbst, sondern auch zu der Nation, welche 
gerade diese Treue von ihm erwartet. Es handelt sich 
dabei in gesunden politischen Zuständen nicht um abstrakte 
Theorien von besten Statseinrichtungen oder um politische 
Ideale welche ohne Rücksicht auf thatsächliche Zustände 
und Bedürfnisse festzuhalten wären. Wissenschaftliche 
Ueberzeugungen begründen durch Gemeinschaft eine Schule, 
politische Ideale eine Sekte, beide keine Partei. Diese hat 
es mit Zwecken und Massregeln ^ nicht mit Lehrsystemen 
und Glaubensbekenntnissen zu thun, mit Zwecken und 
Massregeln welche durch veränderliche Thatsachen be- 
stimmt werden und zu denen das Lehrsystem und der 
politische Glaube in sehr verschiedene Stellungen treten 
können ohne damit aufgegeben werden zu müssen. Die 
Bestimmungsgründe liegen dabei zum Theil in der Zeit, 
und es kann eine durch die Theorie oder die politische 
Religion hervorgerufene politische Absicht an sich sehr 
vortrefflich sein, ohne dass sie darum zeitgemäss ist; oder 
es ist auch möglich dass ihre Zeit niemals kommen wird, 
dass die Theorie unter gegebenen Lebensbedingungen an- 
anwendbar ^ das Ideal unausführbar bleibt. Mit Recht ist 
darum für eine verständige Politik der Theorie und der 
politischen Religion gegenüber die Opportunität der Zwecke 
und Massregeln gefordert worden. Die Beurtheilung der 
Opportunität ist aber schwieriger als das Verständniss einer 
Doktrin und die Schwärmerei für ein Ideal; die Zahl der 
zu ihrer Beurtheilung befähigten Personen ist kleiner als 
die der eingeschulten Doktrinäre und der glaubensstarken 
Idealisten, sie selbst desshalb weniger populär als die 
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politischen Lehrsysteme und Glaubensbekenntnisse^ und der 
Politiker welcher in der Erfüllung seiner gegen die Nation 
übernommenen Pflichten die Opportunität zur Richtschnur 
and seine Stellung zu den politischen Fragen nach den 
Erfordernissen der politischen Lage nimmt, läuft immer 
Gefahr unpopulär zu werden, was für schwächere Charak- 
tere eine Klippe ist. Aus diesen verschiedenen Gründen 
haben grosse politische Veränderungen ganz naturgemäss 
eine Umgestaltung^) der Parteien, oder wenn sie deren 
unfähig sind, eine Auflösung und Neubildung derselben zur 
Folge, und nur die Schulen und Sekten haben das Vor- 
recht in stolzem Selbstgefühle unveränderlich zu sein. Ein 
Politiker von einiger Bedeutung wird in solchen Vorgängen 
natürlich nicht nur eher die Ansichten seiner Wähler be- 
stimmen als sich von diesen bestimmen lassen, er wird 
auch auf seine Partei einen mehr oder minder wesent- 
lichen Einfluss ausüben. Nicht Jeder allerdings kann 
Parteiführer sein; aber die Thatsache dass die Parteien 
ihre Führer haben, beweist die politische Unselbständigkeit 
der grossen Mehrheit sogar der Elite welche den politisch 
thätigen Theil der Nation bildet, und zeigt dass es die 
Aufgabe des bewussten Politikers ist die Partei zu leiten, 
nicht sich von ihr leiten zu lassen, woraus dann für die 
Verfassungspolitik die Forderung entspringt an die Wählbar- 
keit höhere Anforderungen zu stellen als an das Wahlrecht. 

1} „£n pr^sence dune Situation nouvelle, il faut se transformer 
et non se ripiter'^^ — hat im Jahre 1857 ein bekannter französischer 
Politiker zu seinen Wählern gesagt. Das war Emile Ollivier (Le 
19 Juin, p. 103). Aber selbst Gambetta hat vor einer grossen Ver- 
sammlung von Wählern, zwar zum grossen Aergemiss radikaler 
Sektirer, aber mit vollem Erfolge, die Politik der Opportunität prokla- 
mirt. Der politischen Unwahrheit und Heuchelei aus Opportunitäts- 
gründen wird damit nicht das Wort geredet. 



Achtzehntes Kapitel. 



Die Verfassungspolitik, Fortsetzung. — Die BetheiLigung an der Ur- 
heberschaft des nationalen Willens. Täuschungen über die mögliche 
Ausdehnung des allgemeinen Stimmrechtes und noch grössere über 
die im Volke vorhandenen politischen Fähigkeiten. Bestimmung eines 
Oberhauses. Die drei Glieder jedes richtig konstruirten Parlamentes. 



Was nun die Betheiligung an der Urheberschaft des 
nationalen Willens überhaupt betrifft, von welcher die Wahl- 
berechtigung die niedrigste Stufe bezeichnet, so versteht sich 
von selbst dass Fremde, auch wenn sie im Lande ansässig 
sind, davon ausgeschlossen sein müssen. Untergeordnete 
Befugnisse, welche mit der Suveränetät der Nation nichts 
zu thun haben und nur der wirthschaftlichen oder admini- 
strativen Technik, oder auch dem engeren Kreise örtlicher 
Angelegenheiten angehören, können ihnen eingeräumt werden, 
keine dagegen in welchen sie einen selbständigen politischen 
Willen geltend machen können. 

Weniger selbstverständlich, aber night weniger richtig 
ist es, dass die im Auslande lebenden oder gar domizilirten 
Statsangehörigen nicht wahlberechtigt und nicht wählbar 
sein können, obschon ein auswärts lebendes Mitglied der 
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Nation immer noch eher zeitweise zurückkehren kann um 
als Mitglied eines Parlamentes nützlich zu wirken^ als ein 
auswärts vollzogener Wahlakt denkbar ist. Es liegt gerade 
in dem höheren Range der Wählbarkeit in Vergleich mit 
der Wahlberechtigung dass jene weniger an den Ort ge- 
bunden sein muss als diese. Immer aber muss das Domizil 
in der Heimat eine Grundbedingung sowohl der Wählbar- 
keit wie der Wahlberechtigung sein. Es ist in dieser Be- 
ziehung die Thatsache von Interesse dass bei den Wahlen 
zur hellenischen Nationalversammlung nach der Vertreibung 
des Königs Otto die in der Türkei lebenden Griechen ge- 
glaubt haben wahlberechtigt zu sein. Die Thatsache war 
eine sehr natürliche Konsequenz der unpolitischen Form 
des hellischen Königstitels^ in welchem der Volksbegriff an 
die Stelle des Statsbegriffes gesetzt ist; und diese Thatsache 
enthält eine sehr schlagende £a*itik der unpolitischen Mei- 
nung eines im übrigen verdienstvollen Statsrechtslehrers^ 
welcher wir in einem früheren Kapitel schon entgegen- 
zutreten Veranlassung hatten^ — der Meinung nämlich dass 
der vom Volke hergeleitete Fürstentitel edler sei als der 
vom Lande. 

Zu den verkehrtesten Bestrebungen im Gebiete der 
hierher gehörigen Ansichten und Absichten ist die Forde- 
rung des aktiven und passiven Wahlrechtes für das weib- 
liche Geschlecht zu rechnen. Soweit es sich in dieser An- 
gelegenheit um Fragen der Sozialpolitik handelt und die 
soziale Stellung der Frtfaen in Bezug auf den demokrati- 
schen Gleichheitswahn ganz allgemein in Betracht kommt, 
haben wir den Gegenstand sehen in einem früheren Kapitel 
gestreift; indessen ist die Forderung ernsthaft erhoben und 
ernsthaft auch von männlicher Seite unterstützt worden, 
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so dass sie immerhin hier noch eine weitere Erörterung 
verdient. Vor allem ist dabei, auf unsere obigen Entwicke- 
langen gestützt, von dem Satze auszugehen dass es sich 
hier nicht um eine Frage des Rechtes sondern der politi- 
schen Zweckmässigkeit handelt, — allerdings der politischen 
Zweckmässigkeit in so hohem Sinne dass dadurch zugleich 
eine Frage des öffentlichen Rechtes entschieden wird. 

Die Frage welchen Antheil das weibliche Geschlecht 
an der Bildung des nationalen Gesammtwillens haben kann 
und haben darf, ist eine wichtigere als die nach seiner Be- 
fähigung Statsämter zu verwalten, obschon diese zweite 
Frage eine Rückwirkung auf die Beantwortung der ersten 
ausübt. Wir können die beiden Fragen hier gleichzeitig 
beantworten, und dass auch die zweite nur eine Frage der 
Zweckmässigkeit ist, braucht am wenigsten besonders er- 
wiesen zu werden. Aber auch in dieser zweiten Beziehung 
ist die Zweckmässigkeit von jener höheren Art dass sie ein 
Verhältniss des öffentlichen Rechtes begründen muss. Nicht 
bloss desswegen „weil der Stat einsieht dass seine Aemter 
nicht in Kollision mit der Grundordnung der Familie stehen 
dürfen und Frauen dem State durchgängig nicht das sein 
können was Männer sind," — „sind sie von den Stats- 
ämtem fem zu halten"^), sondern aus einem tiefen Unter- 
schiede des weiblichen Geistes vom männlichen geht die 
Unmöglichkeit einer aktiven Betheiligung des weiblichen 
Geschlechtes an den Geschäften der Politik überhaupt 
hervor, womit keinesweges behauptet sein soll dass dasselbe 
auf die Politik nicht mittelbar durch das männliche seinen 



1) Holtzendorff in einer Kritik des Stein'schen Buches: Die 
Frau auf dem Gebiete der Nationalökonomie. Beil. z. Allgem. Ztg. 
1876, Nr. 162. 
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EinflusB auszuüben berufen sei. Im Gegentheile ist dieser 
mittelbare Einfluss gar nicht zu entbehren. Aber der weib- 
liche Geist ist vorherrschend subjektiv, und die unbewussten 
oder halbbewussten und darum unklaren Vorgänge des Ge- 
müthslebens haben an seinen Entscheidungen einen viel zu 
grossen Äntheil, als dass sein unmittelbares Eingreifen in 
die Politik; welche das klarste Bewusstsein und das kälteste 
und objektivste Urtheil verlangt, gestattet werden könnte. 
Es hängt damit zusammen dass das weibliche Urtheil un- 
selbständig ist und sich durch nebensächliche Eindrücke, 
vor allem durch den Eindruck der Person, auf den es bei 
dem Urtheil über die Sache nicht ankommen darf, be- 
stimmen lässt^). Ist aber der weibliche Charakter bei 
alledem nicht schwächer als der männliche, und der weib- 
liche Wille einer Energie filhig welche in der Verfolgung 
eines Zieles sich zur Hartnäckigkeit steigern kann, so ist 
das bei dem Vorherrschen des subjektiven Urtheils und der 
unbewussten Antriebe um so schlimmer, denn die Hart- 
näckigkeit ist in der Politik so wenig zu gebrauchen wie 
die Schwäche. Die Ziele des weiblichen Strebens sind vor- 



1) BluntBchli bemerkt sehr richtig dass, wenn es vortreffliche 
Regentinnen gegeben hat, einer der Gründe darin zu suchen ist dass 
regierende Frauen sich leicht von bedeutenden Statsmännern leiten 
lassen. Für die Eifersucht regierender Fürsten auf bedeutende 
Minister fehlt es dagegen nicht an Beispielen. Wenn der edle weib- 
liche Sinn einer regierenden Frau seinen Einfluss mit dem politischen 
Willen und Verstände eines grossen Statsmannes verbindet, kann 
ohne Zweifel die Wirkung eine sehr glückliche sein. Die politische 
Wirksamkeit der Frau ist aber dann in Wahrheit doch keine andere 
als jene mittelbare welche dem weiblichen Geschlecht in der Politik 
überhaupt mit Recht zukommt und welche keiner Nation fehlen sollte. 
Uebrigens ist eine Frau auf einem Throne immer noch besser auf 
ihrem Platze als im Parlamente oder auf dem Richterstuhle. Für 
Bluntschli's Beurtheilung s. dessen Lehre vom modernen State I, 231. 
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herrschend Ideale^ die des männlichen Zwecke, und gerade 
die Ideale kann man in der Politik nicht brauchen, welche 
es ausschliesslich mit Zwecken zu thun hat. Die ver- 
schiedene geistige Grundanlage der beiden Geschlechter 
bedingt endlich dass ihnen im Verlaufe des menschlichen 
Eulturvorganges entgegengesetzte und sich ergänzende Ver- 
richtungen zufallen. Die Kulturisirung der Natur ist, wie 
wir schon an einer früheren Stelle hervorgehoben haben, 
männlicher, die Naturisirung der Kultur weiblicher Beruf 
in der Betheiligung der Geschlechter an der £ntwickelung 
der Menschheit. Nur die erste Hälfte des Doppelvorganges 
gehört aber dem politischen Leben an, mit welchem die 
zweite unmittelbar nichts zu thun hat. Diese zweite begibt 
sich im Innern der Familie und des häuslichen Lebens, 
geht von hier nur als Gewohnheit, Sitte und herrschender 
Geschmack in das öffentliche über^). Kurz die Politik ist, 
wie der Krieg, welcher zu ihr gehört, eine von Natur, 
nicht durch Willkür, durchaus männliche Angelegenheit. 
Und in der That, auch nur da wo die Männer anfangen 
weibisch zu werden, kommt es den Weibern in den Sinn 
in der menschlichen Gesellschaft die Rolle der Männer zu 
spielen. In einem gesunden Nationalleben werden niemals 
Bestrebungen verdrehter Geister beider Geschlechter Raum 
gewinnen welche, wenn sie zu entscheidendem Einflüsse 
gelangten, zur Umkehrung der gesellschaftlichen Geschlechts- 
rollen und damit zu einer wahren kulturhistorischen Mon- 
strosität fuhren müssten. Die Politik also muss die Forde- 
rungen des politischen Stimmrechtes der Frauen und ihrer 



1) Im zweiten Theile meiner Theorie der Politik, S. 18—22, 
habe ich das hier ausgesprochene Urtheil tiefer begründet und weiter 
ausgeführt. 
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Wählbarkeit in parlamentarische Körperschaften wie zu 
Statsämtem im Prinzipe zurückweisen. Nur eine gesetz- 
gebende Versammlung von Männern, welchen im radikalen 
Wahne aller politische Verstand untergegangen wäre oder 
welche von revolutionärer Koketterie zur äussersten Thor- 
heit verleitet würden, könnte Beschlüsse fassen in denen 
solchen Forderungen entsprochen würde, und nur ein Aus- 
schuss des weiblichen Geschlechtes würde von dem er- 
langten Rechte Gebrauch machen. 

Sehr ernste politische Interessen knüpfen sich an die 
Frage ob die Stellung eines Statsbeamteten, eines Soldaten 
und eines Dieners der Kirche mit der eines Volksvertreters 
vereinbar ist. 

In allen drei Beziehungen sollte die Frage verneint 
werden. 

Was zuerst den Statsbeamteten betrifft, so ist in Be- 
tracht zu ziehen dass es seine Pflicht ist den Statswillen 
auszufahren. Dazu ist er da. Der Stat in der Bethätigung 
seines Willens ist die Regierung. Der Statsbeamtete, welcher 
mit Recht auch Statsdiener genannt wird, soll den Willen 
der Regierung ausführen, welche durch das Statsoberhaupt 
in Verbindung mit den leitenden Statsmännern gebildet 
wird. Der Volksvertreter dagegen ist berufen den in seinem 
persönlichen Urtheil lebendigen politischen Privatwillen als 
einen Bestandtheil des aus vielen Privatwillen zusammen- 
gesetzten Volkswillens geltend zu machen. Volkswille ist 
nicht Statswille, aber er strebt es zu werden. Er kann mit 
dem Statswillen übereinstimmen; doch ist das weder noth- 
wendig, noch in allen Fällen wünschenswerth. Stimmte er 
aber überein, so wäre es ganz überflüssig dass er sich noch 
besonders geltend zu machen suchte, wenn er einstimmig 
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wärO; was jedoch kaum jemals der Fall sein wird^ weil im 
Volke immer Menschen vorhanden sein werden welche mit 
der Leitung der nationalen Angelegenheiten nicht zufrieden 
jind. Selbst die einstimmige Erklärung einer ganzen par- 
lamentarischen Versammlung zu Gunsten der Regierung 
könnte doch nur die Veranlassung haben dass im Volke 
Stimmen gegen die Regierung laut geworden wären und 
dass die öffentliche Zustimmung zur Regierungspolitik 
zweifelhaft geworden wäre. In dem gewöhnlichen Falle 
dagegen, dass der Volkswille in Bezug auf den Regierungs- 
willen offenkundig getheilt ist, entsteht eine Oppositions- 
partei und eine Regierungspartei, und zu einer von beiden 
muss der Statsbeamtete als Volksvertreter gehören. Als 
Volksvertreter muss er Parteimann sein, was er als Stats- 
beamteter, da der Statswille ein ungetheilter ist, nicht sein 
soll. Nimmt er Stellung in der Oppositionspartei, so ver- 
mehrt er die Schwierigkeiten der Regierung, was sich mit 
seinem Dienstverhältniss nicht vereinigen lässt; stellt er sich 
auf Seite der Regierung, so ist seine üeberzeugung ver- 
dächtig, — ein Uebel flir ihn wie für den Stat, gleichviel 
ob ihm damit Unrecht geschieht oder nicht. Unter allen 
Umständen begegnen sich in ihm zwei in entgegengesetzten 
Richtungen sich bewegende Strömungen des nationalen 
Willens: die von der Vielheit zur Einheit und die von der 
Einheit zur Vielheit. Von diesen muss in ihm eine die 
andere überwinden, und das damit gegebene psychologische 
Problem hat er öffentlich zu lösen. In seiner Unterstützung 
der Regierungspolitik ist nicht minder eine Kritik derselben 
enthalten wie in seinem diese Politik bekämpfenden Votum. 
Stimme er für oder wider die Regierung — immer stellt 
er sich über dieselbe, und es gehört eine gänzlich un- 
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politische Abstraktion dazu, das mit der dienstlichen Stel- 
lung in Einklang zu bringen. Das Verhältniss ist; kurz 
gesagt; ein grober Verstoss gegen die politische Logik. 

Was vom Beamteten des Zivildienstes gilt; muss in ver- 
stärktem Grade vom Soldaten gelten , dessen Gewöhnung 
an dienstliche Unterordnung und Gehorsam gegen einen 
von oben herabkommenden einheitlichen Willen durch die 
Geltendmachung eines auf die allgemeinen Angelegenheiten 
der Nation bezüglichen individuellen Willens auf das be- 
denklichste leiden muss. Dass jedoch die Ausschliessung 
von der Wählbarkeit in einem Volke mit allgemeiner Dienst- 
pflicht nur den Soldaten im Dienste treffen kann; bedarf 
keiner Ausfuhrung. Den im Dienste befindlichen Bestand- 
theilen des Eriegsheeres kann ohne die grösste Gefahr für 
die Nation auch nicht das Wahlrecht eingeräumt werden. 
Der Grund der Unzulässigkeit liegt hier in den beiden ent- 
gegengesetzten Möglichkeiten einer Stimmabgabe auf Kom- 
mando und eines politischen Widerstreites zwischen dem 
Soldaten und seinem Befehlshaber bis hinauf zum natio- 
nalen Kriegsherren. In Bezug auf die Wählbarkeit der 
Offiziere höheren Ranges könnte es scheinen als ob sich 
besondere Erwägungsgründe geltend machten. Erstens 
werden solche Personen; da die Soldaten nicht Wähler 
sind, nur in den Fällen grosser Verdienste um die Nation 
und grosser Autorität in Militärsachen; im allgemeinen nicht 
häufig; gewählt werden; was sich mit den Beamteten des 
Zivildienstes ganz anders verhält; zu deren unzweckmässiger 
Bevorzugung gegen Privatpersonen manche Veranlassungen 
vorhanden sind. Zweitens ist dem Militär in der Wehr- 
haftigkeit der Nation ein einfacher; abgeschlossener; grosser 
und den ganzen Menschen in Anspruch nehmender poli- 
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tificher Zweck gegeben^ in dessen Dienste der Offizier wenig 
Aufforderung findet sich mit dem Parteiwesen einzulassen. 
Endlich ist militärische Sachkenntniss ein wichtiges Element 
parlamentarischer Intelligenz, und in zivilistischen E[reisen 
ist diese Sachkenntniss im allgemeinen nicht vorauszusetzen. 
Bei allem dem sind die Bedenken gegen die Vereinigung 
der Stellung eines im Dienste befindlichen Generales mit 
der eines Volksvertreters überwiegend , und können um so 
eher als entscheidend gelten , da der wahre Platz für mili- 
tärische Autoritäten in einem Parlamente das Oberhaus ist» 
dessei^ Unentbehrlichkeit in einem höher ausgebildeten 
Statswesen gerade hier durch ein Beispiel erläutert wird. 
Ein solches soll der Idee nach aus politischen Autoritäten 
der Nation bestehen; welche sich in einer unabhängigen 
Stellung befinden und über der Beeinflussung von oben 
oder unten erhaben sind. Wir werden sogleich auf diesen 
Theil des parlamentarischen Organismus zurückkommen. 

Die Geistlichkeit nimmt in vielen Beziehungen zum 
parlamentarischen Leben eine ähnliche Stellung ein wie das 
Militär. Die Kirche als solche sollte in einem Oberhause 
repräsentirt sein. Die Ausschliessung der Geistlichkeit von 
der Volksvertretung empfiehlt sich jedoch aus theoretischen 
und praktischen Gründen — Gründen welche sich aus dem 
Verhältnisse der Religion zur Politik und aus dem Ver- 
hältnisse der Kirche zum State ergeben. In erster Be- 
ziehung hat die politische Stellung des Geistlichen eine ge- 
wisse Aehnlichkeit mit der des weiblichen Geschlechtes» 
wie denn auch die Geistlichen durch das weibliche Ge- 
schlecht mittelbar einen unvermeidlichen Einfluss auf die 
Politik ausüben. Der Geistliche stimmt die Frau, die Frau 
aber stimmt den Mann. Das ist natur- und kulturgemäss^ 
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und es ist, wenn solcher Einfluss keine unverhältniss- 
massige Macht erreicht; nichts dagegen zu sagen. In dem 
Verhältnisse der Religion zur Politik ist die Religion das 
weibliche Element. Die Religion ist Gemüthssache. Den 
Willen sucht sie durch Antriebe des Herzens zu bestimmen. 
Einen solchen Einfluss kann die Politik nicht unmittelbar 
gestatten. So gut wie alles was in der Welt ist und vor- 
gefat; ist auch die Politik der religiösen Beurtheilung unter- 
worfen. Aber diese Beurtheilung ist eben keine politische 
und gehört nicht in die Politik, ganz eben so wie die reli- 
giöse Beurtheilung wirthschaftlicher Vorgänge keine wirth- 
schaftlicfae Beurtheilung ist und nicht in die Theorie der 
Wirthschaft gehört. Und wie der Geistliche dem Eauf- 
manne nicht am besten die idealen Pflichten des Monschen 
vorhält und nicht am eindringlichsten die Nichtigkeit de 
Güter der Welt zu Gemüthe fuhrt wenn er selbst Hände 
treibt oder an. der Börse spekulirt, so auch nicht dem 
Politiker wenn er sich selbst an dem praktischen Betriebe 
der Politik betheiligt. Die politische Moral hat sich durch 
den Zusammenhang der kulturhistorischen Zwecke zu recht- 
fertigen, während die Religion den Zusammenhang mensch- 
licher Ideale geltend zu machen hat. Ist es nun auch 
psychologisch bedingt dass der Zweck durch das Ideal, 
also ein pohtisches System durch ein Religionssystem be- 
stimmt wird, so geht der Weg der Politik, welcher zur 
Realisirung der Ideale führen soll, durch einen Wald von 
Zwischen- und Nebenzwecken in welchem das Ziel nicht 
auf jedem Schritte vor Augen stehen kann. Der Religion 
dagegen soll es immer gegenwärtig sein, und sie muss es 
unvermeidlich aus den Augen verlieren wenn sie die Politik 
auf ihren Wegen begleitet. So ist es dem Jesuitismus er- 

Froebel, Politik. 26 
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gangen ; welcher die Religion als Politik betreibt Durch 
seine Kasuistik wird das Ideal so wenig dem Geiste gegen- 
wärtig gehalten wie durch die Selbsttäuschungen und 
Heucheleien des puritanischen und pietistischen Protestan- 
tismus, welcher umgekehrt die PoUtik als Religion be- 
trieben wissen will. Die Politik hat Unrecht, wenn sie dem 
Geistlichen das Recht bestreitet sie vor den Richterstuhl 
der Religion — wohl verstanden: der Religion, nicht der 
Kirche — zu ziehen, und selbst der Kapuziner in Wallen- 
stein's Lager erfüllt nur unerschrocken seine Pflicht; — 
aus dem Parlamentssale aber soll sich die Politik den 
Kapuziner wie jede andere Art von Geistlichkeit fem 
halten. 

Zu diesen theoretischen Gründen kommen praktische, 
sowie wir, statt PoUtik und Religion, Stat und Kirche 
setzen, obschon hier zwischen der politisch konstituirten 
katholischen und dem mehr idealistischen Organismus pro- 
testantischer Kirchengemeinschaften ein grosser Unterschied 
besteht. Ist jedoch dieser Organismus in den des States 
eingereiht, so kommt der Geistliche als Diener der Eorche 
in die Stellung des Statsdieners, und es gilt in Bezug auf 
ihn alles was oben in Bezug auf diesen ausgeführt worden 
ist, zu dem soeben in Bezug auf das Verhältniss der .Reli- 
gion zur Politik gesagten noch hinzu. Eine vom State 
wesentlich unabhängige protestantische Kirchengemeinschaft 
aber, obschon weniger mächtig als die grosse katholische 
Kirche, kann immerhin einen hierarchischen und herrsch- 
süchtigen Charakter annehmen, welcher dem Statsinteresse 
widerstreitet. Vor allem aber ist die Kirche überhaupt 
nicht national und soll ihrer Idee nach nicht national sein, 
während der Stat es ist, es sein soll und sein will. Die 
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katholische Kirche ist ein politischer Organismus, welcher 
die Ansprüche eines theokratischen Universal -Oberstates 
macht ^), und der Diener dieser Kirche ist daran gewöhnt 
den nationalen Stat als ein untergeordnetes Gebilde mit 
ungebührlichen Selbständigkeitstrieben zu betrachten. Dass 
er das nationale Zwecksystem als einen sich selbst ge- 
nügenden Organismus betrachten solle, ist von ihm gar 
nicht zu verlangen. Es ist gegen seine Natur. Uebrigens 
ist die Wählbarkeit der Geistlichen immer noch weniger 
bedenklich als ihre Betheiligung in der Wahlagitation, — 
eine Betheiligung welche der Stat, so viel er sie verhindern 
kann, nicht dulden darf; — nicht nur weil sie in das poli- 
tische Leben fremde Beweggründe hineinwirft, sondern auch 
weil sie zugleich dcts religiöse durch Leidenschaften und 
ihm nicht angehörige Zwecke trübt und in den Staub des 
Parteikampfes herabzieht. 

Man ersieht aus allem dem dass, yerifünftigerweise die 
praktische Betheiligung des Volkes an der Hervorbringung 
des politischen Willens der Nation durch Geltendmachung 
individueller Ansichten und Willensrichtungen sich auf die 
verhältnissmässig kleine Zahl der dem Privatleben ange- 



1) Ein französischer Bischof hat neuerdings den Grundsatz aus- 
gesprochen dass die Kirche gegen keine Regierungsform etwas ein- 
zuwenden habe und unter einer jeden ihre Zwecke erreichen könne, 
und es ist das von politischer Seite sehr befriedigend gefunden 
worden. Was bedeutet aber diese Gleichgiltigkeit anders als dass 
der Stat in den Augen der Kirche ein untergeordneter Organismus 
ist, von dem, welche Gestalt er auch annehme, die Kirche den näm- 
lichen Gehorsam erwartet? Und wenn der Kirche die Statsform 
gleichgiltig ist, welche dem Politiker unmöglich gleichgiltig sein 
Itann, — beweist das nicht dass der Diener der Kirche kein guter, 
dem Statsinteresse sicherer Politiker sein kann? — 

26* 
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hörigen; im Lande anwesenden, volljährigen und vollständig 
willensfähigen Männer einschränkt. 

Vernünftigerweise kann also das sogenannte allgemeine 
Wahl- und Stinmirecht — le suffrage universel — nur be- 
deuten dass alle diese Männer wähl- und stimmberechtigt 
seien und dass unter ihnen in Bezug auf dieses Recht weiter 
kein Unterschied gemacht werde. Aus den bisherigen Er- 
wägungen geht indessen hervor dass auch diese letzte 
Forderung vor den Richterstuhl der Zweckmässigkeit ge- 
hört. Ist in der That die Auswahl soweit durch Beweg- 
gründe der Zweckmässigkeit geleitet worden , so ist nicht 
zu entdecken wesshalb an diesem Punkte gerade die Zweck- 
mlässigkeit aufhören sollte massgebend zu sein. Sind es die 
Beweggründe der Zweckmässigkeit welche entscheiden dass 
nur die dem Privatleben angehörigen, im Lande anwesenden^ 
volljährigen und vollständig willensfähigen Männer stimm- 
berechtigt sein sollen, so werden die Beweggründe der 
Zweckmässigkeit es auch entscheiden müssen ob alle auf 
diese Weise ausgesonderten Personen dieser Berechtigung 
theilhaftig sein sollen. Die Frage wird im allgemeinen zu 
verneinen sein. Der Stat muss von den Personen welche 
an der Urheberschaft; des nationalen Willens betheiligt sein 
sollen, nicht nur ein unabhängiges politisches Urtheil son- 
dern auch eine unabhängige Urtheils- und Willensäusserung 
erwarten können, und es ist unverständig diese Erwartung 
von Personen zu hegen, welche nicht wenigstens soweit 
ökonomisch unabhängig sind dass sie sich aus eigner E[raft 
ernährten, welche Form auch das sie dazu befähigende Ver- 
mögen haben möge. Personen also welche aus Mitteln der 
öflfentlichen Armenpflege erhalten oder auch nur unterstützt 
werden, können vernünftigerweise nicht stimmberechtigt 
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sein, und in der That sind auch selbst in der Schweiz die 
AlmosengenöBsigen vom Stimmrechte ausgeschlossen. Aehn- 
liche Gründe sprechen dafür, auch alle diejenigen aus- 
zuschliessen welche sich durch ein Dienst- oder Arbeits- 
verfaältniss in persönlicher Abhängigkeit befinden; und die 
Schweiz hat für das Dienstverhältniss diese Gründe gleich- 
falls anerkannt. Mag immerhin vom demokratischen Stand- 
punkte behauptet werden dass eine solche Abhängigkeit 
überhaupt nicht bestehen solle, und dass sie f wo sie be- 
stehe, einem Zustande der Gesellschaft; angehöre welcher 
nicht anerkannt werden könne und nicht geduldet werden 
dürfe. Er besteht thatsächlich dennoch und wird bestehen, 
weil er ein natürlicher ist, und wo er vorübergehend, und 
nicht zum Vortheile der Gesellschaft und des States, ver- 
schwunden ist, wird er sich wieder herstellen. Immer wird 
eine ansehnliche Zahl von Personen es ihren Fähigkeiten 
und Lebensverhältnissen angemessener finden in ein 
dienendes Verhältniss zu treten, als den Kampf um das 
Dasein auf eigene Rechnung und Gefahr zu fähren , und 
die Weisheit des Dichters in dem Ausspruche 

Immer strebe zum Ganzen, doch kannst Du selbst Ganzes 

nicht werden, 

Schliesse als dienendes Glied dann an ein Ganzes 

Dich an! 

wird im Leben sich immer praktische Anerkennung ver- 
schaffen. Man hat freilich laut genug — nicht das baldige 
'Ende der Welt, aber doch das der „herrschaftlichen" Wirth- 
Schafts- und Geschäftsform verkündet; sollte jedoch jemals 
dieselbe durch die „sozietäre" ganz verdrängt werden, so 
würde unfehlbar der Stat, als einziger übrig bleibender 
Wirthschafter und Geschäftsherr, aller wirthschaftlichen 
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SelbBtändigkeit der Individuen ein Ende machen, dann aber 
auch seinen Arbeiterscharen so wenig das Stimmrecht zu- 
erkennen wie seinen Kriegerscharen. Die Soldaten des 
Friedens könnte er nicht vor denen des Krieges bevor- 
zugen. Sollte jemals durch ein ausgedehntes Stimmrecht 
die Arbeiterklasse zur Herrschaft gelangen , so würde ein 
Zustand wie der angedeutete die gerechte^ Strafe politischer 
Narrheit werden. 

Wo fii^ die wirthschaftlichen Gründe der Beschränkung 
des Stimmrechtes die Grenzen zu ziehen sind, ist nicht all- 
gemein zu bestimmen, sondern muss sich nach den gesell- 
schaftlichen und wirthschaftlichen Zuständen jeder Nation 
richten. Das sogenannte allgemeine Stimmrecht aber ist 
auch bei der weitesten denkbaren Ausdehnung für das Volk 
eine Täuschung; für die Politiker immer ein Mittel der 
hohen und niederen Demagogie, wie in den Vereinigten 
Staten, in welchen* man das schwarze und weisse ,,Stimm- 
vieh^^ (voUng cattle) voUkommen zu schätzen und trefflich 
zu benutzen versteht. Die Ertheilung der politischen Gleich- 
berechtigung an die Neger hat in den Augen transatlanti- 
scher Demagogen nur die Bedeutung gehabt die Menge 
dieses schätzbaren Bestandtheiles der Bevölkerung zu ver- 
mehren. 

Kann aber unter allen Umständen nur eine Minderheit 
des Volkes stimmberechtigt sein, so ist von dieser Minder- 
heit unvermeidlich wiederum nur eine kleine Zahl beföhigt 
und berufen in den durch das Zusammenwirken aller poli- 
tischen Willenskräfte hervorgebrachten nationalen Willen 
einen bestimmten Inhalt zu bringen. Dazu sind zwar zu- 
reichende Fähigkeiten noch in einer nicht ganz kleinen 
Zahl von Personen vorhanden, zwischen denen der stimm- 
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berechtigte Tbeil des Volkes die Auswahl hat, — dazu 
sind ausreichende Fähigkeiten noch vorhanden so lange es 
sich um die das Privatleben unmittelbar berührenden Auf- 
gaben der Gesetzgebung und Verwaltung handelt. In den 
Entscheidungen dagegen welche die ganze politische Lage 
der Nation, die Bedingungen ihrer inneren Lebensentwicke- 
lung, das Dasein, die Machtstellung und Zukunft des States 
und die Erfüllung seines Berufes im politischen Leben der 
Welt betreflfen, schmilzt die Zahl der Urtheilsfahigen auch 
im gebildetsten und geistreichsten Volke auf eine kleine 
Zahl hervorragender Persönlichkeiten zusammen. Die 
höheren Fähigkeiten dieser Wenigen sollen aber in den 
Entschlüssen der nationalen Politik verwerthet werden, und 
eine gute Statsverfassung darf es nicht dem unzulänglichen 
Urtheile und der schwankenden Gunst der allgemeinen 
Wählerschaft überlassen dass dies geschieht. Es sind nicht 
Volksinteressen sondern Nationalinteressen welche von 
solchen Männern vertreten werden sollen, und nicht in 
einer Volksvertretung sondern in einer Nationalvertretung 
ist ihr rechter Platz. Eine solche ist der Idee nach ein 
parlamentarisches Oberhaus, und in ein solches gehören 
Männer welche die Stellung von Autoritäten in irgend 
einem wichtigeren Gebiete des nationalen Lebens ein- 
nehmen ; — wohlverstanden : des nationalen Lebens, welches 
nicht mit dem Volksleben einerlei ist. Sie sind, so weit 
diese Stellung den politischen Charakter bestimmt, so wenig 
als Volksmänner wie als Statsmänner zu bezeichnen; sie 
sind Männer der Nation, insofern der in dieser sich geltend 
machende politische Wille, welcher gerade in ihnen zu 
einem höheren Bewusstsein gekommen, noch nicht Stats- 
Wille geworden ist Ihre SteUung und Aufgabe richtig be- 
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griffen, kann es daher weder das Volk als solches noch 
der Stat als solcher sein welcher ihnen den Sitz in einem 
Oberhause anweist Wo nicht , oder so weit nicht, eine 
erbliche Pairie die Mitglieder eines Oberhauses liefert, und 
nicht anderweitig begründeter Rang den Sitz im Oberhause 
mit sich bringt , kann die Ernennung verständigerweise 
nur vom Statsoberhaupte , zwar nicht als Regenten wohl 
aber als persönlichem Vertreter der Nation, oder von 
Körperschaften ausgehen welche bereits über der Höhen- 
fiäche politischer Volksbildung stehen. Und hier ist der 
Ort wo in der That auch die Kirche sich im State geltend 
zu machen Gelegenheit haben sollte. Der hohen Geistlich- 
keit nicht nur der christlichen Earchen sondern auch des 
Judenthums und, wo dieses Element vorhanden, auch des 
Islams in einem Oberhause Sitz und Stimme zu geben, 
muss als eine politisch gerechtfertigte und zweckmässige 
Verfassungsbestimmung erachtet werden. 

Als Ganzes, und bei vollständiger politischer Ent- 
wickelung, besteht ein Parlament aus einem Volksrathe, 
einem Nationalrathe und. dem Statsoberhaupte, oder, na<^h 
herkömmlichem Sprachgebrauche, aus Unterhaus, Oberhaus 
und Krone, wobei der letzte Ausdruck eben so wohl auf 
ein republikanisches wie auf ein monarchisches Statsober- 
haupt angewandt sein soll. In Konföderationen kann der 
Nationalrath durch ein Btatenhaus vertreten sein. Es be- 
zeichnet aber einen niederen Grad politischer Entwickelung 
wenn eins dieser drei Glieder fehlt, woraus nicht folgt 
dass auf der niederen Entwickelungsstufe der Stat nicht 
so gut möglich sei wie der einfachere und ärmere thie- 
rische Organismus, in welchem einzelne Organe fehlen 
oder nur mangelhaft vorhanden sind, andere dagegen ver- 
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«chiedene Funktionen vereinigen müBsen. Wenn dem 
Deutseben Reiche bisher ein Oberbaus fehlt, so liegt der 
-Grund in dem Vorhandensein des aus historischen Be- 
dingungen hervorgegangenen Bundesrathes, welcher Funk- 
tionen einer BSchsregierung, eines Reichsstatsrathes^ eines 
-Statenbauses und Senates vereinigt, — eine Vereinigung 
welche mit der Zeit einer Klärung und Scheidung ent- 
gegen gehen muss. Ob ein sich dann berausbUdendes 
Deutsches Reichs - Oberhaus das Element einer erblichen 
Pairie in sich aufnehmen wird, wozu es nicht an den Be- 
standtheilen fehlen würde, hängt von der ganzen Ent- 
wickelung unseres nationalen Lebens ab, und lässt sich 
weder voraussehen noch zum Gegenstande patriotischer 
Erwägungen machen. Schwerlich jedoch wird dieses Ele- 
ment in einem solchen parlamentarischen Körper zu aus- 
schliesslicher Geltung gelangen, so sehr es als ein Vor- 
urtheil bezeichnet werden muss dass die heutige Zivilisation 
keine erbliche Pairie dulde. Die Bedürfnisse der Nationen 
sind historisch bedingt und richten sich nicht nach einem 
Zivilisationsmodelle, sondern die Zivilisationsmodelle werden 
nach den Bedürfnissen der Nationen zugeschnitten. Wenn 
früher oder später die englische Pairie der langsam wir- 
kenden und nicht grundlosen Ungunst der öflfentlichen 
Meinung oder einer Revolution zum Opfer fallen sollte^). 



1) Die Verwerfung von Lord John Busseirs Bill zur Ein- 
führung lebenslänglicher Pairien in die Verfassung des britischen 
Reiches ist entweder nur eine vorübergehende Ablehnung, oder ein 
Schritt zu der nichts weniger als wünschenswerthen späteren Ab- 
schafiPung des britischen Oberhauses, auf welche der in England 
immer grösseren Einfluss gewinnende demokratisch - republikanische 
Geist hindrängt. 
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80 würde daraus nicht folgen dass es nicht den Bedürf- 
nissen der deutschen Nation entsprechen könnte eine erb- 
liche Pairie des Reiches zu schaffen, welche darum nicht 
der einzige Bestandtheil eines Reichsoberhauses zu sein 
brauchte und auch keinenfalls sein würde. * 



Neunzehntes Kapitel. 



Die Verfassungspolitik, Schluss. — Die zwei entgegengesetzten Strö- 
mungen des politischen Willens. Parlamentarische Funktionen der 
Volksvertretung und des Statsoberhauptes. Der Begentenwille als 
Inbegriff aller zur Geltung gelangten Elemente des nationalen Willens. 
Die Regierung. Obrigkeit und Unterthanen. Unklarheit des Be- 
griffes der Volkssuveränetät. Die Regierung und die Parteien. Die 
Maxime der Parteiregierung falsch. Das Statsoberhaupt als fester 
Punkt in der politischen Bewegung. Ministerwechsel und soge- 
nannte Prinzipienfragen. Die Theilung des von der Einheit aus- 
gebenden politischen Willensstromes. Die Unabhängigkeit des Richter- 
amtes. Die Vorzüge der Geschwornengerichte zweifelhaft. Das Stats- 
oberhaupt mehr als die Spitze der Vollziehungsgewalt. Neben- 
strömungen des politischen Willens in den Kreisen provinzieller und 

lokaler Autonomie. Stat und Reich. 



Der politische Wille als die Triebkraft des politischen 
Lebens geht von zwei entgegengesetzten Ursprüngen aus 
und bewegt sich in den beiden entgegengesetzten Strö- 
mungen von der Vielheit zur Einheit und von der Einheit 
zur Vielheit. Diese Strömungen gehen an ihren End- 
punkten in einander über und stellen einen Kreislauf dar^ 
welcher genau besehen ein doppelter ist. Der von der 
Einheit ausgehende Willensstrom verzweigt sich in die 
Vielheit, nimmt hier den Inhalt vielfacher Willenselemente 
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in sich auf und kehrt damit zur Einheit zurück, und der 
von der Vielheit ausgehende Willensstrom läuft in der Ein- 
heit zusammen, vereinigt sich hier mit dem Elemente des 
nationalen Gesammtbewusstseins und Oesammtwillens, und 
theilt sich 9 von da zurückkehrend, in die zahUosen Aaste 
und Zweige, welche seinen Inhalt jedem einzelnen Bestand- 
theile des Volkes zuführen. Das erste geschieht, wenn das 
Statsoberhaupt eine parlamentarische Versammlung beruft^ 
deren Beschlüsse dann an dasselbe zurückkommen; das 
zweite, wenn das Volk seine Vertreter in ein Parlament 
schickt, dessen Beschlüsse nach erhaltener Sanktion durch 
das Statsoberhaupt als Statsgesetze ihre Macht rückwärts 
über das Volk ausbreiten. Die Erkenntniss dieses Her- 
ganges enthält die Grundzüge einer Psycho-Physiologie des 
States, zu welcher die Statsverfassung sich verhält wie die 
Anatomie zur Physiologie des thierischen Körpers. Inso- 
fern demnach die Statsverfassungen nach diesen politisch-, 
biologischen Vorgängen beurtheilt und gewürdigt werden 
müssen, haben wir den Prozess der politischen Willens- 
bewegung einer weiteren Betrachtung zu unterziehen. 

Da der Stat mit der in einer Vielheit von Menschen 
thatsächlich zur Geltung gekommenen Willenseinheit be- 
ginnt und vor derselben nicht besteht, muss der erste An- 
stoss zur Willensbewegung von der Seite der Einheit 
kommen. Es muss dies den entgegengesetzten Theorien 
und aus ihnen abgeleiteten Irrthümern gegenüber betont 
werden, ist jedoch für den Fortgang der Bewegung nicht 
wesentlich. 

Die politisch selbstthätigen Volksbestandtheile, welche 
an der Urheberschaft des nationalen Willens Antheil haben 
und deren Ansichten und Bestrebungen einen wesentlichen 
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Theil seines Inhaltes liefern, stellen zunächst eine Mannig- 
faltigkeit von Meinungen und Absichten dar, welche sich, 
weil jede individuelle Meinung und Absicht die Unter- 
stützung übereinstiminender Willensrichtungen sucht, natura 
gemäss zu Parteien gruppiren. Die Parteien sind also eine 
durchaus begründete und normale Erscheinung des poli- 
tischen Lebens und gehören zu den wesentlichen Formen 
unter welchen die Entstehung eines einheitlichen nationalen 
Willens vor sich geht. Das Parteiweisen ist aber auch 
der Gefahr grosser und schädlicher Entartung ausgesetzt 
Ein geordnetes, mit politischem Verstände ausgebildetes, 
im wesentlichen wirklich auf die nationalen Bedürfnisse 
und Wohlfahrtsbedingungen gerichtetes Parteiwesen, durch 
welches jeder öffentlichen Angelegenheit die Würdigung 
aus verschiedenen Standpunkten zu Theil wird, ist die 
politische Selbstdisziplinirung des Volkes und als solche 
eine Vorarbeit zur Verwandelung des Volkswillens in Stats- 
willen. Durch ein solches Parteiwesen allein ist die Ver- 
bindung eines politisch regsamen Volkslebens mit einer 
kräftigen Regierung möglich. Seine Entartung dagegen 
muss zur Herrschaft der politischen Intrigue führen, am 
Ende entweder die Regierung oder das Volk lähmen und 
auf die eine oder andere Weise den Verfall der Nation 
zur Folge haben. Eine solche ist eingetreten, wenn die 
Ziele um welche von den Parteien gekämpft wird, nur Ziele 
der Parteiherrschaft sind, in welchen der persönliche Ehr- 
geiz und Vortheil seine Befriedigung sucht. Politische 
(Grundsätze und nationale Interessen werden dann benutzt 
um persönlicher Grundsatzlosigkeit und persönlichem Eigen- 
nutze als Maske zu dienen. Ein solcher Zustand ist kaum 
zu vermeiden wenn, wie es in den Vereinigten Staten Qe- 
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brauch ist; die ganze Statsverwaltung mit Parteimännern 
besetzt wird. Die Erlangung der Stellen, welche das Stats- 
oberhaupt; hier als oberster Parteimann ^ zu vergeben hat^ 
wird dann der Preis um welchen von den Parteien ge- 
rungen wird^ und mit schamloser Offenheit verlangt oder 
erwartet Jeder welcher zum Parteisiege namhaft bei- 
getragen; seinen Antheil an der Beute ^). Zwar ist das 
Streben nach politischer Macht zur Durchfuhrung poli- 
tischer Zwecke im Interesse der Nation ^ wie auch dieses 
Interesse dem Parteistandpunkte erscheinen möge^ und der 
persönliche Ehrgeiz ^ welcher dem Bewusstsein ausgezeich- 
neter Befähigung entspringt, berechtigt; nur ergeht es der 
Partei und ihren Führern nicht selten wie einem im Amte 
befindlichen Statsmanne welcher sich in dem fehlerhaften 
Zirkel bewegt: ^^dieser Zweck muss zum Wohle des States 
erreicht werden ; — ich bin dazu der unentbehrliche Mann ; 
— ich muss also im Amt sein ; — aber — leider muss ich, 
um im Amte bleiben zu können, bis auf weiteres den 
Zweck aufgeben." — Die Partei ist dabei allerdings eher 
zu entschuldigen als der Statsmann, denn sie sieht minder 
klar, und ihr erscheint vieles ausführbar was nicht aus- 
fuhrbar ist. Sie ist der Selbsttäuschung in höherem Grade 
ausgesetzt; und es gehört zu ihren gewöhnlichsten Fehlem 
dass sie daran leidet. Wie es aber vorkommt dass eine 
Partei sich durch Versprechungen zum Siege verhilft die 
sie nicht halten kann, so kommt es vor dass eine Partei 



1) Es widerspricht dies keinesweges dem an einer früheren Stelle 
ausgesprochenen Urtheile. Der Präsident der Vereinigten Staten 
stellt Männer der Partei an welche ihn gewählt hat. Die Majorität 
des Kongresses kann aher sehr wohl einer anderen Partei angehören, 
da nicht der Kongress den Präsidenten wählt. 
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die andere an der Ausführung einer Massregel hindert 
deren Nützlichkeit sie selbst erkennt; — hindert; weil sie 
deren Durchführung dem politischen Gegner nicht gönnt 
dessen Niederlage ihr der nähere und wichtigere Zweck 
ist; oder weil sie Z'wecke im Auge hat welche über den 
einzelnen Stat hinausreicheu; wenn nicht dessen Wesenheit 
überhaupt verneinen. Im ersten Falle bleibt das Verfahren 
immer noch in den Kreis der nationalen Politik ein- 
geschlossen; wenn es auch das einer von schlechten Pa- 
trioten betriebenen schlechten Politik ist, — im zweiten 
dagegen wird, wie es vom ultramontanen Katholizismus 
und vom kosmopolitischen Republikanismus und Sozialismus 
geschieht; die Wesenheit des nationalen States überhaupt 
verneint; oder abstrakten Forderungen untergeordnet^). 



1) Die Geschichte ist reich an Beispielen; es sei aber gestattet 
hier einige der Gegenwart angehörige Charakterzüge entarteten 
Parteigeistes anzuführen. Im Frühling des Jahres 1866, unmittelbar 
vor dem Ausbruche des deutsch- österreichischen Krieges, hatte ich 
in Paris ein Gespräch mit einem namhaften Bepublikaner, dem Her- 
ausgeber eines grossen politischen Blattes. „Wir wünschen einen 
Krieg mit Preussen** — sagte im Verlaufe der beiderseitigen Er- 
örterungen der französische Parteimann — „weil wir überzeugt sind 
dass derselbe dem Empire ein Ende machen wird.'^ — Die Partei 
hat ihren Willen gehabt; ob damit aber auch das Wohl Frankreichs 
gefordert worden ist, wird doch erst noch davon abhangen, ob durch 
den Krieg das französische Parteiwesen von einer Entartung geheilt 
worden, welche eine solche Parteipolitik möglich machte, — eine 
Politik welche die Bezeichnung der Ruchlosigkeit verdient. Bis jetzt 
scheint die Heilung nicht gelungen. Bei Gelegenheit vom Tode 
Thiers* hat ein ultraradikales Pariser Blatt — le Mot d Ordre — 
sich bis zu folgendem Ausspruche verirrt: ^fiomptons-wraa, Noua 
üerrona laquelle des deux nationa a le droit de Commander ä Vautre, 
laquelle est chez eile, laquelle peut crier a son ennemie: c'est ävous 
d^en sortirl^^ — Die beiden Parteien — Bepublikaner und Monarchi- 
sten — werden hiemach als zwei verschiedene Nationen betrachtet, 
von welchen das Land der einen gehört, die andere aber auf die 
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Vereine von Menschen welche^ wie die sogenannte schwarze 
und rothe Internationale, den einzelnen Stat als suveräne 
Zweckgemeinschaft gar nicht anerkennen , sind als Feinde 
des States überhaupt^ also jedes States , zu betrachten und 
zu behandeln, und können auf die Stellung von politischen 
Parteien gar keinen Anspruch machen. Sie sind Sekten 
von schlechthin antipolitischem Charakter. 

Es gehört zu den wesentlichen Funktionen des parla- 
mentarischen Apparates aus den Gegensätzen des Partei- 
willens das Produkt eines einheitlichen Volkswillens heraus* 
zuziehen welcher durch seine Aufnahme in den Regenten- 
willen zum Statswillen wird. 

Das Statsoberhaupt stellt in seinem politischen Willen 
unmittelbar die Einheit des nationalen Willens dar, in 
dessen Inhalt es mit seiner Initiative in bestimmter Weise 
eintritt. In einem parlamentarisch regierten State bethätigt 
sich diese Initiative in der vom Oberhaupte ausgehenden 
Aufforderung zu den Wahlen in einen Volksrath (Unter- 
haus), in der gelegentlichen Ernennung ausgezeichneter 
Persönlichkeiten zu Mitgliedern eines Nationalrathes (Ober- 
haus), in der Einberufung und der Eröffnung des Parla- 
mentes mit einer Thronrede oder Botschaft, in den dem- 
selben gemachten Regierungsvorkgen, in der SchUessung 



Auswanderung oder Verbannung verwiesen wird! — Die Entschei- 
dung wird als sehr einfach betrachtet; sie geht durch die Abzahlung 
vor sich! — Man weiss nicht ob es Wahnsinn oder Ruchlosigkeit ist, 
welche sich so ausspricht. — Die Theorie des unbedingten Rechtes 
der Mehrzahl ist wohl nie folgerichtiger ausgesprochen worden. — 
Worauf aber lässt sich dieses Recht gründen, wenn nicht entweder 
auf die Zweckmässigkeit oder auf die Uebermacht, und wie wenn 
die Zweckmässigkeit oder die Uebermacht sich auf Seite der Minder- 
zahl finden? — 
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parlamentarischer Sitzungsperioden^ in der unter Umständen 
nothwendig werdenden Auflösung des Volksrathes und der 
Anordnung von Neuwahlen zu einer neuen Zusammen- 
setzung desselben, in der Annahme oder Ablehnung der 
Parlamentsbeschlüsse nach eigener Beurtheilung ihres 
Werthes für das nationale Wohl, — endlich in der Er- 
nennung der Mitglieder seines Regierungsstabes und der 
Befehlshaber der nationalen Kriegsmacht. In der Aus- 
übung dieser Funktionen erschemt das Statsoberhaupt als 
Kegent, und ein solcher muss das Statsoberhaupt sein in 
der Republik so gut wie in der Monarchie. 

Es ist ein wesentliches Erfordemiss der Politik dass 
der durch Parlamentsbeschluss in einheitlicher Form an 
das Statsoberhaupt gelangende Volkswille mit Berücksichtig 
gUDg aller Erfordernisse und Bedingungen des nationalen 
Wohles von demselben beurtheilt, und entweder in den 
Statswillen au%enommen, oder aber abgelehnt und damit 
für wirkungslos erklärt werden kann. Dieses Veto des 
Stateoberhauptes, wenn auch kein unbedingtes und un- 
beschränktes, ist eine Befugniss ohne welche der Organismus 
nationaler Willensbildung unvollständig und haltlos bleibt, 
wesshalb dieselbe wohlweislich auch von der verständigsten 
republikanischen Nation in ihre Verfassung aufgenommen 
worden ist. 

Der persönliche politische Wille des Statsoberhauptes, 
^80 bedeutungsvoll und entscheidend derselbe in der Ge- 
sammtheit der nationalen Entschliessungen sein mag, kann 
indessen doch für sich allein immer nur ein Bestandtheil 
des nationalen Willens sein; der Regentenwille dagegen ist 
der ganze. Er ist der Idee nach mit dem Erzeugnisse der 
Wechselwirkung und des Zusammenwirkens aller in der 

Froebel, Politik. 87 
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Nation lebendigen politischen Bestrebungen erfüllt^ welches 
ihm durch die Kanäle der von der Vielheit zur Einheit 
laufenden und sich zuletzt zu einem Gesammtergebnisse 
vereinigenden Willensströmungen zugeführt wird; und die 
Wirklichkeit kommt diesem Erfolge nahe sogar in Staten 
wie Russland oder die Türkei, deren Beherrscher so wenig 
wie ein konstitutioneller Fürst ohne Rücksicht auf die in 
der Nation herrschenden Willensströmungen Politik machen 
können ^). Die Staten unterscheiden sich in dieser Be- 
ziehung nur durch die rohe und ungeregelte oder gebildete 
und geregelte Art wie der nationale Wille zum Ausdrucke 
gelangt, wo und wie der dem Volke angehörige Antheil 
desselben entsteht und auf welchem Wege dieser Antheil, 
welcher eine entscheidende Macht erlangen kann ohne dass 
dazu ein besonderer Apparat vorhanden ist, zum Statsober- 
haupte gelangt. Parlamentarisch regierte Staten beweisen 
durch die Thatsache dass sie dafiir eine ganz bestimmte, 
in politischer Technik mehr oder minder hoch ausgebildete 
Methode haben, ihre höhere politische Kultur. In welcher 
Form und auf welchem Wege sich aber auch der Volks- 
wille geltend machen mag, zum Nationalwillen oder Stats- 
willen kann derselbe nur dadurch werden dass er durch 
das Statsoberhaupt hindurchgeht und sich mit dessen per- 
sönlichem Willen verbindet, ungefähr so wie die von den 
verschiedensten Stellen des thierischen Organismus aus- 
gehenden Anregungen zu Muskelthätigkeit nur dadurch 
dass sie durch den Kopf des Individuums hindurchgehen 
und hier sich mit dem Elemente des einheitlichen Bewusst- 



1) Dies wird für beide Reiche durch Vorgänge der Gegen w-art 
auf die belehrendste Weise dargethan. 
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aeins verbinden ^ zu bewussten Bewegangsentschlüssen 
werden können. Bewusste Bewegungsentscfalüsse der Na- 
tion sind das was den Inhalt des Statswillens ausmacht^ 
und der Regentenwille ist es in welchem diese Entschlüsse 
sich konzentriren. 

Von diesem Zentralpunkte aus verzweigt sich der 
Statswille durch das System des Statsdienstes in die Viel- 
heit des Volkes. Unter dem Statsoberhaupte und seinen 
leitenden Statsmännern pflanzen die Statsbeamteteu; an 
jeder Stelle nach Erfordemiss und eigenem ürtheile die 
näheren Bestimmungen hinzuthuend^ den Statswillen dahin 
fort wo er beachtet oder ausgeführt werden soll und 
nöthigenfalls durch sie selbst ausgeführt wird. Das Volk 
aber, in welches diese sich viel verzweigende Willens- 
strömung ausläuft y besteht y insofern es den Bestimmungen 
der auf diese Weise wirkenden Statsgewalt unterworfen 
ist; aus UnterthaneU; und die Regierung; mit dem Stats- 
oberhaupte an der Spitze, ist seine Obrigkeit, gleichviel ob 
der Stat eine Monarchie oder eine Republik ist. 

Es sind dies unumgängliche Begriffe der politischen 
Logik, Ethik und Physik zugleich, gegen welche demokra- 
tischer Missverstand sich vergebens empört. Man kann 
missliebige Worte aus der Sprache verbannen; ein in der 
Natur der Dinge begründetes Verhältniss hört dadurch 
nicht auf zu sein und wird also auch in dem bezüglichen 
Gredankensysteme seinen Platz behaupten. Die Empörung 
gegen den Begriff der Unterthanschaft und der Obrigkeit 
geht übrigens^aus einem zweiseitigen Missverstande hervor. 
In England, dessen Beispiel hier vielsagend ist, nimmt kein 
Mensch Anstoss daran ein ünterthan — a subject — des 

Königs oder der Königin zu sein, weil es keinem in den 

27* 
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Sinn kommt dass damit seiner persönlichen Würde zu nahe 
getreten sei. Man versteht hier zu gut; dass dieselbe 
Person^ welche im Verhältniss zur Obrigkeit Unterthan ist 
und Gehorsam zu leisten hat; nichtsdestoweniger Miturheber 
des in Statswillen übergegangenen Volkswillens sein kann, 
welchen die Obrigkeit nur zur Geltung bringt; und dasS; 
wenn nicht jeder Unterthan das Bewusstsein dieser Mit- 
urheberschaft haben kanu; die Pflicht des Gehorsams durch 
ihre Allgemeinheit geadelt ist Wir dürfen uns im übrigen 
hier auf unsere früheren Erörterungen über die Allgemein- 
heit des Gehorsams gegen den Statswillen zurückbeziehen. 
Es kommt indessen hier der wahre Sinn des Grundsatzes 
zum Vorschein dass nur dem Gesetze zu gehorchen seL 
Der Grundsatz kann nicht bedeuten dass keiner Obrigkeit 
sondern dem abstrakten Gesetze; er kann nur bedeuten 
dasS; soweit Gesetze da sind; der Obrigkeit nach dem Ge- 
setze zu gehorchen; die Obrigkeit selbst an das Gesetz ge- 
bunden sei. Wo indessen das Gesetz fehlt oder ein poli- 
tisches Bedürfniss von demselben nicht gedeckt ist; wird 
immerhin der Obrigkeit auch ohne Gesetz gehorcht werden 
müssen. Von einer anderen Seite wird der richtige Sinn 
der Unterthanschaft; welche nur die passive Seite des poli- 
tischen Menschen darstellt; durch einen übermüthigen Ge- 
walthaber oder ein sich überhebendes Beamtenthum ver- 
kannt; wenn von diesen vergessen wird dass die Unter- 
thanen so gut zur Nation gehören wie die Obrigkeit; und 
dass alle wahre Politik von der Nation betrieben wird und 
also die Mitwirkung des Volkes braucht. Iift Gegensatze 
zu der Rohheit und dem Unverstände einer solchen Stats- 
praxiS; ist es freilich natürlich dass der unklare Gedanke 
der Volkssuveränetät sich geltend zu machen und an die 
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Stelle des richtigen Gedankens der Nationalsuyeränetät zu 
setzen sucht. Sagt der Gewalthaber oder das Beamten- 
thum y^der Stat bin ich^^, so antwortet das Volk^ ;;der Stat 
sind wir'*, — und die Demokratie kehrt den Unverstand 
um, und macht die Regierung zum Unterthan. 

Das richtige Verhältniss haben wir im vorigen dar- 
getban und es wird sich im folgenden noch weiter auf- 
klären. 

Die Lebendigkeit des politischen Bewusstseins und 
Willens im Volke gehört zu den Quellen nationaler Kraft 
und befähigt zu höheren Leistungen des States, woraus 
hervorgeht dass auch von einer weisen Regierung diese 
Lebendigkeit gewünscht und gefördert werden muss, ob- 
schon sie an die Regierungskunst höhere Ansprüche macht 
als sifli aus der einfachen Beherrschung eines politisch 
passiven Volkes ergeben. Es ist Mangel an Geist auf Seite 
der Regierung wenn sie ein solches Volk vorzieht. In 
«in^n politisch regsamen Volke aber hat es die Regierungs- 
kunst hauptsächlich mit den Parteien zu thun. 

Die Regierung selbst muss über den Parteien stehen 
und soll keine Parteiregierung sein , so fest an der ent- 
gegengesetzten Doktrin und Praxis auch in manchen Län- 
dern gehalten werden mag. Ist die Regierung Partei, so 
berechtigt sie auf Seite der Gegenpartei das Streben sie 
zu stürzen, und die Wirkung dieses Strebens muss eine 
Unbeständigkeit der Politik sein, durch welche die wich- 
tigsten Interessen der Nation gekreuzt werden können und 
bei welcher unter Umständen das Ausland Mittel der Ein- 
wirkung findet. Eine Regierung hat nicht die Getheiltheit 
und den Unbestand des Volkswillens sondern die Einheit 
und Stetigkeit des Statswillens darzustellen, so sehr dieser 



422 

durch jenen einen Theil Beines Inhaltes erhält. Es gehört 
femer zu ihren Pflichten die schwächere Partei im State 
gegen eine mögliche Tyrannei der stärkeren zu schützen 
und ihr ihre Hechte zu sichern, — eine Pflicht die sie 
nicht erfüllen kann wenn sie selbst der stärkeren angehört. 
Sie hat Unternehmungen zu beginnen und durchzuführen 
welche mehr Zeit in Anspruch nehmen als ihr durch eine 
möglicherweise nur kurzlebige Partei zugesichert werden 
kann. Statsunternehmungen sind Unternehmungen der Na- 
tiou; und es soll sich in ihnen die einheitliche Kraft und 
der stetige, folgerichtige Wille derselben ausdrücken. 

Bei alledem kann eine Regierung sich nicht auf die 
Dauer mit einer Mehrheitspartei in wesentlichem Wider- 
spruche befinden. Grossen und mächtigen Strömungen des 
Yolksgeistes kann sie das Statsschiff nicht entgegenfuhren, 
nur folgt daraus nicht dass sie sich davon willenlos solle 
treiben lassen. Es folgt daraus zwar dass sie in dem 
Strome, aber es folgt nicht daraus dass sie mit dem Strome 
fahren muss. 

Hat eine Regierung für wohlerwogene Statszwecke 
keine Parteimehrheit für sich, so muss sie entweder diese 
Zwecke verschieben und die dermalige Mehrheit in einer 
anderen Sichtung benutzen, oder sie muss bemüht sein sich 
eine Mehrheit zu schaffen. Die Aufgabe ist eine mehr oder 
minder schwierige; bei reinen und verständigen Absichten 
und wohlerworbenem Vertrauen jedoch ist sie selbst dann 
nicht imlösbar wenn, wie in möglichen Erfordernissen der 
auswärtigen Politik, der Zweck nicht vor einer Volks- 
vertretung ausgesprochen weiden kann. Das erworbene 
Vertrauen wird dann zu einer wesentlichen Machtbedingung 
für die Regierung, und einem Statsmanne welcher sich 
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dessen in höherem Grade erfreut, wird es nöthigenfalls auch 
möglich werden eine grosse Verantwortlichkeit auf seine 
alleinigen Schultern zu nehmen. 

Im gewöhnlichen Verlaufe des politischen Lebens wird 
eine Regierung für verschiedene Zwecke sich verschiedener 
Parteirichtungen becileüen müssen und bedienen können, 
weil verschiedene, gleich legitime und gleich wesentliche 
Statszwecke doch dem Geiste und den Neigungen ver- 
schiedener Parteien entsprechen. Ein grosser Unverstand 
wäre es desshalb, wenn eine Regierung der Charakterlosig- 
keit beschuldigt würde weil sie eine Absicht mit Hilfe der 
einen, eine andere Absicht mit Hilfe der anderen Partei 
zu erreichen sucht. Die Kraft der Parteien beruht in ihrer 
Einseitigkeit und diese ist zum Wohle der Nation zu ver- 
werthen. Ihre Berechtigung besteht darin dass sie in der 
Abwechselung ihres vorherrschenden Einflusses sich er- 
gänzen und zugleich beschränken, und diese Abwechselung 
muss der Statsmann politisch auszubeuten suchen. Die 
Kraft der Regierung dagegen besteht umgekehrt darin dass 
sie nicht einseitig ist und die Ergänzung und Beschränkung 
des Willens in ihr selbst sich schon vollzogen hat. Die 
konstitutionelle Roiitine und Lehrweisheit freilich verlangt 
dass eine Veränderung im Zahlenverhältniss der Parteien 
auch eine Veränderung im leitenden Regierungspersonale 
zur Folge hab^, als ob es zweierlei Menschen wären aus 
denen zwei verschiedene Parteien bestehen, und von denen 
zwar die der Masse angehörigen Individuen die Fähigkeit 
besässen sich umzuwandeln , diese Fähigkeit aber den aus- 
gezeichneteren Persönlichkeiten fehlen -müsste, oder — um 
es anders auszudrücken — als ob ein Statsminister ein 
Pfarrer wäre dessen Gemeinde sich die Freiheit nehmen 
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darf zu einem anderen Glauben überzugehen, ihren bis- 
herigen Seelsorger aber für Charakter- und gewissenslos 
erklärt wenn er dasselbe thut. Denn die Veränderung im 
Zahlenverhältnisse der Parteien kann doch nur dadurch 
entstehen dass eine gewisse Zahl von darum nicht minder 
achtbaren Volksmännern heute etwas anderes für zweck- 
mässig hält als gestern^ und es lässt sich nicht einsehen 
wesshalb es dem Statsmanne, wenn auch vielleicht aus 
anderen Gründen, nicht eben so ergehen kann. Der wahre 
Statsmann stellt allerdings einen beharrlichen Willen dar; 
aber dieser Wille ist auf Zwecke gerichtet zu deren Aus- 
führung Zeit und Gelegenheit gesucht werden muss und 
heute diese morgen jene Leute zu brauchen sind. Als den 
festen Punkt in aller Veränderung stellt sich die konstitu- 
tionelle Lehrweisheit das Statsoberhaupt vor, welches mit 
dem Parteiwechsel seine Minister wechseln soll. Aber diese 
Weisheit schreibt dem Statsoberhaupte überhaupt keinen 
Willen, und keine andere politische Verrichtung zu, als die 
Krone aufzusetzen. Mit einem solchen festen Punkte, 
welcher in Wahrheit nur ein mathematischer Punkt ist, 
kann dem State nicht gedient, sein. . Der feste Punkt muss 
der Sitz eines substantiellen und beharrlichen Willens sein, 
und würde dieser der Kegierung nicht eingeräumt, so 
müssten nicht nur die Minister, es müsste auch das Stats- 
oberhaupt selbst dem Parteiwechsel unterworfen sein. Wird 
aber der beharrliche Wille diesem letzteren eingeräumt, so 
ist kein Grund wesshalb die Minister dem Parteiwechsel 
unterworfen sein sollen. Der Parteiwechsel geht entweder 
über oder unter ihrer Stellung vor sich, und muss entweder 
das Statsoberhaupt mit begreifen oder auch sie unberührt 
lassen. Die Praxis der Vereinigten Staten ist darin ganz 
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folgerichtig. Der Präsident ist das Haupt der zur Herr- 
schaft gelangenden Partei. Er steht fest für die ver- 
fassungsmässige Dauer seiner Regierungsperiode. Wenn 
aber während dieser Dauer eine Veränderung in den 
Parteiverhältnissen eintreten, im Kongresse eine Mehr- 
heit der Gegegipartei sich herausbilden sollte, würde es 
Niemandem einfallen desshalb einen Ministerwechsel zu 
verlangen. 

Als politischer Grundsatz ist es ein Organisationsfehler, 
als politische Gewohnheit ein Missbrauch -— und sowohl 
in der Republik wie in der Monarchie — das Statsober- 
haupt in der Wahl seiner Minister an parlamentarische 
Majoritäten zu binden ^ und die Behauptung dass eine par- 
lamentarische Verfassung es so verlange, ist eine der vielen 
Gedankenlosigkeiten politischer Papagaien. Der Gebrauch 
ist in seinem Ursprünge nichts anderes als das Ergebniss 
eines Kompromisses zwischen zwei rivalisirenden Oligarchien, 
welche es für zweckmässig erachtet haben sich einen ge- 
meinsamen Figuranten als Statsoberhaupt zu halten, um 
unter ihm nach Uebereinkutift in der Regierung abzu- 
wechseln. Für einen gegebenen Zustand mag das eine 
beiden Parteien vortheilhafte Einrichtung sein; für andere 
Zustände ist sie unbrauchbar oder schädlich, und im all- 
gemeinen widerspricht sie den Bedürfnissen des States. 
Der Parteikampf läuft dadurch Gefahr zu einem Mittel der 
Befriedigung des Ehrgeizes und der Eitelkeit zu werden, 
und die wichtigsten politischen Fragen werden persönlichen 
Interessen untergeordnet. Daraus folgt nicht dass ein 
ernster und wesentlicher Gegensatz zwischen Volksmeinung 
und Regierung, insofern die erstere sich in einer parlamen- 
tarischen Majorität mit hinreichender Entschiedenheit zu 
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erkennen gibt; vom Statsoberhaupte unberücksichtigt zu 
lassen sei. Aber selbst in dem keinesweges nothwendigen 
Falle dass die Regierung es für gut findet der Volks- 
meinung nachzugeben, braucht das verständigerweise keinen 
Ministerwechsel nach sich zu ziehen. Der Volksmeinung 
nachzugeben y ist allerdings die leichteste ^^ aber auch die 
armseligste Regierungskunst, zu welcher die geringsten 
politischen Fähigkeiten ausreichen. Es zu thun, kann aber 
auch die gröbste Pflichtverletzung sein^ wenn, wie es in 
Fragen der auswärtigen Politik leicht der Fall sein kann^ 
das Volksurtheil eine dem nationalen Wohle widersprechende 
Richtung einschlägt. In diesen Fragen ist das Volksurtheil; 
auch das parlamentarische ^ von sehr zweifelhaftem Werthe 
und schon der Volksvertreter handelt pflichtwidrig, wenn 
er, um populär zu sein, der öffentlichen Meinung seine 
Ueberzeugung unterordnet. Mag ein solches Verfahren 
immerhin von einer verkehrten politischen Moral für eine 
Tugend gehalten werden, es ist dennoch nichts anderes als 
eine politische Prostitution, als herrschende Grewohnheit 
ein politisches Laster, und im Verfahren eines Statsmannes 
ein noch viel tadelnswertheres als in dem eines Volks- 
vertreters. 

Der Grundsatz dass Statsminister aus den parlamen- 
tarischen Majoritäten gewählt werden müssen, bedingt auch 
insofern einen zwar allgemeinen und sogar vielfältig ge- 
rühmten aber darum nicht minder fehlerhaften Zustand des 
Parteiwesens, als er die Flüssigkeit der Parteigruppirungen 
verhindert und die Parteien zu solidarisch verbundenen 
Menschengruppen unter der Zucht einer mehr oder minder 
straffen Parteidisziplin macht. Denn nur indem eine Partei 
als geschlossene, in allen wesentlichen J^ragen sich gleich 
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bleibende und zusammenhaltende Mehrheit dasteht ^ kann 
sie den Anspruch erheben den Stat durch die aus ihren 
ßeihen gewählten Minister zu beherrschen. Ohne eine 
solche Parteisolidarität ^ welche einer Parteiverknöcherung 
nahe kommen kann, wird ein Ministerium in der einen 
Frage die Mehrheit für sich, in der anderen gegen sich 
haben ^ und wer soll dann entscheiden welche Frage als 
sogenannte Kabinetsfrage gelten müsse? Die £ntschei4]ang 
den Ministern selbst zu überlassen ^ wie es vielfach ge- 
schiebt; macht den Grundsatz illusorisch; denn während die 
Mehrheitspartei den Ministern zu verstehen gibt dass sie 
ihrer Wege gehen sollen, können diese antworten dass sie 
dazu keinen Grund sehen. Will die Mehrheitspartei dann 
durch eine Opposition quand mime die Minister zum Rück- 
tritte zwingen um ihre Leute an das Regiment zu bringen, 
so muss sie die Interessen der Nation den Parteiinteressen 
aufopfern, woflir die Parteikämpfe sogar politisch hoch- 
gebildeter Nationen wie die britische das traurige und ver- 
ächtliche Beispiel darbieten. Das Parteiwesen ist entartet, 
wenn die Parteien nicht flüssig bleiben, so dass sie nach 
den einzelnen politischen Fragen dem persönlichen Urtheil 
gemäss sich verschieden gruppiren können. Man soll dem 
entgegen nicht von allgemeinen Prinzipien sprechen zu 
denen alle Mitglieder einer Partei sich bekennen müssen. 
Die Politik ist keine Religion und hat wohl Ueberzeugungen, 
welche sich auf Massregeln und Methoden beziehen, aber 
keine Glaubensbekenntnisse. Die Ueberzeugung aber dass 
der Stat vor allen Dingen bestehen muss, und dass die 
Frage nach welchem architektonischen Prinzipe er kon- 
struirt und eingerichtet sein soll, erst den zweiten Rang 
einnimmt, muss allen Parteien gemeinsam sein und ihr Ver- 
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fahren bestiinmen. Unter der Herrschaft dieser allgemeinen 
Ueberzeugung aber musB ein gesundes Parteiwesen in 
Flass bleiben und müssen die Mehrheiten und Minder- 
heiten schwanken so lange Verstand und Urtheilskraft der 
Menschen für Gründe für und wider in verschiedenem 
Grade und auf verschiedene Weise zugänglich sind, und 
parlamentarische Debatten nicht ein kindischer Zeitver- 
treib und eine Befriedigung rednerischer Eitelkeit sein 
sollen ^). Die politischen Lebensfragen^ wie die welche Krieg 
und Frieden und die Macht und Wehrhaftigkeit der Nation 



1) „Gesetzgeberische Körperschaften" — sagt Hillebrand — 
„lieben die Statsmänner nicht welche ihre Sporen nicht auf der 
Tribüne verdient haben.** Geschichte Frankreich*s I, 386. Um so 
mehr muss die Besetzung eines Ministeriums von der Liebhaberei 
gesetzgeberischer Körperschaften unabhängig sein. Diese Lieb- 
haberei ist im höchsten Grade unpolitisch. Es gibt einige Beispiele 
dass grosse Redner auch grosse Statsmänner gewesen sind; die Regel 
aber ist es nicht. Auch konstitutionelle Fürsten welche sich vor 
ihren Kammern furchten, haben zuweilen in der Wahl ihrer Minister 
den Hauptwerth auf das gute Mundwerk gelegt, das hat aber doch 
nur Sinn und Verstand gehabt wenn sich überhaupt die Politik eines 
States auf der Rednerbühne abspielt — ein keinesweges normaler 
oder Wünschenswerther Zustand. Dass der Vorzug eines guten Mund- 
werkes, stehe er im Dienste der Regierung oder der Opposition, ein 
Beweis grosser Statsmannschaft sei, widerspricht der normalen Ver- 
bindung menschlicher Charaktereigenschaften in einem Individuum. 
Auch vom Parlamentsredner gilt übrigens was nach der Autorität 
des Doktors Faust vom Kanzelredner gilt, und jenem so gut wie 
diesem darf man zurufen: 

Such* er den redlichen Gewinn! 
Sei er kein schellcnlauter Thor! 
Es trägt Verstand und rechter Sinn 
Mit wenig Kunst sich selber vor. 

Emile Ollivier erzählt in einer politischen Schrift dass er eines Abends 
mit einem Freunde und Parteigenossen zusammengesessen und end- 
lich habe gehen wollen, wobei der Freuud ihn gebeten habe zu 
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betreffen^ haben überhaupt mit den sogenannten Prinzipien 
gar nichts zu thun; am allerwenigsten wenn das Partei- 
prinzip, wie nicht selten der Fall, in nichts anderem als 
der Aemterbeute oder der Befriedigung des Ehrgeizes 
politischer Faiseurs besteht. 

Wie das Statsoberhaupt verständigerweise nicht ver- 
pflichtet sein kann seine Minister einer parlamentarischen 
Majorität zu entnehmen, so auch nicht der Beamten- 
hierarchie , so wahrscheinlich es auch sein mag dass darin 
für die Leitung der Verwaltungsfächer die geeigneten Per- 
sönlichkeiten vorzugsweise zu finden sein werden. Das 
Statsoberhaupt soll Regent sein, und muss als solcher, sei 
er monarchischer oder republikanischer, sich seinen Re- 
gierungsstab frei und nach eigenem Urtheile zusammen- 
setzen können. 

Mit der Ernennung der Minister durch das Statsober- 
haupt ist der von der Einheit zur Vielheit laufende Strom 
des nationalen Willens, dessen Entstehung wir im vorigen 
zur Erkenntniss gebracht haben, in seine Kanäle geleitet. 
Von der Einheit ausgehend, theilt sich derselbe aus logisch- 
psychologischen Gründen in die drei Gewaltarme der Ge- 
setzgebung, der Rechtspflege und der Vollziehung durch 
äussere Machtmittel. Die Gesetzgebung stellt den natio- 
nalen Willen nach allgemeingiltigen Entscheidungen als 
Regel für die Vorgänge des Lebens fest, die Rechtspflege 
beurtheilt besondere Fälle nach diesen Feststellungen, die 
Vollziehung bringt Gesetze und Richtersprüche zur Aus- 
bleiben. „0, bleibe!" — habe dieser gesagt — „ich habe noch nie 
so schön gesprochen wie heute.'* — Was soll man von dem politi- 
schen Zustand einer Nation denken, in welcher eine solche Aeusse- 
rung nicht ftir einen Beweis yon Narrheit gehalten wird? — 
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fuhrung und bedient sieh dazu der erforderlichen Macht- 
mittel; welche ihr die Verfassung zur Verfugung stellen 
muss. Der Gesetzgebung ordnet sich nach seiner logischen 
Natur der Befehl unter ^ da durch ihn politische Willens- 
bestimmungen ausgesprochen werden. Sein prinzipieller 
Unterschied vom Gesetze besteht darin dass er eine Willens- 
entscheidung für einen einzelnen Fall, nicht eine allgemeine 
Regel des Verhaltens zur Geltung bringt. Den Unterschied 
auf die Entstehungsweise des darin ausgedrückten Willens 
zu gründen, ist irrig; denn eben so wohl können Gesetze 
von einem einzelnen Gewalthaber ^ wie Befehle von einem 
Parlamente ausgehen. Verordnungen könnte man als Akte 
sekundärer Gesetzgebung bezeichnen; insofern sie zwar all- 
gemeine Regeln; aber nur solche aufstellen welche den Ab- 
sichten und Verrichtungen der Vollziehungsgewalt dienen. 
Die Rechtspflege ist eine wesentlich theoretische Funktion. 
Ihr Ziel ist die Erkenntniss der Natur eines Rechtsfalles; 
sei es nach Massgabe gesetzlicher Bestimmungen oder all- 
gemeiner Rechtsbegriffe; welche letzteren als unausge- 
sprochene Gesetze betrachtet werden können. Sehr richtig 
bezeichnet die Sprache daher einen Richterspruch als ein 
;;Erkenntniss^^ ; und da kein Mensch zu „einer Erkenntniss^' 
genöthigt werden kann; diese aber der Grund ;,eines Er- 
kenntnisses'' sein soll; — da also beide ; die Erkenntniss 
und das Erkenntniss ; ihrer Natur nach nur aus freier 
geistiger Thätigkeit hervorgehen können; so folgt aus der 
logischen Natur der Rechtsprechung von selbst der Grund- 
satz der Unabhängigkeit des Richters von jeder anderen 
Macht im State. Diese Unabhängigkeit des Richters soll 
durch die Art seiner Ernennung und die statsrechtliche 
Natur seiner Stellung gesichert und geschützt sein. Die 
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Zusammensetzung koUegialischer Gerichte und die Be- 
theiligung juristischer Laien als Geschwomer oder Schöffen 
kann nur als ein Mittel der Unabhängigkeit und damit 
zusammenhängenden Unparteilichkeit; nicht aber als ein 
Mittel der Rechtserkenntniss selbst betrachtet werden ^ und 
verschiedene gesellschaftliche und politische Zustände werden 
unter diesem Gesichtspunkte eine verschiedene Organisation 
der richterlichen Gewalt wünschenswerth machen. Im all- 
gemeinen muBS anerkannt werden dass durch die Betheili- 
gung von Geschwornen die Sicherheit oder auch nur Wahr- 
scheinlichkeit der Unabhängigkeit und Unparteilichkeit 
nicht vermehrt wird, und dass die Abhängigkeit von dem 
Volksurtheile , von der vielfach bewegten öffentlichen Mei- 
nung und von Parteigeist und Parteileidenschaft im Volke, 
fär die Reinheit der Rechtspflege zum mindesten eben so 
gefährlich ist, wie die von den Interessen politischer Macht- 
haber. Im wesentlichen geht auch in der That die Vorliebe 
fär und die Abneigung gegen die Betheiligung des Volkes 
an der Rechtspflege durch Geschworene aus politischen 
Oegensätzen hervor welche den Schwankungen des Partei- 
wesens unterworfen sind. Der Idee nach sollte allerdings 
in der Rechtspflege das Volksurtheil neben dem der juristi- 
schen Wissenschaft sich geltend machen können; ob jedoch 
dabei die Vertheilung der richterlichen Funktionen nach 
herkömmlicher Weise gleichfalls der Idee entspricht, ist 
eine Frage welche verneint werden muss. Wenn der Idee 
nach ein Theil des Richterspruches dem Volksurtheile zu- 
kommt, so ist es das Strafmass und im Zivilprozesse die 
Billigkeit. Dies sollte um so mehr zu beachten sein, als 
diese Vertheilung in ihrer Entstehung auch nur einem vor- 
übergehenden, nicht justitiarischen, sondern im engeren 
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Sinne politischen Bedürfiiisse entsprochen hat. Die Voll- 
Ziehung des nationalen Willens endlich bethätigt sich in 
der Ausftihrung von Gesetzen, Befehlen und Verordnungen, 
in der Vollstreckung richterlicher Urtheile und in dem 
regelmässigen Dienste der Statsverwaltung. Es ist eine* 
gänzlich fehlerhafte Auffassung, das Statsoberhaupt als die 
Spitze der Vollziehungsgewalt allein anzusehen. Als Träger 
der nationalen Willenseinheit stellt dasselbe nothwendiger- 
weise die Einheit von Gesetzgebung, Rechtspflege und Ver- 
waltung dar, und in seinem Namen sind nach richtigen 
politischen Begriffen Gesetze zu erlassen, Urtheilssprüche 
zu fällen und die einen wie die anderen zu vollziehen. In 
der auswärtigen Politik wiederholt sich die Bethätigung 
des nationalen Willens nach den nämlichen drei Funk- 
tionen der politischen Logik : der Gesetzgebung, der Recht*- 
sprechung und der praktischen Verwirklichung; — nur 
werden internationale Gesetze durch Verträge zu Stande 
gebracht, ist der Stat im Verhältniss zu anderen Staten 
Richter in eigener Sache, und steht ihm zur Erlangung 
seines wahren oder vermeintlichen Rechtes kein anderes 
Mittel als das der Selbsthilfe durch eigene Kraft und durch 
die Unterstützung seiner allftüligen Bundesgenossen zu Ge- 
bote. Die Diplomatie und der Krieg sind die Wege welche 
ihm dazu offen stehen. 

Haben wir soweit die Bewegung des nationalen Willens 
von seiner Entstehung bis zu seiner Ausführung verfolgt 
und die Organe seiner Erzeugung, Fortpflanzung und Ver- 
wirklichung in's Auge gefasst, so bleibt uns nur noch übrig 
seine Kebenströmungen in den Kreisen provinzieller und 
lokaler Autonomie in Betracht zu ziehen. In diesen engeren 
Kreisen wiederholen sich die nämlichen Vorgänge mit Aus- 
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nähme derer der auswärtigen Politik^ mit dem grossen und 
wesentlichen Unterschiede; dass in der autonomen aber 
nicht sttveränen Zweckgemeinschaft das Recht nicht aus 
der eigenen Partikulargewalt sondern aus der höheren 
Macht nationaler Gesammtgewalt entsprungen ist Auto- 
nome Gemeinden und Provinzen erhalten ihre Beftignisse 
durch den Stat^ welcher sich fiir bestimmte Aufgaben und 
Geschäfte in sie zerlegt; ohne damit die Einheit seines 
Willens aufzugeben. Ihre Selbstverwaltung steht unter der 
Gesetzgebung des States und ihre selbständigen Willens- 
bestimmungen sind keine Gesetze sondern Verordnungen. 
Die Autonomie enthält zuerkannte oder anerkannte Rechte 
und Befugnisse; aber keine Gewalt; welche letztere zum 
Wesen der Suveränetät gehört. Zwischen der autonomen 
Provinz oder Gemeinde und dem Gliede eines Bundesstates 
oder Statenbundes — eine Unterscheidung der Schule ohne 
prinzipielle Bedeutung — ist in dieser Beziehung kein 
Unterscl^ed; wie gross auch das einem solchen Gliede zu- 
erkannte Mass selbständiger innerer Willensbefugnisse sein 
mag. Das entscheidende Merkmal der Suveränetät ist das 
Recht und die Macht der Selbsthilfe durch den Krieg. 
Eine Mehrzahl von Staten mag in noch so enger Bundes* 
genossenschaft stehen, — so lange dieses Verhältniss sie 
nicht in dem Rechte der Selbsthilfe beschränkt; bilden sie 
zusammen weder einen Statenbund noch einen Bundesstat; 
und überhaupt kein einheitliches politisches Wesen. Haben 
sie aber auf dieses Recht verzichtet; oder ist es ihnen mit 
Gewalt genommen, so unterscheidet sich ihre Stellung in 
der sie umfassenden suveränen Gemeinschaft nur noch 
durch das ihnen verbliebene Mass von Autonomie; und den 

Froebel, Politilc. 28 
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Titel von Staten führen sie nur noch als eine ihnen zu- 
erkannte politiBche Höflichkeit. In Wahrheit sind sie 
Kantone, ^ gleichviel ob republikanische oder mon- 
archische. Der sie in sich schliessende politische Körper 
aber, dessen Glieder sie sind, ist ein Reich, d. h. ein zu- 
sammengesetzter Stat. 
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ixus dem Inhalte der letzten Kapitel geht hervor dass 
in dem Qange der nationalen Politik Volk und Regierung 
einander gegenseitig bestimmen. Um aber den Verlauf 
dieser Wechselwirkung vollständig darzustellen^ bleibt uns 
ein wesentlicher Vorgang des politischen Lebens zu wür- 
digen und richtig zu stellen übrig: der Einfluss welchen 
die Regierung auf das Volksurtheil und die im Volke zur 
Herrschaft gelangenden Willensrichtungen auszuüben ver- 
mag und sich zur Aufgabe machen muss. Wir haben uns 
vergegenwärtigt wie der Wille der Regierung durch die 
Betheiligung des Volkes am politischen Leben zu seinem 

28* 
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vollen Inhalte und nationalen Charakter kommt^ mit welchem 
er^ zum Volke zurückkehrend^ dessen Gehorsam verlangt; 
wir haben noch in Betracht zu ziehen wie von Seite der 
Begierung der Inhalt des Volkswillens beeinflusst werden 
kann und beeinflusst zu werden bestimmt ist. Die Be- 
thätigung der Regierungsgewalt als solcher hat mit dieser 
Aufgabe nichts zu thun. Der Gehorsam gegen Gesetze, 
Verordnungen und Befehle mag widerwillig oder gutwillig 
geleistet werden, er mag den im Volke herrschenden Ueber- 
zeugungen widersprechen oder entsprechen, — er wird im 
einen wie im anderen Falle gefordert, wenn es sein muss 
erzwungen; imd wenn die Regierung dazu nicht die Macht 
hätte, befände sich die Nation im Zustande der Revolution 
und der Stat im Zustande einer mehr oder minder tief 
greifenden Desorganisation. Die Einwirkung der Regierung 
auf das Volk aber, von welcher hier die Rede sein soll, 
hat den Zweck dessen Ueberzeugungen und Willensrich- 
tungen selbst zu leiten. Wie das Volk Gesetze machen 
hilft um diesen Gesetzen gehorchen zu müssen, so ist es 
eine Aufgabe leitender Statsmänner den Volksgeist zu lenken, 
um mit diesem Geiste regieren zu können. 

Das was wir hier im politischen Sinne unter dem 
Volksgeiste verstehen, besteht nach der theoretischen Seite 
in politischen Ansichten und Urtheilen, nach der prak- 
tischen in politischen Bestrebungen und Willensrichtungen. 
Es ist wichtig nicht zu verkennen dass eben so sehr die 
Urtheile durch die Willensrichtungen wie die Willensrich- 
tungen durch die Urtheile bestimmt werden, dass darum 
herrschende Lehrmeinungen niemals Anspruch auf einen 
unverdächtigen theoretischen Werth haben können, dass 
aber fehlerhaften Bestrebungen und gefährlichen Willens- 
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richtungen^ so lange sie nicht mit der bestehenden politi- 
schen Ordnung praktisch zusammenstossen^ doch nur von 
der theoretischen Seite mit dem besseren Urtheile beizu- 
kommen ist^ und dass es Thorheit wäre auf dieses Mittel 
zu verzichten und einfach den praktischen Zusammenstoss 
abzuwarten. Es ist also das Volksurtheil auf welches ein- 
gewirkt werden muss um den Volkswillen zu bestimmen. 
Das Volksurtheil hat zwei wesentlich verschiedene Be- 
standtheile: die sogenannte öffentliche Meinung und die 
individuellen Urtheile einzelner mehr oder minder selb- 
ständig denkender Menschen im Volke. Die Öffentliche 
Meinung wird allerdings durch diese Urtheile beeinflusst, 
zum Theil erzeugt; in der Hauptsache jedoch bat sie ihren 
Ursprung in herrschenden Neigungen, Bedürfnissen, Stim- 
mungen und Leidenschaften. Sie ist mehr Gemüthssache 
als Sache der Einsicht und der Vernunft. Während ihr 
daher eine grosse Macht zum Guten wie zum Bösen eigen 
ist, kann ihr kein theoretischer Werth zugesprochen werden, 
und dem individuellen Urtheile denkender Menschen wie 
dem willensstarken politischen Charakter gegenüber kann 
sie immer Anspruch auf Beachtimg, selten aber auf Ach- 
tung machen. Der Statsmann hat mit ihr zu rechnen wie 
mit einer Naturkraffc, einer Ejraft welche er zu leiten, zu 
benutzen, sich dienstbar zu machen suchen muss. Sich ihr 
passiv unterzuordnen, sich von ihr leiten zu lassen, ist das 
gedankenlose und unwürdige Verfahren einer bankerotten 
Statskunst, für das die orientalische Politik eines grossen 
Reiches in unseren Tagen das traurige Beispiel gegeben 
hat. Die Servilität gegen unten ist für den Statsmann nicht 
ehrenvoller als die gegen oben; sie ist nur für die Nation 
noch schädlicher als diese, weil der politische Unverstand 
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der grossen Menge gefährlicher ist als die egoistischen Be- 
weggründe eines Gewalthabers. Die öffentliche Meinnng 

• 

in politischen Dingen hat das mit der Religion gemein dass 
sie sich durch die Zahl ihrer Bekenner auch im einzelnen 
Menschen verstärkt^ während doch fttr die Richtigkeit durch 
die Zahl schlechterdings nichts bewiesen wird. Man sieht 
ein wie gefährlich das für die Politik ist; wenn man erwägt 
dass die öffentliche Meinung wie eine Krankheit ansteckend 
werden kann. 

Einen höheren Werth hat das selbständige politische 
Urtheil einzelner Menschen im Volke. Die Regierung kann 
zu ihrer Erleuchtung dieses Urtheils gar nicht entbehren^ 
und die Ueberhebung über den ^^beschränkten Unterthanen- 
verstand^^ könnte nur als Zeugniss für einen sehr be- 
schränkten Regierungsverstand gelten. Wir haben gesehen 
auf welche Weise dieses unabhängige Privaturtheil durch 
den parlamentarischen Apparat verwerthet werden kann. 
Daneben steht dazu aber auch das Mittel der schriftlichen 
Kundgebung durch die Presse zu Qebote. Das veröffent- 
lichte individuelle Urtheil ist durch die Veröffentlichung 
noch kein Bestandtheil der öffentlichen Meinung in der an- 
genommenen Bedeutung, und der Anspruch auf Theilhaber- 
schaft an ihrer Autorität und Macht ist in sehr vielen Fällen 
nur ein Schwindel der politischen Agitation, durch welchen 
es zuweilen gelingt einen falschen Eindruck hervorzubringen. 
An und für sich ist das öffentlich ausgesprochene indivi- 
duelle Urtheil zunächst nur auf seinen theoretischen Werth 
zu schätzen; durch seine Veröffentlichung, sei es durch 
Schrift oder Rede, kann es sich aber Parteigänger erwerben 
und durch deren Zahl eine praktische Bedeutung erhalten 
für welche der theoretische Werth kein Massstab ist. Die 
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Veröffentlichung durch die Schrift hat vor der durch die 
Rede den wesentlichen Vorzug dass sie den Gedanken einer 
nicht beschränkten Zahl von Menschen zugänglich macht 
und diesen Menschen die Möglichkeit verständiger Prüfung 
und vielseitiger Erörterung verschafft 

Während demnach der Presse für die Bildung des 
Volksurtheils ein grosser theoretischer Werth zuerkannt 
werden muss^ fallt ihr die wichtige Aufgabe zu^ die unab- 
hängigen Urtheile denkender Menschen auf die öffentliche 
Meinung einwirken zu lassen oder in sie einzufuhren, also 
auch im praktischen Sinne sie zu gestalten und zu leiten. 
Die Presse ist für den politischen Volkswillen das grosse 
Mittel des Zusammenhanges von Theorie und Praxis, und 
als solches muss sie gewürdigt und gehandhabt werden. 
Ihre wesentliche politische Funktion ist die Bildung von 
Majoritäten für politische Massregeln. In dieser Funktion 
besteht ihre Wichtigkeit für die Regierungen, denen unter 
allen Umständen daran gelegen sein muss sich mit der 
Mehrheit der in Betracht konmienden Volksbestandtheile in 
Uebereinstimmung zu sehen oder eine solche Mehrheit für 
sich zu gewinnen. Wir wollen damit nicht, im Wider- 
spruche mit unserem früheren Urtheile, den Grundsatz der 
Parteiregierung anerkennen; und der ganze grosse Theil 
parlamentarischer Gegnerschaft welcher nicht aus einer ab- 
abweichenden Ansicht von der Sache sondern aus dem 
Streben entspringt ein Parteiministerium zu stürzen um die 
Gegenpartei an das Statsruder zu bringen, verschwindet 
auch, zum Heile des States, von selbst, sowie die Opposi- 
tion weiss dass sie diesen Zweck nicht erreicht. Bei allem 
dem ist die Uebereinstimmung der Regierung mit dem 
Urtheile der Mehrheit ein Glück ; nicht nur weil bei solcher 
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üebereinntimmnng es leichter ist zu regieren, sondern auch 
weil dieselbe einem gesnnden Zustande der Nation ent- 
spricht, welcher dem Volke wie der Regierung zu Gute 
kommt und der letzteren die ganze Kraft zur Erfüllung 
ihres Berufes verleiht. 

Wenn es demnach den Regierungen zur Aufgabe ge- 
macht wird, bei dem Bewusstsein einer dem Wohle der 
Nation gewidmeten Politik fbr diese eine Mehrheit — und 
nicht nur eine parlamentapsche sondern überhaupt eine 
Mehrheit der politisch denkenden Volksbestandtheile zu ge- 
winnen, so könnte die Empfehlung eines Sjstemes des kon- 
stitutionellen Macchiavellismus geargwöhnt werden, welches 
unserer Zeit in der Praxis nicht unbekannt ist Die fran- 
zösischen Regierungskandidaturen sind dafür ein Beispiel. 
Von den Rathschlägen des grossen Florentiners würde sich 
dasselbe durch die Anwendung minder grausamer Mittel 
unterscheiden; aber während diese Mittel mehr auf die 
menschliche Schwachheit als die Bosheit der Menschen be- 
rechnet wären, würde ihre Wirkung vielleicht nur eine 
noch mehr demoralisirende sein. Persönliche Eitelkeit und 
persönlicher Eigennutz wären die Ansatzpunkte flir den 
Hebel. Aber weder sind alle Völker gegen ein erkennbares 
nationales Interesse solchen Einwirkungen in höherem Grade 
zugänglich, noch kann eine Regierung die Anwendung 
solcher Mittel gegen die Nation verantworten, gegen welche 
sie durch bewusste Demoralisation des Volkes den hassens- 
werthesten Verrath ausüben würde. Aber sie verfälscht 
auch zugleich den Ausdruck wirklicher Volksstimmung, und 
bereitet sich selbst Katastrophen vor wie die durch welche 
das zweite Empire gestürzt worden ist. Davon soll über- 
haupt hier nur im verdammenden Sinne die Rede sein. 
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Einer Regierung stehen jedoch untadelhafte Mittel zu Ge- 
bote auf das Volksurtheil und die Parteibildung einzu- 
wirken, und es ist politischer Unverstand von ihr zu ver- 
langen dass sie sich der Benutzung derselben enthalte. 

Das wichtigste und wirksamste dieser Mittel besteht 
in der Aufklärung politischer Fragen durch die Presse. 
Seine Anwendung ist aber zugleich die schwierigste; und 
wenn es auch das im Volke mit dem meisten Misstrauen 
aufgenommene ist; so liegt das nicht nur an der Un- 
geschicklichkeit der Benutzung sondern auch an den in 
der Sache selbst enthaltenen Schwierigkeiten. Zu den Ur- 
sachen des Misstrauens gehört die Unerkennbarkeit des in 
der Presse ausgeübten Regierungseinflusses ; dessen Ver- 
heimlichung immer schlechten Beweggründen zugeschrieben 
wird. Gewiss ist nun diese Verheimlichung zum grösseren 
Theile nur eine üble Gewohnheit und muss, weil sie nichts 
nützt und viel schadet; zu den Ungeschicklichkeiten der 
Handhabung des Mittels gerechnet werden. Ganz aber, 
und gerade in besonders wichtigen Angelegenheiten; ist sie 
nicht zu entbehren; da auch die beste; ehrlichste und reinste 
Politik vielfach in der Lage sein kann sich nicht offen aus- 
sprechen zu können und doch die Verbreitung einer rich- 
tigen Ansicht der Dinge wünschen zu müssen. Das ist eine 
in der Sache selbst liegende Schwierigkeit; auf deren Ueber- 
windung wir sogleich zu sprechen kommen werden.. Im 
allgemeinen ist nur zu sagen ; dass wenn eine Regierung 
die Gründe für ihre Massregeln weder selbst aussprechen 
kann noch überhaupt ausgesprochen wissen will, sie besser 
thut ganz zu schweigen als falsche Gründe anzugeben; 
deren Nichtigkeit wahrscheinlich doch durchschaut wird. 
In solchen Fällen ist es ein Glück wenn sie sich auf den 



442 

vertraaenswürdigen Charakter ihrer Politik und der die- 
selbe leitenden Statsmänner berufen kann. Wo dieser 
Charakter anerkannt ist, wird sie einen Widerspruch der 
ö£Pentlichen Meinung überwinden; im entgegengesetzten Falle 
nicht. Einer Regierung welche sich mit dem Volksgeiste 
in einen grossen und allgemeinen Widerspruch gesetzt hat, 
kann es begegnen dass alles was von der Presse zu ihren 
Gunsten gesagt wird, sei es noch so wohlverdient , auf 
Misstrauen imd Widerwillen stösst, noch lange nachdem sie 
aufrichtig sich zu bemühen begonnen hat begangene Fehler 
wieder gut zu machen und sich mit ihrem Volke in Ein- 
verständnisB zu setzen Es kann dann kommen dass es in 
der öffentlichen Meinung mindestens als zweifelhaft be- 
trachtet wird ob ein die Regierungspolitik vertretender 
Publizist ein ehrlicher Mann sein könne. Dass mit gleichem 
Rechte auch der Charakter aller in Dienst befindlichen 
Statsbeamten angezweifelt werden müsste, und dass die 
UnWahrscheinlichkeit freier Uebereinstimmung eigener An- 
sichten mit denen eines regierenden Statsmannes zum min- 
desten nicht grösser ist als die einer freien Uebereinstim- 
mung mit der Finanzpolitik eines Bankinstitutes oder grossen 
Börsenspekulanten die ein Journalist vertritt; wird dann 
ausser Acht gelassen. Das Land, in welchem unter allen 
Ländern der Welt die Regierungspresse am meisten be- 
argwöhnt worden ist; hat sich zugleich durch die am scham- 
losesten der Geldmacherei dienende Privatpresse hervor- 
gethaU; gegen welche die öffentliche Meinung nichts weniger 
als streng gewesen ist. 

Es gibt für eine Regierung drei wesentliche Be- 
dingungen der erspriesslichen Wirksamkeit durch die Presse 
— Bedingungen unter welchen das gegen eine solche Wirk- 
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samkeit herrschende Misstrauen und Vorurtheil grossen- 
theils überwanden werden kann. 

Die erste dieser Bedingungen ist die dass die Regie- 
rung sich offen zu ihren Organen bekennt. Die Verleug- 
nung ist schon darum unzweckmässig, weil es unmöglich 
ist das wahre Verhältniss bis zur Verhütung des Argwohnes 
, zu verbergen. Der Argwohn aber erzeugt das Misstrauen 
und Vorurtheil gegen den Inhalt. Immerhin kann dabei 
die Unterscheidung zwischen offiziellen und offiziösen Blät- 
tern beibehalten werden, wenn nicht der offizielle und der 
offiziöse Inhalt in dem gleichen Blatte, obschon erkennbar 
unterschieden, vereinigt wird. Offiziell sind nur amtliche 
Bekanntmachungen; als offiziös dagegen ist die Besprech- 
ung öffentlicher Angelegenheiten vom Standpunkte und nach 
Absicht der Regierung zu bezeichnen. Die offiziöse Jour- 
nalistik, in diesem Sinne verstanden, erfordert Publizisten 
welche, je nach den von ihnen behandelten politischen 
Fragen, mehr oder minder tief gehend im Vertrauen der 
Regierung, fiir gewisse Fragen im persönlichen Vertrauen 
der leitenden Statsmänner sein müssen. Personen welche 
dieses Vertrauen nicht verdienen, sind dafür nicht zu 
brauchen. In wichtigen Fällen wird ein Minister selbst 
oder ein ihm persönlich nahe stehender Beamteter die Feder 
ergreifen müssen. Jedenfalls aber soll das Publikum wissen 
dass es in dem Blatte die Ansichten der Regierung liest, 
— nicht als amtliche Kundgebung, denn mit theoretischen 
Erörterungen hat es amtlich eine Regierung nicht zu thun, 
sondern als Verständigung über ihre Absichten und Hand- 
lungen. 

Die zweite Bedingung besteht in der strengen Schei- 
dung dieser eigentlichen Regierungsorgane von den unab- 
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hängigen Organen einer die Regierung aus freiem Antriebe 
unterstützenden Partei. In letzteren sprechen Privatpersonen 
ihre selbständigen Urtheile aus^ welche thatsächlich mit der 
Politik der Regierung übereinstimmen und also diese unter- 
stützen. Es wäre schlimm um ein Land bestellt dessen Re- 
gierung keine solchen unabhängigen Anhänger hätte. Dass 
es freilich auch keinem Lande an Wortföhrern fehlen wird 
welche y ohne gerade im Solde der Regierung zu stehen^ 
sich aus persönlichem Interesse um den Beifall derselben 
bewerben, gehört zur Unvollkommenheit menschlicher Ver- 
hältnisse; und die Wortführer der Opposition werden, nur 
in umgekehrter Richtung, in ihren Reihen ohne Zweifel 
auch die Beispiele ähnlicher Unvollkommenheit aufzuweisen 
haben. Zum äusseren Beweise der geistigen Unabhängig- 
keit gehört indessen die ökonomische. Ein falsches System 
ist es daher dass die Regierung befreundete Parteiorgane 
subventionirt. Nichts lässt sich dagegen einwenden dass 
dieselbe durch ihr nahestehende — bezahlte oder nicht be- 
zahlte — Publizisten in unabhängigen Blättern ihre Politik 
vertheidigen oder in das rechte Licht stellen lässt. Die 
Unabhängigkeit des Urtheils zu behaupten ist hier Sache 
des unabhängigen Blattes, welches die ihm zukommenden 
Beiträge aufnehmen oder zurückweisen kann. Nicht nach 
ihrem Ursprünge sondern nach ihrem Inhalte ist der poli- 
tische Werth aufgenommener Beiträge zu beurtheilen und 
für die Unabhängigkeit bürgt nicht der Verfasser sondern 
der Leiter des Blattes. Ihrerseits thut in diesem Verhält- 
nisse die Regierung Unrecht wenn sie jede von ihren 
Freunden ausgehende Meinungsabweichung und Kritik übel 
vermerkt. Die Empfindlichkeit ist hier am falschen Platze; 
denn in dem Tadel welchen sie gelegentlich auch von ihren 
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Anhängern hinnehmen muss, ist die Wirkung dessen be- 
gründet was diese zu ihrer Unterstützung sagen , indem sie 
eben dadurch ihre Unabhängigkeit dokumentiren. 

Die dritte Bedingung ist die dass die Regierung nicht 
selbst in Betreff ihrer Politik eine getheilte Meinung an 
den Tag legt. Es ist nicht selten dass in einem State ver- 
schiedene Minister ihre besonderen persönlichen Organe der 
Publizität haben. Soweit damit nur den Bedürfnissen ver- 
schiedener Verwaltungszweige gedient wird^ ist dagegen 
nichts einzuwenden und die Thatsache mag so nothwendig 
wie nützlich sein. Nur unglücklich dagegen kann es wirken 
wenn verschiedene Myiister in ihren verschiedenen Organen^ 
von einander unabhängig , wenn nicht gegen einander, auf 
die öffentliche Meinung einzuvnrken suchen, — nicht ganz 
selten in der Absicht durch eine Rückwirkung auf das 
StatBoberhaupt einen unbeliebten Kollegen zu stürzen^). 

Mit der ErftÜlung dieser drei Bedingungen ist die 
Möglichkeit eines günstigen Einflusses der Regierung auf 
das Volksurtheil gegeben. Nur der reine Unverstand kann 
solchen Einfluss^ unter so tadellosen Bedingungen ausgeübt, 
anstössig finden, und der Meinung sein dass der Regierung 
die Mittel dazu verweigert werden müssten, als ob mit 
diesen Mitteln dem Volke zugemuthet würde die Kosten 
eines gegen sein eigenes Wohl gerichteten Verfahrens zu 
tragen. Die Verweigerung von Pressfonds geht von der 
aberwitzigen Vorstellung aus, erstens dass die Regierung 
immer Böses, das Volk immer Gutes im Sinne habe; zwei- 
tens dass das Volk in der Politik urtheilsfähiger sei als die 



1) Der Verfasser hat in seiner publizistischen Laufbahn solche 
Vorgänge mehr als einmal selbst zu erleben die unerfreuliche Ge- 
legenheit gehabt 
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Regierung y and dabei drittens doch nicht Verstand genug 
habe sich von der Regierung nicht durch falsche Gründe 
bethören zu lassen. Der Unsinn dieser Voraussetzungen 
stellt sich klar genug dar. Er erhält aber noch eine weitere 
Beleuchtung wenn bedacht wird dass, wenn sich von selbst 
verstände dass eine Regierung etwas anderes als das Wohl 
der Nation wolle^ ihr überhaupt die Mittel zu ihrer Existenz 
verweigert werden müssten^ und dass, wenn es so wäre^ 
das Volk mit jeder Beamtenbesoldung die Kosten des Unter* 
haltes und der Ausrüstung eines Feindes trüge. Der Stat 
wäre dann überhaupt ein Uebel^ von welchem das Volk 
sich zu befreien hätte so schnell wie jnöglich. Die Ansicht 
dass es sich so verhalte, ist ja auch gar nichts Unerhörtes. 
Volksvertreter aber welche sich nicht ganz bis auf die Höhe 
dieses Unsinnes erhoben haben , müssen bedenken dass es 
dem Volke eben so nützlich ist die Ansichten der Regie- 
rung ^ wie der Regierung die Ansichten des Volkes zu 
kennen und sich darüber nicht in Täuschungen zu befinden. 
Wie die Regierung dem Volke die Pressfreiheit, so soll das 
Volk der Regierung die Pressfonds nicht missgönneu; welche 
für sie die Pressfreiheit enthalten. Diese beiden Erforder- 
nisse gehören zusammen. 

So wenig wie der Regierung verständigerweise die 
Mittel zur Einwirkung auf die öffentliche Meinung durch 
die Presse vorenthalten werden sollten; so wenig ist es zu 
tadeln dass dieselbe bei den Parlamentswahlen fUr ihre 
Politik eine Mehrheit zu gewinnen bestrebt ist. Es kommt 
nur darauf an dass die Mittel deren sie sich dabei bedient 
untadelhaft sind. Die Regierung als solche hat mit den 
Wahlen nichts zu thun^ und es ist keinesweges untadelhaft; 
Regierungskandidaten den Volkskandidaten gegenüberzu- 
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stellen. Der ganze Sinn der Wahlen und der parlamen- 
tarischen Thätigkeit wird dadurch verfälscht. Aber die 
Kandidaten d^ Regierungspartei sind nicht Kandidaten der 
Regierung; und die Parteigänger der Regierung , welche so 
gut wie ihre Opponenten das Recht ihrer Ueberzeugung 
haben; dürfen so keck wie diese bei den Wahlen ihre 
Ueberzeugung durch Wort und That geltend machen. Es 
gehört freilich auch keinesweges zu den untadelhaften 
Mitteln wenn dabei die Regierung den Eifer ihrer Freunde 
durch Versprechungen anfeuert Sie kann es nicht ver- 
hindern dass ihre Gegner sich dieses Mittels bedienen. In 
den Vereinigten Staten wird dasselbe regelmässig von beiden 
Seiten in Anwendung gebracht. Eine Regierung jedoch 
Boll nicht nur sich selbst dessen enthalten; sie soll auch ihre 
Freunde bestimmen dasselbe zu thun. Die Grenze zwischen 
dem persönlichen und dem öffentlichen Nutzen ist dabei 
freilich zuweilen eine zweifelhafte. So z. B. wenn um 
Stimmen zu gewinnen die Führung einer Eisenbahn durch 
einen Wahlbezirk oder die Durchführung einer handels- 
politischen Massregel zu Gunsten der Industrie eines solchen 
Bezirkes in Aussicht gestellt wird. Solche Mittel sind wenig- 
stens zweifelhaft und schon aus diesem Grunde nicht em- 
pfehlenswerth. Wünsche und Vorstellungen welche sich auf 
derlei Interessen beziehen; sollten desshalb von der Regie- 
rung nicht unmittelbar vor einem Wahlgange entgegen- 
genommen werden. 

Ein ganz legitimes und der volksthümlichsten Regie- 
rungspolitik entsprechendes Mittel der Einwirkung auf die 
Parteibildung und den Wahlgang steht der Regierung in 
den mündlichen Aeusserungen der sie zusammensetzenden 
Statsmänner bei öffentlichen und privaten Gelegenheiten 
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und dem persönlichen {Verkehre mit elnflussreichen Volks- 
männern - selbstverständlich auch solchen der Opposition 
— zu Gebote. Die Presse kommt diesem Mittel zu Hilfe^ 
indem sie die bei solchen Gelegenheiten gehaltenen Keden 
und politischen Aeusserungen den weiteren Kreisen de» 
Volkes zur Eenntniss bringt. In England ^ Amerika und 
neuerdings in Frankreich wird auf diesem Wege in mehr 
oder minder einflussreicher Weise auf die öffentliche Mei- 
nung gewirkt. Der nächste Zweck kann dabei kein anderer 
sein als der, Aufschlüsse zu geben , Irrthümer und Vor> 
urtheile zu zerstreuen, Verständigungen herbeizuführen; und 
das GefUhl lebendig zu erhalten dass über dem Gegensatze 
der politischen Ansichten und Absichten die Einheit der 
nationalen Interessen und die Gemeinschaft; patriotischer 
Gesinnung steht. Es ist natürlich dass in der Wirkung 
viel von der Persönlichkeit und ihrem moralischen Werthe 
abhängt, und dass persönliche Achtung, welche von Partei- 
standpunkten unabhängig ist, sowie ein darauf gegründetes 
Zutrauen eine Vorbedingung der Wirksamkeit ist. 

Das Oberhaupt eines nicht ganz kleinen States kann 
eben so wenig uneingeschränkt zugänglich sein wie bei Ver- 
anlassungen von untergeordneter Bedeutung in das öffent- 
liche Leben treten. Desto wirksamer können die persön- 
lichen Berührungen sein in welche dasselbe bei richtig ge- 
wählten Gelegenheiten mit dem Volke oder einzelnen aus- 
gezeichneteren Personen aus demselben tritt und in welchen 
der Regent ein sich auf die ganze Regierung übertragendes 
Zutrauen gewinnt. AUerdings setzt dies voraus dass das 
Statsoberhaupt mehr sei als der mathematische Punkt der 
konstitutionellen Abstraktion, — dass es vielmehr sich selbst 
als das oberste politisch-thätige Glied der Nation fühle und 
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sich bewusst sei deren Einheit lebendig darzustellen. Kon- 
stitutionellen Ministem ist das zuweilen nicht ganz nach 
Wunsch; desto mehr aber ist es im wahren Interesse des 
States. In den Berührungen zwischen der Vielheit der 
Nation und diesem lebendigen Vertreter ihrer Einheit er- 
gänzt sich der doppelte Kreislauf des politischen Lebens- 
inhaltes durch welchen sich der höher entwickelte poli- 
tische Organismus kennzeichnet. 

Wäre es der Zweck der hiermit zum Schlüsse ge- 
langenden Betrachtungen und Erwägungen gewesen, den 
verhältnissmässigen Werth besonderer Statsformen zu unter- 
suchen und die Bedingungen ihres gedeihlichen Daseins 
aufzuweisen, so würden wir hier noch einen Blick auf die 
Lebensformen der Höfe und der dynastischen Familien zu 
werfen haben, von welchen für das Wohl der Monarchien 
oft mehr abhängt als von einzelnen richtigen oder falschen 
Begierungshandlungen. Die Gesichtspunkte und allgemeinen 
Aufgaben jedoch welche wir zu erkennen und zu be- 
zeichnen bemüht gewesen sind, gehören der Politik ganz 
im allgemeinen an, und gelten für jede Form eines zu einer 
gewissen Höhe der Kultur entwickelten Statswesens. 
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EiNUNDZWANZmSTES KAPITEL 



Die Machtpolitik. — Innere und äussere Machtbedingungen an ein- 
ander gebunden. Der Machtbedarf bemisst sich nach dem kultur- 
historischen Berufe. Das Statensystem der zivilisirten Menschheit als 
Verrichter der politischen Weltarbeit. Machtverbrauch und Macht- 
erwerb über dieser Arbeit. Betheiligung der einzelnen Staten durch 
Kolonisation und auswärtige Herrschaft. Das Deutsche Reich im 
europäischen Systeme. Napoleon III. und die politische Welt-Trias. 
Die Idee des politischen Gleichgewichtes. Der Machtbedarf und die 
politische Moral. Ihre Unpersönlichkeit. Die Statsmoral und die 
Moral des Statsmannes. Falsche Bekämpfung des Macchiavellismus 
und Jesuitismus. Eückwirkung der Statsmoral auf die Volksmoral. 
Die politische Ehrenhaftigkeit als Machtelemeiit. Das politisch^ Welt- 
system und die Idee der Vereinigten Staten von Europa. 



In ihren Wirkungen und für eili den Zusammenhang 
politischer Vorgänge durchschauendes ürtheil ist in ge- 
wissem Sinne alle Politik Machtpolitik; — alle ist durch 
die Macht bedingt und hat Einfluss auf das Mass der dem 
State zur Verfügung stehenden Macht. Die Territorial- 
politik , Bevölkerungspolitik , Sozialpolitik , Wirthschafts- 
politik; Kulturpolitik; Rechtspolitik; Verfassungspolitik und 
Kegierungspolitik — alle enthalten Machterfordernisse, dienen 
der Machtbildung, oder haben, schlecht betrieben, eine Minde- 
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rang der Macht zur Folge. Jede wohl betriebene Politik, 
auf was sie sich in besonderer Absicht auch beziehen mag^ 
ist der Statsmacht forderlich, jede schlecht betriebene nach- 
theilig. Es ist demnach klar dass alle Politik unter dem 
Gesichtspunkte der Machterzeugung und des Machtver- 
brauches betrachtet werden kann, und dass sich unter 
diesem Gesichtspunkte der Inhalt aller früheren Kapitel 
zusammenfassen lässt. Wir würden , um dies zu thun, 
unseren ganzen zurückgelegten Weg unter ausschliesslicher 
Beachtung der hierher gehörigen Elemente des politischen 
Lebens nochmals durchlaufen müssen, — eine Wiederholung 
zu welcher wir für unseren Zweck keine Nothwendigkeit 
erkennen. Gewisse auf den ausdrücklichen und klar be- 
wussten Zweck der Machtbildung und Machterwerbung be- 
zügliche Erwägungen müssen jedoch in dem gegenwärtigen 
letzten Kapitel ihre Stelle finden. 

Macht ist für den Stat in den beiden entgegengesetzten 
Richtungen nach innen und nach aussen erforderlich und 
wirksam, und erfahrt von innen wie von aussen eine Meh- 
rung oder Minderung. Nach innen soll die Statsmacht als 
der in der Statsgewalt, oder Regierung im weitesten Sinne 
des Wortes, verkörperte einheitliche Wille der Nation die 
Vielheit der ihr untergebenen Volksbestandtheile und der 
mannigfachen Vorgänge des nationalen Lebens beherrschen, 
aus welchen sie hinwieder ihre Kraffc schöpft, und dies 
selbst in den Fällen einer Mehrung von aussen , weil jeder 
äussere Erwerb von der Nation assimilirt werden muss 
bevor er einen Machtzuwachs zur Folge haben kann. Nach 
aussen stellt der Stat als Ganzes eine nationale Macht dar, 
welche mit anderen eben solchen Mächten in Frieden oder 

29* 
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Krieg lebt und ihre Verhältnisse zu denselben zu gestalten 
sucht yfie es ihren Interessen und Bedürfnissen entspricht. 

Es ist nun zunächst nothwendig die viel verkannte 
Wahrheit zur Geltung zu bringen dass die inneren und 
äusseren Machtbedingungen von einander abhängig sind. 
Ein Stat dessen Regierung nach innen schwach ist, kann 
nach aussen nicht stark sein^ weil nur die Möglichkeit der 
Zusammenfassung der nationalen £jräfte unter dem einheit- 
liehen Willen die nationale Gesammtmacht schaffen kann 
welche unter Umständen nach aussen in Wirksamkeit ge- 
setzt werden muss ; deren Vorhandensein aber auch wenn 
sie ruht das Verhältniss zu den anderen Mächten bestimmt. 
Auf der anderen Seite kann aber auch die Regierung eines 
ndch aussen schwachen States nicht nach innen stark sein, 
weil ein solcher Stat ausser Stand ist die sich in seine 
inneren Angelegenheiten eindrängenden fremden Einflüsse 
abzuhalten^ welche nicht selten ausdrücklich darauf be- 
rechnet sind eine innere Desorganisation herbeizuführen. 
Dieser Zusammenhang der inneren und äusseren Politik 
kann nicht ausser Acht gelassen werden ohne in beiden 
Richtungen die verderblichsten Fehler hervorzubringen. 
Ein Volk welches der individuellen Freiheit zu Gefallen 
seine Regierung der nöthigen Macht nach innen beraubt, 
untergräbt damit die Sicherheit seiner nationalen Existenz, 
und wenn es zur Rechtfertigung dieses Fehlers den zweiten 
hinzufügt die Macht nach aussen für unnöthig zu erklären, 
verdoppelt es die unglückliche Wirkung. Der Missbrauch 
der Macht muss durch andere Mittel verhindert werden als 
diurch ihre Lähmung. 

In den Vorgängen dieser doppelten Bethätigung der 
Machtäusserung und des Machtbedarfes hat der einzelne 
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Stat einen durch seine geographische Lage^ seine Um- 
gebungen ; die Natur und Kultur des Landes und Volkes 
und den Lauf seiner Geschichte bedingten kulturhistori- 
schen Beruf, nach dessen Höhe und Natur sich sein Macht- 
bedarf richtet und in welchem für ihn die Berechtigung 
zur Machterwerbung liegt. Von dieser Berechtigung muss 
er Gebrauch machen um den Beruf erfüllen zu können, 
wenn er sich auf seiner Höhe erhalten oder es vermeiden 
will historisch überflüssig zu werden. Die Bedeutung eines 
jeden States und die Berechtigang zu seinem Dasein ist 
die dass er eine bestimmte Kulturmacht ist. Als solche 
muss er thätig sein. Die Forderung sich isoliren zu dürfen, 
kann keinem State eingeräumt werden, weil sie eine Ver- 
weigerung seiner Pflichten gegen alle übrigen Staten und 
überhaupt gegen die Menschheit ist. 

Als Kulturmächte stehen die Staten in historischer 
Wechselwirkung. Sie untersfützen sich, ergänzen sich, 
fordern sich, hemmen sich, beschränken sich, bekämpfen 
sich, verbinden sich, scheiden sich, jenachdem ihre Inter- 
essen es ihnen vorschreiben oder vorzuschreiben scheinen. 
Aus der geographischen Lage ergeben sich dabei natür- 
liche Statengruppen , "wie die der Staten des europäischen 
Abendlandes; aus der vorübergehenden oder dauernden 
Interessengemeinschaft entspringen vorübergehende oder 
dauernde Bündnisse, welche Gesammtmächte darstellen; 
aus beiden Ursachen in Verbindung gehen Statensysteme 
hervor, welche durch eine gewisse Kulturgemeinschaft zu- 
sammengehalten werden; alle zusammen endlich, welche an 
dem Werke der Kultur mit dem gebildeten, wenn auch 
nur mehr oder minder klaren Bewusstsein unserer Zeit 
thätigen Antheil nehmen, machen das Statensystem der 
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zivilisirten Welt aus, welches nicht gerade das der Christen- 
heit im dogmatischen Sinne ^ wohl aber für unser Zeitalter 
das der christlichen Zivilisation ist; in welche sehr wohl, 
wie schon längst das Judenthum, so auch der Islam auf- 
genommen werden kann. 

Den Staten dieses Systemes ist mit ihrer höheren Bil- 
dung die historisch- politische Aufgabe zugefallen die Rassen 
und Völker der übrigen Welt unter ihre erziehende Vor- 
mundschaft , nach Umständen unter ihre Herrschaft zu 
nehmen und die von ihnen bewohnten Länder der Kultur 
zu unterwerfen. Wie diese Aufgabe zu lösen ist und wie 
sie sich an einzelne Mächte vertheilt; geht aus kultur- 
historisch gegebenen Bedingungen hervor und entscheidet 
sich thatsächlich. Doch ist die Arbeit im Dienste der 
Weltgeschichte in dieser wie in jeder anderen Beziehung 
nie eine ganz freiwillige. Wie sie nicht aus politischer 
Trägheit verweigert werden kann, so kann sie auch nicht 
nach Laune und politischen Phantasien übernommen werden. 
Kulturhistorischer Vorwitz und neidische Vielgeschäftigkeit 
können nur nachtheilige Folgen haben und werden sich 
immer bestrafen. 

Durch die auf diese Weise einem State zugefallene 
Weltarbeit wird Kraft verbraucht aber auch Kraft er- 
werben. Ueberwiegt der Erwerb den Verbrauch, so ist 
eine Machtvermehrung, im entgegengesetzten Falle eine 
Minderung die Folge. Die Geschichte der Kolonialpolitik 
liefert für beides die Beispiele. England hat sich durch 
seine Leistungen auf diesem Felde zur Höhe der ersten 
Weltmacht erhoben, auf der ihm wahrscheinlich keine 
höhere Stufe zu ersteigen übrig ist; Spanien hat sich auf 
dem nämlichen Felde der Thätigkeit erschöpft. In unserer 
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Zeit leistet Frankreich in Nordafrika ^ wie vormals in 
Canada und Louisiana, Grosses und Ruhmvolles ^ und es 
liegt ihm hier eine grosse Aufgabe vor, welche von keiner 
anderen Macht mit ähnlicher Befähigung und gleicher Aus- 
sicht auf Vollbringung übernommen werden kann. Der 
Unbedacht anderer Mächte in ihren Beziehungen zum Islam 
hat ihm die Aufgabe erleichtert. Während protestantische 
Pastoren-Politik von der Ausrottung des Islam's faselt und 
die Türken, weil sie keine Christen sind, durch die Russen 
von der Erde vertilgt sehen möchte, bezahlt der franzö- 
sische Stat in Algerien die Gehalte der Moscheendiener, 
und ist der Gedanke zwei Millionen mohammedanischen 
Arabern und Kabylen das französische Bürgerrecht zu er- 
theilen, schon lebhaft erörtert worden. Wie weit aus dem 
franco- arabischen Reiche in Afrika ein Machtgewinn für 
das europäische Frankreich entspringen wird, hängt aller- 
dings noch von der Entwickelung des politischen Lebens 
im Mutterlande ab. Unter allen Umständen aber wird der 
französischen Nation der Ruhm bleiben, mit sehr ver- 
ständigen Mitteln in Nordafrika ein grosses Werk vollbracht 
zu haben. Ob für ein wieder erstarktes Spanien wie für 
das neue Italien neben Frankreich hier ein Feld der 
Thätigkeit übrig bleibt, lässt sich vor der Hand nicht ab- 
sehen. Beide Länder senden jetzt eine 8j;arke Auswande- 
rung nach Algerien und helfen diese politische Neubildung 
grossziehen. An ihrer Befähigung mohammedanische Be- 
völkerungen zu beherrschen und einer höheren Bildung 
zuzuführen, muss es vor der Hand erlaubt sein zu zweifeln. 
Portugal hat seine grossen Thaten in drei Welttheilen ver- 
richtet und kann mit Selbstgefühl auf dieselben zurück- 
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blicken; Holland erhält sich durch seine Kolonien auf 
achtungswerther Höhe. 

In der Ausdehnung des kosmopolitischen Berufes kann 
nur Russland der Nebenbuhler Englands sein oder werden. 
Aber die russische Macht wird durch zu rohe und elemen- 
tare Kräfte in Bewegung gesetzt; als dass sie auf andere 
als rohe Weise wirken könnte, Sie beweist das^ indem sie 
Basse und Glaubensbekenntniss zum Prinzip ihrer Aus- 
dehnung macht; statt dieselben dem über beiden stehenden 
Statsprinzipe unterzuordnen ; und kommt mit sich selbst in 
"Widerspruch, wenn sie daneben die türkischen Länder mit 
einer Zivilisation beglücken will welche vom Slavismus 
entschieden zurückgestossen wird. Slavismus und russische 
Kirche sind nicht europäische Zivilisation; welche; wenn 
von Kirche die Rede sein soll; ein Kind der lateinischen; 
nicht der griechischen ist; und dennoch will Russland im 
Namen der europäischen Zivilisation mit den Türken Krieg 
führen. Das sind Unklarheiten; aus denen nur ein un- 
klares Ergebniss hervorgehen kanU; dessen weitere Folgen 
zweifelhaft sind, vor allem es zweifelhaft lassen welche 
Machtverhältnisse daraus entspringen werden. 

Oesterreich fühlt nicht die Kraft in sich; über seine 
heutigen Grenzen hinaus schwierige Aufgaben zu über- 
nehmen ; die Frage ist nur ob ihm die Freiheit des Ent- 
schlusses bleibt; und ob in der Aktion oder der Resigna- 
tion für dasselbe die grössere Gefahr liegt. Deutschland 
endlich hat bisher bei der Unfertigkeit seiner nationalen 
Gestaltung und bei seiner geographischen Lage keine Auf- 
forderung finden können sich mit der Beherrschung un- 
zivilisirter oder in Verfall gerathener Völker und Rassen 
und der Kultivirung fremder Welttheile zu befassen^ und 
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auch für die Zukunft würde eine wesentliche Theilnahme 
an dieser historischen Verrichtung politische Vorgänge 
voraussetzen deren Wahrscheinlichkeit oder Unwahrschein- 
lichkeit sich jeder Beurtheüung entzieht. Vor ihm liegt 
zunächst ein anderer Beruf, welcher auch über seine un- 
mittelbar eigenen Interessen Veit hinausreicht. Das euro- 
päische Statensystem ist kulturhistorisch , und darum auch 
politisch^ als ein Ganzes zu betrachten; und für Deutsch- 
land als politische Macht besteht ein Beruf nicht nur inner- 
halb dieses Systemes sondern auch in dessen Verhältniss 
zu den ausser ihm liegenden Gliedern der zivilisirten 
Statenwelt. Der zukünftige Lauf der Weltkultur ist ganz 
im Grossen von dem Machtverhältniss abhängig welches 
sich zwischen den drei Hauptgliedern der dennaligen 
aktiven Welttrias: Europa ^ Bussland und Nordamerika — 
herausbildet. Die EJarheit über dieses Verhältniss, die 
Bichtigkeit der daraus gezogenen Schlussfolgerungen und 
die werkthätige Treue gegen die so gewonnene Einsicht 
sind die Voraussetzimgen eines glücklichen und dauernden 
Erfolges deutscher Nationalpolitik. An einer Unklarheit 
darüber, oder an einer Untreue gegen die gewonnene Er- 
kenntniss, müsste sie Schiffbruch leiden, wie daran das 
zweite französische Kaiserreich Schiffbruch gelitten hat, 
welches vor seinem Untergange die seitdem dem Deutschen 
Beiche zugefallenen Pflichten auf sich hatte. Sehr richtig 
hat in seinen klareren und glücklicheren Augenblicken 
der Kaiser der Franzosen drei Fundamen talsätze der euro- 
päischen Politik geltend gemacht: erstens dass im kultur- 
historischen Sinne jeder Krieg innerhalb des europäischen 
Systemes ein Bürgerkrieg ist, zweitens dass in Amerika 
den Vereinigten Staten eine ebenbürtige Gegenmacht er- 
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stehen musS; drittens dass russische Machterweiterungen in 
der Türkei eine europäische Territorial- und Orenzfrage 
sind. An falschen Schlussfolgerungen aus diesen Sätzen 
und an der Verleugnung des ersten derselben ist bei ent- 
standener Geistes- und Charakterschwäche seines Regenten 
das zweite französische Kaiseilreich untergegangen. Deutsch- 
land hat sich an seine Stelle gesetzt; damit aber auch 
dessen Pflichten übernommen. Die Gegnerschaft zwischen 
Deutschland und Frankreich ist der Streit um ein kultur- 
politisches Weltamt. Der Sturz des französischen und die 
Entstehung des Deutschen Kaiserreiches ist eine euro- 
päische Revolution gewesen, die, wie jede Revolution, sich 
durch ihre Folgen zu rechtfertigen hat. Schränkt sich 
hiernach für jetzt der politische Beruf Deutschlands auf 
die europäische Statengruppe und deren Gesammtverhält- 
niss zu den beiden Aussenmächten des Welt-Statensystemes 
ein, so ist damit nichts dagegen eingewandt dass das 
deutsche Volk als solches sich an der Kolonisation fremder 
Länder betheiligt; es ist damit nur der intensive Macht- 
bedarf des Reiches quantitativ und qualitativ bestimmt. 

Um den Widerstreit zu massigen und den politischen 
Ehrgeiz im Zaume zu halten, hat man den Gedanken des 
politischen Gleichgewichtes in Geltung gebracht, — einen 
Gedanken welcher den einzigen vernünftigen Sinn hat, 
dass ein Zustand wünschenswerth ist und — wenn er- 
reicht — erhalten zu werden verdient, in welchem jeder 
ötat gerade die zur Vollbringung seiner kulturhistorischen 
Mission nöthige Macht besitzt. — Wenn nur nicht eben 
in Bezug auf diese Mission und auf das Mass der zu ihrer 
Erfüllung erforderlichen Macht die Streitigkeiten der Staten 
entbrennten ! — So ist der Gedanke höchstens als Vorwand 
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Ijl'auchbar: — für den Stat welchem eine Veränderung der 
bestehenden Machtverhältnisse nicht wünschenswerth er- 
scheint, als Vorwand für eine konservative, — für den 
welcher sie wünscht als Vorwand für eine aggressive Politik, 

— immer als ein Grundsatz welcher in einer internationalen 
Frage von jeder Partei angerufen werden kann; — der 
Welt aber gegenüber ein Mittel politischer Sophistik, wie 
das Legitimitätsprinzip; von welchem er nur die völker- 
rechtliche Form ist. 

Da jeder Stat als suveräne Macht sich seinen Eultur- 
beruf selbst vorzuzeichnen oder auszulegen und danach 
seinen Machtbedarf abzumessen hat, wird sein Verhalten 
zu anderen Staten zu einer reinen Sache der Ehre und 
des Gewissens, also der politischen Moral; und wenn andere 
Staten sich seinen Ansprüchen und Unternehmungen wider- 
setzen, sei es weil sie selbst dadurch benachtheiligt werden 
oder wgil sie aus allgemeineren Gründen deren Gegner 
sind — in welch' letzterem Falle sie sich ihren Beruf als 
Beschützer oder Richter eben auch nur selbst zusprechen, 

— so kann zwischen den streitenden Parteien nur die 
Gewalt entscheiden. Dagegen ist vom Standpunkt einer 
klaren Ethik schlechterdings nichts einzuwenden, und alle 
Theorien welche den Krieg missbilligen und die An- 
erkennung des Grundsatzes der Nichtintervention verlangen, 
sind ohne politischen Sinn und Verstand. Die Machtpolitik 
aber hat nach diesem Sachverhalt ihre Bedürfnisse und 
Hilfsmittel abzumessen. 

Bei diesen Hilfsmitteln kommt die politische Moral 
in's Spiel. 

Von der Moral des einzelnen Menschen unterscheidet 
sich die Statsmoral durch ihre Unpersönlichkeit. Der Stat 
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selbst, obschon er in einzelnen dem Frivatrechte ange- 
hörigen Beziehungen als juristische oder ^^moralische^ 
Person bezeichnet werden kann, ist als suveräne Macht 
ein un- oder überpersönliches Wesen und hat weder Ehre 
noch Gewissen oder überhaupt eine Moral. Diese hat für 
ihn der Statsmann. Wenn aber letzterer eine unmoralische 
Politik treibt, können seine persönlichen Interessen dabei 
ganz unbetheiligt sein. Diese Interessen können rein sein 
bei der ruchlosesten und perfidesten Politik. Der Stats- 
mann welcher eine ruchlose und perfide Politik treibt, ist 
darum noch kein ruchloser und perfider Mensch; er kann 
der beste Mensch von der Welt sein, und doch ist er es 
welcher dieser Politik ihren unmoralischen Charakter gibt. 
Weder im State selbst also, noch im Statsmanne, gelangt 
die politische Moral zur Persönlichkeit. Der Widerspruch 
für den letzteren liegt darin dass es seine Pflicht ist den 
Stat zu erhalten und dessen Wohl zu fördern, während 
ihm nicht das Recht zusteht zu entscheiden ob ein mora- 
lischer Preis dafür zu hoch ist. Die Privatmoral eines 
Menschen mag des höchsten Ruhmes würdig sein wenn er 
sein Leben lieber hingibt als eine unmorab'sche Handlung 
begeht; der Statsmann hat nicht das Recht die Existenz 
des States in der nämlichen Weise zu schätzen. Es steht 
ihm nur frei sein persönliches moralisches Gefühl höher zu 
schätzen als sein Amt. Das kann unter Umständen wahre 
Tugend, vielleicht aber auch nur moralische Eitelkeit 
sein ^) , und was der zurücktretende Statsmann nicht auf 



1) Ein englischer Beurtheiler der 1857 von Canestrini heraus- 
gegebenen, bis dahin nicht publizirten Schriften Macchiavelli^s sagt 
sehr richtig: „Doubtless it would afford a fine theme for a school- 
hoy^s diasertation on virtve^ had Macchiavelli moodily wühdraion 
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sich nehmen wollte, wird vielleicht sein Nachfolger auf 
sich nehmen müssen^ wobei die politische Moral nichts 
gewinnt. 

Für die objektive Beurtheilung kommt aber in dieser 
Frage vor allem in Betracht, dass es sich in der Politik 
nicht um den sittlichen Werth einer Thatsache, sondern 
um den einer Kulturrichtung handelt welcher sie zu- 
gehört, um den Werth eines oft in der Ferne liegenden 
Zieles. Die ganze Frage der politischen Moral dreht sich 
daher um die ethische Rangordnung der Zwecke und das 
Verhältniss des Zweckes zu den Mitteln seiner Ausfuhrung. 
Macchiavellismus und Jesuitismus sind in dieser Beziehung 
zwei zusammengehörige obschon verschiedene Erscheinungs- 
weisen einer durch bestimmte Kulturzustände bedingten 
Entartung des an sich vollkommen richtigen Gedankens, 
dass der niedere Zweck dem höheren weichen müsse und 
der Werth des Mittels durch die Würde des Zweckes be- 
dingt sei. Es ist nicht gerade eine geistreiche Moral 
welche den jesuitischen Grundsatz dass der Zweck das 



into ascetic seclusion rather than polltUe himself hy participating 
in Jiis countrimerC 8 imperfect ejforta; but upright judges will think 
more highly of a man who kos contracted his hlemiahes while 
actively exerting himsdf to purify life^a Uirbid-atream than of the 
self'Complacent sentimentalist who^ shrinking from personal stain, 
contributes nothing to improve his age beyond the languid aspirations 
of his immaculate longings .... The statesman dealing with genera^ 
tions must either throw up his profession or eise fashion its* ap- 
pliances in accordance with circumstances, Now Macchiavelli has 
conceded in this respect n9 more than has been conceded by every 
man playing an efficient and honourable pari in the worlds history, 
only he accompanied his action with more insight and less illusion 
than have gener ally fallen to the lot of an individtiaZ.*^ The Times , 
January 1. 1869. 
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Mittel heilige zum Popanz für die tugendhafte Welt ge- 
macht hat. Statt den an sich unanfechtbaren Grundsatz^ 
nach welchem in jedem Kriege verfahren wird, zum Gegen- 
Stande eines unverständigen Abscheues zu machen, hätten 
die Moralisten zeigen sollen worin die Würde menschlicher 
Zwecke besteht, welche die niederen und welche die 
höheren sind« und dass der Zweck, um das Mittel heiligen 
zu können, vor allem selbst heilig sein muss; dass der 
Zweck die Welt durch ihre Dummheit in Ordnung zu 
halten, schon wegen seiner eigenen Dummheit nicht heilig 
sein kann, und dass die dazu gewählten Mittel durch ihre 
Schlauheit nicht aufhören eben so dumm zu sein wie der 
Zweck. 

Für das klare und gewissenhafte Urtheil beruht die 
politische Moral in der Weisheit und Tugend welche die 
politischen Handlungen nach ihren Folgen für die wesent- 
lichen Kulturzwecke und das damit identische Wohl der 
Menschheit schätzt ^ und einrichtet. 

Dass von dieser Moral jede methodische Falschheit 
und Treulosigkeit der Politik als politisches Laster ver- 
worfen werden muss, geht eben aus der Rangordnung 
menschlicher Zwecke hervor, weil die aus methodischer 
Falschheit und Treulosigkeit im Statsleben unvermeidlich 
folgende Demoralisation der Nationen überhaupt dem 
Kulturzwecke widerspricht, dem sich die Existenz des ein- 
zelnen States unterordnet. Eine ehr- und treulose Politik 
opfert den höheren Zweck dem niederen, das fernere Ziel 
dem näheren auf, was freilich vielfach als die wahre poli- 
tische Weisheit, als Realpolitik im Gegensatze zu einer 
mit Geringschätzung angesehenen Idealpolitik, angesehen 
wird. Der höhere Zweck ist aber ein eben so realer wie 
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der niedere; das fernere Ziel ein eben so wirkliches wie 
das nähere; und die sogenannte Idealpolitik in dem hier in 
Betracht kommenden Sinne ist nichts anderes als eine in 
höherem Bewusstsein geführte und durch edlere Beweg- 
gründe bestimmte Realpolitik. Dem kategorischen Im- 
perativ der abstrakten Moral zu folgen ; kann der Politik 
niemals zugemuthet werden; zugemuthet aber muss ihr 
werden sich als ein Element des allgemeinen Kultur- 
prozesses ^ als eine Arbeit am Fortschritte der Menschheit 
zu erkennen und demgemäss zu bethätigen. Im übrigen 
ist die Ehrenhaftigkeit innerer und äusserer Politik selbst 
ein wesentlicher Machtbestandtheil , und dass ein Stat mit < 
der Unehrenhaftigkeit auf die Dauer auch seinen eigenen 
'Bestand untergräbt, ist nur die Folge innerer Logik des 
politischen Lebensprozesses. So wenig wie ein Stat auf 
die Länge den nationalen Wirthschaftsinteressen dadurch 
dienen kann dass er an der Verarmung anderer Nationen 
arbeitet; so wenig kann es auf die Länge sein Wohl 
fördern sich mit der politischen Desorganisation anderer 
Staten zu beschäftigen und aus der Erniedrigung anderer 
Nationen den verächtlichen Massstab für das Selbstgefühl 
der eigenen zu verfertigen. Neid und Missgunst, an und 
für sich nur ein Zeichen der Schwäche, können niemals 
zu Triebfedern einer Politik werden auf die eine Nation 
berechtigt ist stolz zu sein und mit der sie sich selbst er- 
heben kann. Auf scheinbare Erfolge in beschränkten Zeit- 
räumen kommt es dabei nicht an. Eine Statskunst welche 
sich mit diesen zufrieden gibt, ist immer nur eine niedere, 
und stets ist es die fernere Zukunft welche über den 
wahren Werth derselben und der Statsmänner die sie be- 
treiben zu Gerichte sitzt. Und auch nicht was sie für die 
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eigene Nation, sondern was sie durch diese für die sitt- 
liche und intellektuelle Erhebung der Menschheit leistet, 
ist dabei die Frage. 

Das Machtsystem der heutigen zivilisirten Welt — und 
mit diesem in seiner ganzen Ausdehnung hat es der Stats- 
mann im höheren Sinne des Wortes zu thun — stellt -uns, 
wie schon angedeutet; auf der einen Seite Russland, auf 
der anderen Amerika , für jetzt vertreten durch die Ver- 
einigten Staten, und zwischen diesen beiden Aussenmächten 
die europäische Statengruppe dar, in deren Kulturkreis 
Ruasland so wenig wie Amerika gerechnet werden kann. 
Beide Aussenmächte bewegen sich nach eigenthümlichen 
Bedingungen in Kulturrichtungen, denen Europa, ohne sich 
selbst aufzugeben, nicht folgen kann. Die sogenannte 
orientalische Frage in ihrer weiteren kulturhistorischen Be- 
deutung ist eine Territorial- und Grenzfrage für zwei 
Kulturgebiete. Ob die Länder der heutigen Türkei, gleich- 
viel ob unter osmanischer oder anderer Herrschaft, in den 
europäischen oder russischen Kulturkreis gezogen werden 
sollen, — das ist der wahre Inhalt der orientalischen Frage. 
Die Möglichkeit russischer Herrschaft am Bosporus und 
in der Dardanellenstrasse liegt der Gegenwart nahe; die 
einer amerikanischen Herrschaft auf den britischen Inseln, 
zunächst in Irland, scheint noch zu den Ausgeburten einer 
kranken politischen Phantasie zu gehören, — und doch 
würde jene mit der Zeit diese zur sicheren Folge haben. 
So gut wie Europa in Amerika Besitzungen gehabt hat 
und noch hat, kann einmal später Amerika in Europa Be- 
sitzungen haben. Dass Kolonien die Herrschaft über ihre 
Mutterländer erlangen, ist nicht ganz neu in der Welt- 
geschichte. Und so gut wie Amerika einmal in Japan mit 
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Ru£is]and zusammenstossen wird; so gut kann^te4n'Grö68^ 
britanien und Irland mit demselbien izueanimensiosden.' ■ 
Obschon unter sicL in vielfachen Ge^ensSLtieH; blei1>t 
den Gliedern der europäischen Gruppe 'zwischen den beiden 
besonders gearteten Aussenmächten, welche -als' Extreme 
sich anziehen bis sie sich berühren und abstosüFen w4rd^n, 
eine durch Natur und Kultur bedingte Gem^iRS^mfeeit^'des 
Lebens. Amerika und Russland sind Mächte *von dei^ höch-> 
sten Bedeutung flir den weiteren Verlauf der Geschiöhte 
des Menschengeschlechtes« Aber bis jetzt scheint in dieö^ni 
Verlaufe Europa zwischen ihnen doch seine besondere und 
bleibende Kulturmission zu haben) und an seine historische 
Abdankung, von welcher zu beiden Seiten ausserhalb sühok 
recht vernehmlich die Rede gewesen ist, hat ee -solbsi; dc^ch 
noch keinen zureichenden Grund zu glauben. In Russland 
versteht ma.n seine eigene Stellung sehr gut^ wenn man den 
^^Occidentalismus^^ als ein fremdes Kulturprinzip abzuhalten 
sucht und die „Westlichen" oder ;,Europäer" als eine anti^ 
nationale Partei betrachtet. Für Russland gibt es in» Wahr- 
heit keine orientalische sondern eine oceidentalisehe' Fragä. 
Für Amerika, auf der anderen Seite, gehört das euro-« 
päische Leben schon zum alternden Orientalismus, und 
durch die Monroe-Doktrin sieht sich auch politisch Europa 
aus Amerika verwiesen. So behauptet Russland und be- 
hauptet Amerika dass Europa bei ihnen nichts zu schaffen 
habe. Unterdessen aber amerikanisirt sich England täglich 
mehr und der Kontinent hat Elemente welche der Russi- 
fizirung jedenfalls nicht feindlich gegenüberstehen. Fast 
scheint es demnach als müsse man befürchten dass Europa 
bestimmt sei zum Schlachtfelde für auswärtige Kulturinter- 
essen herabzusinken, statt in der Fortfuhrung eigener 
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höherer Kultur die Lösung ihres Gegensatzes zu vollziehen. 
Es ist die Aufgabe europäischer Machtpolitik unser Staten- 
system auf 'der Höhe eigenen Lebens zu erhalten^ und innere 
Gegensätze sollten dagegen zurücktreten. 

Der Gedanke einer Föderation der Vereinigten Staten 
von Europa ist zwar nach seiner Entstehung eine demo- 
kratisch-republikanische Phantasie, welche, insofern sie in 
ihrer bestimmteren Gestalt ein Erzeugniss des schon ein- 
gedrungenen Amerikanismus ist, nicht der eigenen und 
selbständigen europäischen Lebensentwickclung angehört. 
Es ist aber in dem Gedanken ein kulturhistorisches Be- 
dürfniss zum Ausdrucke gelangt, welches von der grossen 
Politik nicht übersehen werden darf, und dessen Gering- 
schätzung dem Eindringen fremder Kulturprinzipien, fremden 
Einflusses, fremder Macht und fremder Gestaltungen den 
Weg bahnen würde. Die Staten des europäischen Sjstemes 
befinden sich in vielen wichtigen Beziehungen zwischen 
Russland und den Vereinigten Staten von Amerika in der 
Stellung Griechenlands zwischen Macedoniens und Rom. 
Wer kann voraussehen ob ihnen nicht auch das Schicksal 
Griechenlands bestimmt ist? — So lange sie aber sich 
nicht selbst aufgeben, muss der entscheidende Gesichts- 
punkt ihrer Politik der sein, dieses Schicksal von sich ab- 
zuhalten. 
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